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Geleitwort 
von 

Wolfgang Clement 

Das Verhältnis zwischen Niederländern und Deutschen hat sich 
seit dem Zweiten Weltkrieg und der deutschen Besatzungszeit 
1940-45 stetig verbessert. Das ging nicht von Anbeginn so und 
auch nicht ohne Rückschläge vonstatten, und es ging auch nicht 
auf allen Ebenen der Beziehungen beider Länder gleichmäßig 
schnell. So funktionierte vor allem die wirtschaftliche Zusammen­
arbeit relativ rasch wieder, während die Politik sich zunächst 
schwer tat, dann aber über den europäischen Einigungsprozeß und 
das atlantische Bündnis zu einer soliden Partnerschaft kam. Da 
aber, wo Politik und die individuelle Gefühlsebene der Menschen 
zusammentreffen, dauerte es über vierzig Jahre, bis es zu einer 
wirklichen „Entspannung" kam. Die Wunden des Zweiten Welt­
kriegs sind in den Niederlanden unterschiedlich verheilt. In der 
zweiten, ja sogar dritten Nachkriegsgeneration zeigt sich immer 
wieder, wie sehr sie die kulturelle Identität unserer westlichen 
Nachbarn beeinflussen. 

Eine „schichtenweise" Normalisierung der deutsch-niederlän­
dischen Nachkriegsbeziehungen nennt Friso Wielenga, der Leiter 
des Zentrums für Niederlande-Studien in Münster, diese Entwick­
lung, die im Zuge des europäischen Einigungsprozesses und durch 
die Ostorientierung der niederländischen Außenpolitik seit 1994 
eine neue, starke Dynamik erhalten hat. Das Interesse der Nieder­
lande richtet sich seitdem zunehmend auf uns als Nachbarn im 
Osten. Und das sind in erster Linie wir in Nordrhein-Westfalen als 
nächste Nachbarn. Wir haben schon jetzt in Wirtschaft, Verwal­
tung, Politik und Kultur enge Verbindungen mit den Niederlan­
den und wollen diese ausbauen. Denn mit dem europäischen Eini­
gungsprozeß bekommen die bilateralen Beziehungen zwischen den 
Niederlanden und Nordrhein-Westfalen in jeder Hinsicht eine 
neue Qualität. Wir leben rund um Scheide, Maas und Rhein in 
einer europäischen Region, in der die nationalstaatlichen Grenzen 
immer mehr ihre Bedeutung verlieren. Diese „Narben der Ge-
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schichte" zwischen Nordrhein-Westfalen und den westlichen 
Nachbarn Niederlande, Belgien und Luxemburg verblassen und 
die Gemeinsamkeiten in Kultur, Politik, Wirtschaft und Verkehr 
treten in den Vordergrund. Die Dynamik der Integration sucht 
ihresgleichen in Europa. Hier leben 40 Millionen Menschen, die 
bei aller kulturellen Eigenständigkeit der Länder und Staaten eine 
große Bandbreite an Gemeinsamkeiten, an kulturellen und sozia­
len Grundwerten und ein gemeinsames Interesse an Wettbewerb in 
guter Nachbarschaft haben. 

Hier, zwischen Den Haag, Brüssel, Luxemburg, Düsseldorf und 
- natürlich auch - Paris, wird konkret an der zukünftigen Gestalt 
Europas gebaut. In dieser Region steckt eine erhebliche Kraft und 
ein enormes Entwicklungspotential, das wir uns auf dem Weg in 
die Wissensgesellschaft gemeinsam zunutze machen sollten. Dabei 
gehört es zu unseren wichtigsten Aufgaben, vor allem junge Men­
schen nach besten Kräften für die Welt von morgen zu qualifizie­
ren und zu befähigen. Das Lernen im internationalen Umfeld ist 
die beste Voraussetzung für die Suche nach den besten Erfahrun­
gen, den besten Lösungen, dem besten Know-how in Europa. Die 
Chance, daß Mehrsprachigkeit, internationales Lernen und Studie­
ren, daß Toleranz für die junge Generation selbstverständlich 
wird, ist hier in der „Euro-Rhein-Region" greifbar nahe. Weltweit 
ist keine Region besser mit Schulen, Hochschulen und Kulturein­
richtungen ausgestattet als die um Scheide, Maas und Rhein. Welt­
weit sucht die Vielfalt der Sprachen und Kulturen auf so engem 
Raum ihresgleichen. Unser Ziel ist es, die Schulen, Hochschulen 
und Kultureinrichtungen noch enger miteinander zu verflechten. 
Diesem Ziel nähern wir uns mit großen Schritten. Das läßt sich an 
den Knotenpunkten der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
wie dem Zentrum für Niederlande-Studien in Münster und den 
Deutschland-Instituten in Amsterdam und Antwerpen gut ablesen. 

Das Buch von Friso Wielenga ist ein wichtiger Beitrag zum 
gegenseitigen Verstehen zwischen Niederländern und Deutschen. 
Es schließt eine Wissenslücke im beiderseitigen Miteinander und 
ist gleichzeitig ein Dokument für die neue Qualität der Zusam­
menarbeit in unserer gemeinsamen europäischen Region: Die de­
taillierte Geschichtsschreibung über das Verhältnis zweier Nach­
barn, die sich zunächst den Rücken zuwandten, sich aber im Laufe 
der Jahre immer enger mit einander verflochten und die Zusam­
menarbeit verstärkt haben. Dieses Buch ist bereits in den Nieder-
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landen und in niederländischer Sprache erschienen und liefert da­
mit einen Beitrag zur Verständigung auf beiden Seiten der Grenze. 

Ich wünsche diesem Buch, daß es große Verbreitung findet. 
Wir müssen noch viele solcher Wissenslücken schließen. Nicht nur 
bei uns und in den Niederlanden, sondern auch zwischen uns und 
unseren Nachbarn in Belgien und Luxemburg. Auch dort gibt es 
viel zu vieles, was wir noch nicht von- und übereinander wissen. 
Ich wünsche mir, daß mit dem Interesse der Nachbarn aneinander 
auch das Verständnis füreinander wächst. Denn wir, in dieser eng 
verflochtenen europäischen Region an Rhein, Maas und Scheide, 
sind geradezu prädestiniert, europäische Werte und Orientierun­
gen zu entwickeln, mit Leben zu erfüllen und zum Motor der 
europäischen Integration zu werden. Dazu müssen wir alle Mög­
lichkeiten des gemeinsamen Handelns ergreifen, damit wir fortan 
nicht mehr mit dem Rücken zueinander stehen, sondern gemein­
sam in eine gute europäische Zukunft gehen. 

Wolfgang Clement 
Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen 
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1 

Einleitung 

„Im Schatten Deutschlands", „Argwohn und Profit", „West­
deutschland: notwendiger Partner": Bereits eine kleine Auswahl 
der Buchtitel über das deutsch-niederländische Verhältnis seit 1945 
verweist auf die Spannung, die die Beziehungen zwischen diesen 
beiden „ungleichen Nachbarn" kennzeichnet.1 Dafür gibt es zahl­
reiche Beispiele, und es ist leicht möglich, diejenigen aufzuzählen, 
die aus niederländischer Sicht auf ein problematisches Verhältnis 
hindeuten. Um nur einige zu nennen, die noch frisch im Gedächt­
nis sind: 1993 veröffentlichte das Institut Clingendael die Ergeb­
nisse einer Befragung über das Deutschlandbild niederländischer 
Jugendlicher, aus denen eine sehr negative Haltung gegenüber 
Deutschland und den Deutschen sprach. Im selben Jahr erhoben 
die Niederlande massenhaft ihren »wütenden* Zeigefinger in einer 
Postkartenaktion nach einer Welle rassistisch motivierter An­
schläge auf Ausländer in Deutschland. Als ein Jahr später die Kan­
didatur des niederländischen Ministerpräsidenten Ruud Lubbers 
für den Vorsitz der Europäischen Kommission u.a. an einem Veto 
Bundeskanzler Kohls scheiterte, reagierten die Niederlande zwar 
nicht wütend, aber fühlten sich doch ungerecht behandelt. Und 
daß kurz zuvor ausgerechnet ein deutscher Konzern die Mehrheit 
an dem Flugzeughersteller Fokker, dem Stolz der nationalen Indu­
strie, erworben hatte, hatte den niederländischen Seismographen 
bereits in heftige Schwingungen versetzt. Über diese und andere 
Aspekte der deutsch-niederländischen Beziehungen wurde in der 
ersten Hälfte der neunziger Jahre viel diskutiert und veröffent­
licht.2 Wie weit verbreitet und wie tief verwurzelt waren die anti­
deutschen Gefühle der Niederländer? Welche Erklärung gab es für 
die niederländische Empfindlichkeit gegenüber Deutschland? 
Wurde das Verhältnis noch immer vom Trauma der Besatzungszeit 
des Zweiten Weltkriegs überschattet? Oder war alles nicht so 
dramatisch, und mußte man in den Spannungen hauptsächlich 
einen Ausdruck normaler ambivalenter Gefühle eines kleinen 
Landes gegenüber seinem größeren und mächtigeren Nachbarn 
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sehen? Die Antworten auf diese Fragen fielen unterschiedlich aus, 
aber der Tenor der Diskussion lautete, daß in den Niederlanden 
ein hartnäckiges antideutsches Ressentiment vorherrschte. 

Dies ist auch das dominierende Bild der deutsch-niederländi­
schen Beziehungen seit 1945. Sucht man nach einer Bestätigung 
dieses Bildes, dann kann man die oben genannte Reihe der Bei­
spiele tatsächlich ohne große Mühe mit Zwischenfällen und Span­
nungen aus der gesamten Nachkriegszeit ergänzen. Die Folge wäre 
aber, daß die problematischen Aspekte vergrößert würden und ein 
ungenügend differenziertes und zu wenig vielfältiges Bild der 
bilateralen Beziehungen entstünde. Um einer solchen Einseitigkeit 
zu entgehen, bedarf es einer Analyse des deutsch-niederländischen 
Verhältnisses, in der politische, ökonomische und psychologische 
Aspekte ebenso wie Facetten der politischen Kultur und der inter­
nationalen Beziehungen in ihrem wechselseitigen historischen 
Zusammenhang präsentiert werden. Allein dadurch gewinnt man 
Einsicht in die komplexe Struktur der bilateralen Beziehung, in 
der parallele und divergierende Interessen, Annäherung und Di­
stanz, Normalisierung und dauerhafte Ambivalenz nebeneinander 
existieren. Nur durch einen solchen Zugriff erkennt man die vie­
len Facetten des Bildes von Deutschland und den Deutschen, den 
Zusammenhang zwischen Bildformung und Politik sowie das 
Ausmaß, in dem Zwischenfälle ein Ausdruck tieferliegender Span­
nungen sind. 

Die vorliegende Studie hat sich eine solche Analyse der Ent­
wicklung der deutsch-niederländischen Beziehungen von 1945 bis 
zur Gegenwart zum Ziel gesetzt. Im Mittelpunkt steht die Ent­
wicklung und Periodisierung des bilateralen Normalisierungs­
prozesses nach dem Tiefpunkt des Verhältnisses in den Jahren 
1940-1945. Unter Normalisierung der Beziehungen wird dabei 
nicht nur die Lösung der aus dem Krieg stammenden bilateralen 
Probleme oder die Verbesserung des politisch-psychologischen 
Klimas nach den für die Niederlande traumatischen Kriegserfah­
rungen verstanden. In den deutsch-niederländischen Beziehungen 
ging es nach 1945 um mehr als nur die Verminderung der Span­
nungen, die mit der Besatzungszeit zusammenhingen. Schließlich 
hatte auf .der internationalen Ebene durch den Kalten Krieg und 
die Gründung der Bundesrepublik 1949 eine Entwicklung hin zu 
einem bundesgenossenschaftlichen Verhältnis eingesetzt, und dies 
implizierte den psychologischen Druck, einen Status zu erreichen, 
den man als Normalisierung-/?/#s bezeichnen könnte: Der ehemali-
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ge Feind mußte als Partner in der atlantischen und europäischen 
Gemeinschaft akzeptiert werden. Dasselbe galt für die Wirtschafts­
beziehungen. Auch hier war Annäherung und Zusammenarbeit er­
forderlich, weil sich bereits früh herausstellte, daß für einen nie­
derländischen Wiederaufbau die Wiederherstellung der Wirt­
schaftsbeziehungen zu Deutschland von zentraler Bedeutung war. 
Dies machte die Normalisierung zu einem komplizierten Prozeß 
auf verschiedenen Ebenen: Auf dem Feld der Wirtschafts- und 
Sicherheitspolitik verwiesen vitale niederländische Interessen auf 
die Notwendigkeit der Normalisierung, und dort steuerte man 
bereits kurz nach 1945 auf eine Annäherung zu. Bereits 1950 war 
Deutschland wieder der wichtigste Handelspartner der Nieder­
lande, und 1955 wurde die Bundesrepublik mit niederländischer 
Unterstützung in die NATO aufgenommen. Die Normalisierung 
der bilateral-politischen und vor allem der psychologischen Bezie­
hungen verlief dagegen viel langsamer. Erst 1960 wurden die lang­
wierigen und mühsamen Verhandlungen über die aus dem Krieg 
herrührenden finanziellen und territorialen Fragen zu einem Ende 
geführt, und danach dauerte es noch drei Jahre, bis diese sogenann­
te Generalbereinigung ratifiziert wurde. Die Krönung dieser bi­
lateral-politischen Normalisierung in Form eines Staatsbesuchs des 
deutschen Bundespräsidenten hielt die niederländische Regierung 
bis 1969 für verfrüht. Dies deutet bereits darauf hin, daß die Ver­
besserung des psychologischen Verhältnisses ein Prozeß von noch 
viel längerer Dauer war. 

Diese ,schichtweise* Normalisierung der deutsch-niederländi­
schen Nachkriegsbeziehungen mit ihren unterschiedlichen Ebenen 
und Geschwindigkeiten steht im Mittelpunkt der vorliegenden 
Studie. Das Kriterium für ein normalisiertes Verhältnis liegt dabei 
nicht im Fehlen von Spannungen - auch Bündnisbeziehungen 
schließen sachliche Gegensätze oder Interessenkonflikte ja nicht 
aus. Von Bedeutung ist dagegen die Frage, bis wann, in welchem 
Ausmaß und auf welchen Gebieten der Faktor des Zweiten Welt­
kriegs das Verhältnis in den Nachkriegsjahrzehnten beeinflußte. 
Welche Grundlagen hatte die niederländische Deutschlandpolitik 
nach 1945? Welche materiellen und immateriellen Forderungen 
brachten die Niederlande vor, um Genugtuung für den Schaden 
der Besatzungszeit zu erhalten, und wie erfolgreich war Den Haag 
bei ihrer Durchsetzung? Betrachtete man die Bundesrepublik 
schon bald als ein ,neues* Deutschland, demokratisch und friedlie­
bend? Oder dominierten in der Bildformung noch lange alte Wahr-
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nehmungsmuster, deren wichtigste Faktoren Mißtrauen und 
Wachsamkeit waren? Und schließlich: Wie ist im Jahre 2000, 55 
Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, das deutsch-nieder­
ländische Verhältnis zu charakterisieren? 

Diese Fragen zeigen, daß die Betrachtung der niederländischen 
Seite den Schwerpunkt der vorliegenden Studie bildet. Das ist auch 
insofern naheliegend, als die Beziehung durch Asymmetrie gekenn­
zeichnet ist: In der niederländischen Außenpolitik nach 1945 
nahm Deutschland aufgrund seiner jüngeren Geschichte, seiner 
Größe, Lage und seines politisch-ökonomischen Gewichts vielfach 
eine Schlüsselposition ein, während es umgekehrt nur um die 
Beziehungen zu einem der kleinen Nachbarländer ging. In den 
niederländischen Ministerien, im Kabinett, im Parlament und in 
den Medien hat man in den Nachkriegsjahrzehnten den Beziehun­
gen zu Deutschland vielfältige und intensive Aufmerksamkeit 
gewidmet, während auf deutscher Seite die Niederlande nur eine 
bescheidene Rolle spielten und oft in einem Atemzug mit den 
anderen Benelux-Staaten genannt wurden. Trotz dieser Asymme­
trie hatte auch die Bundesrepublik ein Interesse an den Beziehun­
gen zu den Niederlanden. Erstens wurde die Wiederherstellung des 
deutschen Ansehens in der Nachkriegszeit in der westlichen Ge­
meinschaft durch die Art und Weise mitbestimmt, in der Bonn die 
Normalisierung der bilateralen Beziehungen mit den ehemaligen 
Feinden inhaltlich gestaltete. Zweitens hatte Den Haag explizite 
Vorstellungen über die Integration der Bundesrepublik in den 
Westen, und obwohl der niederländische Einfluß auf diesen Pro­
zeß durchgehend gering war, mußte Bonn dies berücksichtigen. 
Drittens ging es in der Wirtschaftsbeziehung und später auch in 
der engen Währungsbeziehung auch um deutsche Interessen, und 
obwohl die Niederlande die wirtschaftliche Verflochtenheit stär­
ker spürten, darf man die Bedeutung der Niederlande für Deutsch­
land auf dieser Ebene nicht unterschätzen. Ein anderer Grund für 
die Betrachtung der deutschen Haltung zu den Niederlanden liegt 
darin, daß bilaterale Beziehungen nur in Form einer Wechsel­
wirkung Gestalt annehmen und daß ohne Einblick in die deutsche 
Politik und die deutsche Bildformung eine Analyse der niederlän­
dischen Seite nur eingeschränkt möglich wäre. Wie wurde in deut­
schen politischen und diplomatischen Kreisen das niederländische 
Kriegstrauma wahrgenommen, und war dieses Bild zutreffend? 
Auf welche Weise versuchte die Bundesrepublik, sich als das ,neue* 
Deutschland zu präsentieren? Führte das bundesdeutsche Interesse 
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an einer Normalisierung zu einer entgegenkommenden Haltung 
bei der Lösung der aus dem Krieg herrührenden bilateralen Fra­
gen? Wie verlief aus deutscher Perspektive der Normalisierungs­
prozeß? 

Das wissenschaftliche und öffentliche Interesse an den deutsch­
niederländischen Beziehungen hat in den letzten Jahren stark 
zugenommen. Überblickt man die Literatur zu diesem Thema, 
fällt allerdings auf, daß eine Untersuchung über die bilateralen 
Beziehungen von 1945 bis zur Gegenwart bis jetzt fehlt. Horst 
Lademacher schlägt in seinem Buch „Zwei ungleiche Nachbarn" 
einige große Bögen aus dem neunzehnten ins zwanzigste Jahrhun­
dert, beschränkt sich aber hinsichtlich der Nachkriegsjahrzehnte 
hauptsächlich auf die ersten Jahre nach 1945. Die Studie von Henri 
Beunders und Herman Seher, „Argwaan en profijt" (Argwohn und 
Profit), erstreckt sich zwar über den Zeitraum 1945-1981, hat 
jedoch eher den Charakter einer Aufsatzsammlung zu verschiede­
nen Aspekten der Beziehungen als einer integralen Analyse und 
beruht außerdem hauptsächlich auf veröffentlichen Quellen. Aus­
führlich untersucht wurde bisher nur das erste Nachkriegsjahr­
zehnt. Melchior Bogaarts und Herman Schaper publizierten Arbei­
ten über die niederländischen territorialen Forderungen an 
Deutschland in der zweiten Hälfte der vierziger Jahre.3 Über die 
niederländische (und belgische) Sicherheitspolitik in der Früh­
phase der europäischen und atlantischen Zusammenarbeit liegt die 
Dissertation von Cees Wiebes und Bert Zeeman vor.4 1954 er­
schien die immer noch lesenswerte Dissertation von J. Wemels-
felder über die deutsch-niederländischen Wirtschaftsbeziehungen 
in den ersten Jahren nach 1945, und schließlich veröffentlichte der 
Verfasser der vorliegenden Studie eine Monographie über das 
bilaterale Verhältnis zwischen 1949 und 1955.5 Über die Beziehun­
gen in den folgenden Jahrzehnten liegt dagegen viel weniger Litera­
tur vor; der Ertrag beschränkt sich auf einige Studien über Einzel­
aspekte des Verhältnisses und eine Reihe von Aufsätzen.6 

Es bedarf einer breiten niederländischen und deutschen Quel­
lenbasis, um diese Lücke zu füllen und die oben gestellten Fragen 
zu beantworten. Mit Blick auf die niederländische Seite geht es 
dabei um Material, das Aussagen über die niederländische Deutsch­
landpolitik in ihren verschiedenen Facetten, über das Ausmaß des 
Konsenses über diese Politik und über die Entwicklung der Wahr­
nehmungsmuster auf der Ebene der Politik, in den Medien und bei 
der Bevölkerung ermöglicht. Für die Analyse der Politik wurden 
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vor allem das Archiv des Außenministeriums, Kabinettsprotokolle 
sowie Parlamentsakten verwendet. Als besonders günstig erwies 
sich dabei die gute Zugänglichkeit des Archivs des Außenministeri­
ums, wo ohne nennenswerte Einschränkungen alle gewünschten 
Akten aus der gesamten Nachkriegszeit eingesehen werden konn­
ten. Dieses Material wurde stets ergänzt durch Betrachtungen aus 
der Tages- und Wochenpresse sowie die Ergebnisse von Meinungs­
umfragen. Auf deutscher Seite war die Zugänglichkeit diplomati­
scher und politischer Quellen beschränkter, da in der Bundesre­
publik Regierungs- und Behördenarchive grundsätzlich erst nach 
dreißig Jahren für die Forschung zugänglich sind. Demzufolge 
konnte Material des Auswärtigen Amts nur bis ungefähr Mitte der 
sechziger Jahre eingesehen werden. Teilweise wurde das Fehlen 
deutscher Primärquellen aus den folgenden Jahren durch Pressema­
terial, Politikermemoiren7 sowie durch indirekte Verweise auf die 
deutsche Haltung im Archiv des niederländischen Außenministeri­
ums aufgefangen. 

Darüber hinaus muß auf Einschränkungen anderer Art hin­
gewiesen werden. In erster Linie geht es in dieser Studie um die 
Beziehungen zur Bundesrepublik Deutschland, während auf das 
Verhältnis zur DDR nur beiläufig eingegangen wird.8 Angesichts 
der Fragestellung liegt das auf der Hand: Für die Niederlande (und 
die anderen westlichen Staaten) war die Bundesrepublik sowohl 
Rechtsnachfolgerin des Deutschen Reichs als auch Partner in der 
europäischen und atlantischen Gemeinschaft. Dagegen nahm man 
den anderen deutschen Staat lange Zeit nur als Bestandteil des 
osteuropäischen Machtblocks wahr. Er spielte in der niederlän­
dischen Außenpolitik nie eine bedeutende Rolle. Dies zeigte sich 
auch in der Benennung: »Bundesrepublik*, »Westdeutschland* und 
»Deutschland* wurden für den westdeutschen Staat gleichrangig 
verwendet. Diesem Sprachgebrauch schließt sich die vorliegende 
Studie an. Eine zweite Einschränkung ergibt sich ebenfalls aus der 
Fragestellung. In dieser Untersuchung über die Normalisierung 
der Beziehungen nach 1945 war es unmöglich, alle Aspekte des 
Verhältnisses über den Zeitraum eines halben Jahrhunderts dar­
zustellen. So wichtig z.B. die Wirtschaftsbeziehungen bis heute 
sind, so endet deren Analyse doch in dem Augenblick, in dem ihre 
Normalisierung als abgeschlossen betrachtet werden kann.9 Diese 
Einschränkung beinhaltet auch, daß bilaterale Angelegenheiten 
wie die Rheinschiffahrt, Verkehr und Umwelt nicht behandelt 
werden. Schließlich bleibt auch das wechselseitige Bild von dem 
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anderen in der Romanliteratur, im Film und in Schulbüchern 
außerhalb der Betrachtung. Gewählt wurde ein politischer Blick­
winkel mit drei Schwerpunkten: die niederländische Sicht der 
deutschen Frage und der Stellung Deutschlands in der europäi­
schen und atlantischen Gemeinschaft (Teil 1), die politische Bezie­
hung zwischen Den Haag und Bonn, sofern sie sich auf Nach­
wirkungen des Zweiten Weltkriegs bezog (Teil 2) und die Ent­
wicklung der politisch-psychologischen Beziehungen (Teil 3). 

19 





TEILI 

EUROPÄISCHE SICHERHEIT 
UND 

DEUTSCHE FRAGE 1945-1990 





2 

Die Niederlande, das besiegte Deutschland und 
die Großmächte 1945-1949 

Einleitung 

„Unsere Lage bestimmt uns dazu, ein Verbindungsglied zu sein ... 
zwischen Deutschland und dem überseeischen Verkehr und auch 
selbst mit Deutschland eine ausgedehnte Ein- und Ausfuhr zu 
unterhalten. So fordert auch das Interesse Europas und insbesonde­
re das unseres eigenen Landes, daß Deutschland sich erholen kann 
und wieder eingeschaltet wird. Wirtschaftlich eingeschaltet, in der 
Hoffnung, daß es auch geistig wieder einzuschalten sein wird." 
Dies schrieb Willem Drees, der 1940-41 als Geisel im KZ Buchen­
wald interniert und danach ein führender sozialdemokratischer 
Widerstandskämpfer war, 1943-44 in Amsterdam im Untergrund 
über die niederländische Politik gegenüber dem Deutschland der 
Nachkriegszeit.1 Mit großer Nüchternheit plädierte der spätere 
Sozialminister (1945-48) und Ministerpräsident der Niederlande 
(1948-58) für eine gemäßigte alliierte Politik gegenüber Deutsch­
land, wenn es einmal besiegt sei. Natürlich müsse der deutsche 
Militarismus endgültig ausgeschaltet werden, NS-Verbrecher müß­
ten bestraft werden, und Deutschland müsse einen Teil der 
Kriegsschäden ersetzen. Gleichzeitig dürften die alliierten Sieger 
aber nicht denselben Fehler wie nach dem Ersten Weltkrieg ma­
chen, und dies bedeute: keine astronomisch hohen Reparationsver­
pflichtungen, keine umfänglichen territorialen Veränderungen, 
sondern Aufnahme Deutschlands in die normalen Beziehungen der 
internationalen Gemeinschaft und nach einer Übergangszeit auch 
wieder die Zuerkennung einer gleichberechtigten Stellung. Es sei 
niemandem damit gedient, wenn das deutsche Volk durch schwere 
Bestrafung zu „völliger Verzweiflung" getrieben werde. Nach dem 
Krieg, so der spätere Ministerpräsident, werde es sicher eine ver­
ständliche antideutsche Stimmung in der niederländischen Bevöl­
kerung geben, aber Drees warnte vor Rachemaßnahmen gegen das 
deutsche Volk als Ganzes und wies die Vorstellung einer Kollek-
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tivschuld zurück. Trotz des Terrors der Besatzungsjahre dürfe 
man nicht vergessen, daß Hitler bei freien Wahlen in der Endphase 
der Weimarer Republik nie eine Mehrheit der Wählerstimmen 
bekommen habe und auch im eigenen Land Hunderttausende zur 
Emigration gezwungen, in Konzentrationslager gesperrt habe oder 
habe ermorden lassen. 

Bei der Befreiung der Niederlande im Mai 1945 war die Bevöl­
kerung für solch differenzierte Überlegungen nur begrenzt auf­
nahmefähig. Nach fünf Jahren Besatzung, Erniedrigung und Ter­
ror, ungefähr 250.000 Toten und einem geschätzten Schaden von 
25,75 Milliarden Gulden waren die Niederlande 1945 beinahe 
einstimmig »antideutsch*. Deutsche - das waren die Nazis und die 
,Moffen', und nur langsam sollte Raum für einen anderen Blick 
über die Ostgrenze entstehen. Bestrafung Deutschlands und der 
Deutschen, große Schadenersatzforderungen, Annektierung deut­
scher Gebiete, Ausweisung aller Deutschen aus den Niederlanden 
und die Abschaffung des Deutschunterrichts: Solche Forderungen 
paßten besser in das Klima der ersten Nachkriegsjahre als Drees* 
vernünftige Warnungen vor einer harten Politik. 

Gleichzeitig waren sich aber viele darüber im klaren, daß eine 
schwere wirtschaftliche Bestrafung Deutschlands nicht im nieder­
ländischen Interesse lag und daß die Wiederherstellung der Han­
delsbeziehungen der Vorkriegszeit unverzichtbar für den nieder­
ländischen Wiederaufbau war.2 „Sind Sie der Meinung, daß unser 
Land wie vor dem Krieg wieder viel Handel mit Deutschland 
treiben und wirtschaftlich zusammenarbeiten soll, oder sollen wir 
dies nicht tun?" Diese Frage stellte das Meinungsforschungsinstitut 
NIPO Anfang 1947 im Rahmen einer Untersuchung über die 
Haltung der niederländischen Bevölkerung zu Deutschland. „Ja, 
Geschäfte machen", antworteten 77% der Befragten, während 11% 
„Nein" und 12% „Weiß nicht" zu Protokoll gaben.3 In derselben 
Untersuchung wurde gefragt, ob man dem deutschen Volk 
„freundlich" oder „unfreundlich" gesinnt sei. Hierauf antworteten 
29%, daß sie dem deutschen Volk freundlich und 53%, daß sie ihm 
unfreundlich gegenüberstehen würden.4 Die Antworten auf beide 
Fragen lassen einen deutlichen Unterschied erkennen zwischen der 
noch sehr großen Aversion gegenüber Deutschland einerseits und 
andererseits der Bereitschaft, auf wirtschaftlichem Gebiet zu der 
früheren Orientierung auf den östlichen Nachbarn zurückzukeh­
ren. Selbst die Niederländer, die am ungünstigsten über Deutsche 
urteilten, sprachen sich mehrheitlich (66%) für die Wiederauf-
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nähme der deutsch-niederländischen Wirtschaftsbeziehungen aus.5 

Selbstverständlich bedeutete diese Stimmung keinen »Blanko­
scheck* für den deutschen Wiederaufbau. Man hoffte, einen Rah­
men zu schaffen, in dem „eine gesunde Wirtschaft der Deutschen 
sozusagen ungefährlich blühen konnte".6 So ließ eine große Mehr­
heit der niederländischen Bevölkerung sich von der nüchternen 
Kaufmannswahrheit leiten, daß Freundschaft und Handel nicht 
zusammengehören müssen. „Ein Geschäft ist ein Geschäft, auch 
wenn der Teufel der Partner ist", hat Hermann von der Dunk 
einmal mit Blick auf die niederländische Handelsmentalität fest­
gestellt.7 Für die ersten Jahre nach 1945 charakterisiert dies zutref­
fend die Einstellung gegenüber Deutschland. 

Starke antideutsche Gefühle, der Wunsch nach Bestrafung und 
Schadenersatz, die Verhinderung einer neuen deutschen Gefahr, 
aber auch das Zusteuern auf eine ökonomische Erholung Deutsch­
lands und das Bewußtsein, daß harte Friedensbedingungen nicht 
im niederländischen Interesse lagen - eine konsistente Deutsch­
landpolitik ließ sich auf der Grundlage dieser Elemente kaum 
formulieren. Außerdem konnten die Niederlande als kleiner alli­
ierter Partner auch kaum Einfluß auf die Politik der Vereinigten 
Staaten, der Sowjetunion, Großbritanniens und Frankreichs aus­
üben, die als Besatzungsmächte die oberste Autorität in Deutsch­
land bildeten. Über Fragen wie die Verwirklichung der Reparatio­
nen, Annexionsforderungen, die Rückgabe geraubter Güter und 
die Wiederingangsetzung der Wirtschaftsbeziehungen zu Deutsch­
land mußten in erster Linie die Großen Vier entscheiden. Bereits 
1945 wurde aber deutlich, daß eine gemeinsame Deutschlandpoli­
tik der Großen Vier kaum zu erwarten war, was die niederlän­
dische Stimme noch weiter schwächte. So blieb den Niederlanden 
nicht viel anderes übrig als abzuwarten, wie sich das rasch schlech­
ter werdende Ost-West-Verhältnis entwickeln und welche Folgen 
dies für Deutschland haben würde. 

1945 befand sich Den Haag also in einer besonders ungünstigen 
Ausgangssituation für die Sicherung nationaler Interessen. Die 
formulierten Ziele und Interessen liefen zu sehr auseinander, um 
in einem kohärenten Ganzen gebündelt zu werden, und es fehlte 
das politische Gewicht, um wenigstens in Teilbereichen Ziele zu 
verwirklichen. Bedeutete dies, daß die niederländische Politik in 
den Jahren 1945-1949 tatsächlich keine klare Richtung und wenig 
Erfolg hatte? Oder muß man von mehr Kohärenz ausgehen, als auf 
den ersten Blick sichtbar ist? Nahm der Einfluß der Niederlande 
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zu, als Ende 1947 die Kriegskoalition endgültig zerfiel, oder blieb 
die niederländische Stimme in der Beziehung zu den westlichen 
Großen Drei genauso schwach, wie sie vorher gegenüber den 
Großen Vier gewesen war? Und schließlich: was bedeuteten der 
einsetzende Kalte Krieg und die damit einhergehende deutsche 
Teilung für die niederländische Deutschlandpolitik? Bevor auf 
diese Fragen näher eingegangen wird, erfolgt erst eine knappe 
Übersicht über die Politik der Besatzungsmächte und die Grund­
züge der niederländischen Außenpolitik von 1945 bis 1949. 

Die internationalen Beziehungen und die 
niederländische Außenpolitik 

Mit der bedingungslosen Kapitulation des Dritten Reichs am 8. 
Mai 1945 war ein gemeinsames Ziel der Alliierten erreicht worden, 
aber zugleich rückte damit ein neues deutsches und europäisches 
Problem in den Vordergrund: Wie sollte man mit dem besiegten 
Feind umgehen? Dabei ging es nicht nur um die Festsetzung von 
Reparationen, die Demontage der (Kriegs-)Industrie, Entnazifizie­
rung, Demilitarisierung usw., sondern mindestens so wichtig war 
eine Antwort auf die Frage, ob Deutschland als Einheit behandelt 
werden und welche Grenzen dieses Nachkriegsdeutschland haben 
sollte. In engem Zusammenhang damit stand ferner die Frage nach 
der Ordnung Gesamteuropas und nach dem Platz der ost- und 
südosteuropäischen Staaten, die die russische Armee von der NS-
Herrschaft befreit hatte. Im Februar 1945 hatten die Führer der 
Alliierten, Roosevelt, Churchill und Stalin, in Jalta vorläufige 
Absprachen über die Besetzung Deutschlands in vier Zonen getrof­
fen und sowohl für Deutschland als auch für den Rest Europas die 
Grundsätze der Politik festgelegt. Hinter dieser Fassade der Ge­
meinsamkeit verbargen sich aber machtpolitische und ideologische 
Gegensätze, die im Juli 1945 auf der Potsdamer Konferenz zu 
ersten Rissen in der Kriegskoalition führten. Sie waren nicht nur 
eine Folge von Spannungen über Stalins Politik der vollendeten 
Tatsachen in Ost- und Südosteuropa und seiner Forderung nach 
einer endgültigen Festlegung der polnischen Westgrenze entlang 
Oder und Neiße. Wichtig waren auch fundamentale Gegensätze 
hinsichtlich der deutschen Reparationen. Die Sowjetunion, die der 
Krieg am schwersten getroffen hatte, hielt an den bereits in Jalta 
geforderten 10 Milliarden US-Dollar fest und stieß dabei vor allem 
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auf britischen Widerstand. Ein Kompromiß wurde erst erreicht, 
nachdem der amerikanische Außenminister James F. Byrnes vor­
geschlagen hatte, die Reparationsfrage den Behörden in den jewei­
ligen Zonen zu überlassen.8 Dieser vorläufige Beschluß stieß die 
ebenfalls in Potsdam getroffene Vereinbarung um, Deutschland als 
ökonomische Einheit zu behandeln. Schließlich durfte man anneh­
men, daß die Sowjetunion sich umfangreiche Reparationen aus der 
eigenen Zone aneignen würde, während man vor allem in der 
amerikanischen und britischen Zone eine gemäßigtere Linie verfol­
gen würde. 

Obwohl auch in den drei westlichen Zonen Unterschiede be­
standen und Frankreich im Alliierten Kontrollrat konsequent jede 
Beschlußfassung über Deutschland als Ganzes blockierte, wurde 
vor allem der Ost-West-Gegensatz bestimmend. Demokratisie­
rung, Entnazifizierung, der Aufbau einer neuen wirtschaftlichen 
und politischen Struktur - von einer gemeinsamen Politik auf 
diesen Feldern konnte von Anfang an kaum die Rede sein. Schärfe­
re Konturen bekamen die Gegensätze zwischen Ost und West ab 
September 1946, als der amerikanische Minister Byrnes für seine 
Regierung einen Kurswechsel in der Deutschlandpolitik ankündig­
te. Nicht länger sollte die Bestrafung im Mittelpunkt stehen, son­
dern Deutschland sollte der wirtschaftliche und politische 
Wiederaufbau ermöglicht werden, mit dem Ziel eines eigenen 
Platzes in der Gemeinschaft der freien Völker. Bereits zuvor hat­
ten die Vereinigten Staaten die anderen Besatzungsmächte zum 
wirtschaftlichen Zusammenschluß der Besatzungszonen einge­
laden, aber auf diesen Vorschlag reagierte nur England positiv. Mit 
der daraus resultierenden Gründung der sogenannten Bizone zum 
1. Januar 1947 begann sich die Teilung Deutschlands deutlicher 
abzuzeichnen. In demselben Jahr 1947 verschwand auch der letzte 
Rest an Gemeinsamkeit der Großen Vier im Umgang mit Deutsch­
land. Mit dem Scheitern der Konferenzen der Außenminister der 
Großen Vier in Moskau (März-April 1947) und London (Novem­
ber-Dezember) war die Kriegskoalition endgültig auseinanderge­
fallen. Damit war auch die Teilung Deutschlands unabwendbar 
geworden. Die Einführung der D-Mark durch die Westmächte im 
Juni 1948 und die Blockade Berlins durch die Sowjetunion (Juni 
1948-Mai 1949) markierten eine weitere Vertiefung der Spaltung 
zwischen Ost und West über Deutschland. Wichtiger noch waren 
die Beschlüsse der Londoner Sechs-Mächte-Konferenz von 1948, an 
der außer den westlichen Großen Drei teilweise auch die Benelux-
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Staaten teilnahmen. Auf dieser Konferenz wurde nicht nur be­
schlossen, die westlichen Besatzungszonen in das Europäische 
Wiederaufbau-Programm (Marshall-Plan) einzubeziehen, sondern 
hier fiel auch der Entschluß zur Gründung eines westdeutschen 
Staates. 

Die Niederlande befanden sich bei dieser Entwicklung in einer 
Randposition. Dies lag nicht nur an der grundsätzlich schwachen 
Stimme eines Kleinstaates oder daran, daß nur die Großen Vier für 
Deutschland Verantwortung trugen. Ebenso wichtig war, daß die 
niederländische Außenpolitik sich in den ersten Nachkriegsjahren 
in einer Übergangsphase befand, deren Ergebnis seinerseits wieder 
von den Entwicklungen der internationalen Beziehungen abhing. 
Bereits während des Krieges hatte sich gezeigt, daß die niederlän­
dische Exilregierung nicht zu der fehlgeschlagenen Neutralitäts­
politik der Vorkriegszeit zurückzukehren wünschte, sondern eine 
aktive Außenpolitik anstrebte. Dies kam u.a. in dem wiederholten 
Eintreten Außenminister van Kleffens' für ein weltumspannendes 
System von fünf oder sechs regionalen Sicherheitsorganisationen 
zum Ausdruck, das in der Nachkriegszeit geschaffen werden sollte. 
Da das Königreich der Niederlande aus Gebieten in Europa, Asien 
und der Karibik bestand, müßten die Niederlande in vier von 
diesen Pakten mitwirken. Eine zentrale Rolle sollten van Kleffens 
zufolge die Vereinigten Staaten und Großbritannien spielen, die an 
allen regionalen Organisationen teilnehmen sollten. Aus diesen 
Plänen wurde allerdings nichts. Unter Führung der Vereinigten 
Staaten steuerte man während des Krieges auf ein kollektives welt­
weites Sicherheitssystem zu, das 1945 mit der Gründung der Ver­
einten Nationen verwirklicht wurde. Für die Niederlande, die sich 
als Mittelmacht betrachteten und Mitbestimmung und einen 
entsprechenden Status in verschiedenen regionalen Pakten ange­
strebt hatten, war diese Entwicklung enttäuschend. „Was möglich 
war, wollte man nicht, und was man wollte, war nicht möglich" -
so charakterisiert der Historiker Herman Schaper die Sackgasse 
der niederländischen Sicherheitspolitik im Jahre 1945.9 

Die Ideen van Kleffens* brachten das während des Krieges 
gewachsene Bewußtsein zum Ausdruck, daß ein Bruch mit der 
Neutralität der Vorkriegszeit notwendig war. Von einer klaren 
Richtschnur für die Außenpolitik der Nachkriegszeit konnte aber 
keine Rede sein.10 Dafür fügten sich seine Pläne nicht nur zu 
schlecht in die internationale Wirklichkeit des Jahres 1945 ein, 
sondern van Kleffens' ausgesprochen atlantische Orientierung 
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stand auch im Widerspruch zu Ideen, die sich mehr auf eine euro­
päische Zusammenarbeit richteten und in den Niederlanden weit 
verbreitet waren. Alles in allem erwies sich, daß die Aufrufe zu 
einer aktiven Außenpolitik über Absichtserklärungen kaum hin­
ausgingen. Man war sich darüber im klaren, daß es nicht mehr so 
wie vor dem Krieg ging, aber konkret brachte man nicht mehr als 
vage Aussagen zustande.11 Infolgedessen fehlte es der niederlän­
dischen Außenpolitik in den ersten Jahren nach 1945 an klaren 
Konturen, und Den Haag entschied sich - trotz aller Pläne aus der 
Kriegszeit - für eine abwartende Haltung und verhielt sich ange­
sichts der wachsenden Ost-West-Spannungen neutral. Bis weit in 
das Jahr 1947 hinein klammerte sich Den Haag an die Hoffnung, 
daß die Großen Vier sich doch noch über eine gemeinsame 
Deutschlandpolitik einigen würden und der wirtschaftliche Wie­
deraufbau in einem ungeteilten Europa stattfinden könnte. Von 
einem wirklichen Bruch mit der Vorkriegspolitik konnte man in 
den ersten Jahren nach 1945 denn auch nicht sprechen; es ist eher 
die Kontinuität, die ins Auge fällt. 

Sehr viele Alternativen zu dieser abwartenden Haltung hatten 
die Niederlande übrigens nicht. Dafür waren die zukünftigen Be­
ziehungen in Europa zu ungewiß und die Möglichkeit einer 
Einflußnahme zu gering. Außerdem verfügten die Niederlande 
über keine Tradition einer aktiven Außenpolitik, und der nationa­
le Wiederaufbau, die innere politische Erneuerung und zunehmend 
auch die Kolonialfrage (Indonesien) beanspruchten alle Aufmerk­
samkeit. Mit dem Bruch zwischen Ost und West von 1947 ent­
stand allerdings eine Situation, die den Niederlanden die Gelegen­
heit bot, mit mehr Erfolg als zuvor auf der internationalen Bühne 
zu agieren. Die Beteiligung an der nun beginnenden westeuropäi­
schen Blockbildung bedeutete zugleich, daß das Ende der Sackgasse 
der niederländischen Sicherheitspolitik eingeläutet wurde. 

Am Anfang dieser Entwicklung stand die Ablehnung des Euro­
päischen Wiederaufbau-Programms (Marshall-Plan) durch die 
Sowjetunion und die osteuropäischen Länder. Dadurch wurde die 
wirtschaftliche Teilung Europas im Sommer 1947 unvermeidlich. 
Die russische Weigerung, an dem Wiederaufbau-Programm teil­
zunehmen, vergrößerte aber die Möglichkeiten der kleinen westli­
chen Länder, bei der Umsetzung dieses amerikanischen Plans 
selbst etwas einzubringen. Nach dem Historiker Albert Kersten 
kann man eine Parallele zwischen der während des Krieges von 
den Niederlanden angestrebten Stellung einer Mittelmacht und 
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dem tatsächlichen Status erkennen, den die Benelux-Länder zu­
sammen 1947-48 erwarben.12 Die »kleinen Drei* nutzten erfolg­
reich ihre Chance, indem sie im Sommer 1947 auf der Pariser 
Konferenz über den Marshall-Plan gemeinsam auftraten. Zugleich 
profilierten sie sich damit als potentieller Motor der westeuropäi­
schen Integration, und dies hielt man nicht zuletzt mit Blick auf 
die Vereinigten Staaten für bedeutsam. Schließlich konnte man 
Washington so zeigen, wie sehr die amerikanischen Wünsche hin­
sichtlich einer europäischen Zusammenarbeit ernst genommen 
wurden. Im Februar 1948 lud der britische Außenminister Ernest 
Bevin Frankreich und die Benelux-Länder ein, sich in einer westli­
chen Union zusammenzuschließen, und bei der Meinungsbildung 
über diese Einladung spielten vergleichbare Überlegungen eine 
wichtige Rolle. Ein westeuropäischer Sicherheitspakt bot den 
Niederlanden nicht nur die Möglichkeit, im Benelux-Verbund 
mehr Einfluß im Kreis der Großmächte auszuüben, sondern er 
konnte darüber hinaus das amerikanische Vertrauen in die Stärke 
Europas vergrößern. So erhob sich in Den Haag in vieler Hinsicht 
die Frage, welche Schritte auf dem Gebiet der Sicherheitspolitik 
dem amerikanischen Engagement für die europäische Sicherheit 
zugute kommen würden. Rund ein Jahr nach dem Brüsseler Pakt 
zwischen Großbritannien, Frankreich und den Benelux-Staaten 
(März 1948) bekam man mit der Unterzeichnung des Nordatlanti­
schen Vertrags am 4. April 1949 die amerikanische Sicherheits­
garantie, die man sich so sehr gewünscht hatte. 

Wirtschaftliche Erholung 

Die zurückhaltende niederländische Außenpolitik der ersten zwei 
Nachkriegsjahre bedeutete keine völlige Passivität auf der interna­
tionalen Bühne. Die drohende Entkolonialisierung Indonesiens 
forderte ein aktives Handeln, und mit Blick auf Deutschland legte 
Den Haag 1946 und 1947 wiederholt finanzielle und ökonomische 
Forderungen auf den Tisch. Ganz auf der Linie des oben zitierten 
Sozialdemokraten Drees hatte die niederländische Exilregierung in 
London bereits während des Krieges die Wiederherstellung der 
Wirtschaftsbeziehungen zu Deutschland zu einem Eckpfeiler der 
Nachkriegspolitik gemacht. Obwohl die Vorstellung von den 
Wirtschaftsbeziehungen der Nachkriegszeit vage blieb, war es 
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keine Frage, daß im Mittelpunkt dieser Pläne nicht eine strenge 
Bestrafung Deutschlands, sondern Kontrolle durch Integration 
stand.13 Ebenso deutlich lag auf der Hand, daß Konzepte wie der 
amerikanische Morgenthau-Plan, der auf eine vollständige Demon­
tage der Industrie und eine »Agrarisierung* Deutschlands abzielte, 
den niederländischen Interessen diametral entgegengesetzt waren. 
Schließlich hätte dies den niederländischen Agrarsektor, der für 
den Außenhandel von grundlegender Bedeutung war, bedroht, 
während Deutschland in diesem Fall seine traditionelle Rolle als 
Lieferant von Kapitalgütern nicht wieder aufnehmen konnte. 
Dieser Blickwinkel blieb vorherrschend, auch nachdem durch die 
Verwüstungen des letzten Kriegsjahres der Ruf nach Reparations­
leistungen stärker in den Vordergrund getreten war. 

Nach der Befreiung im Mai 1945 entschieden sich die Nieder­
lande für eine Politik, die beiden Zielen dienen sollte. Konkret 
forderten die Niederlande im November 1946 in einem an die 
Großen Vier gerichteten Memorandum sowohl Schadenersatz von 
Deutschland als auch Regelungen, die die niederländische Position 
im Handelsverkehr mit Deutschland stärken sollten. Abgesehen 
von der Annexion von 1750 km2 deutschen Gebietes und der Ver­
fügung über die deutschen Kohlebergwerke wünschten die Nieder­
lande u.a. die Bevorzugung der eigenen Häfen auf Kosten der 
deutschen sowie ein Verbot der Verbreiterung der deutschen Ka­
näle, die die Rheinfahrt über Rotterdam hätte benachteiligen kön­
nen. Außerdem trat Den Haag für ein Währungssystem in 
Deutschland ein, das dem Wirtschaftsverkehr mit den Nieder­
landen keine Hindernisse in den Weg legte.14 Deutlicher kam das 
niederländische Interesse am deutschen Wiederaufbau in einem 
neuen Memorandum an die Großen Vier vom 14. Januar 1947 zum 
Ausdruck. Darin plädierte Den Haag für Zurückhaltung bei der 
Demontage des deutschen industriellen Sektors (abgesehen von der 
Kriegsindustrie) und hielt es außerdem für „in principle inadvisa-
ble to lay down maximum quota for the production of German in-
dustries".15 Um einen gesunden deutsch-niederländischen Handel 
zu ermöglichen, müßten die Niederlande außerdem ihre landwirt­
schaftlichen Produkte nach Deutschland exportieren können. In 
dieser ausführlichen Stellungnahme, die als niederländischer Bei­
trag zu der Diskussion über einen Friedensvertrag mit Deutsch­
land gedacht war, wurde explizit auf eine deutsche wirtschaftliche 
Gesundung im Rahmen des europäischen Wiederaufbaus und der 
Zusammenarbeit gedrungen. Das Memorandum atmete noch den 
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Geist der niederländischen Hoffnung auf ein wirtschaftlich und 
sicherheitspolitisch ungeteiltes Europa und hinkte damit den sich 
weiter verschlechternden Ost-West-Beziehungen hinterher. Schon 
deswegen kann es nicht überraschen, daß die niederländischen 
Vorschläge und Forderungen auf der Konferenz der Großen Vier 
in Moskau (März-April 1947) nicht einmal thematisiert wurden.16 

Nicht anders ging es im Herbst 1947. Nach dem Erfolg des 
gemeinsamen Auftritts der Benelux-Staaten im Sommer dieses 
Jahres auf der Pariser Konferenz über den Marshall-Plan präsen­
tierten die drei kleinen Länder im November erstmals eine ge­
meinsame Deutschland-Note. Darin beklagten sie sich nicht nur 
über die ausbleibende Wiederherstellung der ökonomischen Bezie­
hungen zu Deutschland. Mindestens ebenso wichtig war ihr 
Wunsch, dauerhaft in die alliierte Deutschland-Politik einbezogen 
zu werden. Kurzfristig verlangten sie, auf der bevorstehenden 
Londoner Konferenz der Großen Vier angehört zu werden. Diese 
Note hatte ebensowenig irgendeine positive Wirkung wie das 
Memorandum vom Januar 1947: Nicht nur blieb eine Einladung 
zur Teilnahme an der Londoner Konferenz aus, man erhielt nicht 
einmal eine Antwort.17 

So muß man für den Zeitraum von 1945-1947 eine für die 
Niederlande enttäuschende Bilanz ziehen. Die Versuche, für die 
spezifisch niederländischen Wirtschaftsinteressen Verständnis zu 
wecken und in die Deutschland-Politik der Großen Vier einbezo­
gen zu werden, waren ins Leere gelaufen. Der endgültige Bruch 
zwischen Ost und West Ende 1947 verstärkte jedoch, wie oben 
bereits erwähnt, die niederländische Position. Nun, nachdem die 
Großen Drei den Weg zu einer westlichen Blockbildung 
eingeschlagen hatten, war die Mitwirkung der kleinen Staaten 
notwendig. Dies verschaffte den Niederlanden im Benelux-Ver-
bund einen Ansatzpunkt für ihre Forderung, bei der weiteren 
Beratung über den Westen Deutschlands eingeschaltet zu werden. 
So erreichte Den Haag die Zulassung zur Londoner Konferenz 
über Deutschland, die von Februar bis Juni 1948 tagte.18 

Für die Benelux-Länder, die hofften, in London als gleichbe­
rechtigte Partner der Großen Drei auftreten zu können, waren 
aber der Verlauf und die Ergebnisse der Konferenz in verschiede­
ner Hinsicht erneut enttäuschend. Von einer vollen Mitwirkung 
war keine Rede, und ebensowenig erlangte man Zusagen über 
zukünftige Mitspracherechte. Die Großen Drei wollten nicht über 
das Versprechen hinausgehen, die Kleinen Drei in regelmäßigen 
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Konsultationen über für sie wichtige Beschlüsse zu informieren. 
Besonders mager war das Ergebnis der Konferenz bei den wirt­
schaftlichen und territorialen Forderungen. Die Niederlande hat­
ten ihre früheren Forderungen unverändert in London vorge­
bracht und beabsichtigt, die Gebietsansprüche gegen wirtschaft­
liche Kompensationen einzutauschen. Mit der amerikanischen 
Weigerung, diese ökonomischen Forderungen auch nur zu prüfen, 
scheiterte nicht nur diese Verhandlungsstrategie. Gleichzeitig 
gaben die Vereinigten Staaten zu erkennen, keinerlei Gebietsan­
sprüche honorieren zu wollen, die das zukünftige Deutschland 
geschwächt hätten. Andererseits war der Ausgang der Konferenz 
nicht nur enttäuschend. Den Benelux-Staaten wurde die gleich­
berechtigte Mitwirkung in den bevorstehenden Beratungen über 
die internationale Kontrolle des Ruhrgebiets und über die aus­
ländischen Kapitalinteressen in Deutschland zugesagt - zwei Berei­
che, in denen die Niederlande erhebliche Interessen zu wahren 
hatten. Positiv verbuchen konnte man auch den Beschluß, die 
westlichen Besatzungszonen in das Europäische Wiederaufbau-
Programm einzubeziehen und so mit einem westeuropäischen 
Aufbau gemeinsam mit Deutschland Ernst zu machen. Obwohl 
dieser Beschluß ohne die Benelux-Staaten getroffen wurde, war 
damit ein Wunsch der Kleinen Drei in Erfüllung gegangen, den sie 
bereits 1947 vorgebracht hatten. Schließlich beendeten diese Resul­
tate nun wenigstens teilweise eine drei Jahre währende Ungewiß­
heit über das deutsche Problem. Auch wenn die Pille der unerfüll­
ten Wünsche bitter schmeckte - und dies auch zukünftig noch oft 
tun sollte - , so war doch deutlich geworden, entlang welcher 
Linien sich die westliche Deutschlandpolitik entwickelte. Und 
darauf konnten sich nun auch die Niederlande einstellen. 

Mit dem Eintreten für einen deutschen Wiederaufbau steuerte 
Den Haag in dieselbe Richtung wie die Amerikaner und Briten. 
Der bereits erwähnte amerikanische Kurswechsel vom September 
1946 und die Gründung der amerikanisch-britischen Bizone am 1. 
Januar 1947 wurden in Den Haag dementsprechend positiv aufge­
nommen. Wie läßt sich dann erklären, daß bis 1949 die Entwick­
lungen auf der wirtschaftlichen Ebene für die Niederlande so 
enttäuschend verliefen und Den Haag seine Forderungen immer 
wieder neu vorbringen mußte? Die Antwort darauf lautet, daß die 
Auswirkungen der Politik der angelsächsischen Mächte keineswegs 
mit den niederländischen Bedürfnissen übereinstimmten. Die 
Entwicklung des Handels blieb hinter den Möglichkeiten zurück, 
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weil die Besatzungsmächte nur geringe Importe aus anderen euro­
päischen Ländern zuließen. Aus den Vereinigten Staaten ergoß 
sich ein breiter Strom an Waren nach Deutschland, die zu mehr als 
10% auch europäische Länder hätten liefern können. Durch den so 
künstlich niedrig gehaltenen deutschen Import aus Westeuropa 
blieb auch das Wachstum der deutschen Exporte geringer, als es 
für die deutsche Industrie möglich gewesen wäre.19 Auch organi­
satorische Probleme behinderten das Wachstum des Handelsver­
kehrs. Die Joint Export-Import-Agency (JEIA), die Umfang und 
Zusammenstellung der Ein- und Ausfuhr der Bizone festlegte, hielt 
nicht nur das Handelsvolumen niedrig, sondern verkündete auch 
Importregelungen, die so kompliziert und bürokratisch waren, 
daß sie ebenfalls eine rasche Abwicklung der Einfuhr behinderten. 
Schließlich standen auch monetäre Probleme einer Wiederherstel­
lung der Wirtschaftsbeziehungen im Weg. Obwohl die Nieder­
lande 1947 als erste einen Zahlungsvertrag mit der Bizone ab­
schlössen, nach dem der Import aus Deutschland nicht länger bar 
in Dollar abgewickelt werden mußte, leitete dieses Abkommen 
aufgrund bleibender Exportbeschränkungen noch keine neue 
Phase ein. Auch der Handelsvertrag mit der Bizone vom August 
1948 - erneut gehörten die Niederlande zu den ersten, die einen 
solchen Vertrag abschlössen - brachte noch keine wesentliche 
Erleichterung. Die Kontingente blieben niedrig, bei der Abwick­
lung kam es zu zahllosen Problemen, und bis März 1949 waren 
zwei ergänzende Verträge nötig, um die niederländische Ausfuhr 
zu erhöhen, da die Handelsbilanz auf niederländischer Seite stets 
große Defizite aufwies. 

Abgesehen von der enttäuschenden Entwicklung des Handels 
blieb auch der Dienstleistungs- und Kapitalverkehr erheblich 
gestört. In der Vorkriegszeit hatten die Niederlande ihre Defizite 
in der Handelsbilanz immer größtenteils mit Einkünften aus dem 
Kapital- und Dienstleistungssektor gedeckt. Die Besatzungsmächte 
blockierten aber nach 1945 jeden Kapitaltransfer aus Deutschland 
mit dem Argument, daß daran nicht zu denken sei, solange 
Deutschland sie Geld koste. Die Einnahmen aus dem Dienstlei­
stungsverkehr waren ebenfalls stark zurückgegangen, und auch 
dafür lag die Verantwortung bei den Besatzungsmächten. Mit 
demselben finanziellen Argument, mit dem sie ihre Weigerung 
rechtfertigten, Kapitaleinkünfte zu transferieren, begünstigten sie 
den Verkehr über Bremen, Emden und Hamburg zum Nachteil 
der niederländischen Seehäfen. Dabei spielte außerdem eine wichti-
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ge Rolle, daß die norddeutschen Hafenstädte durch die (wirtschaft­
liche) Teilung Deutschlands schon kurz nach 1945 einen großen 
Teil ihres alten Hinterlandes verloren hatten. Nicht zuletzt da­
durch war ein Überschuß an Schiffsraum im deutschen Binnen­
verkehr entstanden, und dies wiederum hatte zur Folge, daß die 
Niederlande von der Teilnahme an diesem Binnenverkehr auf dem 
Rhein und anderen Flüssen ausgeschlossen wurden. 

Durch den Wegfall Deutschlands als wichtigstem Lieferanten 
von Kapitalgütern waren die Niederlande - gerade in einer Zeit, in 
der aufgrund der Kriegsverwüstungen auf diesem Gebiet großer 
Bedarf bestand - für solche Einfuhren beinahe ganz auf die Ver­
einigten Staaten angewiesen. Diesen notwendigen Importen aus 
dem Dollarraum konnten die Niederlande nur Agrarexporte 
gegenüberstellen, die keinen Zugang zum amerikanischen Markt 
hatten. Neben dem so entstehenden erheblichen Dollardefizit 
hatten die Niederlande schließlich bis 1949 mit allen westeuropäi­
schen Ländern eine passive Handelsbilanz, was zum Kapitalver­
zehr ausländischer Besitzungen und der nationalen Goldreserve 
führte. Damit ist die Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß sich die 
Niederlande während der ersten Nachkriegsjahre im internationa­
len Wirtschaftsverkehr in einer äußerst schwachen Position befan­
den. Die Marshall-Hilfe, die 1948 begann, bot zwar Erleichterung 
und vereinfachte eine eigene niederländische Industrialisierung, 
aber für eine grundlegende Genesung mußten eindeutig die Behin­
derungen im Wirtschaftsverkehr mit Deutschland verschwinden.20 

Das geschah im September 1949. In Verhandlungen zwischen 
den Niederlanden und der JEIA, bei denen auch eine deutsche 
Delegation anwesend war, boten die Amerikaner zur allgemeinen 
Überraschung den Niederlanden einen beinahe völlig freien Ex­
port nach Deutschland an. Dadurch wurden mit „einem Schlag ... 
alle Hindernisse [weggefegt], die bis in die allerjüngste Vergangen­
heit bei uns fortwährend Besorgnis und Ärger hervorriefen", mel­
dete äußerst zufrieden der niederländische Delegationsleiter Tep-
pema. Der amerikanische Vorschlag führte zu einem für die Nie­
derlande sehr günstigen Handelsvertrag mit der kurz zuvor ge­
gründeten Bundesrepublik und beendete den bis dahin bestehen­
den „unhaltbaren Zustand" einer strukturell defizitären nieder­
ländischen Handelsbilanz mit Deutschland. Zwar blieb der bilate­
rale Dienstleistungs- und Kapitalverkehr noch Beschränkungen 
unterworfen, aber durch die beinahe völlige Liberalisierung der 
niederländischen Ausfuhr nach Deutschland konnten die Nieder-
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lande ihre Position in der Bilanz stärken - um so mehr, da die 
Einfuhr aus Deutschland weiterhin kontingentiert blieb.21 Die 
JEIA, „diese oft geschmähte Institution", hatte kurz vor ihrer 
Auflösung noch eine „gute Tat getan", hieß es in einer Vorlage für 
die niederländische Regierung.22 Dieser Handelsvertrag hatte spek­
takuläre Folgen. Stand Westdeutschland im September 1949 auf 
der Liste niederländischer Exporte noch auf dem sechsten Platz, 
rückte es im Oktober auf Platz 3 vor, und noch einen Monat 
später war die Bundesrepublik zum größten Abnehmer der Nie­
derlande geworden. Allerdings waren damit nicht alle Probleme 
gelöst. Auf die Phase des blockierten Wachstums des Wirtschafts­
verkehrs (1945-1949) folgte eine zwei Jahre dauernde Zeit explosi­
ven, aber auch instabilen Wachstums mit Zahlungsschwierigkeiten 
auf der deutschen Seite.23 Ende 1951 war auch dies vorüber, und 
die Wirtschaftsbeziehungen zu Deutschland waren im großen und 
ganzen wiederhergestellt. 

Ressentiments, Schadenersatz und Annexionen 

Dieses Kapitel begann mit Überlegungen des späteren Ministerprä­
sidenten Drees aus den Besatzungsjahren. Darin hatte er die Sorge 
geäußert, daß viele Niederländer nach Kriegsende die Deutschen 
kaum noch als Menschen ansehen und sie auch nicht menschlich 
behandeln würden.24 So dramatisch entwickelten sich die Dinge in 
der Praxis der Nachkriegszeit nicht, aber die antideutschen Gefüh­
le führten anfänglich doch zu inhumanen politischen Vorhaben 
und erstaunlichen Plänen. Das galt z.B. für den Beschluß von 
Justizminister Kolfschoten (Katholische Volkspartei, KVP) vom 
August 1945, alle in den Niederlanden wohnenden Deutschen des 
Landes zu verweisen.25 Daß es das Bedürfnis gab, alle diejenigen zu 
entfernen, die den deutschen Besatzungsbehörden angehört hatten, 
war selbstverständlich, aber diese Deutschen (und Österreicher) 
waren größtenteils bereits weggegangen, interniert oder warteten 
in einer Reihe von Fällen auf ihren Prozeß. Der Plan Kolfschotens 
mit dem Decknamen „Black Tulip" ging darüber hinaus und bein­
haltete die Ausweisung ohne Ansehen der Person. Dies hätte zur 
Folge gehabt, daß auch Deutsche, die seit langem in den Nieder­
landen wohnten und nichts mit dem Nationalsozialismus zu tun 
gehabt hatten oder sogar in den dreißiger Jahren vor den National-
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Sozialisten geflüchtet waren, das Land verlassen mußten. Obwohl 
Kolfschoten auf große öffentliche und politische Unterstützung 
rechnen konnte, formierte sich auch Widerstand gegen diese Pläne, 
die zur Ausweisung von schätzungsweise 25.000 Deutschen ge­
führt hätten. Außerdem ließen die Besatzungsbehörden in 
Deutschland wissen, daß sie an der Durchführung derartiger weit­
reichender Pläne nicht mitarbeiten wollten. Unter diesem Druck 
gab Kolfschoten im Herbst 1945 bekannt, für verschiedene Kate­
gorien von Deutschen Ausnahmen zu gewähren (u.a. für politische 
Flüchtlinge und für diejenigen, die sich während der Besatzung als 
»aufrechte Freunde* der Niederlande erwiesen hatten). Dies hätte 
die Anzahl der auszuweisenden Deutschen auf schätzungsweise 
17.000 verringert. 

Trotz dieser Abmilderung kritisierte vor allem die katholische 
Seite, daß dieser Politik noch immer Unschuldige zum Opfer 
fallen konnten. Auch die Behandlung derjenigen, die in Erwartung 
ihrer Ausweisung in zwei speziellen Durchgangslagern interniert 
wurden, warf Fragen auf. In manchen Orten wurden deutschen 
Familien Adressen zum Untertauchen angeboten, in anderen Fäl­
len weigerte sich die Polizei, Verhaftungen vorzunehmen. Die 
Kritik verstummte nicht, nachdem im August 1947 erneut abge­
schwächte Richtlinien formuliert worden waren. Kurz darauf 
forderte Kardinal de Jong von Kolfschotens Nachfolger, Justiz­
minister van Maarseveen (KVP), den sofortigen Stop der Aus­
weisungen. Der Kardinal drohte nicht nur mit einer öffentlichen 
Mißbilligung dieser Politik, sondern sogar damit, katholischen 
Beamten die Mitwirkung an Ausweisungsverfahren zu verbieten. 
Der Minister wich vor dieser Drohung zwar nicht zurück, aber die 
Intervention de Jongs führte doch zu einer genaueren Untersu­
chung der Akten von ca. 2000 sogenannten Zweifelsfällen. Ob­
wohl 1948 noch einige Hundert Deutsche über die Grenze ge­
schickt wurden, kam es in diesem Jahr endgültig zu einer Wende. 
Ausschlaggebend war dabei nicht so sehr die andauernde katho­
lische Offensive gegen die Ausweisungspolitik, sondern die ver­
änderte Situation in Deutschland und Europa. Seitdem man den 
Weg zur westlichen Blockbildung eingeschlagen hatte und die 
Gründung eines westdeutschen Staates bevorstand, hatten die 
ohnehin kritischen Großen Drei für die niederländische Politik 
nichts mehr übrig. Auch in Den Haag war man sich inzwischen 
bewußt, daß eine Politik massenhafter Ausweisungen nicht in 
diese neue Situation paßte und außerdem kontraproduktiv auf die 
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Wiederherstellung der Wirtschaftsbeziehungen wirken konnte. 
Damit gingen die Ausweisungsbestrebungen 1948 zu Ende, die 
trotz zweimaliger Veränderung der Richtlinien stets einen un­
erbittlichen Charakter gehabt hatten. Daß letztendlich nur 3691 
Personen tatsächlich ausgewiesen wurden, ändert daran nichts, 
denn noch im Sommer 1947 standen 10.000 Deutsche auf der 
Abzugsliste. Diese Politik war nicht nur hart, sondern auch in­
konsequent: Während man einerseits auf den Abzug Tausender 
Deutscher zusteuerte, hätte andererseits die Umsetzung der Anne­
xionswünsche zu ca. 119.000 »neuen* Deutschen innerhalb der nie­
derländischen Grenzen geführt. Außerdem wollte die Regierung 
1947-48 technische und wissenschaftliche Experten in Deutschland 
anwerben, um bestimmte Industriezweige in den Niederlanden 
weiterzuentwickeln. Der Historiker Melchior Bogaarts, der die 
Ausweisungspolitik detailliert untersucht hat, spricht zu Recht 
von einer inkonsequenten und zusammenhanglosen Politik. So 
litt auch diese Politik unter der Spannung, einerseits nichts mehr 
mit den Deutschen zu tun haben zu wollen, andererseits aber zu 
wissen, daß man sie für den eigenen Wiederaufbau brauchte. 

In derselben Phase, als man die Deutschen von niederländi­
schem Grund und Boden entfernen wollte, plädierte man auch für 
eine starke Reduzierung oder sogar Abschaffung des Deutschunter­
richts. Einer derjenigen, die dafür eintraten, war der Kultusmini­
ster der Londoner Jahre, G. Bolkestein. In einem nach ihm be­
nannten Bericht von 1947 über eine allgemeine Unterrichtsreform 
wurde gefordert, Deutsch als Pflichtfach abzuschaffen und es nur 
als freiwilliges Wahlfach fortbestehen zu lassen.27 Für den früheren 
Minister war Deutsch die Sprache eines verbrecherischen Volkes. 
Die niederländischen Schulen dürften ihrem Erlernen nicht dienst­
bar gemacht werden, „denn gesellschaftlicher Verkehr ist mit 
diesem Volk im allgemeinen nicht notwendig".28 Die weitgehende 
Ansicht Bolkesteins sollte nicht in die Praxis umgesetzt werden, 
aber im Vergleich zu der Vorkriegszeit verloren die weiterführen­
den Schulen in Deutsch doch 20-30% der Unterrichtsstunden. 
Dieser Rückgang ließ sich nicht mehr ungeschehen machen, trotz 
wiederholter Anläufe in späteren Jahren. 

Wichtiger als die bemerkenswerten Pläne zur Ausweisung der 
Deutschen und der Abschaffung des Deutschunterrichts waren die 
konkreten Forderungen hinsichtlich der Reparationen und des 
Schadenersatzes in Form von Annexionen. Auf der Pariser Repara­
tionskonferenz von 1945-46 reichten die Niederlande eine Forde-
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rung von 25,75 Milliarden Gulden (nach dem Wert von 1938) ein, 
aber der Ausgang dieser westlichen Konferenz mußte Den Haag 
enttäuschen. Auf Vorschlag der Großen Drei beschränkte die Kon­
ferenz sich auf die Festlegung eines prozentualen Verteilungs­
schlüssels, wobei den anderen Mächten nicht viel anderes übrig­
blieb als ihre Vorschläge zu akzeptieren. Über konkrete Summen 
wurden keine Absprachen getroffen, was dem britischen und 
amerikanischen Wunsch entsprach, Deutschland nicht übermäßig 
zu belasten. Die Niederlande sollten nach dem Verteilungsschlüs­
sel 5,6% der industriellen Demontagegüter und der Schiffe sowie 
3,9% der übrigen Güter (darunter beschlagnahmter Besitz) erhal­
ten. In den Niederlanden wurde dieses Ergebnis kritisiert: Nicht 
nur seien die zugeteilten Prozentanteile zu niedrig, auch herrschte 
Unzufriedenheit darüber, daß man im ungewissen blieb, in wel­
chem Verhältnis der Ertrag zu der Forderung von rund 25 Milliar­
den Gulden stehen würde.29 

Seit dem letzten Kriegsjahr hatte man in niederländischen 
Regierungskreisen vor allem an Schadenersatz in Form von Anne­
xionen deutschen Grund und Bodens gedacht. Nach der Befreiung 
kursierten darüber die wildesten Pläne, nicht zuletzt deshalb, weil 
die Bevölkerung aufgerufen war, über Umfang, Ort und Ausfüh­
rung „mitzudenken". Auf Betreiben von Außenminister E.N. van 
Kleffens wurde ein nationales Nederlandsch Comite voor Gebieds-
uitbreiding (Niederländisches Komitee für Gebietserweiterung) 
gegründet, das eine wichtige Propagandafunktion erfüllte. Noch 
1945 kam trotz der Papierknappheit eine „wahre Pamphletlawine" 
mit unterschiedlichsten und weitreichenden Vorschlägen für An­
nexionen in Gang.30 Insgesamt erschienen rund 60 Broschüren, 
von denen nur ca. 20% Kritisches zur Gebietserweiterung enthiel­
ten.31 Auch das Kabinett selbst nahm regen Anteil am Pläne­
schmieden, wenn sich auch der geforderte Umfang von 1945 bis 
1947 rasch verringerte. Im September 1945 wollte Außenminister 
van Kleffens die Niederlande um ein Drittel vergrößern, was auf 
rund 10.000 km2 mit anderthalb Millionen deutschen Einwohnern 
hinauslief. Im Sommer 1946 war davon in der ersten offiziellen 
Regierungsverlautbarung ungefähr die Hälfte übriggeblieben (4980 
km2, ca. 550.000 Deutsche). Anschließend wurde im Herbst 1946 
den Großen Vier eine Forderung von 1750 km2 mit ca. 119.000 
deutschen Bewohnern präsentiert. Daran sollten die Niederlande 
in den folgenden Jahren festhalten. 
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Die niederländischen Forderungen in der Frage der 
Grenzkorrekturen von Oktober/November 1946 (1750 km2) 

Quelle: Keesings Historisch Archief, 3.-9. November 1946, Nr . 803, S. 6934. 

Inwiefern die annexionistischen Pamphletschreiber die Mei­
nungsbildung in der Bevölkerung beeinflußten, läßt sich schwer 
bestimmen. Immerhin fällt auf, daß die Zahl der Befürworter von 
Annexionen in den Nachkriegsjahren beinahe konstant blieb und 
stets höher war als die Zahl der Gegner. So sprachen sich im Juni 
1946 bei einer NIPO-Umfrage 41% der Befragten für Annexionen 
aus, 31% dagegen und 28% hatten keine Meinung. Beinahe zwei 
Jahre später, im März 1948, war die Zahl der Befürworter nicht 
wesentlich kleiner geworden (39%), aber die Zahl der Gegner auf 
37% gestiegen (24% ohne Meinung).32 Besonders Katholiken un­
terstützten die Gebietserweiterung, während Sozialdemokraten 
und Kommunisten überwiegend dagegen waren. 

Auf der Londoner Sechs-Mächte-Konferenz von 1948 über die 
Zukunft Deutschlands und bei den anschließenden Gesprächen in 
Paris über den genauen Verlauf der deutschen Westgrenze hatten 
die Niederlande die Amerikaner und Briten gegen sich. Inzwischen 
war man auf dem Weg zur Gründung der Bundesrepublik, und die 
Honorierung der niederländischen Forderungen nach Gebietser­
weiterung um 1750 km2 paßte keineswegs in diese neue Deutsch­
landpolitik. Die Amerikaner hatten übrigens schon zuvor wissen 
lassen, daß sie die niederländischen Wünsche nicht erfüllen woll-
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Die Grenzkorrekturen von April 1949. 
Quelle: Archief Buitenlandse Zaken, Ambassade Bonn, 

A 4114, Grenscorrecties 1949. 

ten, und so wurden 1948 die ambitionierten Annexionspläne end­
gültig auf Grenzkorrekturen minimalen Umfangs reduziert. Das 
Abschlußprotokoll der Pariser Besprechungen (1948) legte fest, 
welche deutschen Gebiete bis zu einem zukünftigen Friedensver­
trag unter französische, luxemburgische, belgische und niederlän­
dische Verwaltung kommen sollten. Insgesamt ging es dabei um 
135 km2 mit ca. 13.500 deutschen Bewohnern, von denen die Nie­
derlande den Löwenanteil erhielten. Verkehrstechnisch und was­
serwirtschaftlich hatten diese Grenzkorrekturen einige Bedeutung, 
aber wirtschaftlich waren sie völlig wertlos. Am 23. April 1949 
war es dann soweit: Die Niederlande wurden vorläufig 69 km2 
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größer und beherbergten von diesem Tag an ca. 10.000 Deutsche 
mehr in ihren Grenzen. Bemerkenswert konstant war die öffentli­
che Meinung geblieben: Ebenso wie bei der NIPO-Umfrage vom 
März 1948 befürworteten nun 41% die Grenzkorrekturen, 39% 
waren dagegen.33 

Dieser „Leidensweg der Annexionsfrage" bis 1949 braucht nicht 
erneut detailliert beschrieben zu werden, denn er ist bereits aus­
reichend untersucht worden.34 Zu erwähnen ist jedoch, daß nur 
wenige mit dem im April 1949 erreichten Ergebnis zufrieden wa­
ren. Der Regierungskommissar für deutsche Angelegenheiten 
H.M. Hirschfeld, der die Gebietsansprüche bereits 1948 gegen 
ökonomische Zugeständnisse von deutscher Seite hatte eintau­
schen wollen, teilte Mitte Januar 1949 Außenminister Stikker mit, 
daß er „von den jetzt vorgenommenen Gebietserweiterung nichts 
als Ärger" erwarte.35 Der Rechtsberater des Außenministeriums, 
J.P.A. Francois, schloß sich dem an und sah „endlose Schwierig­
keiten mit der Stellung der sogenannten Minderheiten" voraus. 
Außerdem befürchtete er, daß sich die Niederlande fortwährend 
vor den kritischen Augen der Welt verteidigen müßten, mit allen 
Folgen für die internationale Stellung des Landes.36 Auch im Kabi­
nett hatte sich die Begeisterung Anfang 1949 stark abgekühlt, aber 
nachdem die Regierung sich jahrelang für Grenzveränderungen 
eingesetzt hatte, war ein Schritt zurück schwierig zu vermitteln. 

Im Parlament gingen die Meinungen weit auseinander. Im 
Namen der Mehrheitsfraktion der sozialdemokratischen Partei der 
Arbeit (PvdA) erklärte G. Ruygers, daß die Annexions- und 
Grenzkorrekturfrage „in die Atmosphäre des ersten Nachkriegs­
jahres" passe, während die niederländische Deutschlandpolitik sich 
nun auf „den Aufbau eines demokratischen und wirtschaftlich 
gesunden Deutschlands und die Einschaltung Deutschlands in den 
Wiederaufbau Europas" richten müsse. Dies sei „viel wichtiger" als 
die Frage, ob „unsere Ostgrenze 10 km weiter im Osten liegen 
wird oder nicht". Daß er dennoch den Grenzkorrekturen zu­
stimmte, hing u.a. mit den scharfen deutschen Protesten dagegen 
zusammen. Unter diesen Umständen darauf zu verzichten, hätte 
als ein Zurückweichen „vor der Agitation des deutschen Nationa­
lismus" ausgelegt werden können.37 Die KVP, die sich in den vor­
angegangenen Jahren stark für die Annexion eingesetzt hatte, 
kritisierte durch ihren Sprecher J.H. Maenen gerade deren mageres 
Ergebnis. Dennoch ließ die größte Regierungspartei das Kabinett 
nicht im Stich und stimmte geschlossen für den Gesetzentwurf. 
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Dasselbe galt für die protestantische Christlich-Historische Union 
(CHU) und die liberale Volkspartei für Freiheit und Demokratie 
(WD) , wenn auch für die Liberalen eher der geringe Umfang der 
Grenzkorrekturen ein Grund zur Zustimmung war. Konsequenter 
in ihrem Widerstand war die oppositionelle protestantische Anti-
Revolutionäre Partei (ARP), die aus ihrer Beschwerde darüber, 
daß nur ganz wenig von den ursprünglichen Forderungen aner­
kannt worden war, die Konsequenz zog und dagegen stimmte. 
Stimmte die Zweite Kammer dennoch mit großer Mehrheit zu (54 
zu 24), so erhielt das Kabinett in der Ersten Kammer erst grünes 
Licht (25 zu 17), als Außenminister Stikker mit einer Regierungs­
krise drohte. Stärker als in der Zweiten Kammer hieß es im Senat, 
daß Grenzkorrekturen anno 1949 ein Anachronismus seien und 
nicht in die Zukunft der deutsch-niederländischen Beziehungen 
und der westeuropäischen Zusammenarbeit paßten. 

Bei einem Aspekt war man sich im Parlament allerdings einig: 
Viele Redner brachten ihre Verärgerung über die deutschen Versu­
che, die Umsetzung der Grenzkorrekturen zu verhindern, zum 
Ausdruck. Darin sah man den Beweis für die „erschreckende Un-
bußfertigkeit" der Deutschen, die offenbar „nicht die leiseste 
Ahnung"38 von den im Krieg begangenen Verbrechen hätten. Vor 
allem das Verhalten von Karl Arnold (CDU), dem Ministerpräsi­
denten von Nordrhein-Westfalen, rief große Irritationen hervor. 
Arnold, der Politiker, der sich auf deutscher Seite am aktivsten 
gegen die Grenzkorrekturpolitik wandte, erschien am Vorabend 
der Debatte in der Ersten Kammer plötzlich in Den Haag, um in 
letzter Minute Parlament und Regierung von der Ungerechtigkeit 
des niederländischen Vorhabens zu überzeugen. Arnold erreichte 
mit seiner Intervention nur das genaue Gegenteil von dem, was er 
beabsichtigte und stärkte die Position der Befürworter der Grenz­
korrekturen. Auf deutscher Seite lobte man ihn dagegen für seine 
unangekündigte und überraschende Reise nach Den Haag. Aus 
dem Deutschen Büro für Friedensfragen39 erreichte Arnold die Mit­
teilung, „daß die Reise nach den Haag das Gute gehabt hat, daß der 
deutsche Verständigungswille ad oculos demonstriert wurde. 
Durch ihre starre Haltung hat sich die holländische Regierung 
noch mehr als bisher moralisch ins Unrecht gesetzt".40 

Diese gegensätzlichen niederländischen und deutschen Reaktio­
nen auf den Besuch Arnolds illustrieren, wie weit beide Länder auf 
der politisch-psychologischen Ebene noch von einander entfernt 
waren. Was man auf der deutschen Seite als „Verständigungswil-
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len" charakterisierte, betrachtete man in den Niederlanden als eine 
unerlaubte Einmischung, die mangelndes Schuldbewußtsein zeigte. 
Kennzeichnend ist in diesem Zusammenhang der Vorschlag des 
stellvertretenden niederländischen Ministerpräsidenten van Schaik 
an Außenminister Stikker. Bei der Vorstellung der Regierungspoli­
tik in der Ersten Kammer sollte Stikker - so van Schaik - seine 
Argumentation mit der Feststellung bekräftigen, „daß die Deut­
schen uns kleines unschuldiges Volk 5 Jahre lang auf menschenent­
ehrende Weise gequält haben, und daß ihre Einstellung zu diesen 
unbedeutenden Korrekturen darauf hinweist, daß sich in ihrer 
Geisteshaltung nichts zum Guten verändert hat. Sonst würden sie 
mit Freuden dieses Opfer bringen ...".41 

Als die Niederlande Ende April 1949 vorläufig um 69 km2 

deutschen Gebietes erweitert wurden, war beinahe niemand mit 
diesem Ergebnis zufrieden. Manche hatten ein viel größeres Gebiet 
in die Niederlande einbeziehen wollen, andere hatten gerade aus 
prinzipiellen oder politischen Erwägungen von jeder Grenzver­
änderung absehen wollen. Die verkehrstechnischen und wasser­
wirtschaftlichen Vorteile, die Möglichkeit, die Grenzkorrektur­
gebiete als »Wechselgeld* in späteren Verhandlungen mit Deutsch­
land einsetzen zu können, die Empörung über das deutsche ,Ge­
schrei* und nicht zuletzt die Verhinderung einer Regierungskrise 
- es war dieses Bündel von Motiven, das dem Grenzkorrektur­
beschluß die Zustimmung des Parlaments einbrachte. Auf der 
Regierungsebene hatten zweifellos auch Prestigeüberlegungen eine 
Rolle gespielt. Die Niederlande hatten seit 1945 stets mehr ge­
fordert als z.B. Belgien und Luxemburg. Dadurch hatte sich Den 
Haag in eine Position manövriert, die scheinbar nur schwer ohne 
großen Gesichtsverlust geräumt werden konnte. Würde sich außer­
dem im Ausland nicht die Frage stellen, wie ernst andere Forde­
rungen der Niederlande zu nehmen seien, wenn im letzten Mo­
ment auf die Grenzkorrekturen verzichtet wurde? Solche Überle­
gungen waren stärker als die Sichtweise, daß die Grenzkorrekturen 
1949 ein Anachronismus geworden waren und daß sie nicht in die 
Zukunft der deutsch-niederländischen Beziehungen und der west­
europäischen Zusammenarbeit paßten. 
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Schlußfolgerung 

In der Zeit zwischen 1945 und 1949 wurde die niederländische Po­
litik gegenüber Deutschland durch eine Kombination von Zielen, 
Interessen und Gefühlen gekennzeichnet, die eine konsistente Poli­
tik beinahe unmöglich machte. Nach fünf Jahren der Besatzung 
dominierte der Wunsch nach Bestrafung und materieller Genugtu­
ung, und es bestand Übereinstimmung, daß Deutschland nie wie­
der zu einer aggressiven Außenpolitik in der Lage sein durfte. 
Gleichzeitig war man sich bereits vor Kriegsende bewußt, daß eine 
schwere Bestrafung Deutschlands und ein dadurch ausbleibender 
deutscher Wiederaufbau eine wirtschaftliche Gesundung der Nie­
derlande unmöglich machen würde. Damit war ein Widerspruch 
in der Haltung gegenüber Deutschland unvermeidlich, der sich vor 
allem 1945-46 in aller Deutlichkeit zeigte. Das Plädoyer für um­
fangreiche Annexionen und Reparationen kollidierte schließlich 
mit dem gleichzeitig verfolgten Ziel der Wiederherstellung der 
früheren engen Wirtschaftsbeziehungen. Außerdem wurden in 
derselben Zeit Maßnahmen ergriffen (Ausweisung der Deutschen 
aus den Niederlanden, Reduzierung der Schulstunden für Deutsch­
unterricht), die diesem Ziel ebensowenig förderlich waren. So 
konnte bis Anfang 1947 von einer kohärenten Deutschlandpolitik 
keine Rede sein, sondern nur von einer unzusammenhängenden 
Liste von Wünschen und Absichten. 

Für Den Haag war die Formulierung einer konsistenten 
Deutschlandpolitik in den ersten Nachkriegsjahren allerdings auch 
nicht einfach. Die Forderung nach Schadenersatz und Bestrafung 
war ebenso gerechtfertigt und verständlich wie der Wunsch nach 
Wiederherstellung der ökonomischen Verbindungen. Man mußte 
eine starke gefühlsmäßige Abneigung gegen alles, was mit Deutsch­
land zu tun hatte, mit dem verstandesmäßigen Bewußtsein kombi­
nieren, daß die Annäherung für den eigenen Wiederaufbau not­
wendig war. Dementsprechend konnte der innere Gegensatz zwi­
schen den verschiedenen Forderungen und Interessen dann auch 
nicht überraschen. Hinzu kam, daß die Großen Vier anfänglich 
nur um die Einreichung von Forderungen auf verschiedenen Ge­
bieten baten, so daß der Weg, den Den Haag beschritt, nahelag.42 

Weiterhin war von Bedeutung, daß die Niederlande in dieser Phase 
kaum eine andere Wahl hatten als abzuwarten, wie sich die Ost-
West-Beziehungen und die Deutschlandpolitik der Großen Vier 

45 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

entwickeln würden. Und als Den Haag im Januar 1947 mit dieser 
abwartenden Haltung brach und in einem Memorandum an die 
Großen Vier die Umrisse eines gemeinsamen europäischen Wieder­
aufbaus, der Ost-West-Zusammenarbeit und einer darin eingebette­
ten deutschen Gesundung skizzierte, mußte man feststellen, daß 
die Großmächte die niederländischen Ideen nicht beachteten. 
Außerdem entwickelte sich das Ost-West-Verhältnis genau in die 
entgegengesetzte Richtung. 

Der Bruch zwischen Ost und West über das Europäische Wie­
deraufbau-Programm im Sommer 1947 bedeutete für die Nieder­
lande den Beginn eines neuen Kurses in der Außenpolitik. Wirt­
schaftlicher Wiederaufbau, Sicherheit und politische Zusammen­
arbeit konnten offensichtlich nur in einem westeuropäischen und 
atlantischen Rahmen stattfinden, und Den Haag hatte keine andere 
Wahl als sich auf die beginnende Blockbildung in Europa ein­
zustellen. Dieser Kurswechsel beendete auch die Sackgasse in der 
Deutschlandpolitik. Zwar blieb der mangelnde Einfluß auf die 
Politik der Großen Drei eine Quelle der Enttäuschung - die ver­
besserte Konsultation führte nicht zu mehr Mitwirkungsmöglich­
keiten - , aber die Blockbildung in Europa und die sich ankündi­
gende deutsche Teilung beeinflußten die Kohärenz der Haager 
Deutschlandpolitik positiv. Die Forderung nach Schadenersatz 
verschwand gewiß nicht, aber der innere Widerspruch zwischen 
diesem Ziel und dem deutschen Wiederaufbau sowie der Wieder­
herstellung der Wirtschaftsbeziehungen trat in den Hintergrund. 
Pragmatisch und realistisch sollte Den Haag ab 1948-49 auf die 
Wiederherstellung der Beziehungen und die Integration der Bun­
desrepublik in die westliche Gemeinschaft zusteuern. Bei der 
Gründung des westdeutschen Staates im Mai 1949 hatten wirt­
schaftliche Motive und der allmählich einsetzende Kalte Krieg 
dafür gesorgt, daß der Feind von gestern dabei war, ein notwendi­
ger Partner zu werden. 
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Kalter Krieg und deutsche Frage 1949-1961 

Einleitung 

Die niederländische Regierung zweifelte 1949 nicht an der Not­
wendigkeit, daß die Bundesrepublik ein Partner im Kalten Krieg 
werden sollte. Gleichzeitig führte diese Zukunftsaussicht zu einem 
sicherheitspolitischen Dilemma. Bereits vor Gründung der Bun­
desrepublik stießen im Außenministerium die Meinungen aufein­
ander, ob in der Politik gegenüber Westdeutschland der Schutz 
vor Deutschland oder der gemeinsame Schutz vor der Sowjetunion 
Priorität bekommen sollte. Das Regierungskommissariat für 
Deutschland, das die niederländische Deutschlandpolitik koordi­
nierte, stellte im Frühjahr 1949 in einem ausführlichen Bericht für 
den Ministerrat nüchtern fest, daß der Kalte Krieg, wie beklagens­
wert er auch sei, eine Tatsache war, und daß daraus Konsequenzen 
gezogen werden mußten, um einen echten Krieg zu verhindern. 
Nötig sei, so die Empfehlung des Regierungskommissariats an das 
Kabinett, der Aufbau eines starken und einigen Westeuropas, 
gesichert durch amerikanische Unterstützung. Diese Zielsetzung 
schloß die Bundesrepublik mit ein: „Ein politisch und wirtschaft­
lich schwaches Deutschland diesseits des Eisernen Vorhangs, ein 
deutsches Volk, das von politischer und sozialer Unruhe erfüllt 
ist, von Widerwillen und Haß gegenüber dem Westen, würde im 
,Kalten Krieg* eine Gefahr für Westeuropa bilden." Vor diesem 
Hintergrund mußte die Bundesrepublik nicht nur in die westliche 
Zusammenarbeit aufgenommen werden, sie mußte sogar ein 
„wichtiger Teil" davon sein und einen entsprechenden Beitrag zur 
westeuropäischen Verteidigung leisten. Freilich erkannte das Re­
gierungskommissariat, daß es zwischen dieser Zielsetzung und dem 
„Wunsch, die Welt heute wirksam vor einer erneuten deutschen 
Bedrohung zu schützen", einen Widerspruch gab. Andererseits 
hielt man es angesichts der veränderten politischen und militäri­
schen Situation in Europa für „sehr unwahrscheinlich", daß von 
Deutschland erneut eine Bedrohung für den Westen ausgehen 
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könnte. Eine wirkliche Gefahr drohe nur, wenn sich ein wiederer­
starktes Deutschland mit der Sowjetunion verbünden würde.1 

Im Außenministerium stieß diese realistische Analyse auf gro­
ßen Widerstand. In einer „Gegendarstellung" der Politischen Ab­
teilung des Ministeriums vom Juni 1949 wurde zwar anerkannt, 
daß der Kalte Krieg eine Tatsache war, aber der Wunsch nach 
Eindämmung der sowjetischen Bedrohung dürfe nicht zu einer 
nachlassenden Wachsamkeit gegenüber Deutschland führen: „Die 
Erkenntnis, daß ein wiedererstandenes Deutschland eine konstante 
reale Gefahr für die kleinen Nachbarländer bleiben wird, muß der 
Kernpunkt der niederländischen Deutschlandpolitik sein."2 Auch 
Außenminister Stikker selbst schloß nicht aus, daß „Deutschland 
dem Westen nochmals Überraschungen" bringen könnte. Damit 
war auch für ihn der Schutz vor Deutschland der Kern der nieder­
ländischen Sicherheitsproblematik.3 

Diese Gegensätze in der Einschätzung Deutschlands standen 
jedoch einer geschlossenen niederländischen Politik nicht im We­
ge. Ob man mehr auf eine neue deutsche oder auf eine sowjetische 
Gefahr fixiert war, in beiden Fällen war die Integration der Bun­
desrepublik in die westliche Zusammenarbeit die passende Ant­
wort. Denn eine in den Westen eingebundene und dadurch auch 
von der westlichen Zusammenarbeit abhängige Bundesrepublik 
hätte zu wenig Spielraum für neue machtpolitische Abenteuer. 
Zugleich bedeutete die Integration eine notwendige Verstärkung 
des Westens gegenüber der Sowjetunion. Darüber hinaus ermög­
lichte die westdeutsche Integration es den westlichen Ländern, 
ohne Risiken den deutschen Wiederaufbau fortzusetzen und dabei 
selbst vom westdeutschen Potential zu profitieren. Ebenso wichtig 
war, daß hiermit auch eine politisch-ideologische Interessenge­
meinschaft entstehen würde, die die demokratische Basis im jun­
gen westdeutschen Staat vergrößern könnte, was wiederum der 
Sicherheit zugute käme. Nicht zuletzt könnte die Einbindung der 
Bundesrepublik eine deutsch-russische Annäherung verhindern, 
die auf Kosten des Westens ginge. In Den Haag war die Angst 
groß, daß die Bundesrepublik für sowjetische Lockungen empfäng­
lich war, falls Moskau Vorschläge zur Wiedervereinigung präsen­
tieren würde. Es bedurfte schließlich wenig Vorstellungsvermö­
gens, um zu erkennen, daß Westeuropa in diesem Fall politisch, 
militärisch und wirtschaftlich in eine hoffnungslose Lage geraten 
würde. 
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Der Primat der Eingliederung der Bundesrepublik in den We­
sten war sogar so stark, daß Den Haag in den frühen fünfziger 
Jahren von der Notwendigkeit einer positiven Integration sprach. 
Das bedeutete, daß Westdeutschland als gleichberechtigter Verbün­
deter und nicht als zweitrangiges Mitglied aufgenommen werden 
sollte. Eine zu strenge Behandlung Deutschlands sowie die zu lang­
same Auflockerung des Besatzungsstatuts könnten antiwestliche 
Ressentiments in Deutschland provozieren und die Beziehungen 
zum Westen unnötig belasten, ja sogar die Integration gefährden. 
Darum setzten sich die Niederlande bei den westlichen Besatzungs­
mächten wiederholt für eine großzügige Behandlung Deutschlands 
ein. Natürlich mußte das Recht der Alliierten bestehen bleiben, 
einzugreifen, etwa im Falle eines antidemokratischen Um­
schwungs in Deutschland. Aber die Betonung lag auf der Unter­
stützung der wenigen „politisch wertvollen Deutschen, die die Zu­
sammenarbeit mit dem Westen als wichtig und wünschenswert 
betrachteten".4 Der »wertvollste* Deutsche, daran gab es in den 
Niederlanden keinen Zweifel, war Bundeskanzler Konrad Adenau­
er, für den die Integration der Bundesrepublik in den Westen 
absolute Priorität hatte. „Der einzige heutige Garant in Deutsch­
land ist Adenauer", stellte der niederländische Botschafter in 
Bonn, de Booy, im August 1951 fest, „aber es ist fraglich, ob die 
Leute, die Adenauer folgen werden, denselben Weg einschlagen".5 

Im Gegensatz zu seinem sozialdemokratischen Gegenspieler Schu­
macher entwickelte sich Adenauer sogar zur Personifizierung des 
vertrauenswürdigen Deutschlands, ja zum Rettungsanker vor neu­
tralistischen Tendenzen, welche niederländische Beobachter in den 
frühen fünfziger Jahren immer wieder der deutschen Bevölkerung 
und der sozialdemokratischen Opposition unterstellten. Weil für 
Schumacher nicht die Integration in den Westen, sondern die 
deutsche Einheit an erster Stelle stand, weckte er in den Nieder­
landen tiefes Mißtrauen. Dabei ging es nicht nur um seine poli­
tische Botschaft, auch seine heftige, durch patriotische Gefühle 
durchtränkte Opposition gegen Adenauers prowestliche Politik 
machte ihn in weiten Kreisen zu einem der am meisten bearg­
wöhnten demokratischen deutschen Politiker. „Ein Deutschland 
unter seiner Führung könnte schwierig, ja widerspenstig und da­
durch gefährlich werden", hieß es in einer Aufzeichnung, die die 
Meinung der Spitze des Außenministeriums widerspiegelte.6 Wenn 
Adenauer abtreten müßte und Schumacher Bundeskanzler würde, 
könnte Deutschland in eine neutralistische Richtung driften, und 
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in einem wiedervereinigten Deutschland könnte dann „das Aus­
spielen von Ost gegen West und vice versa nach Herzenslust be­
ginnen", so der äußerst besorgte Botschafter de Booy im Herbst 
1951/ 

Die von Den Haag befürwortete positive Integration der Bun­
desrepublik hatte übrigens auch eine Kehrseite. Erstens endete sie 
abrupt, wenn finanzielle Interessen der Niederlande ins Spiel 
kamen. In solchen Fällen - etwa bei der Rückzahlung von wäh­
rend der Besatzung geraubten Wertpapieren - wurden die Großen 
Drei gebeten, die Bundesrepublik zur Erfüllung der niederländi­
schen Ansprüche zu zwingen. Zweitens kritisierte man regelmäßig 
das Selbstbewußtsein, mit dem die Bundesrepublik eine gleich­
berechtigte Position anstrebte. Auch Adenauer blieb von dieser 
Kritik nicht ausgespart. „Er fordert alles, gibt aber nichts", be­
merkte Botschafter de Booy im August 1951 über Adenauers 
Verhandlungsstil beim Abbau des Besatzungsstatuts und brachte 
damit die in den Niederlanden weitverbreitete Auffassung zum 
Ausdruck, die zuviel verlangende Bundesrepublik wolle die 
Vergangenheit zu schnell hinter sich bringen.8 In Kapitel 6 wird 
noch näher eingegangen auf die niederländische Kritik, die Bundes­
republik zeige sich nicht hinreichend schuldbewußt. Hier soll die 
psychologische Kehrseite der auch von den Niederlanden befür­
worteten gleichberechtigten Stellung der Bundesrepublik in der 
westlichen Zusammenarbeit betont werden: Wenn Bonn zu sehr 
darauf pochte, löste das nicht nur Irritationen aus, sondern bestä­
tigte auch das Bild, Deutschland und die Deutschen hätten sich seit 
1945 nur wenig verändert. 

Seit 1949 war die Verankerung der Bundesrepublik in den 
Westen der Kern niederländischer Deutschlandpolitik. Abgesehen 
von der europäischen Integration (Europarat, Europäische Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl, Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft und EURATOM) ging es dabei um die sicherheitspolitische 
Einbindung, die in diesem Kapitel zu analysieren ist. Zunächst ist 
auf die niederländische Haltung zur deutschen Wiederbewaffnung 
einzugehen. Ebenfalls im Rahmen der niederländischen Sicher­
heitspolitik wird anschließend ausführlich die Haltung zur Wie­
dervereinigung behandelt. Fühlten die Niederlande sich sicherer 
durch die Teilung Deutschlands oder unterstützten sie die Bundes­
republik in der deutschen Frage? Und wenn das zweite zutrifft, 
unter welchen Bedingungen sollte sich eine Wiedervereinigung 
vollziehen? 
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Wiederbewaffnung 

Die niederländische Regierung gehörte bereits früh zu den 
Befürwortern einer aktiven deutschen Rolle bei der westlichen 
Verteidigung. Außenminister van Boetzelaer hatte schon im März 
1948 bei der Gründung des Brüsseler Paktes hinter den Kulissen 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, das westliche Deutschland 
künftig einzubeziehen. Ein Jahr später äußerte Ministerpräsident 
Drees denselben Gedanken in bezug auf eine deutsche Einbezie­
hung in die gerade gegründete NATO. Zwar ging es bei diesen 
Überlegungen noch nicht um eine Wiederbewaffnung Deutsch­
lands, sondern lediglich um die Einbeziehung des deutschen 
Grundgebietes, doch zeigen sie die Nüchternheit und Sachlichkeit, 
mit denen die Niederlande an die Frage der Wiederbewaffnung 
herangingen. Für diese Nüchternheit gab es gute Gründe: Die 
damalige westliche Verteidigungslinie verlief an Rhein und IJssel 
entlang, und im Falle eines sowjetischen Angriffs auf den Westen 
würden die Niederlande zum Schlachtfeld. So lag die Ostverschie­
bung der Verteidigungslinie im vitalen nationalen Interesse der 
Niederlande. 

Vorerst jedoch blieb die Bewaffnung der Bundesrepublik ein 
nationales und internationales Tabu. Zwar hatten im März 1950 
mehrere Fraktionen der Zweiten Kammer die Notwendigkeit 
einer Bewaffnung Deutschlands unumwunden zur Sprache ge­
bracht, die Regierung hielt das jedoch für voreilig und wollte im 
Mai 1950 noch nicht über ein Plädoyer für einen deutschen Fi­
nanzbeitrag zur westlichen Verteidigung bei den Großen Drei hin­
ausgehen. Hiermit ging Den Haag übrigens bereits weiter als die 
Besatzungsmächte, die als Reaktion auf den diesbezüglichen Vor­
stoß der niederländischen Regierung bekanntgaben, daß sie die 
Zeit für solche Schritte noch nicht für gekommen hielten. Der 
einzige Regierungschef, der in dieser Phase das Tabu der Wiederbe-
waffung durchbrach, war Bundeskanzler Adenauer. Im Dezember 
1949 bot er in einem bekannten Interview mit der amerikanischen 
Zeitung Cleveland Piain Dealer die Beteiligung deutscher Truppen 
in einer europäischen Armee an, wurde jedoch von den Besat­
zungsmächten unverzüglich abgewiesen. 

Mit dem Ausbruch des Koreakrieges im Juni 1950 trat die 
Diskussion in eine neue Phase: War bislang von einem zukünftigen 
deutschen Beitrag die Rede gewesen, wobei Form und Zeitpunkt 
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unklar blieben, so schien ab dem Sommer 1950 ein Aufschub der 
Entscheidung nicht länger vertretbar und suchte der Westen unter 
der Führung der Vereinigten Staaten eilig nach einer Lösung des 
Problems der deutschen Wiederbewaffnung. Viele Zeitgenossen 
befürchteten ein »europäisches Korea', obwohl diese Gefahr in 
Wirklichkeit sehr klein war. Auch die niederländische Regierung 
gab im Sommer 1950 ihre bisher zurückhaltende Position auf. 
Außenminister Stikker profilierte sich in westlichen Kreisen sogar 
als nachdrücklicher Befürworter einer westdeutschen Bewaffnung. 
Seine britischen und französischen Kollegen Bevin und Schuman, 
die sich beide noch im Juli 1950 gegen eine Wiederbewaffnung 
aussprachen, wies er darauf hin, „daß die Wiederbewaffnung 
Deutschlands in anderen Ländern womöglich auf politische Beden­
ken stößt, doch daß die niederländische Bevölkerung in der 
Wiederbewaffnung Deutschlands eine Bedingung für eine schlag­
kräftige NATO-Verteidigung sieht".9 Es war ebenfalls Stikker, der 
auf amerikanischen Wunsch hin das heikle Thema in der NATO-
Ratsitzung vom September 1950 in New York zur Sprache brach­
te.10 Dem war vorausgegangen, daß der amerikanische Außen­
minister Dean Acheson am Vorabend der Sitzung vergeblich ver­
sucht hatte, seine britischen und französischen Kollegen von der 
Notwendigkeit einer verstärkten und integrierten NATO-Streit-
macht zu überzeugen, an der auch deutsche Truppen teilnehmen 
sollten. Die britische Zurückhaltung und die französische Ableh­
nung veranlaßten Acheson, Stikker zu bitten, das Thema im grö­
ßeren Kreis des NATO-Rats zur Diskussion zu stellen, wonach er, 
Acheson, die amerikanischen Vorschläge präsentieren könnte. 
J u s t piain lunacy", nannte Stikker die westeuropäische Vertei­
digungslinie, die noch immer entlang des Rheins und der Ijssel 
verlief, und bat gleichzeitig um Entschuldigung für den gewählten 
Begriff. Nicht nur sei es nötig, diese Linie möglichst weit nach 
Osten zu verschieben, gleichzeitig müßten auch verstärkte Trup­
pen entlang dieser Linie stationiert werden, entweder aus England, 
den Vereinigten Staaten und Kanada oder - und damit war es 
ausgesprochen - „Germany should take its share of the defence of 
Europe". Zweifellos ging es Stikker dabei nicht um sich gegenseitig 
ausschließende Alternativen, sondern um die Kombination der 
genannten Optionen. In der anschließenden Diskussion griff Stik­
ker das besonders von Schuman vorgeführte Mißtrauen gegenüber 
Deutschland auf. Auch „the Dutch really had no reason to like the 
Germans, and in fact they did not", sagte er. 80% der niederlän-
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dischen Parlamentarier jedoch würden den amerikanischen Wie-
derbewaffnungsvorschlägen gewiß zustimmen. Und sie täten das 
vor allem, weil es die amerikanische Verbundenheit mit Europa 
weiter verstärken würde. Stikker beendete seine Ausführungen 
dann auch mit einem leidenschaftlichen Plädoyer für das atlan­
tische Sicherheitsbündnis.11 

Mit diesem Glaubensbekenntnis an die Adresse der NATO ist 
zugleich der Ausgangspunkt sichtbar geworden, der die niederlän­
dische Haltung bezüglich der deutschen Wiederbewaffnung in den 
folgenden Jahren bestimmen sollte: Sie mußte im NATO-Verband 
erfolgen und nicht nur im europäischen Rahmen. Die Diskussion 
sollte in den folgenden Jahren jedoch der europäischen Schiene 
folgen, nachdem Frankreich als einziges Land auf seinem Stand­
punkt beharrte und die Annahme der amerikanischen Vorschläge 
auf der NATO-Ratssitzung vom September 1950 blockierte. Um 
eine Isolierung Frankreichs in der westlichen Zusammenarbeit zu 
verhindern, trat Paris im Oktober 1950 die Flucht nach vorn an. 
Ministerpräsident Rene Pleven lancierte den Vorschlag einer euro­
päische Armee, in der auch deutsche Truppen einen Platz bekom­
men sollten. Ebenso wie dem französischen Vorschlag einer In­
tegration der westeuropäischen Kohle- und Stahlindustrie vom 
Mai 1950 (Schuman-Plan) lagen auch diesem sogenannten Pleven-
Plan supranationale Überlegungen zugrunde. Unter Leitung eines 
europäischen Verteidigungsministers sollte eine integrierte Armee 
aufgebaut werden. Dieser Minister sollte über ein gemeinsames 
europäisches Verteidigungsbudget verfügen und einem europäi­
schen Parlament verantwortlich sein. Mit diesem Plan waren je­
doch so viele politische, militärische und organisatorische Proble­
me verbunden, daß eine schnelle Ausführung äußerst unwahr­
scheinlich war. Aber gerade diese Verzögerung gehörte - und ge­
wiß nicht an letzter Stelle - zu den Zielen der französischen Initia­
tive. Darüber hinaus war diese gespickt mit diskriminierenden Be­
stimmungen gegenüber der Bundesrepublik. Westdeutsche Trup­
pen sollten nur auf Bataillons- oder Regimentsniveau aufgestellt 
und allesamt in internationale Divisionen integriert werden. Dem­
gegenüber sollten die anderen Teilnehmerländer auch über na­
tionale Divisionen verfügen dürfen. Die Bundesrepublik sollte als 
einziges Land kein eigenes Verteidigungsministerium haben, und 
auch auf der höheren militärischen Ebene sollte für Deutsche nur 
wenig Platz sein. 

53 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

Von Anfang an standen die Niederlande der Bildung einer 
europäischen Armee äußerst skeptisch gegenüber. Der Pleven-Plan 
hatte einen wunden Punkt der niederländischen Außenpolitik 
getroffen. Minister Stikker befürchtete, daß mit dem französischen 
Plan der erste Schritt in Richtung einer europäischen Föderation 
getan würde und hielt eine Teilnahme der Niederlande für inak­
zeptabel. Denn damit wäre die kontinentale „Verstrickung" der 
Niederlande besiegelt und der ohnehin geringe niederländische 
außenpolitische Spielraum weiter eingeschränkt. Außerdem be­
stand die Gefahr, daß sich das Engagement der Vereinigten Staaten 
für die Sicherheit Europas durch eine kontinentale Armee ver­
mindern würde, womit der Eckpfeiler der niederländischen Si­
cherheitspolitik untergraben würde. Die supranationale Struktur 
der europäischen Armee nach französischem Modell würde dar­
über hinaus die Teilnahme Englands und der skandinavischen Län­
der unwahrscheinlich machen. Der so entstehenden französischen 
Vorherrschaft auf dem Kontinent würde künftig zweifellos eine 
deutsche folgen, und beide waren aus niederländischer Perspektive 
unerwünscht. Laut Stikker durfte daher auch „nichts unversucht" 
bleiben, um „sich aus der kontinentalen Umklammerung zu lö­
sen", eine Entwicklung, die mit dem Verlust Indonesiens (1949) 
bereits in Gang gekommen war. Um nicht noch mehr „durch den 
hinter uns liegenden Kontinent landeinwärts gezogen" zu werden, 
mußten die Niederlande ihre Beziehungen zu England, den Ver­
einigten Staaten und Asien so intensiv wie möglich pflegen.12 

Die Überzeugung, daß die französische Vorherrschaft auf dem 
Kontinent künftig einer dominierenden Position Deutschlands 
weichen müsse, blieb ein wichtiges Argument gegen die Europäi­
sche Verteidigungsgemeinschaft. Wie ein roter Faden durchzog 
diese Befürchtung, die eng mit der Angst vor einer aggressiven 
deutschen Wiedervereinigungspolitik zusammenhing, die nächsten 
Jahre. So betonte Minister Stikker wiederholt die Gefahr, „das 
deutsche Streben nach Wiedervereinigung von Ost- und West­
deutschland könnte einmal zu einem provozierenden Auftreten 
Deutschlands führen, wobei wir verpflichtet wären, Westdeutsch­
land beizustehen". Lediglich die NATO könne ein solches Risiko 
begrenzen.13 Nicht nur zur Eindämmung der Gefahr einer neuen 
deutschen Aggression, die die Niederlande in einen Krieg um die 
Wiedervereinigung ziehen könnte, sondern auch zur Verhinderung 
einer deutsch-russischen Annäherung mußte die atlantische Bin­
dung so weit wie möglich vertieft werden. Auch wenn sich die 
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Niederlande seit dem Sommer 1950 ausdrücklich für eine deutsche 
Wiederbewaffnung ausgesprochen hatten, die Suche nach Sicher­
heitsgarantien gegenüber Deutschland hatte nicht an Bedeutung 
verloren und spielte in den abweisenden Reaktionen auf den 
Pleven-Plan eine zentrale Rolle. 

Diese ablehnende Haltung kam auch darin zum Ausdruck, daß 
die Niederlande anfänglich nur als Beobachter an den Besprechun­
gen über den Pleven-Plan teilnahmen, die 1951 in Paris begannen. 
Im Herbst dieses Jahres mußte jedoch die Hoffnung aufgegeben 
werden, daß die Besprechungen erfolglos bleiben würden, und daß 
doch noch eine NATO-Lösung für die deutsche Wiederbewaff­
nung gefunden würde. Inzwischen war deutlich geworden, daß 
eine französische Mitarbeit bei der Aufrüstung Deutschlands ohne 
eine europäische Armee nicht zu bekommen war. Weil die ande­
ren Partner - und nicht zuletzt die Vereinigten Staaten - nun eine 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft ansteuerten, drohte die 
Isolierung der Niederlande.14 So blieb den Niederlanden kaum 
etwas anderes übrig, als sich dem anzuschließen und sich für ein 
möglichst festes Band zwischen EVG und NATO einzusetzen. 
Zwar schienen die Vereinigten Staaten und Großbritannien zu 
Sicherheitsgarantien für den Kontinent bereit, aber diese angel­
sächsische Zusage konnte den Niederländern ihre Sorgen nicht 
ganz nehmen. Wiederum wohlwissend, daß es keine andere Wahl 
gab, stimmte der Ministerrat am 26. Mai 1952 trotz Bedenken der 
Unterzeichnung des EVG-Vertrages zu, welche einen Tag später in 
Paris stattfinden sollte.15 Fast zwei Jahre nach Ausbruch des Ko­
reakrieges schien mit diesem Vertrag eine Lösung für das Problem 
eines aktiven westdeutschen Verteidigungsbeitrages gefunden zu 
sein, die sowohl eine Verstärkung der westlichen Verteidigung als 
auch Sicherheit vor Deutschland garantieren sollte. 

Mehr als zwei Jahre später, am 30. August 1954, scheiterte die 
EVG an dem Land, welches die Initiative dazu ergriffen hatte: an 
Frankreich. Seit der Unterzeichnung des Vertrages im Jahre 1952 
hatte Paris versucht, den Vertrag durch Zusatzprotokolle zu unter­
graben, um die französische Machtposition auf dem Kontinent 
sowie den Handlungsspielraum als Kolonialmacht aufrechtzuerhal­
ten. Da dies erfolglos geblieben war, blockierte Frankreich im 
Sommer 1954 - ebenso wie im Herbst 1950 - einen gemeinsamen 
Beschluß des Westens in bezug auf die deutsche Wiederbewaff­
nung. Obwohl die niederländischen Bedenken gegen die EVG 
großenteils unverändert geblieben waren, führte das Scheitern der 
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europäischen Armee zu großer Unruhe. Bereits vor dem französi­
schen Beschluß hatte man in Den Haag festgestellt, daß eine für 
alle Parteien akzeptable Alternative zur EVG nicht in Sicht war 
und daß ihr Scheitern die gesamte westliche Deutschlandpolitik in 
eine Sackgasse führen würde. 

Genau in dieser Situation befand man sich im Spätsommer 
1954. Besorgt berichtete Botschafter Lamping aus Bonn, daß der 
„Einbindung Deutschlands in die freie Welt" ein empfindlicher 
Schlag versetzt worden sei. Um zu verhindern, daß „das deutsche 
Volk vom Kurs abkomme", müsse an erster Stelle der Glaube an 
die Bedeutung der europäischen Konzeption und der atlantischen 
Zusammenarbeit aufrechterhalten werden. Adenauer, der sich wie 
kein anderer mit dem Gelingen der EVG identifiziert hatte, stand 
jetzt mit leeren Händen vor einer Öffentlichkeit, der er jahrelang 
vorgehalten hatte, daß es zu seiner Politik keine Alternative gebe. 
Weil der „Durchschnittsdeutsche", so Lamping, nur dann bereit 
sei, „einem Führer zu folgen", wenn dieser Erfolge vorweisen 
könne, sei die Stellung Adenauers deutlich gefährdet.16 Auch im 
niederländischen Kabinett bestanden große Sorgen. Minister Luns 
betonte mögliche aggressive Absichten Deutschlands. Falls die 
entstandene Sackgasse eine unzureichend kontrollierte deutsche 
Wiederbewaffnung nach sich ziehen würde, könne Deutschland 
nicht nur künftig als „Schiedsrichter" in Europa auftreten, sondern 
sich auch anschicken, „die Deutschen auf der anderen Seite von 
Oder und Neiße zu befreien".17 Von welcher Seite aus man die 
Krisensituation auch betrachtete, die einzig vernünftige Devise 
lautete: baldige Initiativen zur weiteren Integration der Bundesre­
publik in die westliche Zusammenarbeit, damit diese nicht im 
Sande verlief. 

Diese Initiativen kamen von britischer Seite und sollten eine 
rasche Lösung für das Problem bringen, das mittlerweile schon 
vier Jahre währte. Ende Oktober 1954 wurde man sich in Paris 
einig: Die 1948 mit dem Brüsseler Pakt errichtete Westliche Union 
sollte um die Bundesrepublik und Italien erweitert werden und 
fortan Westeuropäische Union heißen; gleichzeitig sollte die Bun­
desrepublik der NATO beitreten. Gut ein halbes Jahr später, am 
5. Mai 1955, traten die sogenannten Pariser Verträge in Kraft. 
Dieses Resultat kam dem sehr nahe, was die Niederlande seit dem 
Sommer 1950 beabsichtigt hatten: die Aufnahme der Bundesre­
publik in die NATO, keine Supranationalität sowie eine vertrag­
lich festgelegte Anbindung der angelsächsischen Mächte an die 
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europäische Sicherheit. Die Niederlande, so könnte man meinen, 
konnten zufrieden damit sein, daß sie diesmal auf einer Linie mit 
den tonangebenden Mächten lagen. Ganz unzutreffend ist das zwar 
nicht, aber die Zufriedenheit der Niederländer hielt sich in Gren­
zen. Die Anbindung der Bundesrepublik an den Westen war zwar 
durch die Pariser Verträge verstärkt und vertieft worden, sicher­
gestellt war sie jedoch aus Sicht der Niederlande keineswegs. Auch 
die erwiesene französische Launenhaftigkeit und Unberechenbar­
keit vergrößerten die Unsicherheit der Niederländer. Könnte sich 
nicht darüber hinaus Großbritannien innerhalb der WEU als 
Fremdkörper fühlen und seinen Anschluß an den Kontinent be­
dauern?18 Wohin man auch blickte, auch die Pariser Verträge ver­
ringerten nicht das Gefühl der Niederländer, verletzbar und ab­
hängig zu sein. Die Notwendigkeit der Wachsamkeit, besonders 
gegenüber Deutschland, hatten die Verträge nach niederländischer 
Auffassung auf jeden Fall nicht beendet. 

In der ersten Hälfte der fünfziger Jähe stieß die Regierungspoli­
tik in bezug auf die deutsche Aufrüstung nicht auf nennenswerten 
Widerstand in der Öffentlichkeit. Umfrageergebnisse aus den 
Jahren 1950 und 1951 zeigen, daß es deutlich mehr Befürworter als 
Gegner der deutschen Wiederbewaffnung gab. So sprachen sich im 
November 1950 49% der Befragten für westdeutsche Einheiten in 
einer europäischen Streitmacht aus, während 31% dagegen waren 
und 20% sich der Antwort enthielten. Im August 1951 waren 49% 
für eine NATO-Mitgliedschaft Westdeutschlands und lediglich 
14% dagegen, 37% hatten „keine Meinung".19 Nur wenige schlös­
sen sich dem Widerstand gegen eine deutsche Wiederbewaffnung 
entschieden an, der von der Kommunistischen Partei der Nieder­
lande (CPN) und von Friedensgruppen wie „Der Dritte Weg" und 
„Kirche und Frieden" ausging. Die unabhängig linke Wochen­
zeitung De Groene Amsterdammer vertrat ebenfalls einen prinzi­
piell ablehnenden Standpunkt. Überblickt man den Widerstand 
gegen die deutsche Wiederbewaffnung, so kann er nur als schwach 
bezeichnet werden. Dies erklärt sich zunächst aus der Kluft zwi­
schen Kommunisten und anderen Wiederbewaffnungsgegnern. Die 
CPN protestierte lediglich gegen die Wiederbewaffnung in der 
Bundesrepublik, während sich andere Gruppen auch gegen die 
ostdeutsche Wiederbewaffnung aussprachen. Der Gegensatz wurde 
besonders 1954/55 deutlich, als die CPN und die Gruppe „Nie 
wieder" eine „Anti-Wehrmachts-Petition" gegen die Pariser Ver­
träge organisierten. Daß 215.000 Menschen einen solchen Aufruf 
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unterschrieben, war gewiß ein respektables Resultat, aber diese 
Zahl war immer noch um 100.000 geringer als die Zahl der CPN-
Wähler.20 Die nichtkommunistischen Gegner der Wiederbewaff­
nung reagierten auf diese Initiative unterschiedlich. Prominente 
unabhängige linke Intellektuelle wie Jacques Presser, Jan und 
Annie Romein, W.F. Wertheim und J.B. Charles gehörten zu den 
Unterzeichnern. Dagegen startete „Der Dritte Weg" eine eigene 
Unterschriftenaktion gegen die Wiederbewaffnung in der Bundes­
republik und der DDR. 

Ein weiterer Grund für den geringen Widerstand gegen die 
deutsche Wiederbewaffnung waren neben der Zerstrittenheit unter 
den einzelnen Gruppen die Aufrufe in der Presse, sich nicht an den 
Unterschriftenaktionen zu beteiligen. Anfang Februar 1955 warn­
te die protestantische Tageszeitung Trouw davor, „eine von den 
Kommunisten inspirierte oder den Kommunisten entgegenkom­
mende" Aktion zu unterstützen.21 Auch die sozialdemokratische 
Zeitung Het Vrije Volk hatte unter der Überschrift „Seid auf der 
Hut" den warnenden Finger gehoben und die „sogenannten neu­
tralen Komitees" der Wiederbewaffnungsgegner als „Bauernfänge­
rei" abgetan.22 Dasselbe galt für die katholische Volkskrant, die die 
Beteiligung an der Unterschriftenaktion sogar als „Untergrabung 
der Fundamente der europäischen Zivilisation" abkanzelte.23 So 
wurde jeder öffentliche Widerstand gegen die deutsche Wiederbe­
waffnung als grundsätzlich prokommunistisch an den Pranger 
gestellt. Die Frage der Unterzeichnung wurde zu einer Art Test, 
auf welcher Seite man im Kalten Krieg stand. Das war für viele 
gewiß ein Anlaß, nicht zu unterzeichnen. Vor diesem Hintergrund 
verwundert es nicht, daß die Aktivitäten von Kommunisten, Pazi­
fisten und anderen Gegnern der deutschen Wiederbewaffnung 
keinen Einfluß auf die Regierungspolitik hatten. Dies entsprach 
auch der Stimmung im Volk: Die große Mehrheit der niederlän­
dischen Bevölkerung hatte sich unter dem Einfluß des Kalten 
Krieges mit der Unvermeidlichkeit abgefunden, den früheren 
Feind als Waffenbruder zu akzeptieren. 

Nach der Ratifizierung der Pariser Verträge im Jahre 1955 
wurde die deutsche Wiederbewaffnung in die Tat umgesetzt, ver­
lief allerdings viel langsamer als geplant. Im Herbst 1956 mußte 
der deutsche Verteidigungsminister Theodor Blank zurücktreten, 
weil er den zahlreichen neuen Aufgaben - Regelung der Wehr­
pflicht sowie Planung und Aufbau der Bundeswehr - nicht hinrei­
chend gewachsen war.24 Franz Josef Strauß, den man 1956 in der 
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niederländischen Botschaft in Bonn als „sehr aggressiven Mann ... 
mit ungestümem Tatendrang und überdurchschnittlich hoher 
Intelligenz" charakterisierte, wurde Blanks Nachfolger.25 

Die Niederlande betrachteten den Aufbau der Bundeswehr mit 
derselben Nüchternheit, die auch die Debatte über die Wieder­
bewaffnung in den frühen fünfziger Jahren geprägt hatte. Den 
Haag wie auch die niederländische Botschaft in Bonn erwarteten 
geradezu, daß die Wiederbewaffnung nicht reibungslos verlaufen 
würde, denn, so Botschafter Lamping im Herbst 1955, die Bundes­
republik war auf „den Ruinen der militärischen Niederlage" und 
den „Trümmern einer Diktatur" errichtet.26 Bedenklich sei das 
jedoch dann - und hier wurde wieder einmal deutlich, für wie 
wichtig man einen deutschen Beitrag zur'Verteidigung hielt - , 
wenn dadurch die Stärkung der westlichen Position gegenüber der 
Sowjetunion gefährdet würde. Lamping hielt diese Gefahr für real 
gegeben, zumal die Rekrutierung der hohen Offiziere für die Bun­
deswehr nur schleppend verlief. So hatte der Bundestag die Ein­
richtung einer Kommission, des Personalgutachterausschusses, zur 
Überprüfung der entsprechenden Kandidaten beschlossen. Vor 
dem historischen Hintergrund des Dritten Reiches bezweifelte 
niemand innerhalb und außerhalb Deutschlands die Notwendig­
keit einer solchen Kommission. Ihre Vorgehensweise jedoch stieß 
beim niederländischen Botschafter in Bonn sowie im niederlän­
dischen Außenministerium auf Bedenken. Nicht weil die Vor­
gehensweise als zu oberflächlich, sondern vielmehr, weil sie als zu 
genau galt. Lamping, der gewiß kein unkritischer Beobachter der 
deutschen Politik war, konstatierte im September sogar „einen 
Mangel an Selbstvertrauen der verschiedenen Staatsorgane sowie ... 
eine übertriebene Angst vor einer Gefährdung der jungen Demo­
kratie". Erläuternd fügte er hinzu, daß viele Politiker „eine nahezu 
krankhafte Angst vor einer erneuten Macht ,des Militärs* haben, 
daß sie sogar das Ausland vor dem Wiederaufleben von Militaris­
mus und Rechtsradikalismus bei einer Remilitarisierung warnen". 
Der Botschafter befürchtete, daß durch eine zu strenge Überprü­
fung der Kandidaten in den künftigen Streitmächten ein Klima der 
Enttäuschung und Unsicherheit entstehen könnte.27 Besorgt be­
obachtete er den mühsamen Prozeß, einen Mittelweg zwischen 
notwendiger und übertriebener Wachsamkeit zu finden. 

Lampings kritische Anmerkungen zum schleppenden Aufbau 
der deutschen Streitkräfte wurden im niederländischen Außen­
ministerium geteilt und gründeten auf dem vitalen niederländi-
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sehen Interesse an einer stabilen, in die westliche Verteidigung 
integrierten Bundeswehr. Dies erklärt auch die gemäßigten nieder­
ländischen Reaktionen auf verschiedene Skandale rund um die 
deutschen Streitkräfte zu dieser Zeit. So wurde 1960 bekannt, daß 
es deutsch-spanische Überlegungen zu möglichen deutschen Waf­
fendepots in Spanien gegeben hatte. Außenminister Luns ordnete 
an, dieses Problem „so weit wie möglich herunterzuspielen". Der 
ständige Vertreter der Niederlande bei der NATO wurde beauf­
tragt, innerhalb des Bündnisses deutlich zu machen, daß Den Haag 
keineswegs an den guten Absichten oder der NATO-Treue 
Deutschlands zweifelte und daß die Niederlande diesen Vorgang 
lediglich als militärisch-technische und logistische Angelegenheit 
betrachteten. Allerdings sollte darauf hingewiesen werden, daß 
diese „peinliche Situation" hätte vermieden werden können, wenn 
Bonn die Allianz frühzeitig konsultiert hätte.28 Auch wenn die 
Bedeutung dieser Sache nicht überschätzt werden sollte - von 
deutsch-spanischen Verhandlungen war gar nicht die Rede gewe­
sen, lediglich von informellen Beratungen am Rande von Gesprä­
chen über den Ankauf von Munition -, so betraf sie doch einen 
empfindlichen Punkt. Beim mißtrauischen Beobachter konnten 
Erinnerungen an die deutsch-spanische Zusammenarbeit zur Zeit 
des Dritten Reiches Wiederaufleben und die Frage aufkommen: 
Hat sich Nachkriegsdeutschland wirklich von der früheren Ver­
bundenheit mit dem faschistischen Spanien distanziert? Ebenso 
wie die anderen Verbündeten wollten die Niederlande eine solche 
Diskussion jedoch vermeiden, da sie nur zu einer Vertrauenskrise 
innerhalb der NATO und zur Schwächung des Bündnisses geführt 
hätte.29 

Einige Monate später, im August 1960, machte der deutsche 
Generalstab durch eine offizielle schriftliche Erklärung Schlagzei­
len, in der die Wehrpflicht, die NATO-Mitgliedschaft und die 
atomare Bewaffnung des Westens als militärische Forderungen der 
Bundeswehr genannt wurden. In der Bundesrepublik stießen diese 
politischen Äußerungen der militärischen Führung auf Kritik. 
Auch Bundeskanzler Adenauer reagierte verärgert, so berichtete 
Lampings Nachfolger van Vredenburch aus Bonn, weil hierdurch 
im Ausland der Eindruck entstehen konnte, die „unverbesserli­
chen" deutschen Generäle mischten sich in die Politik ein.30 Aus 
van Vredenburchs Sicht handelte es sich nur um „einen taktischen 
Fehltritt", für den Minister Strauß verantwortlich war, durch 
dessen Hände die Erklärung noch vor ihrer Veröffentlichung 

60 



3 Kalter Krieg und deutsche Frage 1949-1961 

gegangen war. Auch im niederländischen Außenministerium woll­
te man der innerdeutschen Aufregung über diese Generalstabs­
erklärung nicht folgen und nannte die Affäre politisch bedeutungs­
los. Gewiß seien die Äußerungen „ungeschickt", so der Leiter der 
NATO- und WEU-Abteilung des Ministeriums, aber inhaltlich 
stehe in dieser Erklärung „nichts, dem die Niederlande nicht völlig 
zustimmen könnten".31 

Vier Jahre später, im Jahre 1964, kritisierte der Wehrbeauftrag­
te des Deutschen Bundestages, Vizeadmiral a.D. Heye, im Magazin 
Quick das Klima innerhalb der Bundeswehr und äußerte seine 
Befürchtung, es könnte sich ein Staat innerhalb des Staates bilden. 
Auch diesmal ließen sich der niederländische Botschafter in Bonn 
und das niederländische Außenministerium nicht zu kritischen 
Stellungnahmen verleiten. Van Vredenburchs Nachfolger van 
Ittersum versuchte nachdrücklich, die Aufregung, die Heyes Ent­
hüllungen in der deutschen und internationalen Presse verursacht 
hatte, „auf das rechte Maß zurückzuführen". Zwar leugnete der 
Botschafter nicht, daß es innerhalb der Bundeswehr Probleme gab 
und daß die Befähigung zahlreicher Offiziere zu wünschen übrig 
ließ, dennoch warf er Heye mangelnde Objektivität vor. Der 
Wehrbeauftragte habe die „ganz eindeutig bestehenden, positiven 
Merkmale der modernen Bundeswehr" zu wenig berücksichtigt 
und alles, was nur entfernt an eine Rückkehr zu alten militäri­
schen Untugenden erinnerte, maßlos übertrieben. Auch der nie­
derländische Heeresattache in Bonn, Oberst von Balluseck, berich­
tete, daß in der Bundeswehr im Vergleich zu anderen Streitkräften 
von einer alarmierenden Situation keine Rede sein könne.32 Ob­
wohl Luns im Ministerrat meinte, daß Heye einmal recht behalten 
könnte, und der Verteidigungsminister de Jong von einer „gefähr­
lichen Entwicklung" sprach, blieb auch in Den Haag die Besorgnis 
begrenzt.33 

Aus den obigen Ausführungen wird deutlich, daß Spannungen 
und Affären, die den Aufbau der Bundeswehr begleiteten, von den 
niederländischen Diplomaten in Bonn und im niederländischen 
Außenministerium in Den Haag zwar kritisch und wachsam ver­
folgt wurden, man sich jedoch immer um ein abgewogenes Urteil 
bemühte. Ebenso wie bei den Diskussionen zur Wiederbewaffnung 
in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre dominierte das niederlän­
dische Interesse an einem militärischen Beitrag der Bundesrepublik 
zur westlichen Verteidigung. Vor diesem Hintergrund vermied 
man es, Probleme hochzuspielen, vielmehr hielt man sich bewußt 
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zurück. Wie Luns* Reaktion auf mögliche deutsche Waffendepots 
in Spanien zeigte, glaubte man offensichtlich, daß sich das Hoch­
spielen heikler Themen kontraproduktiv auf den ohnehin nicht 
reibungslosen Aufbau der Bundeswehr auswirken könnte. Auch 
bei den anderen »Affären* neigte man nicht dazu, möglichen histo­
rischen Assoziationen freien Lauf zu lassen. Vielmehr distanzierte 
man sich von den Aufregungen in der Bundesrepublik und anders­
wo und relativierte die potentiell gefährlichen Tendenzen. Miß­
trauen und Unbehagen gab es zwar, es überwog jedoch die unvor­
eingenommene Urteilsbildung. Diese Nüchternheit ist bemerkens­
wert, weil sie in scharfem Kontrast zum allgemein negativen 
Deutschlandbild stand, das zu dieser Zeit auch in diplomatischen 
Kreisen herrschte. „Der Deutsche ist folgsam, Gehorchen liegt ihm 
seit vielen Jahrhunderten im Blut", schrieb Botschafter van Vre-
denburch Jahre später in seinen Memoiren.34 Ein solches klischee­
haftes Wahrnehmungsmuster war typisch für die niederländische 
Kommentierung der Entwicklungen in Deutschland. Zwar schloß 
diese stereotype Bildformung die Bundeswehr nicht aus, spielte 
beim Aufbau der deutschen Streitkräfte jedoch eine untergeord­
nete Rolle. 

Das Budel-Abkommen (1963) 

Gegen Ende der fünfziger Jahre wurde innerhalb der N A T O im 
Rahmen der Ostverschiebung der Verteidigungslinie zur Weser hin 
eine Stationierung niederländischer Truppen auf deutschem 
Grundgebiet erwogen. Auf dem Höhepunkt der von 1958 bis 1962 
dauernden Berlin-Krise hielt man das für dringend geboten, und so 
wurde im Oktober 1961 eine Brigade von etwa 3.500 Mann nach 
Deutschland verlegt. Die Entsendung niederländischer Soldaten 
hatte zunächst nur vorläufigen Charakter. Das veränderte sich, als 
die Bundesrepublik im Jahre 1962 Kasernen und Übungsgelände 
anbot, was der niederländischen Präsenz in der norddeutschen 
Tiefebene einen permanenten Charakter geben sollte. Im Gegen­
zug sollte eine deutsche Übungseinheit von etwa 3.000 Mann in 
den Niederlanden untergebracht werden. Im Januar 1963 führte 
dieser deutsche Vorschlag zur Unterzeichnung des Budel-Abkom-
mens, das nach jenem Ort im niederländischen Brabant genannt 
war, in dem die deutsche Übungseinheit im August 1963 statio­
niert wurde. 
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Im Februar 1962 empfahl Botschafter van Vredenburch nach­
drücklich eine positive niederländische Reaktion auf den von der 
Bundesrepublik vorgeschlagenen Truppenaustausch. Obwohl er 
sich darüber im klaren war, daß es in den Niederlanden „einen 
psychologischen Widerstand hohen Ausmaßes" gegen die Anwe­
senheit deutscher Militärs in Uniform geben würde, sah er selbst 
ausschließlich Argumente für den Truppenaustausch. Es liege im 
niederländischen Interesse, daß die Beziehungen zu Deutschland 
„wieder ganz normal werden", und der Truppenaustausch könne 
hierzu beitragen. Er bringe jedoch, so der Botschafter, noch weite­
re Vorteile: „Aus Sicht der NATO gibt es keinen Grund, einen 
Unterschied zwischen deutschen und niederländischen Truppen zu 
machen. Vielmehr kann es einen positiven Effekt auf den Zusam­
menhalt der NATO haben, wenn gerade unser Land, das ver­
hältnismäßig mehr als irgendein anderes NATO-Mitglied unter der 
Nazi-Besatzung gelitten hat, durch Taten zeigt, daß die heutigen 
Realitäten und die gemeinsamen Interessen der N A T O schwerer 
wiegen als die während der Besatzungszeit entstandenen psycho­
logischen Hemmungen." Hinzu komme, daß eine positive Auf­
nahme des deutschen Vorschlags auch einen günstigen Effekt auf 
die Bundesrepublik haben würde, weil es die Gleichwertigkeit 
Deutschlands als Partner unterstreichen und die Verankerung des 
deutschen Militärapparates im Bündnis verstärken würde. Auch 
könne dies die deutsche Einstellung gegenüber den Niederlanden 
verbessern, weil die Niederlande dann als erster NATO-Staat 
deutsche Truppen auf ihrem Grundgebiet zuließen.35 

Im niederländischen Außen- und Verteidigungsministerium 
stimmte man van Vredenburchs positivem Urteil vollends zu. 
Schließlich hatte Den Haag seit Beginn der fünfziger Jahre für eine 
gleichberechtigte Position der Bundesrepublik in den westlichen 
Organisationen plädiert, und das galt auch für die militärische 
Zusammenarbeit. Im Jahre 1960, bevor von einem Truppenaus­
tausch die Rede war, war man sich an der Spitze des niederlän­
dischen Außenministeriums darüber einig, daß das Tabu unifor­
mierter deutscher Soldaten in den Niederlanden gebrochen werden 
müsse. Äußerste Behutsamkeit war hierbei gewiß geboten, aber 
das Ziel der Gleichberechtigung der Bundesrepublik verlangte nun 
einmal Konsequenzen.36 

Zwischen dem niederländischen Verteidigungs- und Außen­
ministerium bestanden also über das Prinzip des Truppenaustau­
sches keine Meinungsverschiedenheiten, uneins war man jedoch im 
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Herbst 1962 über das anzuwendende Genehmigungsverfahren. Es 
war zu erwarten, daß sich Bonn und Den Haag schnell über den 
Inhalt des Abkommens einigen würden, allerdings erhob sich die 
Frage, in welcher Weise das niederländische Parlament einbezogen 
werden mußte. Das Verteidigungsministerium befürwortete das 
sogenannte stillschweigende Verfahren. Das beinhaltete, daß das 
Abkommen beim Präsidium des Parlaments vorgelegt werden 
würde, und daß es - sollten keine Einwände bestehen - schnell 
und ohne Parlamentsdebatte in Kraft treten könnte. Das Außen­
ministerium war zwar auch der Meinung, daß Eile geboten war, 
wollte aber eine gesetzliche Regelung und - mit Blick auf die öf­
fentliche Meinung - das Parlament ausdrücklich in die Verant­
wortung für den Truppenaustausch einbeziehen. Obwohl sich die 
öffentliche Meinung kaum kundgetan hatte und die Berichterstat­
tung in der Presse über den geplanten Truppenaustausch keine 
negativen Stellungnahmen enthielt, erwartete man im Außenmini­
sterium doch beträchtliches Aufheben, wenn die 3.000 deutschen 
Soldaten tatsächlich in die Niederlande kommen würden. Das 
Argument des Verteidigungsministeriums, dies würde sich durch­
aus in Grenzen halten, weil doch bereits so viele Deutsche in die 
Niederlande kämen, hielt man im Außenministerium für wenig 
überzeugend: „Ein Deutscher, der Kaffee kauft", falle nun einmal 
weniger unangenehm auf als „ein uniformierter Deutscher", hieß 
es schlicht, aber nicht zu Unrecht in einer Aufzeichnung des Lei­
ters des Mitteleuropa-Büros, de Beun, an den Staatssekretär des 
Außenministeriums. Ferner schloß de Beun nicht aus, daß manche 
Politiker im Vorfeld der Parlamentswahlen im Jahre 1963 den ge­
planten Truppenaustausch kritisieren würden, um politischen 
Nutzen daraus zu ziehen.37 Nicht weniger wichtig war, daß genau 
zu dieser Zeit die Parlamentsdebatte zum deutsch-niederländischen 
Vertrag auf der Tagesordnung stand, der auf politischer Ebene 
einen Strich unter die Kriegsjahre ziehen sollte (siehe Kapitel 7). 
Die sogenannte Generalbereinigung war im Parlament auf großen 
Widerstand gestoßen, und die ohnehin schon gereizte Stimmung 
konnte sich durch den Versuch, den Truppenaustausch stillzu­
schweigen, weiter verschlechtern. Kurz, das Außenministerium 
brachte zahlreiche Argumente gegen das stillschweigende Verfah­
ren vor und wollte Vorwürfe an die Adresse der Regierung vermei­
den, das Abkommen durch das Parlament ,schmuggeln* zu wollen. 
Das Verteidigungsministerium mußte sich diesen überzeugenden 
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Argumenten beugen, und so wurde der Gesetzentwurf zum Budel-
Abkommen Anfang April 1963 im Parlament behandelt. 

Der Truppenaustausch stieß nur auf geringen parlamentari­
schen Widerstand. Der Abgeordnete Bakker (CPN) verkündete 
zwar, daß die große Mehrheit des niederländischen Volkes das 
Abkommen ablehne und daß die Niederlande durch die Stationie­
rung deutscher Soldaten „in eine Position militärischer und politi­
scher Unterordnung" gerieten - er sprach sogar von „Besatzungs­
charakter" - , aber außerhalb kommunistischer Kreise nahm nie­
mand solche Argumente ernst.38 Die CPN bediente sich in ihrer 
Kritik bestehender antideutscher Gefühle, der Widerstand der PSP 
basierte in erster Linie auf einem grundsätzlichen Antimilitaris­
mus. Der PSP-Sprecher Lankhorst äußerte, keineswegs zu beab­
sichtigen, „Haß gegen das deutsche Volk wachzuhalten", allerdings 
würde dem niederländischen Volk durch die Stationierung deut­
scher Truppen „seelische Gewalt" angetan.39 Nach Auffassung der 
überwältigenden Mehrheit der Zweiten Kammer lag der Truppen­
austausch jedoch im atlantischen und daher auch im niederlän­
dischen Sicherheitsinteresse im Rahmen der Vorwärtsverteidigung. 
Zwar befürchteten die Sprecher aller übrigen Parteien künftige 
Widerstände in der Öffentlichkeit - der Abgeordnete Assmann 
(KVP) hielt den Gesetzentwurf „bestimmt nicht für das Sympa­
thischste, das die Regierung seit ihrem Antritt vorgebracht hat" - , 
aber solche Äußerungen des Unbehagens waren fast eine Pflicht­
übung, die u.a. dazu dienten, die erwarteten Widerstände zu kana­
lisieren. Außer der CPN und der PSP stimmten nur drei PvdA-
Abgeordnete gegen den Gesetzentwurf, der mit 102 gegen 8 Stim­
men angenommen wurde.40 In der Ersten Kammer verlief die 
Debatte noch reibungsloser als in der Zweiten Kammer, und außer 
der zu erwartenden Ablehnung der CPN hatte nur die PvdA durch 
van der Stoel ein paar kritische Randbemerkungen. Er sprach von 
gemischten Gefühlen und nannte es einen „psychologischen Fehler 
ersten Ranges", daß die Debatte ausgerechnet in der Gedenkwoche 
vom 4. und 5. Mai stattfand41, stimmte dem Gesetzentwurf jedoch 
zu: „Rationale Erwägungen haben uns zu dem Schluß gebracht, 
daß die Aufnahme der Bundesrepublik in eine möglichst enge 
europäische und atlantische Zusammenarbeit die beste Gewähr 
gegen einen wiederauflebenden deutschen Nationalismus ist. Und 
wenn wir dieser Politik zustimmen, dann müssen wir auch den 
Mut haben, ihre Konsequenzen zu tragen."42 Nach einer kurzen 
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Debatte stimmte der Senat mit 49 Stimmen gegen 2 Stimmen der 
Kommunisten für die Gesetzesvorlage. 

Das Unbehagen unter der niederländischen Bevölkerung, das 
alle Redner in der Zweiten Kammer angesprochen hatten, wurde 
in der Öffentlichkeit allerdings kaum geäußert. Aus einer Umfrage 
ging hervor, daß 56% der Bevölkerung für und 34% gegen das 
Budel-Abkommen waren.43 Zwar gab es ein paar Demonstratio­
nen, aber viele Menschen konnten nicht mobilisiert werden. So 
gab es bei einer Demonstration in Budel nur 1.200 Teilnehmer, 
welche vor allem aus den großen Städten im Westen der Nieder­
lande kamen. Die Ablehnung äußerte sich ferner in einer Handvoll 
Leserbriefe und polemischen Kolumnen, wie sie in der protestanti­
schen Zeitung Trouw erschienen: „NATO schön und gut, aber 
gibt es in der Heimat nicht viel mehr Platz, um NATO-Soldaten 
zu stationieren als in unserem überbevölkerten Ländchen, in dem 
noch immer Wartelisten für Wohnungen bestehen, auch als Folge 
eines früheren verbrecherischen Versuchs, die deutschen Streit­
kräfte in fremden Ländern zu stationieren?"44 Wahrscheinlich 
fanden derartige Texte die Zustimmung vieler, aber die Ablehnung 
blieb zu schwach, um sich zu gesellschaftlichem Widerstand zu 
formieren. Ähnlich wie bei der Diskussion über die deutsche Wie­
derbewaffnung in den frühen fünfziger Jahren haben vermutlich 
viele ihr Unbehagen verdrängt zugunsten der rationalen Einsicht, 
daß der Truppenaustausch im Dienste der westlichen Sicherheit 
war. Manche sprachen sich sogar explizit für das Abkommen aus. 
So wies der Kommentator der im Krieg gegründeten linken Wider­
standszeitung Het Parool auf die moralische und politische Erneue­
rung Deutschlands seit dem Jahr 1945 hin. In einem besonders 
gegen die Kommunisten gerichteten Kommentar kritisierte die 
Zeitung, daß die Demonstranten gegen das Budel-Abkommen hart­
näckig an überholten Vorstellungen über Deutschland festhiel­
ten.45 Hier zeigt sich eine zweite Parallele zur Diskussion über die 
Wiederbewaffnung: Neben einigen unabhängigen linken Intel­
lektuellen organisierte vor allem die CPN den gesellschaftlichen. 
Widerstand gegen das Budel-Abkommen, und das war für viele 
eher Hindernis als Grund, sich dem Protest anzuschließen. 

Das Budel-Abkommen wurde also relativ problemlos von 
Parlament und Öffentlichkeit angenommen. Verärgert reagierten 
die Niederländer jedoch auf die vom deutschen Verteidigungs­
ministerium verteilte Informationsbroschüre Als Soldat der Bundes­
wehr in den Niederlanden, die die deutschen Rekruten auf ihren 
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Aufenthalt in Budel vorbereiten sollte. Treffend formulierte der 
PvdA-Abgeordnete van der Stoel Anfang Mai 1963 in der ersten 
Kammer die niederländische Erwartung, daß die Deutschen in 
Budel „Verständnis für die Tatsache zeigen sollten, daß die Er­
innerungen an die Kriegsjahre in den Niederlanden noch keines­
falls verblichen sind".46 Aus dieser Perspektive hielt man es für 
selbstverständlich, daß die deutschen Soldaten ausführlich über die 
Besatzungszeit und ihre Folgen informiert würden. Nach Durch­
sicht der Broschüre stellte de Beun vom Mitteleuropa-Büro des 
niederländischen Außenministeriums jedoch nicht ohne Bestür­
zung fest: „Kein Wort über die Verletzung unserer Neutralität, 
kein Wort über die Judenverfolgung, kein Wort über die Erschie­
ßung von Geiseln!" Soweit der Zweite Weltkrieg überhaupt zur 
Sprache kam, so de Beun, wurde er in Begriffen wie „Naturer­
eignis" oder „Schicksal" beschrieben. So hielt er die Abhandlung 
der Kriegszeit in der Bundeswehr-Broschüre für „ausgesprochen 
ärgerlich".47 Unrecht hatte de Beun nicht. In der Broschüre wurde 
ausführlich auf Themen wie den niederländischen „Volkscharak­
ter" eingegangen, der vom jahrhundertelangen Kampf gegen das 
Wasser, den Handel und die Seefahrt geprägt sei. Die Tulpenfelder 
fanden ebenso Beachtung wie die berühmten Trachten und die 
Bauernhochzeit in Drente. Die Jahre 1940-1945 hingegen wurden 
äußerst undeutlich im Abschnitt „Gemeinsames Streben" behan­
delt. Auch der Text zu dieser Periode war nicht deutlicher. Er war 
kurz und enthielt keinerlei Hinweise auf Nazi-Deutschland. Zwar 
enthielt er eine Warnung vor möglichen Empfindlichkeiten, aber 
der Hintergrund der niederländischen Verletzlichkeit blieb unklar. 
Aus niederländischer Perspektive traf es außerdem kaum zu, daß 
mögliche Äußerungen antideutscher Gefühle hauptsächlich auf der 
durch den Ostblock gesteuerten antideutschen Propaganda gründe­
ten, wie in der Broschüre zu lesen war.48 

Die Verärgerung über die Broschüre macht den psychologi­
schen Graben deutlich, der in den frühen sechziger Jahren noch 
zwischen beiden Ländern bestand. In den folgenden Kapiteln wird 
darauf näher einzugehen sein, hier genügt die Feststellung, daß 
man in den Niederlanden nicht nur die Anerkennung der Leiden 
der Besatzungszeit erwartete, sondern auch eine schuldbewußte 
Haltung der Deutschen. Die Bundeswehr-Broschüre entsprach 
diesen Erwartungen in keiner Weise und schien eher darauf hinzu­
weisen, daß die Deutschen der Vergangenheit nicht ins Auge sehen 
konnten oder wollten. Tatsächlich war die deutsche Haltung zum 
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Dritten Reich und zum Zweiten Weltkrieg nuancierter und kon­
struktiver als die niederländische Verdrängungs-These suggerierte. 
Aber sie war gewiß zu distanziert, zu abstrakt und zu implizit, um 
den niederländischen Erwartungen zu entsprechen.49 Die Norma­
lisierung der deutsch-niederländischen Beziehungen im Bereich der 
Sicherheit auf NATO- und bilateraler Ebene war zwar inzwischen 
weit fortgeschritten, die niederländische Reaktion auf die deutsche 
Informationsbroschüre zeigt jedoch, wie schnell es noch zu psy­
chologischen Spannungen kommen konnte. 

Die deutsche Frage in den fünfziger Jahren 

Die deutliche Präferenz der Niederländer für eine deutsche Wie­
derbewaffnung im NATO-Rahmen war, so wurde oben gezeigt, 
unter anderem auf die Angst zurückzuführen, die Bundesrepublik 
könne künftig militärische Abenteuer provozieren, um die deut­
sche Wiedervereinigung voranzutreiben. Offensichtlich war die 
Perzeption Deutschlands noch stark durch Vorkriegsmuster ge­
prägt. So überschätzte Den Haag die Macht und den Handlungs­
spielraum der Bundesrepublik in den internationalen Beziehungen 
der Nachkriegszeit. Man übersah auch, daß die deutsche Bevölke­
rung nach 1945 für ein derartiges Risikospiel nicht zu gewinnen 
war. Ausgangspunkt der niederländischen Unsicherheit war, daß 
die Wiedervereinigung das wichtigste politische Ziel der Deut­
schen sei. „Die deutsche Einheit?", schrieb die katholische Tages­
zeitung de Volkskrant im Dezember 1950 und fuhr fort: „Natür­
lich, im Notfall mit dem Teufel. Die ,Sehnsucht* nach dem einen 
Deutschland macht sie blind für die Wirklichkeit und taub gegen 
alle Warnungen."50 Nicht anders war die Perzeption bei anderen 
Zeitungen sowie in diplomatischen und politischen Kreisen. Deut­
scher Nationalismus, Neutralismus, ,Rapallo'-Neigungen, die 
Angst, daß die Bundesrepublik im Alleingang die nationale Karte 
spielen könnte, das waren die größten Befürchtungen in den frü­
hen fünfziger Jahren. 

Um unerwünschten Initiativen zur Wiedervereinigung ent­
gegenzutreten und die Integration der Bundesrepublik in den 
Westen sicherzustellen, gab es neben der bereits genannten positi­
ven Integrationspolitik gegenüber Bonn noch eine weitere, damit 
zusammenhängende Strategie: Die westdeutsche öffentliche Mei­
nung sollte davon überzeugt werden, daß der Westen die Wieder-
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Vereinigung wolle, und Moskau müßte für ein mögliches Scheitern 
verantwortlich gemacht werden. „Es wäre katastrophal, wenn sich 
in Deutschland die Meinung festsetzen würde, daß der Westen 
keine Politik hinsichtlich der Frage der Wiedervereinigung auf­
zuweisen hat und diese Wiedervereinigung im Grunde genommen 
auch nicht will", so die Instruktion aus Den Haag für die nieder­
ländische Delegation bei der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen Ende 1951.51 Denn falls ein solcher Eindruck entstehen 
sollte, könnte sich Moskau als Vorkämpfer der deutschen Einheit 
aufspielen, mit allen Konsequenzen für die „immer mehr zur Neu­
tralität" neigende öffentliche Meinung in Westdeutschland. Der 
Westen mußte daher eine auf Wiedervereinigung ausgerichtete 
Politik führen, um Moskau in die Defensive zu zwingen. Hierbei 
verfügte der Westen über einen wichtigen und demokratisch legiti­
mierten Trumpf: die Forderung nach freien und geheimen Wahlen 
in ganz Deutschland. Zu erwarten war, daß solche Wahlen die 
SED wenn nicht hinwegfegen, so doch in eine schwache Minder­
heitsposition bringen würden. Dem Ruf nach freien Wahlen 
schloß sich die Forderung an, daß es dem vereinigten Deutschland 
freistehen müsse, Mitglied der westlichen Bündnisse zu werden. 
Vor diesem Hintergrund traten die Niederlande in den Jahren 
1950-1952 für eine offensive westliche Reaktion auf die verschiede­
nen Vorschläge aus Ost-Berlin und Moskau zur Wiedervereinigung 
ein, von denen die Stalin-Note vom 10. März 1952 die wichtigste 
war.52 

Zur Propagandaschlacht zwischen Ost und West um die 
Wiedervereinigung sollten die Niederlande auch einen kleinen 
Beitrag leisten. Auf westliche Initiative hin richteten die Vereinten 
Nationen Ende 1951 eine Kommission ein, die die Möglichkeit 
freier Wahlen in ganz Deutschland untersuchen sollte. Neben 
einem Brasilianer, einem Isländer und einem Pakistani gehörte der 
Niederländer Max Kohnstamm zu dieser Kommission. Schon bald 
zeigte sich, daß Kohnstamm, der Leiter des Deutschland-Büros im 
niederländischen Außenministerium, als einziger über die nötige 
Kompetenz hinsichtlich der deutschen Frage verfügte. Mit großem 
publizistischen Aufwand besuchte die Kommission die Bundes­
republik und führte Gespräche mit der Alliierten Hohen Kom­
mission und der Bundesregierung. Mit nicht geringerem Aufwand 
wurde die fehlende Kooperation der Sowjetunion und der DDR 
angeprangert. So verlief das propagandistische Szenario der UNO-
Kommission planmäßig. Der undemokratische Charakter der 
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DDR konnte zwar nicht an Ort und Stelle festgestellt werden, 
aber zu dieser Erkenntnis konnte man auch gelangen, ohne dage­
wesen zu sein. Die negative Haltung Moskaus und Ost-Berlins 
wurde detailliert geschildert, während - mit Hinweis auf die Un­
terstützung, die die Kommission von westlicher Seite bekommen 
hatte - das Urteil über die westdeutsche Demokratie positiv aus­
fiel. Der propagandistische Effekt der Arbeit der Kommission 
blieb jedoch begrenzt. Denn noch während die Kommission tätig 
war, ergriff die Sowjetunion mit der Stalin-Note die Initiative und 
lenkte die Aufmerksamkeit von Presse und Politik auf sich. Dar­
über hinaus wurden in der Bundesrepublik auch kritische Töne 
laut über den offensichtlich propagandistischen Charakter der 
UNO-Kommission.53 

Entsprach die nachdrückliche Forderung der Niederlande nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands ihren wirklichen Zielen, oder 
handelte es sich hierbei lediglich um Lippenbekenntnisse? Liebte 
man Deutschland hinter den Haager Kulissen möglicherweise so 
sehr, daß man froh war, zwei davon zu haben? Die Meinungs­
bildung in den niederländischen diplomatischen und politischen 
Kreisen war freilich komplizierter als dieses Bonmot Francois 
Mauriacs und wies eher in eine andere Richtung. Die Wiederver­
einigung, so eine Kabinettsvorlage von Außenminister Beyen im 
Sommer 1953, könne nur nach einer Entspannung zwischen Ost 
und West erfolgen. Hiermit machte der Minister nicht nur deut­
lich, daß Adenauers Politik der Stärke die Wiedervereinigung noch 
keinen Schritt weiter gebracht hatte, sondern bezweifelte auch die 
Angemessenheit dieser Strategie. Denn eine westliche Politik der 
Stärke, die die Sowjetunion letztlich zu Konzessionen in der deut­
schen Frage zwingen sollte, implizierte die Fortsetzung des Kalten 
Krieges und würde die deutsch-deutsche Kluft nur vertiefen. 
Glaubte Adenauer, daß es zur Ost-West-Entspannung erst nach 
Moskaus Zustimmung zur Wiedervereinigung nach westlichen 
Bedingungen kommen würde, drehte Beyen diese Überlegung um: 
Entspannung sei eine Voraussetzung für die Wiedervereinigung. 
Aus diesem Gedanken - und unlogisch war er gewiß nicht - ergab 
sich die Frage, wo die Priorität der Deutschlandpolitik des We­
stens liegen mußte: Fortsetzung des eingeschlagenen Weges (In­
tegration der Bundesrepublik, Weiterführung der Konfrontation 
und damit Verzicht auf Fortschritt in der Deutschen Frage) oder 
Hinwendung zu Entspannung und deutscher Wiedervereinigung. 
Vor die Wahl gestellt, gab Beyen ersterem eindeutig den Vorzug. 

70 



3 Kalter Krieg und deutsche Frage 1949-1961 

Eine Entscheidung gegen die deutsche Einheit war dies allerdings 
nicht: „Die »Wiedervereinigung'", so Beyens Aufzeichnung, „wird 
.... nach dem zweiten Plan verschoben werden müssen, so lange die 
Russen nicht bereit sind, zu akzeptablen Bedingungen daran mit­
zuarbeiten."54 Mit anderen Worten: Aus niederländischer Per­
spektive war die Wiedervereinigung zwar ein festes Ziel, die In­
tegration der Bundesrepublik durfte dadurch jedoch nicht gefähr­
det werden. Das bedeutete, daß als Alternative zum Status quo 
eines in den Westen integrierten Westdeutschlands lediglich ein 
Status quo plus in Betracht kam, bei dem das wiedervereinigte 
Deutschland zum Westen gehören würde. Weil letzteres zu Recht 
als „vorläufig nur theoretische Möglichkeit" abgetan wurde, blieb 
nichts anderes übrig, als den eingeschlagenen Weg fortzusetzen. Da 
Beyens Vorlage im Ministerrat nicht auf Widerspruch stieß, kann 
man schlußfolgern, daß die niederländische Regierung eine deut­
sche Wiedervereinigung unter westlichen Bedingungen für wün­
schenswert hielt. Obwohl die niederländische Politik primär die 
Integration der Bundesrepublik in den Westen verfolgte und im 
Hinblick auf die Wiedervereinigung vor allem eine offensive west­
liche Propaganda befürwortete, wäre es unzutreffend, die nieder­
ländische Haltung lediglich als Lippenbekenntnis für eine deutsche 
Wiedervereinigung zu bewerten. Vielmehr wurde die deutsche 
Teilung als Risiko für Europas Sicherheit betrachtet. So wies Mini­
ster^ äsident Drees (PvdA) während einer Besprechung von Bey­
ens Aufzeichnungen im Ministerrat darauf hin, „welch große 
Bedeutung die Vereinigung Deutschlands für die Erhaltung des 
Weltfriedens haben könnte".55 

Die niederländische Position zur deutschen Wiedervereinigung 
in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre kann auch anhand der Re­
aktion des Außenministeriums auf verschiedene Leitartikel des li­
beralen Nieuwe Rotterdamse Courant (NRC) - der für die Auslands­
berichterstattung wichtigsten niederländischen Tageszeitung - von 
Anfang 1955 illustriert werden. Der unmittelbare Anlaß des ersten 
M£C-Kommentars waren einige Neujahrsansprachen deutscher 
Politiker, in denen das Ziel der Wiedervereinigung nachdrücklich 
genannt wurde. Weiterer Hintergrund war die seit der Unterzeich­
nung der Pariser Verträge (Oktober 1954) erneut aufgeflammte 
Auseinandersetzung in der Bundesrepublik über die Wiederbewaff­
nung und die Westintegration. Unter dem Titel „Kein Ol ins 
Feuer gießen" nannte der NRC die ständige Bonner Forderung 
nach Wiedervereinigung „ein bedenkliches Signal ... gegen das wir 
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nicht früh genug unsere Stimme erheben können". Obwohl „nicht 
gleich mit Säbeln gerasselt" werde, sei ein solcher Umgang mit der 
Wiedervereinigung schon gefährlich genug, weil er eine explosive 
politische Atmosphäre bewirken könne. „Die Verbündeten 
Deutschlands dürfen es nicht tolerieren, daß diese politische Zeit­
bombe weiter tickt", so der NRCy und die Deutschen sollten sich 
nicht an nationale Hoffnungen klammern, die nicht zu erfüllen 
seien.56 Der Artikel löste in der Bundesrepublik heftige Proteste 
aus, und im Auswärtigen Amt ließ man einen Mitarbeiter der 
niederländischen Botschaft wissen, daß man einen derartigen Arti­
kel ausgerechnet im ansonsten so ausgewogenen NRC scharf ableh­
ne. Auf die westdeutsche Kritik reagierte die Zeitung mit einem 
zweiten Leitartikel, in dem sie erneut vor einer „illusionistischen 
Politik" in bezug auf die Wiedervereinigung warnte. Zwar wandte 
sich dieser Artikel nicht gegen eine Wiedervereinigung zu für den 
Westen akzeptablen Bedingungen, aber er hielt der Bundesrepu­
blik noch eindringlicher das „Gebot der Vernunft" vor Augen. 
Trotz aller „verständlichen Emotionen" sollten die Deutschen 
erkennen, daß ein geteiltes Deutschland die öffentliche Meinung 
im Westen eher beruhige als ein wiedervereinigtes Deutschland. 
Das bedeutete, daß vom Westen nicht mehr als ein „Lippenbe­
kenntnis für das Ideal der deutschen Wiedervereinigung" zu erwar­
ten war, solange das Streben nach Wiedervereinigung Unruhe und 
Kriegsgefahr mit sich bringen würde. Mit anderen Worten: Der 
Westen sei durchaus bereit, sich mit der Sowjetunion auf einen 
Modus vivendi auf Basis des Status quo zu verständigen. Auch die 
Deutschen würden sich fürs erste darauf einstellen müssen, da eine 
Wiedervereinigung unter den heutigen Umständen nur auf Kosten 
der Freiheit zu bekommen sei. „Sollten die Deutschen jedoch ... 
bereit sein, diesen Preis zu bezahlen, dann wird sie niemand davon 
abhalten können, ihrem eigenen Untergang entgegenzugehen. 
Menschen, die von einem derartigen Drang zur Selbstvernichtung 
besessen sind - übrigens kein neuartiges Phänomen in der deut­
schen Geschichte - sollte man besser nicht zu Verbündeten ha­
ben."57 

Die an die deutsche Adresse gerichteten Warnungen vor na­
tionalen Illusionen, von der Chefredaktion des NRC bewußt als 
„shock-treatment" eingesetzt58, wurden im Mitteleuropa-Büro des 
niederländischen Außenministeriums zwar grundsätzlich geteilt, 
ernsthafte Bedenken gab es jedoch gegen die Botschaft als Ganzes. 
Beispielsweise fand man die Behauptung „unerwünscht und auch 
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überflüssig", der Westen fühle sich bei der Teilung Deutschlands 
sicherer. Das galt ebenfalls für die These, daß der Westen gerne 
einen Modus vivendi mit Moskau finden würde. „Völlig unan­
nehmbar" sei es, wenn sich der NRC selbst als Befürworter eines 
solchen Modus vivendi präsentierte und damit über eine Wiederga­
be der öffentlichen Meinung im Westen hinausginge. Schließlich 
war es „etwas ganz anderes, sich aus praktischen Gründen mit 
einer bestimmten Situation abzufinden" als diese aus Überzeugung 
zu bejahen, hieß es in einem Memorandum an den Leiter der 
Europa-Abteilung, Beelaerts van Blokland.59 Die Befürchtung im 
Außenministerium, daß solche Artikel der Opposition gegen 
Adenauers Politik „zumindest vorübergehend Auftrieb" geben 
würden, war so groß, daß der Leiter der Politischen Abteilung, 
Eschauzier, dem M?C-Chefredakteur Rooy persönlich die Beden­
ken des Ministeriums darlegte.60 

Nicht nur das Außenministerium reagierte kritisch auf die 
beiden Leitartikel im NRC. Auch die sozialdemokratische Tages­
zeitung Het Parool und der Friese Koerier wiesen die Rotterdamer 
Zeitung zurecht, weil sie sich gegen die Wiedervereinigung ge­
wandt habe. Es war wahrscheinlich besonders diese Pressekritik, 
die den NR C veranlaßte, seinen Standpunkt nochmals ausführlich 
darzustellen. Die Chefredaktion erklärte, ein „überzeugter" Befür­
worter der Wiedervereinigung zu sein. In den betreffenden Arti­
keln sei lediglich beschrieben worden, wie die westliche öffent­
liche Meinung sei und nicht, wie sie sein sollte. Daher habe man 
sich nicht dazu geäußert, ob ein Modus vivendi mit Moskau auf 
der Basis des Status quo moralisch wünschenswert sei. Hiervon 
distanzierte sich der NRC jetzt öffentlich, sprach jedoch gleich­
zeitig deutlich aus, daß der Westen diesen Status quo beibehalten 
wolle. „Die Tatsache, daß er nicht bereit sei, etwas Konstruktives 
gegen den Status quo zu unternehmen," belege dies. Das Blatt 
bevorzuge eine „ehrliche Konfrontation mit der Unmöglichkeit 
einer baldigen Wiedervereinigung" vor der Pflege von Illusionen, 
die nur zu Enttäuschungen führen könnten.61 Auch wenn diese 
Präzisierung des Standpunktes des NRC im Außenministerium 
positiv aufgenommen wurde, war die Kritik damit noch nicht 
verschwunden. Nicht nur galt es noch immer als unpassend, die 
Deutschen zu „maßregeln" und ihnen ein „Gebot der Vernunft" 
vorzuhalten, auch hätte gegen diejenigen im Westen, die den Status 
quo der Wiedervereinigung vorziehen, deutlicher Position einge­
nommen werden müssen.62 
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Der Kern der niederländischen Haltung zur deutschen Frage in 
der ersten Hälfte der fünfziger Jahre waren also die Ablehnung des 
Status quo und das Erreichen der Wiedervereinigung zu westlichen 
Bedingungen [Status quo plus). Inwiefern änderte sich dies, nach­
dem im Mai 1955 die Pariser Verträge in Kraft getreten waren? 
Zwar hatten die westlichen Länder in diesen Verträgen feierlich 
erklärt, am Ziel der Wiedervereinigung festzuhalten, in Wirklich­
keit war jedoch 1955 die „formative Phase" (Werner Weidenfeld) 
der europäischen Nachkriegsordnung abgeschlossen. Die Bundes­
republik wurde NATO-Mitglied und ein nahezu souveräner und 
gleichberechtigter Partner in der europäischen Zusammenarbeit. 
Noch im Monat des Inkrafttretens der Pariser Verträge wurde der 
Warschauer Pakt gegründet, dem auch die DDR beitrat. Ferner 
fand 1955 in Genf zum ersten Mal seit 1945 wieder eine Gipfel­
konferenz der Großmächte statt, die trotz aller fundamentalen 
Gegensätze bereit schienen, sich mit der bestehenden europäischen 
Ordnung arrangieren zu wollen. Auch einigten sich Ost und West 
in diesem Jahr auf das Ende der Besatzung Österreichs, das mit 
dem Staatsvertrag ein souveräner und neutraler Staat wurde. Der 
Kalte Krieg war nicht vorbei, aber die implizite Anerkennung der 
gegenseitigen Einflußsphären in Europa zeigte deutlich, daß Ost 
und West den Status quo in Deutschland und Europa zum Aus­
gangspunkt ihrer gegenseitigen Beziehungen gemacht hatten. Hat­
te die Sowjetunion bis dahin wiederholt ein vereinigtes, neutrales 
Deutschland in Aussicht gestellt, so entwickelte sie im Jahre 1955 
die Zweistaatentheorie. Obwohl der Westen diese Theorie zurück­
wies und auch weiterhin die Wiedervereinigung forderte, stellte er 
sich de facto in zunehmendem Maße darauf ein. So bekam die 
Wiedervereinigung allmählich einen niedrigeren Stellenwert auf 
der internationalen Agenda. 

Rückblickend kann das Jahr 1955 daher als Zäsur betrachtet 
werden. Dennoch war die niederländische Haltung zur deutschen 
Frage unverändert: Den Haag hielt daran fest, daß der Westen im 
Hinblick auf die Wiedervereinigung eine offensive und glaubwür­
dige Politik führen sollte. Die Formulierung einer derartigen 
Politik erwies sich jedoch ab 1955 noch schwieriger als zuvor. 
Einerseits erkannte man - und Außenminister Beyen hatte das 
bereits 1953 festgestellt - , daß die Politik der Stärke versagt hatte 
und auch künftig nicht weiterführen würde. Andererseits konnte 
aus niederländischer Sicht von Entspannung keine Rede sein, weil 
diese nur durch eine Anerkennung des Status quo erreichbar wäre. 

74 



3 Kalter Krieg und deutsche Frage 1949-1961 

Und letztere wiederum würde nicht nur die politisch und mora­
lisch verwerfliche Gewaltherrschaft der Sowjetunion über die 
osteuropäischen Staaten sanktionieren, auch würde sich die Bun­
desrepublik vom Westen im Stich gelassen fühlen mit allen damit 
zusammenhängenden Gefahren für eine erfolgreiche Fortsetzung 
der Westintegration. Was blieb in dieser Situation anderes übrig 
als das Festhalten an den Ausgangspunkten der frühen fünfziger 
Jahre? Vor diesem Hintergrund entwickelte der Leiter der politi­
schen Abteilung im Außenministerium, van Houten, im April 
1958 einen Plan, mit dem der Westen die Initiative in der deut­
schen Frage an sich ziehen und die Sowjetunion in die Defensive 
drängen sollte. Obwohl der Vorschlag aus Den Haag nicht weiter 
kam als bis zu einer Präsentation im Auswärtigen Amt in Bonn 
und anschließend als unrealistisch beiseite gelegt wurde, verdient 
er es, erwähnt zu werden. Erstens belegt er, daß die deutsche 
Wiedervereinigung für Den Haag kein bloßes Lippenbekenntnis 
war. Zweitens zeigt die deutsche Reaktion, wie schnell man in 
Bonn die Aufrichtigkeit der ausländischen Unterstützung bei der 
deutschen Frage bezweifelte. 

Anlaß für den Den Haager Vorschlag war die interne westliche 
Meinungsbildung zur europäischen Sicherheit im Frühjahr 1958. 
Der Westen war stets davon ausgegangen, daß eine Lösung der 
europäischen Sicherheitsfrage nur im Zusammenhang mit einer 
Regelung der deutschen Wiedervereinigung gefunden werden 
konnte. Um den Dialog zwischen Ost und West zur deutschen 
Frage in Gang zu bringen, entwarf van Houten einen Plan, den er 
für beide Seiten als akzeptabel erachtete. Falls die Sowjetunion ihn 
ablehnen sollte, so van Houten, geriete sie „öffentlich in eine 
schwierige Position", während der Westen seine Bereitschaft zu 
einer Lösung der deutschen Frage nochmals konstruktiv demon­
striert hätte. Als erster Schritt sollten in Ostdeutschland unter 
Aufsicht der Vereinten Nationen Wahlen stattfinden. Anschlie­
ßend sollte der Westen die frei gewählte ostdeutsche Regierung 
anerkennen, und die beiden demokratischen deutschen Staaten 
sollten selbständig Verhandlungen über eine Wiedervereinigung 
aufnehmen können. Diesem Plan zufolge hätte die Selbständigkeit 
der beiden deutschen Staaten darin bestanden, ihre Verbindungen 
zur NATO und zum Warschauer Pakt lösen zu können, und auf 
ihren Wunsch hin hätten sich die ausländischen Truppen aus 
Deutschland zurückziehen müssen. Gänzlich neu waren diese 
Überlegungen nicht. Schon in früheren westlichen Überlegungen 
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zur deutschen Wiedervereinigung ging man davon aus, daß das 
»vereinigte* Deutschland selbst entscheiden sollte, welchem Bünd­
nis es angehören wolle. Dabei hatte man stets angenommen, daß 
ein solches Angebot gefahrlos war, weil die Entscheidung sicher­
lich zugunsten des Westens ausgehen würde. Van Houten schloß 
sich dem an und schlug für beide deutsche Staaten die freie Wahl 
des Bündnisses vor. Er erachtete es für unwahrscheinlich, daß eine 
westdeutsche Regierung den Abzug der westlichen Truppen ver­
langen würde. Eine frei gewählte ostdeutsche Regierung hingegen 
würde die sowjetischen Einheiten fortschicken wollen. Ob sich die 
17 Millionen „politisch völlig aus dem Gleichgewicht geratenen 
Ostdeutschen" auch für die NATO entscheiden würden, hielt er 
zwar für ungewiß, aber ein erster Schritt in diese Richtung wäre 
mit dem Abzug der sowjetischen Truppen aus der DDR getan. 
Nicht auszuschließen sei, daß eine unabhängige DDR die west­
deutsche Neigung zum Neutralismus verstärken könne. In diesem 
Fall „sollte eine Wiedervereinigung aufgeschoben werden können, 
während Ostdeutschland bereits aus der sowjetischen Einflußsphä­
re herausgelöst wäre".63 In einer Erläuterung des Plans hieß es ein 
paar Tage später, er hätte für Westdeutschland den Vorteil, daß 
„eine Befreiung Ostdeutschlands sowie die Aussicht auf eine Wie­
dervereinigung in greifbare Nähe rücken würde."64 

Dieser Optimismus ist bemerkenswert, weil van Houtens Plan 
kaum Anhaltspunkte enthielt, die verfahrene deutsche Frage zu 
lösen. Zwar kam er dem offiziellen sowjetischen Standpunkt ent­
gegen, die deutsche Einheit sei eine Angelegenheit der beiden 
deutschen Staaten. Aber mit diesem Standpunkt wollte die Sowjet­
union selbstverständlich nicht einen Prozeß in Gang setzen, bei 
dem sie selbst nur verlieren konnte. Mit der Zweistaatentheorie 
beabsichtigte Moskau schließlich nicht die Veränderung, sondern 
die Verstärkung des Status quo. Warum sollte Moskau nun freien 
Wahlen zustimmen, nachdem es sich stets dagegen gewehrt hatte? 
Welches Interesse hatte die Sowjetunion an einer demokratisch 
gewählten ostdeutschen Regierung, die sie höchstwahrscheinlich 
bitten würde, das Land zu verlassen? Und warum sollte sie sich in 
der Frage der Bündniszugehörigkeit eines vereinigten Deutsch­
lands freiwillig aus dem Rennen begeben? Ob sich die Wiederver­
einigung nun schnell oder - wie man in Den Haag hoffte - in 
Phasen vollzog, die Sowjetunion würde auf jeden Fall ihren Zu­
griff auf die DDR verlieren und nichts dafür zurückbekommen. 
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Auch für den Westen war der Den Haager Plan nicht ohne 
Risiken. Bislang hatte der Westen stets freie Wahlen für ganz 
Deutschland verlangt, während nun von der Zwischenlösung 
separater Wahlen in der DDR die Rede war. Welche Garantien 
hatte der Westen, daß diese ungestört verliefen? Würde die Sowjet­
union ihre Präsenz in der DDR nicht nutzen, um prowestliche 
Kandidaten und Wähler einzuschüchtern? Van Houten hatte diese 
Gefahr zwar erkannt, aber seine Lösung - die Konzentration der 
sowjetischen Truppen fernab von Ballungsgebieten, neutrale Be­
obachter sowie die Zusicherung an die Wahlverlierer, nach West­
oder Osteuropa abwandern zu können - bot noch keine Garantie 
für wirklich freie Wahlen. Undeutlich und inkonsequent war 
schließlich der Teil von van Houtens Plan über einen eventuellen 
Aufschub der Einheit für den Fall, daß die Ostdeutschen den 
Bazillus des Neutralismus unverhofft in die Bundesrepublik wei­
tertragen und die Interessen des Westens dadurch gefährden wür­
den. Mußten sie zunächst dem Westen politisch »gleichgeschaltet* 
werden und der Mitgliedschaft in der NATO zustimmen, bevor 
ihnen Gehör geschenkt werden konnte? Daß in diesem Fall nicht 
die Sowjetunion, sondern der Westen ein Problem mit der demo­
kratischen Legitimation hatte, war van Houten offenbar nicht 
aufgefallen. Unbeantwortet blieb auch die Frage, welche Mittel er 
einsetzen wollte, um die Wiedervereinigung aufzuschieben, wenn 
eine für den Westen nachteilige Entwicklung einträte. 

Obwohl der Leiter der Mitteleuropa-Abteilung im niederländi­
schen Außenministerium, de Beun, auf einige dieser Schwachpunk­
te nachdrücklich hinwies und davon abriet, mit dem Plan an die 
Öffentlichkeit zu gehen,65 hatte die Spitze des Ministeriums an­
scheinend keine Bedenken, und Botschafter Lamping wurde Ende 
April 1958 damit beauftragt, den Plan informell im Auswärtigen 
Amt vorzustellen. Sollten die Deutschen positiv reagieren, würden 
die Niederlande den Vorschlag auch den anderen Verbündeten 
unterbreiten. Für Lamping war das keine einfache Mission, denn 
ebenso wie de Beun tat er sich schwer mit dem Wahlszenario, das 
Den Haag entworfen hatte. Gerade in einem Bereich, der „von den 
Deutschen bereits jahrelang detailliert durchdacht" war, mußte 
man gut ausgearbeitete Pläne anbieten, und diese lagen hier nicht 
vor, so die Botschaft Lampings an das niederländische Außen­
ministerium. Welche Rolle sollten die Nationale Volksarmee, die 
Volkspolizei sowie die zahlreichen Betriebskampfgruppen wäh­
rend der Wahlen spielen? Hatte man auch berücksichtigt, daß die 
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Sowjetunion erst dann der Konzentration ihrer Truppen zustim­
men würde, wenn der Westen dasselbe täte? Und wie stellte man 
sich die Mitarbeit Ostdeutschlands und der Sowjetunion bei der 
Bildung freier Parteien vor, die den Wahlen vorangehen mußte?66 

Ebenso wie de Beuns Skepsis stießen auch Lampings Fragen nur 
auf Schweigen in der Spitze des Außenministeriums, und so prä­
sentierte der Botschafter den niederländischen Plan der deutschen 
Wiedervereinigung Ende April 1958 im Auswärtigen Amt. 

Daß man dort bekundete, die „aktive Hilfe" des befreundeten 
Den Haags bei der Lösung der deutschen Frage besonders zu wür­
digen, kann als diplomatische Gepflogenheit gewertet werden. 
Wichtiger war, daß Lamping Den Haag berichten mußte, das 
Auswärtige Amt lehne den Inhalt des Planes „uneingeschränkt" ab. 
Freie Wahlen in der DDR und eine anschließende Anerkennung 
der ostdeutschen Regierung könnten nur dann zum gewünschten 
Ergebnis führen, wenn Moskau glaubhaft mitwirken würde, und 
diese Chance sei außerordentlich klein. Denn es gebe keinen 
Grund anzunehmen, die Sowjetunion würde sich an der Untergra­
bung ihrer Position in der DDR beteiligen. Außerdem geriete der 
Plan in die gefährliche Nähe der sowjetischen These von den ,zwei 
Staaten in Deutschland4. Auch eine demokratisch gewählte DDR-
Regierung wäre noch keine legitime Regierung, und es sei nicht 
undenkbar, daß der Westen letztlich den Nachteil haben würde: 
kein Fortschritt in der Frage der Wiedervereinigung, wohl aber 
eine schleichende Annäherung an die ,Zweistaatentheorie*. Natür­
lich mußte der Westen weiterhin Vorschläge für eine Wieder­
vereinigung präsentieren, so hieß es in der Stellungnahme des 
Auswärtigen Amtes, aber diese durften nie in wesentlichen Aspek­
ten von den bisherigen Ausgangspunkten abweichen: freie Wahlen 
in ganz Deutschland und keine Anerkennung irgendeiner DDR-
Regierung. Andernfalls bestehe das unverantwortliche Risiko, und 
das gelte auch für den niederländischen Plan, daß die Sowjetunion 
„böswillig die gutgemeinten Vorstellungen des Westens zu Bume-
rangs ... werden läßt." Damit wurde auch die niederländische 
Überlegung zurückgewiesen, der Vorschlag könne einen positiven 
propagandistischen Effekt haben. Aus deutscher Perspektive stand 
der Plan also auf tönernen Füßen. Er war nicht nur unrealistisch, 
sondern auch gefährlich, weil er Moskau zahlreiche Möglichkeiten 
zu Verzögerungen bot, Unfrieden zu stiften und den Westen zu 
schwächen.67 
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Tatsächlich enthielt der niederländische Plan im Vergleich zu 
früheren westlichen Vorschlägen zur Wiedervereinigung zu viele 
Schwachpunkte, um öffentlich präsentiert zu werden. So fragte 
man sich auf deutscher Seite mißtrauisch, wie man im niederländi­
schen Außenministerium nun wirklich dachte. Der Botschaftsrat 
der deutschen Botschaft in Den Haag, Dvorak, meinte zwar, daß 
van Houten gegenüber Deutschland „eine sehr vorurteilsfreie und 
aufgeschlossene Haltung einnimmt", aber wollte er die Wieder­
vereinigung wirklich oder konnte er sich auch eine andere Lösung 
der deutschen Frage vorstellen? „Unverkennbar ist die niederlän­
dische Seele in der Frage der Wiedervereinigung gespalten", be­
richtete Dvorak an das Auswärtige Amt. Der offizielle Standpunkt 
würde zwar nicht von demjenigen der Bundesrepublik abweichen, 
aber das bedeute nicht, daß es keine Ängste vor einem in den 
Westen integrierten vereinigten Deutschland gebe. Größer sei 
noch die Angst, daß das Ausbleiben einer Lösung der deutschen 
Frage neutralistische Tendenzen verstärken könnte und zu einem 
vom Westen losgelösten vereinigten Deutschland führen könnte. 
So könnten die Niederlande darauf abzielen, vermutete Dvorak, 
„sich die Qual der Wahl zu ersparen, indem sie mithelfen, einen 
Zustand herbeizuführen, der ... die Gefahr einer Neutralisierung 
Deutschlands ausschließt und die Wiedervereinigung im Endeffekt 
doch nicht herbeiführt". Diese Situation würde nach einem Miß­
lingen der deutsch-deutschen Gespräche und einer Anerkennung 
der frei gewählten ostdeutschen Regierung gegeben sein. In diesem 
Fall würde der für die Niederlande „wahrscheinlich ideale Zu­
stand" entstehen, „daß sich auch die SPD mit der Unlösbarkeit der 
deutschen Frage abfinden müßte", was die innenpolitische Situa­
tion in der Bundesrepublik stabilisieren würde. Der Plan aus Den 
Haag ginge möglicherweise in diese Richtung, „denn ohne diese 
Hintergedanken wäre er eigentlich naiv".68 

Naiv war der niederländische Vorschlag tatsächlich, aber die 
Vermutung Dvoraks, Den Haag wolle die Wiedervereinigung 
eigentlich nicht, sondern beabsichtige insgeheim eine dauerhafte 
deutsche Teilung, traf nicht zu. Gewiß ging man in Den Haag 
nicht davon aus, daß der Plan eine sofortige Wiedervereinigung 
zur Folge hätte. Das Ziel war ein mehrphasiger Vereinigungspro­
zeß, der die „politischen Erschütterungen" einer plötzlichen 
Vereinigung vermeiden oder zumindest abschwächen würde.69 

Nichts in den Überlegungen in Den Haag wies darauf hin, daß 
man den europäischen Status quo akzeptieren oder durch die 
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Hintertür die deutsche Teilung zementieren wollte. Van Houtens 
Plan hatte keinen doppelten Boden, vielmehr war er ein integrer 
Versuch, Bewegung in die deutsche Frage zu bringen. Weil der 
Plan schlecht durchdacht war und zahlreiche Ungereimtheiten 
enthielt, war man auf deutscher Seite jedoch alarmiert, und Den 
Haag erzielte genau das Gegenteil dessen, was es beabsichtigt hatte. 
In einer Zeit, in der in Deutschland ohnehin der Eindruck wuchs, 
daß der Westen den deutschen Wunsch nach Wiedervereinigung 
nur halbherzig unterstützte, schien der niederländische Plan diesen 
Eindruck zu bestätigen. Das positiv gemeinte Signal warf die miß­
trauische Frage auf, ob Den Haag hinsichtlich der deutschen Frage 
einen geheimen Zeitplan verfolgte. Diese Zweifel beruhten auf 
einer unzutreffenden Interpretation der niederländischen Absich­
ten und hätte vermieden werden können, wenn die Spitze des nie­
derländischen Außenministeriums die Kritik aus den eigenen 
Reihen ernst genommen und den unreifen Plan nicht nach außen 
getragen hätte. 

So hielt Den Haag an den Ausgangspunkten der frühen fünfzi­
ger Jahre zur deutschen Frage fest und befürwortete eine offensive 
Politik des Westens. Im Zusammenhang damit herrschte auch 
Kontinuität in der Einschätzung der deutschen Bevölkerung. Die 
permanente Wachsamkeit der niederländischen Beobachter im 
Hinblick auf die deutsche Frage war in den frühen fünfziger Jah­
ren auch deshalb so groß gewesen, weil das deutsche Volk oftmals 
als „politisch unreif", „instabil" und „unberechenbar" charakteri­
siert wurde. Kaum anders lautete im September 1959 eine Äuße­
rung von Lampings Nachfolger als Botschafter in Bonn, van Vre-
denburch: „Wer die wohlgenährten Deutschen betrachtet, wer auf 
die blühende Wirtschaft und die Kurse der deutschen Börsen ach­
tet, wird vielleicht nicht glauben wollen, daß sich das deutsche 
Volk als Ganzes noch immer in einem labilen Gleichgewicht befin­
det. Der Patient ist nicht gesund, dieses Volk ist außerdem noch 
nie besonders ausgeglichen gewesen ..."70 In den Niederlanden 
rechnete man auch am Ende der fünfziger Jahre noch damit, daß 
die Deutschen die durch Adenauer aufgebaute Anbindung an den 
Westen aufs Spiel setzen könnten, falls die Sowjetunion doch noch 
verlockende Angebote zur Wiedervereinigung machen würde. 
Solche Einschätzungen der mittelfristigen Entwicklung Deutsch­
lands gehörten inzwischen zum Standardrepertoire auf niederlän­
discher Seite, und so war die deutsche Teilung immer noch ein 
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Quell des Zweifels über die Standfestigkeit der Bundesrepublik als 
Partner. 

Trotz dieser Kontinuität im niederländischen Deutschlandbild 
gab es am Ende der fünfziger Jahre auch Nuancierungen. Das galt 
zwar nicht für das, was man für den deutschen Volkscharakter 
hielt, aber die deutsche politische Elite schien an Vertrauen zu 
gewinnen. Freilich blieb Adenauer für Lamping die Personifizie­
rung der Zuverlässigkeit Westdeutschlands, zum Ende des Jahres 
1958 erwartete er jedoch von einem möglichen plötzlichen Ende 
der Kanzlerschaft Adenauers kurzfristig keine Gefahr mehr. Nach 
seinen fast sechs Jahren als Botschafter in Bonn erörterte er im ab­
schließenden Bericht vom Dezember 1958 ausführlich die Frage, 
ob die Bundesrepublik inzwischen ein stabiler Verbündeter ge­
nannt werden konnte. In der beruhigenden Antwort, die er darauf 
gab, hieß es, daß sich der Kredit, den die Bundesrepublik in dieser 
Hinsicht aufgebaut hatte, nicht länger nur auf den Bundeskanzler 
beschränkte. Sollte Adenauer von der Bühne abtreten, so der 
scheidende Botschafter, stünden innerhalb der CDU geeignete 
Nachfolger bereit: Erhard, Etzel, Gerstenmaier, keiner von ihnen 
konnte als „politischer Haudegen" angesehen werden, und das 
gelte auch für „den übrigens etwas zu dynamischen Strauß". So 
seien für die Ära nach Adenauer unter einer weiteren CDU-Regie­
rung keine außenpolitischen Veränderungen zu erwarten. Sogar 
über eine eventuelle SPD-Regierung - bislang das große Schrek-
kensbild - schrieb er mit großer Nüchternheit. Natürlich, die 
Sozialdemokraten lehnten Adenauers harte Linie gegenüber der 
Sowjetunion ab, aber auch bei der FDP und innerhalb der CDU 
selbst waren Zweifel über die Opportunität einer kompromißlo­
sen Haltung gegenüber Moskau entstanden. Eine solche Wahr­
nehmung hätte in früheren Jahren sogleich den Rapallo-Reflex 
hervorgerufen; jetzt stellte Lamping mit bemerkenswertem Realis­
mus fest, daß die geographische Lage Deutschlands „das Verfolgen 
einer eigenen »Ostpolitik* unentbehrlich macht". Wenn die Bun­
desrepublik in ihren Beziehungen zu Osteuropa etwas abweiche 
vom Kurs, den der Westen gerne sehe, dann müsse das nicht so­
gleich als „Hinweis darauf, daß man mit den Deutschen doch nicht 
rechnen kann, wenn es darauf ankommt", interpretiert werden, 
„sondern als logische Folge der besonderen Beziehungen zwischen 
Deutschland und seinen östlichen Nachbarn".71 

Noch nie war auf diplomatischer Ebene so positiv über die 
politische Zuverlässigkeit Deutschlands geschrieben worden, und 
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es verwundert daher auch nicht, daß Lampings Nüchternheit im 
niederländischen Außenministerium auf Widerspruch stieß. So 
kritisierte Staatssekretär van Tuyll, daß Lamping den bestehenden 
deutschen „Vereinigungsdrang" nur ungenügend berücksichtigt 
hatte. Beziehe man diese Tendenzen ein, stelle sich die Frage, ob 
Lampings beruhigende Beobachtung gerechtfertigt sei.72 Auch in 
den folgenden Jahren sollte noch wiederholt an der westdeutschen 
Standfestigkeit und Zuverlässigkeit gezweifelt werden. So stellte 
Lampings Nachfolger Van Vredenburch im April 1961 nicht ohne 
Sorge fest, daß „das deutsche Selbstwertgefühl wächst und man 
wieder anfängt, der eigenen Stärke zu vertrauen. Rapallo ist nicht 
vergessen, ebensowenig der Anschluß (Österreichs, F.W.)". Dies 
zeige nochmals die Notwendigkeit - besonders angesichts der sich 
vollziehenden Wiederbewaffnung -, Deutschland so in Europa ein­
zubinden, daß es keine selbständige Außenpolitik mehr führen 
könne. Anderenfalls, so der Botschafter, „werden wir ständig 
damit rechnen müssen, daß ... irgendwann eine Rapallo-Politik 
verlockender ist als das Bündnis mit dem Westen".73 

Lampings nüchterne Analyse von Ende 1958 darf daher nicht 
als Umschwung der niederländischen Perzeptionen Deutschlands 
betrachtet werden. Allerdings war sie ein erstes Fragezeichen 
hinter den ansonsten reflexartigen Reaktionen in bezug auf die 
deutsche Frage sowie ein erster Ausdruck der Erkenntnis, daß die 
deutsche Treue gegenüber dem Westen nicht per definitionem die 
Verfolgung eigener Interessen in Osteuropa blockieren mußte. 
Ging es in den ersten Jahren der Bundesrepublik noch darum, ob 
die Bundesrepublik überhaupt ein stabiler Verbündeter werden 
konnte, so erhob sich zum Ende der fünfziger Jahre erstmals die 
Frage, ob sie sich inzwischen dazu entwickelt hatte. Auch wenn 
nur wenige diese Frage zustimmend beantworteten und sich das 
gewachsene Vertrauen auf die politische Elite Deutschlands be­
schränkte - die Diskussion darüber hatte zumindest eingesetzt. 

Diese Nuancierung in der niederländischen Meinungsbildung 
kann nicht losgelöst von der Sackgasse betrachtet werden, in der 
die deutsche Frage steckte. Wie sehr man diese Sackgasse in Den 
Haag auch bedauerte und versuchte, sie auf eine für den Westen 
günstige Weise zu öffnen, die Integration der Bundesrepublik in 
den Westen war ein fortschreitender Prozeß, der umso schwieriger 
rückgängig gemacht werden konnte, je länger er dauerte. Dazu 
kam, daß Moskau, seit es 1955 die Theorie der ,zwei Staaten in 
Deutschland1 propagierte, mehr an einer Stabilisierung und Auf-
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wertung der DDR als an Vorschlägen zur Wiedervereinigung 
interessiert war, und auch das verringerte in Den Haag die Angst 
vor einem neuen ,Rapallo*. Obwohl man nicht ausschloß, daß die 
Sowjetunion künftig erneut die deutsche Karte spielen und verlok-
kende Vorschläge zur Wiedervereinigung präsentieren würde, 
entging den niederländischen Beobachtern natürlich nicht, daß 
Moskau in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre einen entgegen­
gesetzten Kurs ansteuerte. 

Die Berlin-Krise 1958-1962 

Das Berlin-Ultimatum Chruschtschows vom November 1958 war 
hierfür ein deutliches Beispiel. Mit gewachsenem Selbstvertrauen 
- der Start des Sputnik 1957 und das gelungene Aufholmanöver 
auf dem Gebiet der Atomwaffen hatten hierfür die Basis gelegt -
forderte der sowjetische Führer einen Friedensvertrag mit 
Deutschland und das Ende des Vier-Mächte-Status Berlins, wobei 
West-Berlin eine »freie Stadt* werden sollte. Verweigerten die 
Westmächte ihre Zustimmung hierzu, dann würde Moskau einen 
separaten Friedensvertrag mit der DDR abschließen und alle Rech­
te bezüglich Berlins und seiner Zugangswege an die DDR über­
tragen.74 Zwar ging der Westen nicht auf diese Forderungen ein, 
und die Sowjetunion setzte ihre Drohung in den folgenden Jahren 
nicht in die Tat um, aber Moskau konnte dennoch einen Erfolg 
verbuchen. Zunächst gelang es Chruschtschow, Uneinigkeit im 
westlichen Lager zu stiften. Während Washington und London zu 
einem Kompromiß in der Berlin-Frage bereit schienen, solange 
ihre Präsenz im westlichen Teil der Stadt nicht zur Diskussion 
gestellt wurde, wollten Bonn und Paris den sowjetischen Forde­
rungen gegenüber hart bleiben. Den Haag stellte sich in „völliger 
Übereinstimmung" hinter die amerikanische Position, wie Luns 
Ende November 1958 mitteilte. Nötig sei eine „vorsichtige, aber 
dennoch deutliche Politik", die zum Ausgangspunkt haben müsse, 
daß der Westen „nötigenfalls auf die Gefahr eines Konfliktes hin" 
seine Position in West-Berlin beibehalte. Eine implizite oder ex­
plizite Anerkennung der DDR bleibe weiterhin tabu, aber das 
solle die Suche nach einer davon losgelösten Regelung für Berlin 
nicht ausschließen. Denkbar sei beispielsweise - und dieser Gedan­
ke kam vom amerikanischen Außenminister Dulles - , ostdeutsche 
Grenzposten als „Agenten" der Sowjetunion zu betrachten und sie 
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als solche die Zugangswege nach Berlin kontrollieren zu lassen.75 

Das Einverständnis Den Haags war jedoch an die Bedingung ge­
knüpft, daß die Hinnahme der DDR als „faktische Tatsache" die 
Position der Bundesrepublik nicht berühren durfte, und daß die 
Westdeutschen nicht den Eindruck gewannen, „im Stich gelassen 
zu werden".76 

Der zweite Aspekt des Moskauer Erfolges bestand darin, daß 
Amerikaner und Briten die bis dahin gemiedene Formel von den 
,zwei Staaten in Deutschland* nun aussprachen. Auch wenn das 
noch keine Anerkennung der DDR beinhaltete, eine Aufwertung 
der ,Ostzone* war es doch, und es verdeutlichte, wie sehr der 
europäische Status quo für Washington und London inzwischen 
zum Ausgangspunkt der Ost-West-Beziehungen geworden war. 
Letzteres bedeutete auch, daß der frühere Standpunkt des Westens 
- Fortschritt auf dem Weg zur deutschen Wiedervereinigung als 
Bedingung für Übereinkommen zwischen Ost und West über 
Sicherheit und Entspannung in Europa - von den angelsächsischen 
Mächten gelockert worden war. Diese Entwicklung wurde auf 
niederländischer Seite mit Besorgnis beobachtet. Natürlich hatte 
auch Den Haag bereits früher festgestellt, daß der alte westliche 
Standpunkt nicht zu Ergebnissen geführt hatte, aber gleichzeitig 
befürchtete man die Konsequenzen einer Entkopplung von deut­
scher Frage und Entspannung. In militärischer Hinsicht, so Luns 
im März 1959, war die Sowjetunion in Europa bei weitem überle­
gen. Nur durch die militärisch-strategische Stärke der Vereinigten 
Staaten könne das Gleichgewicht gehalten werden. Wäre man 
unter diesen Umständen zu militärischen Konzessionen an Mos­
kau bereit, während die zugrundeliegenden politischen Probleme 
ungelöst blieben - und besonders der britische Premier Macmillan 
schien zu weitgehenden Kompromissen bereit -, drohten die „le­
benswichtigen Interessen" Europas aufs Spiel gesetzt zu werden.77 

Insgesamt nahmen die Niederlande eine Mittelstellung zwi­
schen den angelsächsischen Mächten einerseits und der Bundesre­
publik und Frankreich andererseits ein. In der Berlin-Frage wählte 
Den Haag den amerikanischen Standpunkt: keine Schwächung der 
westlichen Position in West-Berlin, aber durchaus die Bereitschaft, 
eine begrenzte Mitwirkung der DDR-Organe bei der Kontrolle der 
Zugangswege in die Stadt zu akzeptieren. Im Hinblick auf den 
Zusammenhang zwischen Entpannung und deutscher Frage lag die 
niederländische Position näher bei derjenigen der Bundesrepublik 
und Frankreichs. Auf diesem Gebiet befürchtete man in Den 
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Haag, daß die angelsächsischen Länder eine zu große Bereitschaft 
zu Konzessionen an den Tag legen wollten, wobei man besonders 
die britische Regierung mit Argusaugen beobachtete. 

Trotz aller Unterschiede zwischen den westlichen Reaktionen 
auf die Berlin-Krise war ihnen eines gemeinsam: ihr defensiver 
Charakter. Auch wenn man, wie in Den Haag, noch an der alten 
Kopplung von einer Lösung der deutschen Frage und Entspannung 
festhielt, glaubte niemand mehr, daß dieser maximalistische Stand­
punkt zum gewünschten Ergebnis führen würde. In Wirklichkeit 
drehte sich die Diskussion kaum mehr um die Verwirklichung des 
Zieles der Wiedervereinigung, sondern um die angemessene Strate­
gie zur Verteidigung des Status quo in Europa, der immer mehr 
zum Ausgangspunkt der Ost-West-Beziehungen wurde. Was 1955 
auf der Genfer Konferenz mit der impliziten Anerkennung der 
zwei Einflußsphären in Europa sichtbar geworden war, wurde in 
der sich bis Ende 1962 hinziehenden Berlin-Krise immer mehr 
bestätigt. Deutlich wurde das auch auf der Ost-West-Konferenz im 
Sommer 1959 in Genf. Ebenso wie frühere Unterredungen über 
europäische Sicherheit, die deutsche Frage und Berlin blieb zwar 
auch diese Konferenz ergebnislos, aber Ost und West schienen 
durchaus auf der Suche nach einem Modus vivendi in bezug auf die 
europäische und deutsche Teilung zu sein.78 

Zwei Jahre später, im Sommer 1961, formulierte der amerika­
nische Präsident Kennedy seine sogenannten „three essentials" zu 
West-Berlin: freier Zugang für die West-Alliierten, keine Infra­
gestellung des westlichen Rechts auf Truppenstationierung sowie 
die politisch-ökonomische Lebensfähigkeit der Stadt. Sollten diese 
„essentials" bedroht werden, würden die Vereinigten Staaten vor 
Gewalt nicht zurückschrecken, selbst nicht vor einem Atomkrieg, 
wie Washington Moskau hinter den Kulissen mitteilte. Darüber 
hinaus kündigte Kennedy eine drastische Erhöhung des Verteidi­
gungsbudgets an. Damit beantworteten die Vereinigten Staaten 
zwar die sowjetische Bedrohung, aber gleichzeitig war klar, daß 
Kennedy sich lediglich für den westlichen Teil der Stadt stark 
machte. Der amerikanische Präsident formulierte seine „essentials" 
in einer Zeit, in der die Sowjetunion den Druck auf Berlin erneut 
erhöhte. Noch vor Jahresende, so drohte Chruschtschow im Som­
mer 1961, würde Moskau einen separaten Friedensvertrag mit der 
DDR abschließen, wenn der Westen die sowjetischen Forderungen 
bezüglich Berlins weiterhin ablehnen sollte. 
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Die wachsende Spannung im Sommer 1961 wurde in Den Haag 
mit großer Sorge kommentiert. Wenige Tage vor Kennedys Rede 
vom 25. Juli prophezeite Minister Luns im Ministerrat „eine sehr 
schwere Krise", und er schloß sogar nicht aus, „daß es zum Kampf 
kommt".79 Diese düstere Prophezeiung führte allerdings nicht zu 
einem Plädoyer, der Sowjetunion in bezug auf Berlin mehr ent­
gegenzukommen. Im Gegenteil, der Westen sollte ein Bündel 
politischer, wirtschaftlicher und militärischer Gegenmaßnahmen 
zusammenstellen, welche - je nach Ernst der Lage - eingesetzt 
werden könnten, um dem sowjetischen Druck entgegenzutreten. 
So hieß es Ende Juni in einem Telegramm aus Den Haag an die 
kombinierte niederländische Vertretung bei der NATO und der 
OEEC, daß alles getan werden mußte, um „zu verhindern, daß in 
Moskau Zweifel aufkommen an der Einigkeit und dem ernsthaften 
Willen der westlichen Regierungen, ihre Rechte bis zum Äußer­
sten zu verteidigen."80 Ganz überzeugt von der Einigkeit des We­
stens war man in Den Haag allerdings nicht, zumal die öffentliche 
Meinung in mehreren europäischen Ländern zu einer entgegen­
kommenden Haltung drängte. Aus taktischen Erwägungen galten 
Unterredungen mit Moskau daher auch als durchaus nützlich, aber 
der Westen sollte an den früheren Forderungen bezüglich der 
deutschen Frage festhalten. 

In dieser angespannten Lage stellten Moskau und Ost-Berlin 
den Westen am 13. August 1961 vor die vollendete Tatsache einer 
hermetischen Abriegelung Ost- und West-Berlins. Der Bau der 
Mauer war neuer Höhepunkt der Spannungen und vorläufiger 
Schlußpunkt zugleich. „Der Osten handelt ... Der Westen tut 
nichts!", kritisierte die Bild-Zeitung am 16. August auf ihrer mit 
Stacheldraht umsäumten Titelseite. Tatsächlich waren die westli­
chen Reaktionen zurückhaltend und kamen nur langsam in Gang. 
Nicht zu Unrecht schrieb Sebastian Haffner am 15. August in Die 
Welt, der amerikanische Präsident habe mit einem „Seufzer der 
Erleichterung" festgestellt, daß die amerikanische Position in 
Berlin nicht direkt in Gefahr war.81 Und so war es auch: Die 
„essentials" von kaum drei Wochen zuvor waren nicht unmittelbar 
gefährdet, und solange das so blieb, konnte sich der Westen auf 
verbale Proteste und symbolische Gesten wie den demonstrativen 
Vorstoß eines militärischen Konvois über DDR-Grundgebiet nach 
West-Berlin beschränken. 

Mit dem Bau der Mauer waren Moskau und Ost-Berlin ihrem 
Maximalziel nicht nähergekommen. Sie hatten allerdings erreicht, 
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daß die Abwanderung aus der DDR ein Ende fand. Damit hatte die 
Berlin-Krise, so kann im Rückblick festgestellt werden, ihren 
Höhepunkt hinter sich. Direkt sichtbar war das freilich nicht. 
Beim Checkpoint Charlie standen sich amerikanische und sowjeti­
sche Panzer direkt gegenüber. Noch Anfang Oktober zog die 
niederländische Regierung die Möglichkeit in Betracht, daß der 
Konflikt um Berlin in einen Krieg münden könnte.82 Einen Monat 
zuvor hatte sie auf amerikanische Bitten einer Verstärkung der 
niederländischen Verteidigung positiv reagiert. Auch auf die Vor­
schläge von NATO-Oberbefehlshaber Norstadt, die Wehrdienst­
zeit auf 21 Monate zu verlängern sowie niederländische Truppen 
in Deutschland zu stationieren, reagierten die Niederlande loyal.83 

Eine weitere Folge der Zuspitzung der Berlin-Krise war der Ab­
schluß des bereits erwähnten Budel-Abkommens vom Januar 1963 
über einen Stationierungsaustausch niederländischer und deutscher 
Truppen. 

Parallel zu diesen sicherheitspolitischen Maßnahmen richtete 
Den Haag sich gegen westlichen Defätismus in der deutschen 
Frage. Während der Berlin-Krise wurden wiederholt die „Laxheit", 
die „Hypokrisie und Doppeldeutigkeit" der Politik der West-Alli­
ierten zur Wiedervereinigung kritisiert, dem die Notwendigkeit 
von positiven Initiativen gegenübergestellt wurde. Im November 
1962 charakterisierte Reinink von der NATO- und WEU-Ab-
teilung des Außenministeriums das Auftreten der NATO in der 
Berlin-Krise und der deutschen Frage als „retro-dynamisch" und 
erkannte darin starke Parallelen zu dem Verhalten eines „sich 
schwach wähnenden, mehr oder weniger geschickten Boxers, der 
den härtesten Schlägen seines Gegners nur durch Rückwärtsbewe­
gungen auszuweichen weiß". Nach dem günstigen Ausgang der 
Kuba-Krise an Stärke und Selbstvertrauen gewonnen, sollte der 
Westen, so Reinink, auch in der deutschen Frage die Initiative an 
sich ziehen und „nunmehr endlich konkrete Schritte einleiten, die 
das Ziel haben, die Wiedervereinigung Deutschlands voranzutrei­
ben und die Lage in Berlin zu normalisieren". Gewiß wußte Rei­
nink, der übrigens später niederländischer Botschafter in Ost-
Berlin (1973-1977) und Bonn (1982-1986) wurde, daß das eine 
Politik des langen Atems bedeuten würde, aber das gewünschte 
Resultat würde nur durch eine „dynamische NATO-Politik" und 
eine dadurch in die Defensive gedrängte Sowjetunion zu erreichen 
sein.84 
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Diese Überlegungen, die typisch für die Haager Meinungsbil­
dung während der gesamten Berlin-Krise waren, zeigen wieder 
einmal, wie sehr man in den Niederlanden am Ziel der Wieder­
vereinigung festhielt. Inzwischen jedoch waren die Ost-West-Be­
ziehungen - und damit auch die deutsche Frage - in eine neue 
Phase eingetreten, in der solche Überlegungen innerhalb des West­
ens in zunehmendem Maße als überholt galten. Die nukleare Pari­
tät zwischen Moskau und Washington, die Unlösbarkeit der deut­
schen Frage, die Niederlage Chruschtschows in der Kuba-Krise 
sowie das darauf folgende Ende sowjetischer Ultimaten in bezug 
auf Berlin führten zu einer veränderten Prioritätensetzung in den 
Vereinigten Staaten. Rüstungskontrolle und Verminderung der 
Spannungen zwischen Ost und West traten als Ziele in den Vor­
dergrund, und sie waren, so die nun stärker werdende Meinung, 
lediglich auf der Basis des Status quo in Europa zu erreichen. Auch 
der Bau der Mauer trug wesentlich zu dieser Entwicklung bei. Die 
Berliner Mauer verkörperte das Scheitern der Politik der Stärke, 
»zementierte* den Status quo der deutschen und europäischen 
Teilung und zwang zu neuen Konzepten auf dem Gebiet der euro­
päischen Sicherheit und der deutschen Frage. Galt die deutsche 
Teilung in den fünfziger Jahren als Bedrohung der Sicherheit und 
Stabilität in Europa, so wandelte sich die Betrachtungsweise nun 
grundlegend. Seit 1961/62 wurde die Existenz der zwei deutschen 
Staaten zunehmend als Voraussetzung der europäischen Stabilität 
gesehen. Ebenso wie die Bundesrepublik mußten sich auch die 
Niederlande dem anpassen. 

Die Oder-Neiße-Grenze 

Oben wurde deutlich, daß man zur Zeit der Berlin-Krise besonders 
in London, aber auch in Washington mehr Flexibilität in den Ost-
West-Beziehungen anstrebte. Die Bundesrepublik mußte ihre 
Deutschlandpolitik anpassen, wollte sie innerhalb der westlichen 
Zusammenarbeit nicht isoliert werden. Ihre völlige Entfaltung 
sollte diese Anpassung erst im Laufe der sechziger Jahre finden, 
aber auch Adenauer sah sich bereits in den letzten Jahren seiner 
Kanzlerschaft gezwungen, seine Politik der Stärke zu überdenken. 
Besonders unter dem Druck der veränderten amerikanischen und 
britischen Haltung und getrieben von Adenauers alter Angst, Ost 
und West würden sich auf Kosten Deutschlands einigen, entstand 
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zu Beginn des Jahres 1959 der sogenannte Globke-Plan, genannt 
nach Adenauers Staatssekretär im Bundeskanzleramt. Kurz zu­
sammengefaßt beinhaltete er die Bereitschaft der Bundesrepublik, 
die deutsche Teilung für fünf oder zehn Jahre zu akzeptieren, 
unter der Bedingung wachsender politischer Freiheiten in der 
DDR. Obwohl dieser geheime Plan nie in die offizielle Politik 
einging, gab Adenauer den West-Alliierten hinter den Kulissen zu 
erkennen, daß er zu gewissen Konzessionen bereit sei. Außerdem 
erwog er, diplomatische Beziehungen mit Polen und der Tschecho­
slowakei aufzunehmen sowie eine Erklärung abzugeben, die Oder-
Neiße-Grenze nicht mit Gewalt antasten zu wollen - unter Vor­
behalt aller Rechtsstandpunkte über Deutschland in den Grenzen 
von 1937.85 Für die Praxis der westdeutschen Regierungspolitik 
bedeutete das alles jedoch wenig. Manche dieser Überlegungen 
blieben hinter den Mauern des Bundeskanzleramtes, andere waren 
halbherzig und machten in Washington und London nur wenig 
Eindruck. 

Auf niederländischer Seite tappte man hinsichtlich Adenauers 
Vorstellungen fast völlig im Dunkeln. Obwohl Botschafter van 
Vredenburch im September 1959 nicht ausschloß, daß Adenauer 
„durchaus konkrete Überlegungen zur deutschen Ostgrenze im 
Kopf hat", hatten ihn seine diesbezüglichen Nachforschungen in 
Bonn kaum weitergebracht. „Es gibt keine klaren politischen 
Leitlinien hierzu", berichtete er nach Den Haag, „alles bleibt vage 
und unbeständig und wird auf später verschoben". Die Erklärun­
gen von Adenauer, Außenminister von Brentano und anderen 
Politikern, die Oder-Neiße-Grenze nicht mit Gewalt verschieben 
zu wollen, seien gewiß ehrlich gemeint, aber die „Zögerlichkeit", 
mit der sie abgegeben wurden, sei nicht gerade vertrauenerwek-
kend, so der Botschafter. Um der öffentlichen Meinung in Ost und 
West ein deutlicheres Signal für die friedlichen Absichten der 
Bundesrepublik zu geben, schlug van Vredenburch die Einschal­
tung des NATO-Ministerrats vor. Wenn die Bundesregierung, so 
der Botschafter, im NATO-Rat einen unmißverständlichen Ge­
waltverzicht bekanntgäbe, könne sich das Bündnis dem anschlie­
ßen. Mit einer solchen Erklärung müßte die Bundesrepublik ihre 
juristischen Ansprüche nicht preisgeben, die vage deutsche Hal­
tung zur Oder-Neiße-Grenze wäre jedoch Vergangenheit. Außer­
dem würde ein gemeinsamer Standpunkt der NATO in Polen und 
anderen mitteleuropäischen Staaten stärkeren Eindruck machen als 
eine losgelöste deutsche Erklärung und könnte ein politisches 
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Klima schaffen, das eine Lösung des Problems der Wiedervereini­
gung näher bringen könnte. „Es liegt im niederländischen Inter­
esse, daß die deutsche Frage nicht ewig ,in der Schwebe* bleibt, 
sondern daß eine positive Lösung gesucht wird," so van Vreden-
burch. Nachdrücklich widersetzte er sich der im Westen wachsen­
den Bereitschaft, sich mit der deutschen Teilung abzufinden. Als 
Führungsmacht der atlantischen Welt müßten die Vereinigten 
Staaten bei der Lösung der deutschen Frage die Initiative ergreifen, 
und so regte van Vredenburch im Außenministerium an, bei den 
Amerikanern hinsichtlich seines Vorschlages vorzufühlen.86 

Zwar ließ van Houten, der inzwischen Staatssekretär im 
Außenministerium geworden war, den Botschafter wissen, daß er 
es „zweifellos für einen verlockenden Gedanken" hielt, mit einer 
Gewaltsverzichtserklärung zur Oder-Neiße-Grenze der Sowjet­
union „eine politische Waffe aus der Hand zu nehmen", ohne 
selbst eine echte Konzession gemacht zu haben, dennoch wies er 
den Vorschlag van Vredenburchs ab. Freilich war auch er der 
Meinung, daß es bei der ungelösten deutschen Frage nicht bleiben 
dürfe, aber Van Vredenburchs Vorschlag biete keinen angemesse­
nen Ausweg. So befürchtete van Houten einen entgegengesetzten 
psychologischen Effekt, da ein Gewaltverzicht der Bundesrepublik 
zwangsläufig die fehlende deutsche Bereitschaft zur Anerkennung 
der Oder-Neiße-Grenze akzentuieren würde. Darüber hinaus 
würde sich in der Bundesrepublik eine „lautstarke Opposition" 
gegen eine derartige Erklärung manifestieren, die widerum dem 
Ansehen der Bundesrepublik schaden würde. Von einem nieder­
ländischen Vorstoß bei den Amerikanern hielt der Staatssekretär 
ebenfalls nichts. Er erachtete es für vernünftiger abzuwarten, wie 
sich die von Adenauer vorsichtig eingeleitete neue Politik weiter 
entwickeln werde.87 

Sehr überzeugend war van Houtens Antwort nicht. Gewiß 
hätte die Verwirklichung von van Vredenburchs Vorschlag eine 
Lösung der deutschen Frage nicht nähergebracht, aber die friedli­
chen Absichten der Bundesrepublik wären bekräftigt worden, und 
dies wiederum hätte einen psychologischen Gewinn bedeuten 
können. Auch van Houtens Befürchtungen einer umfangreichen 
und „lautstarken Opposition" in der Bundesrepublik waren kein 
schwerwiegendes Argument. Wenn die Bundesregierung ihre juri­
stische Position im Hinblick auf die deutsche Ostgrenze aufge­
geben hätte, wäre dies gewiß eintreten, aber einen solchen weit­
gehenden Schritt hatte van Vredenburch gar nicht befürwortet. So 
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waren van Houtens politische Argumente gegen eine niederlän­
dische Initiative nicht sehr überzeugend, seine Zurückhaltung war 
jedoch angemessen. Bei der schwierigen Diskussion über die Oder-
Neiße-Grenze konnte man weder von den West-Alliierten noch 
von der Bundesrepublik ein besonderes Interesse für eine nieder­
ländische Initiative erwarten. Außerdem ist nicht ausgeschlossen, 
daß van Houten, der das Fiasko seiner eigenen Initiative zur Wie­
dervereinigung vom Frühjahr 1958 zweifellos noch in frischer 
Erinnerung hatte, instinktiv vor einer aktiven niederländischen 
Rolle zurückschreckte. 

Von den beiden ehemaligen Außenministern Stikker (1948-
1952) und van Roijen (1945-46) erhielt van Houten Unterstützung 
bei seiner abwartenden Haltung. Stikker, inzwischen ständiger 
niederländischer Vertreter bei der NATO und der OEEC in Paris, 
warnte, es sei unvernünftig, wenn der Westen in dieser Frage 
politischen Druck auf Adenauer ausüben würde. Das könne beim 
Bundeskanzler die Sorge verstärken, der Westen strebe „auf Kosten 
Deutschlands" eine Annäherung an die Sowjetunion an. Diese 
Sorge, die Adenauer tatsächlich während seiner gesamten Kanzler­
schaft verfolgte,88 müsse berücksichtigt werden, und das besonders 
in einer Zeit, in der der Bundeskanzler sowieso weniger Vertrauen 
in die Standhaftigkeit des Westens hatte als in den Jahren zuvor. 
Außerdem vertraute Stikker Adenauers potentieller Bereitschaft 
zu Konzessionen in der Auseinandersetzung zwischen Ost und 
West, wenn die Zeit dafür reif war. Diese Zeit hielt auch Stikker 
für noch nicht gekommen, weil die Sowjetunion den Kampf um 
Deutschland unvermindert fortsetzte und ebenfalls nicht zu Kon­
zessionen bereit war.89 

Van Roijen, der nach seiner kurzen Zeit als Außenminister im 
ersten Nachkriegskabinett zum Botschafter in Washington er­
nannt worden war, reagierte mit einer ausführlichen Expertise zu 
den Grundlagen der Ost-West-Beziehungen. Die sowjetischen 
Absichten charakterisierte er so: Verstärkung der eigenen Position 
„zur weiteren Durchdringung Europas, um die Untergrabung und 
letzlich die Vernichtung der westeuropäischen Demokratien vor­
zubereiten". Daß die Sowjetunion dabei Gewalt anwenden würde, 
erwartete er nicht, zumal der Westen seit 1945 stets zu Konzessio­
nen bereit gewesen sei, ohne dafür etwas zurückzubekommen. 
Auch durch die mittlerweile erreichte nukleare Parität mit dem 
Westen hatte sich allmählich eine grundlegende Änderung im 
Kräfteverhältnis zugunsten der Sowjetunion ergeben. Wenn die 
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Bundesrepublik und der Westen jetzt zu Konzessionen hinsicht­
lich der Oder-Neiße-Grenze bereit wären, würde der Westen seine 
eigene Position weiter schwächen und erneut etwas einbringen, 
ohne dafür Gegenleistungen zu bekommen. 

Damit wählte van Roijen ebenso wie Stikker und van Houten 
eine harte Gangart: Erst wenn eine entgegenkommende Haltung 
des Westens zur deutschen Ostgrenze erfolgversprechend wäre und 
die Wiedervereinigung „entscheidend voranbringen würde", könne 
über Konzessionen nachgedacht werden. Nachdrücklich vertrat er 
den Standpunkt, daß der Westen keinen Fingerbreit von seiner 
ursprünglichen Ausgangsposition abweichen dürfe: der Kopplung 
der Normalisierung der Ost-West-Beziehungen mit einer Lösung 
der deutschen Frage. „Es ist meine feste Überzeugung, daß an 
dieser Bedingung gleichermaßen festgehalten werden muß wie an 
dem Ziel der Wiedervereinigung selbst. Denn ohne diese Bedin­
gung wird die westliche Position prinzipiell und praktisch un­
wiederbringlich geschwächt." Van Roijen bedauerte daher, daß die 
Selbstverständlichkeit der westlichen Position seit einiger Zeit 
unter Druck geraten war und daß „unter der Fahne des sogenann­
ten Realismus (»eigentlich will niemand die Wiedervereinigung* 
und »schließlich gibt es heute zwei deutsche Staaten') der Weg ... 
des geringsten Widerstandes" drohte. Gewiß, auch der Botschafter 
erwartete nicht, daß freie Wahlen in Deutschland und die Wieder­
vereinigung in nächster Zukunft zu verwirklichen waren, aber 
dieser „Umstand ... darf kein Argument dafür sein, den falschen 
Weg einzuschlagen".90 

Überblickt man die Diskussion, die auf van Vredenburchs Vor­
schlag folgte, fällt zunächst die streng ablehnende Haltung sowohl 
des Außenministeriums als auch der beiden diplomatischen 
Schwergewichte Stikker und van Roijen auf. Auch wenn van Vre­
denburchs Vorschlag nicht sehr weit ging - gewiß nicht im Ver­
gleich mit dem öffentlichen Plädoyer de Gaulles für die Anerken­
nung der Oder-Neiße-Grenze in dieser Periode - , stieß er doch auf 
grundsätzlichen Widerstand. Obwohl Den Haag schon länger 
erkannt hatte, daß eine Lösung der deutschen Frage zu westlichen 
Bedingungen vorläufig eine Illusion bleiben würde, bedeutete das 
nicht, daß der Westen an diesen Bedingungen rütteln durfte. Das 
galt sogar für eine Gewaltverzichts-Erklärung im Hinblick auf die 
Oder-Neiße-Grenze, und es lag daher gewiß nicht im niederländi­
schen Interesse, diesbezügliche Vorschläge zu machen. Zweitens 
wurde deutlich, daß diese prinzipielle und entschlossene niederlän-
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dische Auffassung aus der Einschätzung der sowjetischen Absich­
ten hervorging. Nach van Houten war die deutsche Frage nicht so 
sehr ein aus dem Krieg hervorgegangenes Problem, das mit einem 
Friedensvertrag geregelt werden könnte, sondern „der euphemisti­
sche Deckname ..., unter dem die Sowjetunion den bereits vor dem 
Ende des Krieges begonnenen Streit um Deutschland mit dem 
Westen fortsetzt". Solange dieser Streit anhielt, mußte der Westen 
standfest bleiben. Vor diesem Hintergrund wurden westliche 
Konzessionen ohne sowjetische Gegenleistungen als Ausdruck von 
Defätismus und Schwäche betrachtet, wofür der Westen letztlich 
einen hohen Preis bezahlen müßte. In dieser Argumentation liegt 
der wichtigste Grund für das niederländische Festhalten am Ziel 
der deutschen Wiedervereinigung. 

Schlußfolgerung 

Die niederländische Haltung zur deutschen Wiederbewaffnung 
und Wiedervereinigung in den Jahren 1949-1961 zeigt, in welch 
kurzer Zeit Deutschland sicherheitspolitisch vom Feind zum 
Verbündeten wurde. Bereits vor dem Aufbau der Bundesrepublik 
plädierten die Niederlande für eine Einbeziehung Westdeutsch­
lands in die westliche Verteidigung, und in den frühen fünfziger 
Jahren gehörte Den Haag zu den entschiedenen Befürwortern der 
deutschen Wiederbewaffnung. Besonders zur Verhinderung mögli­
cher künftiger Machtansprüche Deutschlands sollte dies im Rah­
men der NATO stattfinden, und die niederländische Regierung 
widersetzte sich zunächst den Plänen für eine Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft. Die breite Zustimmung zur Wieder­
bewaffnung unter amerikanischer Führung schloß gewiß nicht aus, 
daß es weiter Unbehagen, Mißtrauen und Wachsamkeit gab. Aber 
eine starke westliche Verteidigung verlangte es, den ehemaligen 
Feind als Verbündeten zu akzeptieren. 

Befürwortete man die deutsche Wiederbewaffnung, so die da­
malige Auffassung, müsse man auch in Kauf nehmen, daß ehemali­
ge Wehrmachtsoffiziere eine zentrale Rolle beim militärischen 
Wiederaufbau spielen würden. Das führte natürlich nicht zu einem 
niederländischen ,Blankoscheck* für frühere Nazis, aber durchaus 
zu einer recht hohen Toleranzgrenze. Das erklärt, warum die 
Niederlande seit 1955 den Aufbau der Bundeswehr, der nicht ohne 
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Affären und Spannungen verlief, zurückhaltend und sachlich begleiteten. 
Vergleicht man die niederländische Perzeption des Aufbaus der 

deutschen Streitkräfte damit, wie über deutsche Politiker, den 
deutschen , Volkscharakter' und die Entwicklung der Demokratie 
in der Bundesrepublik gedacht wurde, so kann man feststellen, daß 
die Bundeswehr in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre mit einer 
relativen Milde betrachtet wurde. Die Diskussion über das Budel-
Abkommen zeigt, daß sich diese Milde in den frühen sechziger 
Jahren fortsetzte. Der vernehmbare Widerstand beschränkte sich 
genauso wie bei der Wiederbewaffnung auf die äußerste politische 
Linke, und die anfänglichen Sorgen des Außenministeriums vor 
öffentlicher Empörung erwiesen sich als unbegründet. Natürlich 
war die Wiederbewaffnung der fünfziger Jahre von viel größerer 
Bedeutung als die Stationierung von 3.000 deutschen Soldaten in 
einem Dorf der niederländischen Provinz Brabant, aber diese 
Stationierung brachte eine viel direktere Konfrontation mit der 
Bundeswehr als deren Gründung und Aufbau in Deutschland 
selbst. Das niederländische Wahrnehmungsmuster war allerdings 
dasselbe: Wieder wurde das Unbehagen von sachlichen Erwägun­
gen verdrängt, und im Vordergrund stand das Sicherheitsinteresse. 
Wie im folgenden Kapitel gezeigt wird, gab es bei der breiten 
Zustimmung zur Wiederbewaffnung und sicherheitspolitischen 
Zusammenarbeit eine wichtige Ausnahme: die mögliche atomare 
Bewaffnung Deutschlands. Zu wahrscheinlich keinem anderen 
außenpolitischen Thema gab es in den Niederlanden einen so 
breiten Konsens wie darüber, daß es keinen ,deutschen Finger am 
atomaren Abzug* geben durfte. 

Die niederländische Haltung zur deutschen Wiedervereinigung 
muß vor demselben sicherheitspolitischen Hintergrund gesehen 
werden wie diejenige zur deutschen Wiederbewaffnung. Ebenso 
wie beim Haager Plädoyer für eine militärische Integration der 
Bundesrepublik in die NATO bestand das Ziel einer offensiven 
westlichen Wiedervereinigungspolitik in der Stärkung des We­
stens. 

Ob man die Diskussion im Kabinett anläßlich des Berichts von 
Minister Beyen zur deutschen Frage im Jahre 1953 betrachtet, die 
Reaktionen des Außenministeriums auf die M?C-Artikel von 
1955, den van Houten-Plan von 1958 oder die Meinungsbildung 
während der Berlin-Krise - aus alledem geht hervor, daß die deut­
sche Einheit für die Niederlande kein Lippenbekenntnis, sondern 
tatsächlich ein außenpolitisches Ziel war. Eine Bedingung war 
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allerdings, daß sich die Wiedervereinigung auf demokratischer 
Grundlage vollzog und für den Westen zu einem Status quo plus in 
Europa führte. Das vereinigte Deutschland durfte nicht als neutra­
ler Block zwischen Ost und West angesiedelt sein, sondern mußte 
ebenso wie die Bundesrepublik in die westliche Zusammenarbeit 
integriert werden. Diese positive Haltung in bezug auf die deut­
sche Wiedervereinigung galt nicht nur für die Regierung, sondern 
auch für die Presse und die breite Mehrheit im Parlament. „Sinn­
voll, vertretbar und wünschenswert", nannte das Mitglied der 
Zweiten Kammer Frans Goedhart (PvdA) im Dezember 1954 eine 
Wiedervereinigung, die Ostdeutschland in „ein freies und demo­
kratisches Westdeutschland und in Europa" integrieren würde, 
und diese Meinung teilten bis auf die Kommunistische Partei der 
Niederlande (CPN) auch die anderen Parteien.91 

Dennoch gab es durchaus einige, die die deutsche Teilung als 
beruhigend betrachteten. So erklärte Joseph Luns zurückblickend 
im Jahre 1986, daß er sich als Minister „nicht gerade für ein 
wiedervereinigtes Deutschland im politischen Hinterland der 
Niederlande erwärmen konnte".92 Ferner ist denkbar, daß man­
chen Diplomaten oder Politikern die Plädoyers für die Wieder­
vereinigung in den fünfziger Jahren so leicht über die Lippen 
gingen, weil jeder wußte, daß die Chancen für eine Wiederver­
einigung sowieso minimal waren. Die schriftlichen Quellen bieten 
jedoch keinen Anhaltspunkt für derartige Relativierungen, son­
dern zeigen das Gegenteil. Aus niederländischer Perspektive ging 
die eigentliche Gefahr für Europa nicht von Deutschland, sondern 
von der Sowjetunion aus, und Deutschland war unverzichtbar, um 
diese Gefahr abzuwehren. Im Vergleich zu einer in die westliche 
Zusammenarbeit integrierten Bundesrepublik würde ein wieder­
vereinigtes (und ebenso in den Westen eingebundenes) Deutsch­
land Vorteile mit sich bringen: Es würde die westliche Position 
gegenüber der Sowjetunion wesentlich verstärken und die Zuver­
lässigkeit Deutschlands als Partner erhöhen. 

Gerade über die Zuverlässigkeit Deutschlands im Bündnis 
machte man sich in Den Haag in den frühen fünfziger Jahren 
große Sorgen. Wenn in Westdeutschland der Eindruck entstehen 
würde, daß Moskau eine Wiedervereinigung anstrebte und daß der 
Westen diese zu verhindern suchte, könnte sich die Bundesre­
publik zu einem Alleingang in Richtung Osten mit allen dramati­
schen Folgen für die westliche Sicherheit verleiten lassen. Schon 
aus diesem Grund mußte der Westen eine positive und offensive 
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Politik der Wiedervereinigung führen. Denn dann würde die deut­
sche Bevölkerung erkennen, daß der Westen und eben nicht die 
Sowjetunion bereit war, sich für die deutschen Forderungen ein­
zusetzen. Und diese Einsicht galt in Den Haag als sehr wichtig für 
die Loyalität der Bundesrepublik im Bündnis. Die Notwendigkeit, 
die Wiedervereinigung aktiv zu propagieren, überzeugte um so 
mehr, als das Gespenst von Rapallo und die Gefahr eines deut­
schen Neutralismus in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre aus 
niederländischer Perspektive noch ein explosives Gemisch bilde­
ten. Die Jabile* öffentliche Meinung in Deutschland könnte durch 
die Sowjetunion eingelullt werden, wenn diese den Trumpf der 
Wiedervereinigung und einer deutschen Neutralität tatsächlich 
ausspielen würde. Vor diesem Hintergrund fand in der ersten 
Hälfte der fünfziger Jahre eine heftige Propagandaschlacht zwi­
schen Ost und West um die öffentliche Meinung in Deutschland 
statt. Auch wenn deshalb ebenfalls in Den Haag propagandistische 
Erwägungen die Debatte zur deutschen Frage dominierten, be­
stand doch das Ziel in der Wiedervereinigung zu den Bedingungen 
des Westens. 

Nach dem Inkrafttreten der Pariser Verträge im Jahre 1955 
hielten die Niederlande unvermindert an den Ausgangspunkten 
der frühen fünfziger Jahre fest. Der einzige Unterschied zu den 
Jahren zuvor war, daß die Angst vor einem deutschen Alleingang 
mit dem inzwischen verfestigten Status quo in Europa abnahm. Im 
April 1959 charakterisierte Botschafter van Vredenburch die deut­
sche Position in der westlichen Allianz: „Wirtschaftlich ist die 
Bundesrepublik bereits eine Stütze des Westens, militärisch ist sie 
auf dem besten Wege, es zu werden, und politisch ist sie unter der 
heutigen Bundesregierung unbeirrbar antikommunistisch und 
intransigent gegenüber sowjetischer Infiltration und Einschüchte­
rungsversuchen."93 Hier zeigte sich das gewachsene Vertrauen zum 
deutschen Bündnispartner, was jedoch nicht bedeutete, daß die 
Angst vor einem neuen ,Rapallo* gänzlich verschwunden war. 
Auch wenn das Vertrauen in die Bundesrepublik zum Ende der 
fünfziger Jahre nicht mehr ausschließlich an Bundeskanzler Ade­
nauer gekoppelt war, blieb doch die Unsicherheit über die künfti­
ge Politik Deutschlands unter der Oberfläche immer bestehen und 
konnte unter Umständen in tiefes Mißtrauen umschlagen. Das galt 
beispielsweise, wenn sich die Aufmerksamkeit auf die Vertriebe-
nenverbände richtete oder die Art und Weise, mit der die Bundes­
regierung diesen gegenübertrat. Als Staatssekretär Thedieck vom 
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Ministerium für Gesamtdeutsche Fragen Ende 1960 dafür plädier­
te, neben der Wiederherstellung von Deutschland in den Grenzen 
von 1937 auch das Heimatrecht der Vertriebenen aus den weiter 
östlich gelegenen Gebieten anzuerkennen, reagierte van Vreden-
burch äußerst gereizt: „Was soll das? Ist das politische Kurzsichtig­
keit, Hypokrisie oder pure Wahlkampftaktik? Vermutlich eine 
Kombination aus diesen Faktoren, gewürzt mit dem traditionellen 
Mangel an Taktgefühl, für den die Deutschen bekannt sind." Ob 
diese Forderungen nun die „Wunschträume eines Geisteskranken 
oder Irreführung des Volkes in sehr bedenklichem Ausmaß" wa­
ren, der Botschafter machte sich große Sorgen darüber, daß sich 
weder Adenauer noch die westlichen Großen Drei veranlaßt sa­
hen, solche Äußerungen zu korrigieren.94 Das Plädoyer des Bot­
schafters, diese Frage im Rahmen der NATO zur Sprache zu brin­
gen, wurde von Den Haag zunächst abgelehnt. Staatssekretär van 
Houten teilte zwar die Befürchtungen van Vredenburchs, ver­
steckte sich jedoch hinter den West-Allierten, die, so vermutete er, 
von einem Eingreifen bewußt abgesehen hatten.95 

Die Grenze der niederländischen Bereitschaft, die deutschen 
nationalen Forderungen zu unterstützen, ist daher deutlich zu 
erkennen: Heimatrecht östlich der alten Grenzen gehörte nicht 
dazu. Theoretisch reichte die niederländische Unterstützung bis 
hin zur Wiederherstellung von Deutschland in den Grenzen von 
1937. Um die Position der Bundesrepublik nicht zu schwächen 
und der Sowjetunion nicht schon Konzessionen zu machen, bevor 
es überhaupt Verhandlungen über die Wiedervereinigung gegeben 
hatte, ging aus Sicht Den Haags sogar eine deutsche Erklärung 
zum Gewaltverzicht an die Adresse Polens gegen Ende der fünf­
ziger Jahre noch zu weit. Die Meinungsbildung hinter den Kulis­
sen zeigte jedoch, daß unter Wiedervereinigung eher ein Zusam­
menfügen von Bundesrepublik, DDR und Berlin verstanden wur­
de. Die internationale Lage machte die Aufrechterhaltung der 
Teilung vorläufig zwar unvermeidlich, aber dies durfte nicht zur 
Hinnahme des Status quo oder der allmählichen Anerkennung der 
DDR führen. 

In Bonn war man sich über die niederländische Unterstützung 
bei der deutschen Frage nicht ganz sicher. Einerseits begrüßte man 
die niederländische Position: „Die Haltung der niederländischen 
Regierung ist durchaus positiv zur Frage der Wiedervereinigung 
Deutschlands," hieß es in der Instruktion, die der neue deutsche 
Botschafter Josef Löns 1958 aus Bonn mit nach Den Haag bekam: 

97 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

„Die niederländische Regierung hat unser Anliegen bisher stets 
loyal unterstützt und auch vor der Weltöffentlichkeit vertreten." 
Beruhigend war außerdem, daß sich die niederländische Regierung 
an die „bindende Zusage" gebunden fühlte, daß sie „niemals und in 
keiner Form die SBZ anerkennen würde". Positiv war auch die 
überwiegend antikommunistische Einstellung der Niederländer: 
Vor diesem Hintergrund hatte „die auch in den Niederlanden zu 
beobachtende Werbetätigkeit der SBZ ... nur geringe Aussicht auf 
Erfolg". Andererseits zeigte die Reaktion auf den Van-Houten-
Plan aus dem Jahre 1958, daß es hinter den deutschen Kulissen 
auch Zweifel an den tatsächlichen niederländischen Absichten gab. 
Auch die Instruktionen für Löns brachten diese - ungerechtfertig­
ten - Zweifel zum Ausdruck: „Die Aussicht auf eine weitere Ze­
mentierung des Status quo bereitet der niederländischen Regierung 
trotz gegenteiliger offizieller Erklärungen keine Sorgen."96 Wahr­
scheinlich ergab sich diese deutsche Unsicherheit aus dem seit 1955 
in der Bundesrepublik gewachsenen Bewußtsein, daß sie mit dem 
Ziel der Wiedervereinigung allein stand. Auch wird dabei eine 
Rolle gespielt haben, daß man sich angesichts des Weiterbestehens 
antideutscher Gefühle in den Niederlanden in Bonn kaum vor­
stellen konnte, daß die niederländische Unterstützung wirklich 
aufrichtig war. 

Für Den Haag war die Isolierung der DDR sowie das Eintreten 
für die deutsche Wiedervereinigung jedoch mehr als eine höfliche 
Geste an die Adresse Bonns. Vielmehr trifft es zu, daß Den Haag 
bis Anfang der sechziger Jahre aus Überzeugung - und stärker als 
manch anderer Verbündete - am Ziel der deutschen Einheit fest­
hielt. Die Auffassungen zur deutschen Frage in Den Haag waren 
nicht weit von denjenigen Bonns entfernt. In einer Bestandsauf­
nahme der niederländischen und deutschen Standpunkte, die Ende 
Oktober 1961 im Außenministerium in Den Haag vorgenommen 
wurde, sah man das genauso. Ob es um das Ziel der Wiederver­
einigung selbst und die dabei günstigste Strategie ging, die Frage 
der europäischen Sicherheit oder die Nicht-Anerkennung der 
DDR - in den wichtigen Bereichen stimmten die Auffassungen 
nahezu völlig überein. Das galt auch für die Oder-Neiße-Grenze. 
Die Niederlande unterstützten die deutsche Rechtsauffassung, 
Deutschland bestehe in den Grenzen von 1937 fort, und die deut­
sche Ostgrenze könne erst auf einer Friedenskonferenz definitiv 
festgelegt werden. Der einzige Unterschied zwischen Den Haag 
und Bonn war, daß auf niederländischer Seite nicht von konstitu-
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tionellen Bindungen zwischen der Bundesrepublik und West-Ber­
lin die Rede war, und daß Den Haag im Gegensatz zu Bonn an­
fänglich der Änderung des Status Berlins zustimmte, unter der 
Voraussetzung, daß dadurch die Position des Westens nicht ge­
schwächt würde.97 

Warum unterstützten die Niederlande die Bundesrepublik in 
der Frage der Wiedervereinigung so nachdrücklich? Gewiß nicht 
aus Solidarität mit dem deutschen Volk. Das wäre auch kaum zu 
erwarten gewesen: Solidarität - ohnehin ein äußerst seltenes Motiv 
außenpolitischen Handelns - setzt Sympathie voraus, und die 
Sympathie für Deutschland war in den Niederlanden, auch auf 
politischem und diplomatischem Niveau, in den fünfziger Jahren 
nicht groß. Die Erklärung für die Standfestigkeit Den Haags in 
bezug auf die deutsche Wiedervereinigung liegt in der niederlän­
dischen Perzeption der sowjetischen Absichten im Ost-West-Kon­
flikt. Im Kern faßte Reinink diese in der bereits oben zitierten 
Aufzeichnung vom November 1962 zusammen: „Es ist eine alte, 
aber darum nicht weniger aktuelle Wahrheit, daß der ,Tropfen den 
Stein nicht durch Gewalt, sondern durch stetiges Fallen aushöhlt*. 
Nach dieser Maxime führt die Sowjetunion bereits jahrelang ihre 
Außenpolitik. Propagandaparolen, Drohungen und Vorschläge 
wechseln sich ... fortwährend ab mit dem Ziel, daß der Gegner 
schließlich mürbe wird und nachgibt".98 Und genau diese Gefahr 
drohte, so die ständige Angst in Den Haag, wenn der Westen der 
Sowjetunion nicht stark und geschlossen gegenübertreten würde. 
Eine offensive und glaubwürdige Politik in bezug auf die Wieder­
vereinigung war ein zentraler Bestandteil einer derart energischen 
Politik gegenüber Moskau. Zugespitzt formuliert: In den nieder­
ländischen Plädoyers für die Wiedervereinigung ging es nicht so 
sehr um die Beendigung der deutschen Teilung als solche oder um 
eine positive Lösung eines deutschen Problems, sondern um die 
Standfestigkeit und Sicherheit des Westens im Kalten Krieg. So 
gesehen wurde allein schon das Ziel der deutschen Wiederver­
einigung als im westlichen (und damit auch im niederländischen) 
Sicherheitsinteresse liegend betrachtet, weil es im Streit mit Mos­
kau Entschlossenheit demonstrierte. Daß die Verwirklichung 
dieses Zieles vorläufig nicht zu erwarten war, war zwar bedauerns­
wert, stellte aber keinen Grund zur Änderung des westlichen 
Standpunkts dar. Kurz- und mittelfristig blieb daher nur die Mög­
lichkeit, die Integration der Bundesrepublik in den Westen fort-
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zusetzen und das Ziel der deutschen Wiedervereinigung weiter zu 
unterstützen. 

100 



4 

Entspannung und Status quo 1961-1989 

Die NA TO, Europa und die deutsch-französische 
Zusammenarbeit in den sechziger Jahren 

Die weitgehende Übereinstimmung zwischen Den Haag und Bonn 
in der Frage der Wiedervereinigung wurde in den frühen sechziger 
Jahren überschattet durch eine heftige Kontroverse über die 
deutsch-französische Zusammenarbeit und die Europäische In­
tegration. Zusammen mit Belgien blockierten die Niederlande 
1962 das Zustandekommen der Europäischen Politischen Union, 
die de Gaulle initiiert und Adenauer unterstützt hatte. Der Wider­
stand ging hauptsächlich von Den Haag aus und führte zu einer 
ernsthaften Störung des Verhältnisses zwischen Luns und Adenau­
er. Zur Enttäuschung des Bundeskanzlers war nun - nach dem 
Fehlschlagen der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft im 
Jahre 1954 - zum zweiten Mal ein Projekt der europäischen Zu­
sammenarbeit gescheitert, und der niederländische Außenminister 
war der Hauptschuldige. Adenauers Empörung über Luns sollte 
auch in den folgenden Jahren anhalten. Im Oktober 1963, kurz 
nach seinem Abtreten als Bundeskanzler, beklagte er sich in einem 
Gespräch mit dem früheren amerikanischen Außenminster Dean 
Acheson, Luns habe die Europäische Politische Union kaputt 
gemacht.1 Und im Sommer 1964 sagte er de Gaulle, daß „das Euro­
pa von heute ... geradezu lächerlich (ist). Nur weil es Herrn Luns 
nicht gefällt, stehen alle Räder still".2 Diese deutsch-niederlän­
dische Kontroverse gründete auf unterschiedlichen Auffassungen 
über die künftige Struktur der europäischen Integration, die Rolle 
Großbritanniens und die atlantische Zusammenarbeit. Damit 
rüttelte der Konflikt an den Kernpunkten niederländischer und 
deutscher Außenpolitik, was zugleich die Beharrlichkeit Luns' und 
die tiefe Empörung Adenauers verständlich macht. 

Im Jahre 1960 lancierte de Gaulle einen Plan, der die Institu­
tionalisierung der Zusammenarbeit zwischen den sechs EWG-Mit­
gliedern auf den Gebieten Wirtschaft, Außenpolitik, Verteidigung 

101 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

und Kultur zum Ziel hatte. Die Zusammenarbeit sollte auf Regie­
rungsebene stattfinden, und die Entscheidungsbefugnis sollte bei 
den Regierungschefs liegen, die sich auf regelmäßig stattfindenden 
Gipfelkonferenzen treffen würden. Vier Kommissionen sollten die 
Beschlüsse auf den unterschiedlichen Sachgebieten vorbereiten und 
dabei von einem ständigen Sekretariat in Paris unterstützt werden. 
Gleichzeitig war vorgesehen, die supranationalen Elemente der be­
stehenden EWG-Struktur zu reduzieren.3 

Zu Recht vermutete man in Den Haag hinter diesem Vorschlag 
die Absicht de Gaulles, die Führungsrolle im Kontinentaleuropa 
der Sechs, das sich von der amerikanischen Dominanz emanzipie­
ren sollte, zu übernehmen. Ebenso wie Den Haag im Jahre 1950 
die Pläne für europäische Streitkräfte aus Angst vor einer Schwä­
chung der atlantischen Bindung abgelehnt hatte, stand dieses Argu­
ment auch jetzt wieder an erster Stelle. Anfang Oktober 1960 sagte 
Ministerpräsident de Quay in der Zweiten Kammer, daß „die Re­
gierung diesen Plan primär vor dem Hintergrund unserer NATO-
Politik beurteilen wird ... Alles, was die NATO und besonders die 
enge Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten und dem 
Vereinigten Königreich schwächen könnte, muß abgelehnt wer­
den."4 Eine Schwächung der Bindung an die angelsächsischen 
Mächte würde nicht nur die europäische Sicherheit in Gefahr 
bringen, sondern auch dazu führen, daß die Niederlande einem 
Kontinentaleuropa unter deutsch-französischer Führung ausgelie­
fert wären. Die deutsch-französische Dominanz würde sich außer­
dem durch die von de Gaulle beabsichtigte Entscheidungsfindung 
auf Regierungsebene noch stärker bemerkbar machen als innerhalb 
der bestehenden supranationalen EWG-Strukturen. Darüber hin­
aus stand eine ausgedehnte politische Zusammenarbeit in einem 
begrenzten Kontinentaleuropa im Widerstreit zu den wirtschaftli­
chen Interessen der Niederlande, die in Richtung einer Zusammen­
arbeit mit den sieben EFTA-Ländern unter der Führung Groß­
britanniens in einem größeren europäischen Verband gingen. 
Auch könnte die Einbindung Großbritanniens in die europäische 
Zusammenarbeit ein Gegengewicht gegen die Achse Bonn-Paris 
bilden. 

In mancher Hinsicht wurden diese niederländischen Bedenken 
auch auf deutscher Seite geteilt, doch Adenauer stimmte den 
Hauptpunkten des französischen Vorschlags zu.5 Seit Beginn sei­
ner Kanzlerschaft war die Versöhnung mit Frankreich der Kern 
seiner Europapolitik. Nur durch gute Beziehungen zu Frankreich 
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konnte die Bundesrepublik fest in der europäischen Zusammen­
arbeit verankert werden, und nur mit französischer Unterstützung 
konnte sie eine gleichberechtigte Position erlangen. Die Gründung 
der EGKS (1952), die Lösung der Saarfrage (1957) sowie die Grün­
dung von EWG und EURATOM (1958) waren wichtige Schritte 
auf diesem Weg. Dem stand das von Adenauer als schweren Rück­
schlag empfundene Scheitern der EVG im Jahre 1954 gegenüber. 
Bis zum Ende der fünfziger Jahre hatte die Bundesrepublik die 
europäische Integration und die atlantische Zusammenarbeit als 
komplementär betrachten können und war nicht vor die Alternati­
ve gestellt worden, sich für das eine oder andere zu entscheiden. 
Mit dem Amtsantritt de Gaulles 1958 und dem Ausbruch der Ber­
lin-Krise im selben Jahr veränderte sich das allmählich. In den bis­
herigen Ausführungen wurde bereits herausgestellt, daß Washing­
ton und London in dieser Periode zunehmend bereit waren, den 
europäischen Status quo als Basis der Ost-West-Beziehungen zu 
akzeptieren, und daß sie eine Verbesserung der Beziehungen zur 
Sowjetunion auch ohne eine Lösung der deutschen Frage nicht 
länger ausschlössen. Die britische Entspannungspolitik unter Mac-
millan und die zweifelhafte Standfestigkeit der Vereinigten Staa­
ten, verstärkt durch das Abtreten und den Tod von Dulles im 
Frühjahr 1959, waren für Adenauer Zeichen einer schwindenden 
amerikanischen und britischen Unterstützung in der Frage der 
Wiedervereinigung. Gleichzeitig entpuppte sich de Gaulle als 
möglicher Ausweg für Adenauers Sorgen. Zwar hatte der französi­
sche Regierungschef im Herbst 1958 ein NATO-Direktorium der 
drei führenden Westmächte erwogen und damit Adenauers Be­
fürchtungen einer Isolierung Deutschlands vorübergehend bekräf­
tigt, schlug jedoch bald eine antiatlantische und kontinentaleuro­
päische Richtung ein, und das bedeutete vor allem die Konzen­
tration auf die deutsch-französische Zusammenarbeit.6 Einerseits 
schloß sich de Gaulle damit Adenauers Europapolitik seit 1949 an, 
andererseits stand sein Antiamerikanismus im Gegensatz zu den 
westdeutschen Interessen an einem atlantischen Sicherheitsbünd­
nis. Adenauer hatte das erkannt und versuchte zunächst, eine 
Wahl zwischen Frankreich und den Vereinigten Staaten durch eine 
Schwächung der antiatlantischen Elemente von de Gaulles Plänen 
zu vermeiden. Dennoch orientierte er sich zunehmend am franzö­
sischen Präsidenten, der mit seinem europäischen Blickwinkel, 
seiner festen Haltung gegenüber Moskau und seiner expliziten 
Unterstützung der deutschen Wiedervereinigung (wenn auch nicht 
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in den Grenzen von 1937) ein zwar unbeständiger, aber gleich­
zeitig unentbehrlicher Partner war. In Adenauers engerer Umge­
bung, die den Plänen de Gaulles eher kritisch gegenüberstand, 
herrschte sogar der Eindruck, so der Politologe Hans-Peter 
Schwarz, daß der Kanzler „seine Seele an die Franzosen verkauft 
hatte".7 Auch wenn das zu einfach gedacht war ,8 war Adenauer 
tatsächlich für de Gaulles Avancen in Richtung einer deutsch­
französischen Entente besonders empfänglich. Nach dem Scheitern 
der Europäischen Politischen Union im Jahre 1962 sollte dann der 
Deutsch-Französische Freundschaftsvertrag im Januar 1963 abge­
schlossen werden. 

Den Haag betrachtete die Zusammenarbeit zwischen Adenauer 
und de Gaulle vor dem Hintergrund der drohenden Perspektive, 
Frankreich und die Bundesrepublik könnten in Europa gemeinsam 
den Ton angeben. Als man Botschafter Lamping nach dem erfolg­
reichen ersten Treffen zwischen Adenauer und de Gaulle in 
Colombey-les-deux-Eglises im September 1958 im Auswärtigen 
Amt ungefragt versicherte, daß „die Verbündeten nicht befürchten 
mußten, Frankreich wolle mit Deutschland und vielleicht auch 
mit Italien zusammen eine Führungsrolle übernehmen", fühlte er 
sich veranlaßt, genau das Gegenteil zu vermuten. Träte diese Ent­
wicklung ein, so gäbe es jedenfalls für die Niederlande „keinen 
Grund, die deutsche Freude über das Treffen in Colombey zu 
teilen".9 So wuchs in den Jahren 1958-1963 das niederländische 
Mißtrauen gegen die deutsch-französische Zusammenarbeit. Erst 
mit dem Amtsantritt von Adenauers Nachfolger Ludwig Erhard 
im Jahre 1963 sollte dies wieder abnehmen.10 Botschafter van Vre-
denburch charakterisierte die niederländischen Sorgen im August 
1962 in einem Bericht an Den Haag: „Wir Niederländer haben 
unter Napoleon erfahren, was ein französisches Europa bedeutet, 
und unter Hitler lernten wir, wie ein deutsches Europa aussehen 
könnte. Es scheint mir nicht schwer vorherzusagen, daß ein Euro­
pa unter einer französisch-deutschen und später deutsch-französi­
schen Hegemonie - vorsichtig ausgedrückt - nicht unserem Volks­
charakter entsprechen wird und wahrscheinlich nicht im Interesse 
unseres Volkes liegt."11 Es verwundert daher nicht, daß Den Haag 
während der Verhandlungen über eine Politische Union 1960-
1962 auf die deutsch-französische Vorgehensweise, sich zunächst 
untereinander zu einigen und erst dann das Ergebnis den Partnern 
zur Billigung vorzulegen, ablehnend reagierte.12 
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Zunächst hatte der niederländische Standpunkt kaum Aussich­
ten auf Erfolg. Zwar konnte sich Luns auf der Pariser Gipfelkon­
ferenz vom Februar 1961, auf der die Sechs zum ersten Mal ge­
meinsam über eine politische Union sprachen, durch eine erfolg­
reiche Verzögerungstaktik dem deutsch-französischen Druck wi­
dersetzen: Er weigerte sich, dem von de Gaulle und Adenauer 
vorbereiteten Abschlußkommunique zuzustimmen, in dem die 
politische Zusammenarbeit der Sechs bereits festgelegt war, und 
erreichte - zur Entrüstung Adenauers -, daß lediglich die Ein­
richtung eines Ausschußes zur eingehenden Prüfung der Pläne 
beschlossen wurde. Doch damit schien der niederländische Erfolg 
bereits vorbei zu sein. In diesem Ausschuß, nach seinem Vorsit­
zenden Fouchet-Kommission genannt, stand der niederländische 
Vertreter de Vos van Steenwijk mit seiner Forderung, Großbritan­
nien müsse in die Unterredungen einbezogen werden, völlig 
allein.13 Enttäuschend war darüber hinaus, daß sich die Nieder­
lande, die sich für eine Verstärkung der EWG und der atlantischen 
Zusammenarbeit einsetzten, in Washington kein Gehör verschaf­
fen konnten. Der niederländische Botschafter in den Vereinigten 
Staaten, van Roijen, berichtete im April 1961 an Den Haag, daß 
das State Department die niederländischen Sorgen nicht teilte. 
Washington ging es allgemein um eine Stärkung Europas, aber in 
welcher Form die Integration stattfinden sollte - als supranationa­
le EWG-Struktur oder als Zusammenarbeit auf Regierungsebene -, 
war zweitrangig. Auch daß die kleineren europäischen Partner bei 
einer Verwirklichung von de Gaulies Plänen unter einer deutsch­
französischen Hegemonie an Spielraum verlieren würden, machte 
in Washington wenig Eindruck. Dasselbe galt für das niederlän­
dische Plädoyer, Großbritannien in die europäische politische 
Zusammenarbeit einzubeziehen, sowie für die Einschätzung, de 
Gaulle ziele darauf ab, „die NATO zu sabotieren", wie van Roijen 
es ausdrückte. Aus amerikanischer Perspektive war ein festes 
deutsch-französisches Band eine wichtige Grundlage für die künfti­
ge westliche Zusammenarbeit, da es dazu beitrage, die Bundesre­
publik so effektiv wie möglich einzubinden. Daß van Roijens 
Bedenken in Washington abgewiesen wurden, bedeutet übrigens 
nicht, daß die Amerikaner die niederländischen Befürchtungen 
gänzlich beiseite schoben. Zweifellos bereitete der antiatlantische 
Kurs des französischen Präsidenten auch in den Vereinigten Staa­
ten Sorgen, aber für Washington stand zu dieser Zeit fest, daß eine 
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Konfrontation mit Paris für die westliche Zusammenarbeit nur 
nachteilig sei. 

Die isolierte Position der Niederländer fand im Frühjahr 1961 
ein Ende, nachdem in Belgien Paul Henri Spaak durch einen Regie­
rungswechsel erneut Außenminister wurde. Zwar leistete Spaak 
weniger heftigen Widerstand gegen die Politische Union als Luns, 
aber Den Haag hatte nun doch einen Verbündeten. Günstig war 
auch, daß Großbritannien Ende Juli 1961 ankündigte, Mitglied der 
EWG werden zu wollen. Damit hatte Den Haag ein stichhaltiges 
Argument, die Verzögerungstaktik fortzusetzen: Solange die Be­
sprechungen mit Großbritannien über den Beitritt noch nicht 
abgeschlossen waren, konnte die Unterzeichnung eines Vertrages 
über die politische Zusammenarbeit durch die Sechs als voreilig 
betrachtet werden. Zeit gewinnen war also weiter die wichtigste 
Devise, auch wenn Ende 1961 eine Übereinkunft nah schien und 
in der Fouchet-Kommission einige niederländische Einwände 
berücksichtigt worden waren.14 

Zu einem Vertrag kam es dann doch nicht, weil de Gaulle im 
Januar 1962 unvermittelt ein Vorhaben präsentierte, das seinen 
ursprünglichen Plänen sehr ähnelte und in dem alle bisherigen 
Konzessionen unberücksichtigt blieben. Obwohl Adenauer de 
Gaulle zu einem gewissen Einlenken überreden konnte und sie 
sich Anfang 1962 gemeinsam für eine erfolgreiche Abrundung der 
Politischen Union einsetzten, war diese Chance im April 1962 
endgültig vertan. Während de Gaulle, von Adenauer unterstützt, 
eine Fortsetzung der Verhandlungen über den britischen Beitritt 
blockierte und zunächst die Politische Union verwirklichen woll­
te, war für Luns und Spaak nur die umgekehrte Vorgehensweise 
akzeptabel. In dieser Pattsituation bekamen die Niederlande und 
Belgien Anfang April endlich die langersehnte Unterstützung aus 
London: Nach dem britischen Antrag auf Mitgliedschaft in der 
EWG zeigte sich London nun auch interessiert an der europäi­
schen politischen Zusammenarbeit und bat um Aufnahme in die 
Fouchet- Kommission. So konnten Luns und Spaak ihre prealable 
anglais nachdrücklicher als je zuvor ins Spiel bringen. Am 17. 
April erklärten sie, weitere Gespräche hätten keinen Sinn ohne 
Einbeziehung der Briten. Da auch Paris und Bonn nicht von ihrem 
Standpunkt abrückten, war das Schicksal der Europäischen Politi­
schen Union besiegelt.15 

„Ich könnte ihm den Hals umdrehen", sagte Adenauer kurz 
darauf über Luns und sprach empört über diesen „langen Kerl", 
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den er als „stur, wie nur ein Holländer sein kann", charakterisier­
te.16 Derartige Bemerkungen kamen auch Luns zu Ohren. So tele­
graphierte der italienische Außenminister Fanfani an Luns, daß 
Adenauer ihm erzählt habe, in Momenten der Rückschläge und 
der Unzufriedenheit an eine Person zu denken, die es noch schwe­
rer hatte: Frau Luns.17 Anfang März des Jahres 1963 beklagte sich 
Luns bei Walter Hallstein, der früher Staatssekretär im Auswärti­
gen Amt gewesen war und seit 1958 Vorsitzender der Europäi­
schen Kommission, über „die besonders scharfen und unwahren 
Beschuldigungen", die der Bundeskanzler in größerem Kreis ver­
breite. Hallsteins Behauptung, nichts davon zu wissen, war wahr­
scheinlich eher Ausdruck von Loyalität zu Adenauer als von 
Wahrheitsliebe. Adenauer fühlte sich jedenfalls in seiner Europa­
politik vom niederländischen Außenminister blockiert und sollte 
Luns das nicht mehr verzeihen. Die Antipathie war übrigens ge­
genseitig und auch bei Luns äußerst dauerhaft. Zur Zeit seines 
Rücktritts im Jahre 1971 bemerkte er, daß seine Beziehung zu 
Adenauer „mit dem Wort kühl vielleicht zu euphemistisch, aber 
doch diplomatisch angemessen umschrieben werden kann".18 Auch 
zwanzig Jahre später war Luns* Einstellung zu Adenauer keines­
wegs milder geworden. Zurückblickend charakterisierte Luns 
Adenauer zu Beginn der neunziger Jahre noch immer als „den 
unfreundlichsten und grobschlächtigsten Mann", an den er sich in 
seiner politischen Laufbahn erinnern könnte.19 

Der Politologe Duco Hellema umschrieb die niederländischen 
Widerstände gegen die Europäische Politische Union in den Jahren 
1960-1962 als „einen der Höhepunkte niederländischer Außen­
politik seit dem Krieg".20 Auf den ersten Blick hat Hellema gewiß 
recht: Der von den Niederlanden initiierte und später zusammen 
mit Belgien konsequent geleistete Widerstand hat schließlich die 
Politische Union zerstört. So verhinderte Den Haag - gegen star­
ken Druck aus Paris und Bonn - eine europäische Entwicklung, 
die den außenpolitischen und wirtschaftlichen Interessen der 
Niederlande nicht entsprach. Bei näherer Betrachtung waren die 
Niederlande jedoch weniger erfolgreich: Der britische Beitritt zur 
EWG scheiterte am französischen Veto und sollte erst im Jahre 
1973 erfolgen. Noch wichtiger war, daß Adenauer und de Gaulle 
nach dem Mißlingen ihrer Europäischen Politischen Union eine 
bilaterale Entente ansteuerten, weshalb die niederländischen Be­
fürchtungen einer deutsch-französischen Dominanz in Europa so­
wie einer Schwächung der NATO unvermindert weiterbestanden. 
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Schon zuvor hatten de Gaulle und Adenauer über eine weit­
gehende bilaterale Zusammenarbeit gesprochen, und die Basis 
hierfür wurde in der zweiten Hälfte des Jahres 1962 bei gegenseiti­
gen Staatsbesuchen gelegt. Der überwältigende Empfang, den man 
Adenauer im Juli bei dessen Frankreich-Besuch bereitete, sowie 
der deutsche Jubel bei de Gaulies Gegenbesuch im September sind 
zu Recht als Höhepunkte der deutsch-französischen Aussöhnung 
charakterisiert worden.21 Trotz aller Sorgen angesichts der engen 
Beziehung zwischen Adenauer und de Gaulle zeigte der niederlän­
dische Botschafter van Vredenburch Verständnis für die symbo­
lische Bedeutung der gegenseitigen Staatsbesuche. In dem überwäl­
tigenden Enthusiasmus der deutschen Bevölkerung bei de Gaulies 
Staatsbesuch sah er in erster Linie ein Zeichen der Befreiung: Die 
„ausgestreckte Hand" des französischen Präsidenten bedeutete für 
die Deutschen einen Strich unter die Vergangenheit und eine Be­
stätigung der Gleichrangigkeit Deutschlands.22 Übrigens hielt er es 
für unwahrscheinlich, daß die Deutschen hiermit maßvoll umge­
hen würden: „Das wäre eine undeutsche Reaktion, eher ist das 
Gegenteil zu erwarten", schrieb er mit einem deutlichen Gefühl 
des Unbehagens.23 

Das niederländische Unbehagen und Mißtrauen konkretisierte 
sich im Herbst 1962, als die Konturen der verstärkten deutsch­
französischen Zusammenarbeit sichtbar wurden. Adenauer orien­
tierte sich trotz heftiger Widerstände der ,Atlantiker* innerhalb 
der eigenen Regierung und Partei an Frankreich. Die geplante 
institutionalisierte Zusammenarbeit zwischen Bonn und Paris auf 
den Gebieten Außenpolitik, Verteidigung, Wirtschaft und Kultur 
führte in Den Haag zu dem inzwischen bekannten Reflex. In einer 
Aufzeichnung von Anfang Dezember 1962, die die Zustimmung 
der Spitze des Außenministeriums hatte, war von „fatalen Folgen" 
für die NATO und die Europäischen Gemeinschaften die Rede. 
Zwar seien die ursprünglichen französischen Vorschläge ein wenig 
abgeschwächt, die „hegemonistischen Tendenzen" in Paris und 
Bonn jedoch unverkennbar. Und diese würden zu einer Situation 
führen, in welcher der Begriff „europäisch" durch deutsch-franzö­
sische Übereinkommen definiert würde. Für die übrigen Länder 
bliebe dann lediglich die Möglichkeit, sich dem anzuschließen 
„gegen Vorlage eines Zertifikats für gutes Benehmen", das Bonn 
und Paris ausstellten. Kurzfristig, so hieß es in der Aufzeichnung 
weiter, drohe außerdem eine deutliche Verschlechterung der Chan­
cen für einen britischen Beitritt zur EWG.24 
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Wie sehr die letztgenannte Prophezeiung zutraf, wurde Mitte 
Januar deutlich, als de Gaulle sein Veto gegen den britischen Bei­
tritt einlegte. „Ein schwarzer Tag für Europa", kommentierte 
Luns im Namen der tief enttäuschten und sehr besorgten nieder­
ländischen Regierung.25 Gut eine Woche später, am 22. Januar 
1963, unterzeichneten Adenauer und de Gaulle den Deutsch-fran­
zösischen Freundschaftsvertrag. Zurückhaltend lautete am Tag 
darauf die offizielle Reaktion des niederländischen Außenministe­
riums, daß alles, was zu guten deutsch-französischen Beziehungen 
beitragen würde, „im Prinzip von den Niederlanden begrüßt 
wird", aber damit war auch schon alles Positive gesagt. Die euro­
päische Einigung, dozierte Den Haag, könne nur auf „der Gleich­
heit aller Partner" begründet sein, und der deutsch-französische 
Vertrag erwecke den Eindruck, als ob „einige Länder gleicher sind 
als andere". Deshalb sei es „schwierig" zu erkennen, daß der Ver­
trag einen Beitrag zur europäischen Integration leisten könne, „wie 
sie allgemein gewünscht wird".26 Gemeint waren damit besonders 
die niederländischen Vorstellungen von einer Integration. 

Adenauer nahm die niederländische Kritik zum Anlaß, erneut 
seine Unzufriedenheit über Luns zum Ausdruck zu bringen. Ende 
Januar bemerkte er in einem Hintergrundgespräch mit Journali­
sten zur deutsch-französischen Zusammenarbeit: „Aber wissen Sie, 
wer in der ganzen Sache so furchtbar hetzt? Das ist Holland, das 
ist der Herr Luns", woraufhin er Luns noch einmal für das Schei­
tern der Europäischen Union im Jahre 1962 verantwortlich mach­
te.27 Besonders die Kombination aus Freundschaftsvertrag und 
Veto gegen die britische EWG-Mitgliedschaft begründete die nie­
derländischen Sorgen. Bei den Gesprächen über eine Politische 
Union hatte Den Haag unerwünschte Entwicklungen noch verhin­
dern können, nun aber stand man im Abseits und mußte hilflos 
zusehen, wie die europäische Zusammenarbeit in intergouverne-
mentales, kontinentales und antiatlantisches Fahrwasser zu geraten 
drohte. 

„Alle latenten Ressentiments gegen die Bundesrepublik werden 
wieder wach", berichtete der deutsche Botschafter in Den Haag, 
Löns, einige Wochen später nach Bonn. Zwar richte sich die nie­
derländische Verbitterung vor allem gegen de Gaulle, aber die 
Enttäuschung über Adenauers profranzösischen Kurs habe gleich­
zeitig „zu einer ernsten Belastung des deutsch-niederländischen 
Verhältnisses" geführt, wobei „Ausfälle gegen den Herrn Bundes­
kanzler und die Bundesregierung ... an der Tagesordnung (sind)".28 
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Damit meinte der Botschafter besonders die PvdA und ihren Frak­
tionsvorsitzenden in der Zweiten Kammer, Anne Vondeling, der 
öffentlich spekulierte, ob die Bundesrepublik überhaupt noch ein 
loyaler NATO-Partner war. In Kombination mit den atomaren 
Ambitionen Frankreichs könne sich die Bundesrepublik durch die 
deutsch-französische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Vertei­
digung zur Atommacht entwickeln. So drohe die „lebensgefähr­
liche Entwicklung" einer selbständigen deutschen Militärmacht. 
„Es könnte sein, daß ,der Weg zurück* eingeschlagen ist," so Von­
deling mit einer kaum verhüllten Anspielung auf das Dritte 
Reich.29 Ob es dem PvdA-Führer mit dieser drastischen Zuspit­
zung wirklich ernst war, ist übrigens zweifelhaft. Wahrscheinli­
cher ist, daß die oppositionelle PvdA antideutsche Gefühle in 
Politik und Gesellschaft aufgriff, um die Regierung bei der an­
stehenden Ratifizierungsdebatte zur sogenannten Generalbereini­
gung zwischen den Niederlanden und der Bundesrepublik in Be­
drängnis zu bringen. Mit diesem Vertrag wollten Den Haag und 
Bonn nach jahrelangen mühsamen Verhandlungen unter die noch 
aus dem Krieg stammenden bilateralen Fragen einen Schlußstrich 
ziehen (siehe Kapitel 7). Weil das Ergebnis der Verhandlungen in 
den Niederlanden stark kritisiert wurde und vielen als Beweis der 
geringen deutschen Reue galt, war die Stimmung gegen Deutsch­
land ohnehin sehr gereizt. Die PvdA schürte dieses Feuer, plädier­
te mit Blick auf den deutsch-französischen Freundschaftsvertrag 
für eine Aufschiebung der Ratifizierung der Generalbereinigung 
und wollte abwarten, wie sich die deutsche Außenpolitik weiter 
entwickeln würde. In der Zweiten Kammer drückte PvdA-Spre-
cher C.L. Patijn diese Haltung mit der Bemerkung aus, daß es ihm 
„sehr unglücklich schien, wenn die Niederlande Deutschland die 
Genugtuung der Generalbereinigung anbieten würden in einem 
Augenblick, in dem die Bundesrepublik im Kielwasser de Gaulles 
dabei sei, der europäischen Entwicklung großen Schaden zuzufü­
gen."30 Die PvdA erreichte keine Verschiebung der Ratifizierungs­
debatte, profilierte sich aber als wachsame Partei gegenüber 
Deutschland. Das ohnehin schon von vielen als dürftig betrachtete 
Verhandlungsergebnis der Generalbereinigung stand nun in noch 
schlechterem Licht da. 

Auch außerhalb sozialdemokratischer Kreise reagierte man 
kritisch auf Adenauers Orientierung an de Gaulle. In einem Leit­
artikel der protestantischen Tageszeitung Trouw war zu lesen, daß 
der Bundeskanzler von seinen früheren europäischen und födera-
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listischen Ideen abrücke und unter dem Einfluß des französischen 
Präsidenten „immer nationalistischer wurde". Die Bundesrepublik 
stehe nun vor der Wahl zwischen Adenauers neuer Politik, die 
„auf starken und gefährlichen Gefühlen von Teilen des deutschen 
Volkes" gründete, und der proeuropäischen Richtung von Ludwig 
Erhard. Der so konstruierte Gegensatz zwischen Adenauer und 
Erhard zeugt zwar von einer nur wenig zutreffenden Analyse der 
Politik des Bundeskanzlers, zeigt jedoch die großen Sorgen, die 
sich Trouw über die künftige deutsche Politik machte: „Es ist ... 
deutlich, daß das uns alle etwas angeht. Ein nationalistisches 
Deutschland ist eine sehr schlimme Sache. Weil wir die deutsche 
Energie kennen, müssen wir allzusehr befürchten, daß es bald die 
stärkste Macht in Europa werden kann, mit all den Risiken, die 
das in sich birgt. Aber wenn diese Energie in ein europäisches, 
dem Westen zugewandtes Deutschland investiert würde, wäre das 
ein Segen für die ganze Welt."31 Auch die katholische Volkskrant 
äußerte sich negativ über die Politik des „eigensinnigen Bundes­
kanzlers", fügte dem jedoch beruhigend hinzu, daß „der politische 
Kredit des Kanzlers" in der Bundesrepublik abnehme. Mit Hinweis 
auf den für dasselbe Jahr angekündigten Rücktritt Adenauers 
stellte die Zeitung zufrieden fest, daß der Bundeskanzler dem 
französischen Präsidenten nur noch für kurze Zeit zu Diensten 
sein könne.32 Der liberale NRC reagierte hingegen nüchtern, nann­
te den Vertrag „kaum mehr als eine leere Hülse" und wies dabei 
auf die unterschiedlichen Interessen von Bonn und Paris hin. 
Obwohl der NRC außer in Frankreich auch in manchen westdeut­
schen Kreisen antiamerikanische Ressentiments ausmachte, be­
fürchtete diese Zeitung nicht, daß sich die Bundesrepublik vom 
atlantischen Bündnis abwenden könnte. Denn die Deutschen 
wüßten, daß sie „von der Gnade der Macht Amerikas" lebten und 
daß Frankreich ihnen diese Sicherheit nicht bieten könnte.33 

Zur Zeit der Fouchet-Kommission hatten die Niederlande mit 
ihrem Widerstand gegen die deutsch-französische Zusammenarbeit 
meist allein gestanden, jetzt war Den Haag eine laute Stimme im 
Chor der Kritiker. Herbert Blankenhorn, ein früherer enger Mit­
arbeiter Adenauers und von 1958 bis 1963 deutscher Botschafter in 
Paris, notierte in seinem Tagebuch, daß der deutsch-französische 
Vertrag der Bundesrepublik großen Schaden zugefügt habe. Er 
sprach sogar von einer „einfach schlechten Außenpolitik": die 
Beziehungen zu Großbritannien auf dem Tiefpunkt, wachsendes 
Mißtrauen in den Vereinigten Staaten, „ein tief verärgertes Bel-
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gien" und „ein aggressiv negatives Holland".34 Wichtiger als die 
von ihm erwähnte Kritik aus dem Ausland war jedoch, daß der 
deutsch-französische Vertrag auch in der Bundesrepublik stark 
unter Beschuß geriet. Der Bundestag versah den Vertrag bei der 
Ratifizierung im Frühjahr 1963 mit einer korrigierenden Präambel 
und schwächte ihn damit erheblich ab. So wurden mehrere Ziele 
westdeutscher Außenpolitik formuliert, die zum Freundschaftsver­
trag in einem gespannten Verhältnis standen: gemeinsame Sicher­
heit im Rahmen der NATO, enge Zusammenarbeit zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten, europäische Einigung in der 
Form, die durch die EWG vorgegeben war, einschließlich des 
britischen Beitritts und einer Liberalisierung des internationalen 
Handels. 

Damit hatten die ,Atlantiker* im Bundestag einen Sieg über die 
deutschen ,Gaullisten* errungen und Adenauer ein empfindliche 
Niederlage beigebracht. Den Haag konnte damit nur zufrieden 
sein. Erneut schien eine Entwicklung aufgehalten zu sein, die den 
Ausgangspunkten der niederländischen Außenpolitik zuwiderlief. 
Mit dieser parlamentarischen Entschärfung des deutsch-französi­
schen Vertrages war die Unsicherheit über die Position der Bun­
desrepublik und die europäische und atlantische Zusammenarbeit 
allerdings nicht vorbei. Die Präambel hatte den Vertrag zwar 
großenteils neutralisiert, aber bot sie eine Garantie für einen ein­
deutigen außenpolitischen Kurs? Den Haag befand sich hierüber 
im Zweifel. Im Streit zwischen ,Atlantikern* und ,Gaullisten* 
hatten letztere zwar eine Niederlage erlitten, die jedoch keines­
wegs definitiv sein mußte. Die Dilemmata der deutschen Außen­
politik waren jedenfalls nicht gelöst, jetzt stand lediglich vertrag­
lich fest, daß eine eindeutige Richtung fehlte. 

Diese Unsicherheit über die Zukunft der deutschen Außen­
politik hing auch mit dem oben bereits erwähnten nahenden Ende 
der Ära Adenauer zusammen. Schon seit einigen Jahren wurde in 
der Bundesrepublik über die Frage seines Nachfolgers spekuliert 
und verbittert debattiert. Adenauer hatte sich im Laufe der Nach­
wehen der ,Spiegel-Affäre* im Herbst 1962 auf seinen Rücktritt im 
darauffolgenden Jahr festlegen müssen, und im Frühjahr 1963 
fanden die letzten Turbulenzen rund um die Frage seines Nachfol­
gers statt.35 Aus niederländischer Perspektive galt ,der Alte* lange 
Zeit als Personifizierung der deutschen Stabilität und Bündnis­
treue. In seinen letzten Jahren als Bundeskanzler hatte er in den 
Augen vieler jedoch schwere innenpolitische Fehler begangen 
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(siehe Kapitel 9), und hierzu kam seit 1960 die Kontroverse über 
die europäische und deutsch-französische Zusammenarbeit. „Die 
Verhältnisse in Deutschland haben sich alles andere als konsoli­
diert", hatte van Vredenburch im März 1960 nach Den Haag be­
richtet.36 Aus dieser allgemeinen Einschätzung der Nachkriegs­
entwicklung sprach die Unsicherheit über die Zukunft der Bundes­
republik, und diese Einschätzung sollte durch den Ablauf der 
Nachfolgedebatte nicht positiver werden. 

Seit dem Jahre 1959 hatte der Bundeskanzler nichts unversucht 
gelassen, um seinen erfolgreichen Wirtschaftsminister Ludwig 
Erhard als Nachfolger zu verhindern. Die Passivität, mit der Er­
hard den Angriffen Adenauers begegnete, bestätigte den Bundes­
kanzler in seiner Auffassung, Erhard sei als Kanzler ungeeignet. 
Auch die Niederländer hatten ihre Zweifel an Erhards Eignung 
zum Bundeskanzler. Van Vredenburch nannte zwar in seinem 
Abschlußbericht als Botschafter in Bonn im Herbst 1962 Erhard 
einen Mann gesunder Überzeugungen auf sozialem und wirtschaft­
lichem Gebiet, einen „rechtschaffenen Menschen" und „überzeug­
ten Demokraten", aber er sei „kein Vollblutpolitiker", „kein 
Kämpfer", eher „ein typisch zerstreuter Professor, ohne Rück­
grat". Falls er Kanzler werden sollte, so van Vredenburchs zutref­
fende Voraussage im Oktober 1962, „wird er das Amt vermutlich 
nicht lange ausüben".37 Positiv sei gewiß, daß Erhards Haltung zur 
europäischen und atlantischen Zusammenarbeit den niederlän­
dischen Auffassungen viel näher kam als diejenige Adenauers. Ob 
dies aber zur gewünschten Außenpolitik führen würde, sei zweifel­
haft angesichts des weitaus geringeren politischen Durchsetzungs­
vermögens Erhards und des zu erwartenden Widerstands der pro­
französischen Kräfte in der Bundesrepublik. Mit dieser Skepsis 
stand van Vredenburch nicht allein. Auch im niederländischen 
Außenministerium zweifelte man an Erhards Führungsqualitäten. 
P.W. de Beun, Leiter des Mitteleuropa-Büros, befürchtete, „daß 
die Bundesrepublik unter Erhard bald einem Diadochenkampf 
zwischen denjenigen, die sich als geeignete Nachfolger Adenauers 
berufen fühlen, entgegengehen wird".38 Genauso urteilte van Vre­
denburchs Nachfolger van Ittersum, als er Anfang 1963 mit Sorge 
über die internen Widerstände in der Bundesrepublik berichtete 
und in der Außenpolitik keinen „geraden Kurs" ausmachen konn­
te.39 Nachdem Ende April 1963 die CDU/CSU-Fraktion Ludwig 
Erhard definitiv zum Nachfolger Adenauers nominiert hatte, 
befürchtete van Ittersum, daß der verbitterte Adenauer mit „seiner 
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scharfen Zunge und seiner berüchtigten Rücksichtslosigkeit Er­
hard, der CDU und der gesamten Bundesrepublik noch großen 
Schaden zufügen könnte. Es ist, nicht nur für dieses Land, zu 
hoffen, daß die Ära Adenauer nicht auf dramatische Weise zu 
Ende gehen wird."40 

Diese Ungewißheit über die Zukunft der Bundesrepublik wur­
de durch Adenauers Ankündigung noch verstärkt, daß er auch 
nach seinem Rücktritt als Kanzler seinen Einfluß auf die Regie­
rungspolitik in seiner Eigenschaft als CDU-Vorsitzender weiter 
ausüben werde. Van Ittersum sah hierin kein gutes Vorzeichen, 
weil so die politischen Meinungsverschiedenheiten in der Bundes­
republik weiter angefacht würden. So vermißte er anläßlich Ade­
nauers Verabschiedung im Oktober 1963 eine substantielle politi­
sche Botschaft des alten Staatsmannes. Er habe lediglich „den 
bekannten, erhobenen Zeigefinger Adenauers" ausgemacht, der 
„jeden außer seinen treuen Freund de Gaulle ermahnte, den fal­
schen Weg endlich zu verlassen". Insgesamt ein enttäuschender 
Abschiedsgruß.41 

Auch wenn Adenauers Verabschiedung von Kritik und Sorgen 
begleitet wurde, fiel doch die niederländische Bilanz seiner Kanz­
lerschaft zweifelsfrei positiv aus, wie de Volkskrant es in einem 
Kommentar ausdrückte. „An diesem Tag ist es angemessener, 
daran zu denken, was Adenauer in seiner oftmals eisigen Uner­
schütterlichkeit im Interesse Westeuropas getan hat, als seine 
typischen Fehler in die Waagschale zu werfen".42 Ähnlich urteilte 
die sozialdemokratisch orientierte Zeitung Het Parool, die die 
Fehler der letzten Adenauer-Jahre nicht verschwieg, aber die posi­
tive „historische Bedeutung seiner Ära" in den Mittelpunkt 
stellte.43 Das galt auch für den NRC, der distanziert von Adenauers 
„kühler Schläue" sprach, andererseits jedoch seinen „Ehrenplatz in 
der deutschen Geschichte" betonte, den der Bundeskanzler ver­
dient habe.44 Die katholische Zeitung De Tijd charakterisierte ihn 
als einen „großen Deutschen", dem die atlantische Welt viel zu 
verdanken habe, und der liberale Haagsche Courant rühmte den 
Kanzler als einen „großen Staatsmann".45 

Dieses Lob bezog sich jedoch auf Adenauers Politik in den 
fünfziger Jahren. Auf einem anderen Blatt standen die Sorgen und 
die Kritik der frühen sechziger Jahre. Überblickt man die nieder­
ländische Perzeption der Bundesrepublik am Ende der Ära Ade­
nauer, so zeigt sich, daß neue Sorgen die alten Unsicherheiten 
abgelöst hatten. In den fünfziger Jahren richtete sich die Aufmerk-
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samkeit vor allem darauf, ein Deutschland zu verhindern, das 
zwischen Ost und West laviert. Als diese Angst durch Adenauers 
erfolgreiche Politik der Westintegration geringer wurde und das 
wirtschaftliche und politische Gewicht der Bundesrepublik zu­
nahm, erhob sich die Frage, für welche Form der Zusammenarbeit 
innerhalb des Westens sich die Bundesrepublik entscheiden würde. 
Diese Überlegung war eng verknüpft mit den internen westlichen 
Meinungsverschiedenheiten über eine angemessene Politik im Ost-
West-Konflikt, über eine europäische und atlantische Zusammen­
arbeit und über Verfügungsgewalt von Atomwaffen. Zwar war der 
Gefahr einer einseitig kontinentaleuropäischen Politik der Bundes­
republik nach dem Scheitern der Europäischen Politischen Union 
und der hinzugefügten Präambel zum deutsch-französischen Ver­
trag vorläufig Einhalt geboten, Anlaß zur Beruhigung gab das 
jedoch nicht. Der neue Kanzler Erhard schien wenig tatkräftig, de 
Gaulle sollte gewiß noch für unangenehme Überraschungen sor­
gen, der britische Beitritt zur EWG war vorläufig blockiert und 
die sich ankündigende Entspannung brachte aus niederländischer 
Perspektive zusätzliche Unsicherheiten. Würde sich die in den 
fünfziger Jahren errichtete euro-atlantische Zusammenarbeit gegen 
die zentrifugalen Tendenzen behaupten können? Welche Folgen 
würden solche Tendenzen für die Einbindung der Bundesrepublik 
haben, die sich zunehmend selbstbewußt gab? Zu Adenauers Ver­
abschiedung hatte das euro-atlantische Gebäude, zu dem er selbst 
mit seiner Integrationspolitik einen zentralen Beitrag geliefert 
hatte, an innerem Zusammenhalt und Stabilität verloren. Für Den 
Haag gab es genügend Gründe, die Entwicklungen in der Bundes­
republik mit unverminderter Wachsamkeit zu verfolgen. 

Stagnation und Unsicherheit 1963-1969 

Nach der Wahl Ludwig Erhards zum Bundeskanzler im Oktober 
1963 verschwanden die Spannungen zwischen Den Haag und Bonn 
hinsichtlich der europäischen und atlantischen Politik weitgehend. 
Sowohl Erhard als auch sein Außenminister Schröder waren davon 
überzeugt, daß ein gutes deutsch-amerikanisches Verhältnis im 
vitalen Sicherheitsinteresse der Bundesrepublik lag und daß nach 
Adenauers einseitiger Orientierung auf de Gaulle ein Kurswechsel 
in atlantischer Richtung erforderlich war. Auch auf dem Feld der 
europäischen Integration kamen die Vorstellungen Erhards den 
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niederländischen Ideen viel näher als die Adenauers. Erhard befür­
wortete energisch den Beitritt Großbritanniens zur EWG: Poli­
tisch sah er in Großbritannien ein Verbindungsglied, das zur Festi­
gung der europäisch-atlantischen Beziehung beitrug, und wirt­
schaftlich stellten die Briten mit ihrer Tradition des Freihandels 
für ihn einen wichtigen Bundesgenossen beim Abbau interna­
tionaler Handelsbeschränkungen dar. Erhard betrachtete die euro­
päische Zusammenarbeit in erster Linie aus der ökonomischen 
Perspektive, und für den deutschen Export bot ein kontinentales 
»Europa der Sechs* zu wenig Möglichkeiten. Seine Zukunftsvision 
war eine große europäisch-atlantische Freihandelszone, und dies 
bedeutete - wie schon in der Sicherheitspolitik -, von einer ex­
klusiven deutsch-französischen Freundschaft im Sinne Adenauers 
Abschied zu nehmen.46 

Nach den Turbulenzen der vorangegangenen Jahre zwischen 
Bonn und Den Haag sah man in den Niederlanden die Kanzler­
schaft Erhards als einen willkommenen Wachwechsel in Bonn. 
Zwar bezweifelte man, ob Erhard in der Lage sein würde, gegen 
den »gaullistischen* Flügel seiner Partei der Außenpolitik einen 
kräftigen atlantischen Stempel aufzudrücken, aber die Überein­
stimmung seiner Intentionen mit denen Den Haags wurde jeden­
falls positiv bewertet. Es war bezeichnend für die Klimaverbesse­
rung, daß Erhard Anfang März 1964 schon kurze Zeit nach seinem 
Amtsantritt gemeinsam mit Schröder nach Den Haag kam, um 
über die europäische Zusammenarbeit zu sprechen.47 Da dies zu­
gleich der erste offizielle Besuch eines Bundeskanzlers in den Nie­
derlanden war, symbolisierte Erhards Visite mehr als nur das Ende 
der deutsch-niederländischen Auseinandersetzung über die euro­
päische Gemeinschaft. „Die Zeit ist mehr als reif für den Beginn 
gegenseitiger offizieller Besuche", schrieb die katholische Volks-
krant. Das sozialdemokratisch orientierte Parool und das liberale 
Algemeen Dagblad würdigten, daß Erhard mit seiner Reise nach 
Den Haag tat, was Adenauer während seiner Kanzlerschaft ver­
säumt hatte, und so erhielt der Besuch den Charakter eines Be­
ginns einer neuen Phase deutsch-niederländischer Beziehungen.48 

Die Gespräche auf Regierungsebene konzentrierten sich jedoch 
auf europäische Fragen und bestätigten, daß Den Haag und Bonn 
im allgemeinen dasselbe dachten. In seinem Bericht an das Kabi­
nett sprach Luns dann auch erfreut über die „ausgezeichnete At­
mosphäre", in der die Gespräche stattgefunden hätten. Dazu dürfte 
zweifellos beigetragen haben, daß Erhard unverblümt über sein 
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schwieriges Verhältnis zu de Gaulle berichtet hatte, den er ebenso 
wie Luns und Ministerpräsident Marijnen wegen seiner NATO-
feindlichen Politik und seines Machtstrebens in Europa scharf 
kritisiert hatte.49 Aus niederländischer Sicht war diese Überein­
stimmung mit Bonn besonders wichtig, und man hoffte in Den 
Haag, durch die Intensivierung der Beziehungen dazu beizutragen, 
daß dies auch so blieb. Es mußte das Ziel der niederländischen 
Politik sein, die ,atlantische* Strömung Erhards und Schröders zu 
stärken und die für die Niederlande günstige Entwicklung der 
deutschen Europapolitik weiter zu fördern. Vor diesem Hinter­
grund trat man im Außenministerium im Frühjahr 1964 dafür ein 
- und auch Luns unterstützte diese Überlegung -, die Einladung 
Erhards zu einem niederländischen Gegenbesuch in Bonn kurz­
fristig anzunehmen. Außerdem dachte man an regelmäßige 
deutsch-niederländische Konsultationen auf hoher offizieller Ebe­
ne, die zu einer Harmonisierung der niederländischen und deut­
schen Politik hinsichtlich der europäischen Zusammenarbeit füh­
ren sollten.50 Dieser Wunsch war sicher verständlich, brachte aber 
die Gefahr mit sich, den niederländischen Einfluß auf die Bonner 
Europapolitik zu überschätzen. Für Erhard und Schröder blieb 
trotz aller Kritik an de Gaulle ein gutes deutsch-französisches 
Verhältnis von großer Bedeutung. 1964 standen sie unter erhebli­
chem innenpolitischen Druck, die inzwischen schlechter geworde­
ne Beziehung zur französischen Regierung zu verbessern. Dies be­
deutete, daß die Bundesregierung auf Paris mehr Rücksicht neh­
men mußte, als Den Haag für wünschenswert hielt, und daß der 
Bundeskanzler sich einen allzu prononcierten angelsächsischen 
Kurs nicht erlauben konnte. So überrascht es nicht, daß der Ge­
genbesuch Luns* und Marijnens in Bonn im September 1964 nicht 
zu der Harmonisierung führte, die Den Haag gewünscht hatte. 
Ebensowenig kam es zu den regelmäßigen bilateralen Konsultatio­
nen auf offizieller Ebene.51 

Damit sind zugleich die Grenzen einer Annäherung Den Haags 
und Bonns in der europäischen Zusammenarbeit während der 
Kanzlerschaft Erhards (1963-1966) sichtbar geworden. Die Span­
nungen der letzten Jahre der Regierung Adenauer gehörten zwar 
der Vergangenheit an, und die neue deutsche Regierung hatte 
zweifellos beruhigend auf Den Haag gewirkt, aber von einer syn­
chronen deutsch-niederländischen Europapolitik konnte ange­
sichts des internen deutschen Gegensatzes zwischen ,Atlantikern* 
und ,Gaullisten* keine Rede sein. Dieser Gegensatz spiegelte das 
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Dilemma der bundesdeutschen Außenpolitik Mitte der sechziger 
Jahre wider. Solange de Gaulle in Frankreich an der Macht war 
und die Bundesrepublik in ein antiatlantisches Fahrwasser zu 
ziehen versuchte, war es für die Bundesrepublik aus sicherheits­
politischen Überlegungen heraus notwendig, ein Gegengewicht zu 
bieten und die Bedeutung der Beziehung zu Washington hervor­
zuheben. Gleichzeitig war die Bundesrepublik in der Europäischen 
Gemeinschaft aber auf Paris angewiesen und konnte sich keine 
tiefgehende Krise im Verhältnis zu Frankreich erlauben. Dies galt 
umso mehr, als de Gaulle aus Enttäuschung über die deutsch-fran­
zösischen Beziehungen Avancen in Richtung Moskau machte, die 
in Bonn verständlicherweise zu Besorgnis Anlaß gaben. So fiel die 
Bilanz für die Niederlande trotz des hohen Grades an politischer 
Übereinstimmung doch enttäuschend aus: Erhards Außenpolitik 
machte in Den Haag einen unentschlossenen und unsicheren Ein­
druck.52 

Die Niederländer machten dafür vor allem den Bundeskanzler 
selbst verantwortlich. In einer Notiz der Europaabteilung des 
Außenministeriums vom Dezember 1964, die ein Fazit der Kanz­
lerschaft Erhards bis zu diesem Zeitpunkt zog, äußerte man die 
Hoffnung, daß der Kanzler seine wirtschaftlich so erfolgreiche 
,laisser faire'-Haltung nicht länger auch in der Außenpolitik zum 
Tragen bringe und endlich seine eigenen Vorstellungen zur euro­
päisch-atlantischen Zusammenarbeit in eine kraftvolle Politik 
umsetze.53 Zweifellos hatte man in Den Haag recht, daß Erhards 
fehlende Tatkraft eine konsistente deutsche Außenpolitik er­
schwerte. Es ist aber zweifelhaft, ob sie unter einem stärkeren 
Kanzler wesentlich anders hätte aussehen können. Es kam einer 
Quadratur des Kreises ziemlich nahe, einen atlantischen Kurs mit 
der Vermeidung von Spannungen im Verhältnis zu de Gaulles 
Frankreich verbinden zu wollen. So gesehen brauchten die Nieder­
lande - und dies machte man sich hinter den Haager Kulissen nicht 
ausreichend klar - mit der Politik Erhards und Schröders nicht 
unzufrieden zu sein. Zwar blieb die Gefahr deutscher Zugeständ­
nisse an Frankreich bestehen, und es gab erhebliche Unsicherheit 
über die Zukunft der Europäischen Gemeinschaft, aber die Atlan­
tiker Erhard und Schröder garantierten jedenfalls, daß es nicht zu 
einer einseitig kontinental orientierten Europapolitik der Bundes­
republik kommen würde. 

Mit dem Beginn der Großen Koalition im Dezember 1966 
unter Führung von Bundeskanzler Kurt-Georg Kiesinger (CDU) 
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und Außenminister Willy Brandt (SPD) verlor diese atlantische 
Unterströmung der westdeutschen Politik an Boden. Obwohl 
Kiesinger und Brandt davon ausgingen, daß eine Weiterentwick­
lung der europäischen Zusammenarbeit illusionär bleiben würde, 
solange de Gaulle in Frankreich an der Macht war, waren ihre 
Bemühungen unverkennbar, die unter Erhard in den deutsch­
französischen Beziehungen entstandenen Schäden zu reparieren. 
Unabhängig davon verschärften sich 1967 die Spannungen zwi­
schen Bonn und Washington; auch dies trug dazu bei, daß der 
unter Erhard noch so heftige Streit zwischen ,Atlantikern* und 
,Gaullisten' in der Großen Koalition in den Hintergrund trat.54 

Diese Gewichtsverlagerung in der westdeutschen Außenpolitik 
bedeutete, daß zwischen Den Haag und Bonn die Meinungsver­
schiedenheiten auf dem Feld der europäischen und atlantischen 
Politik wieder zunahmen - umso mehr, als die niederländische 
Kritik an de Gaulle in dieser Zeit einem neuen Höhepunkt zu­
strebte. Dies hing nicht nur mit den anhaltenden Bemühungen des 
französischen Präsidenten zusammen, die Bundesrepublik für eine 
exklusive deutsch-französische Zusammenarbeit in einem Europe 
des patries zu gewinnen, sondern auch mit seiner konkreten EG-
und NATO-Politik: der Politik des sogenannten ,leeren Stuhls4, 
mit der Frankreich sich von Juli 1965 bis Januar 1966 weigerte, an 
den Sitzungen des EG-Ministerrates teilzunehmen und - wichtiger 
noch - de Gaulles Beschluß vom März 1966, Frankreich aus der 
integrierten Militärstruktur der NATO zurückzuziehen.55 Außer­
dem legte de Gaulle 1967 zum zweiten Mal sein Veto gegen einen 
britischen EG-Beitritt ein. Insofern verwundert es nicht, daß Mini­
ster Luns eine europäische politische Zusammenarbeit mit Paris in 
diesen Jahren für „unmöglich" hielt und häufig „die vollkommene 
Unversöhnlichkeit und Halsstarrigkeit" des französischen Prä­
sidenten kritisierte. Luns hörte auch nicht auf, die Bundesregie­
rung wiederholt auf die „verwerflichen Aspekte" der französischen 
Außenpolitik hinzuweisen, wobei er auch seine Enttäuschung 
darüber durchscheinen ließ, daß die Bundesregierung „praktisch 
nie deutlich gegen Frankreich vorgeht, so daß de Gaulle ... in 
seinen fixen Ideen noch bestärkt wird".56 So hoffte Den Haag, 
deutschen Druck auf de Gaulle zu erzeugen, Frankreich innerhalb 
der Gemeinschaft zu isolieren und Unterstützung für den briti­
schen Beitritt zur EG zu erhalten, aber die Bundesregierung hatte 
für eine solche Rolle nichts übrig. Sie drehte im Gegenteil den 
Spieß um und versuchte die Niederlande dafür zu gewinnen, den 
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von Frankreich und Deutschland angestrebten regelmäßigen euro­
päischen Gipfeltreffen zuzustimmen. Das wollten nun wiederum 
die Niederlande nicht. Dies hing nicht nur mit der alten niederlän­
dischen Sorge zusammen, daß eine zwischenstaatliche europäische 
Zusammenarbeit zu Lasten des Einflusses der kleinen Länder ge­
hen würde, sondern man dachte auch, daß solche Konferenzen 
angesichts der Politik de Gaulles nur zu einer neuen Verschärfung 
der Gegensätze führen würden. 

Diese Meinungsverschiedenheiten zwischen Den Haag und 
Bonn kennzeichneten die Jahre 1966-69 und traten auch bei dem 
Besuch von Ministerpräsident de Jong und Minister Luns in Bonn 
im September 1968 zutage. Diese Gespräche fanden kurz nach der 
Beendigung des ,Prager Frühlings* durch Truppen des Warschauer 
Paktes statt, und dementsprechend lag es auf der Hand, daß neben 
der europäischen Zusammenarbeit auch die Ost-West-Beziehungen 
ausführlich zur Sprache kamen. Erneut ergriffen die Niederlande 
die Gelegenheit, Frankreich scharf zu kritisieren, und de Jong und 
Luns versuchten Bonn zu einer distanzierteren Haltung gegenüber 
Paris zu bewegen. De Jong erklärte das Fehlen einer gemeinsamen 
europäischen Stimme in der tschechoslowakischen Krise in erster 
Linie mit dem Verhalten Frankreichs. Ein zweiter Grund, so ließ 
er Kiesinger und Brandt wissen, liege in dem „Widersinn der Bun­
desrepublik, eine Rolle zu spielen, die ihrem tatsächlichen politi­
schen und wirtschaftlichen Einfluß entspricht". Dieser Widersinn 
hing dem schulmeisterlichen Ministerpräsidenten der Niederlande 
zufolge zusammen mit „einer zu innigen deutsch-französischen Zu­
sammenarbeit, die Bonn völlig in den Mittelpunkt stellt", und er 
fügte hinzu: „Der Moment ist nun gekommen, die deutsch-franzö­
sische Bindung etwas lockerer zu gestalten ... Frankreich gefährdet 
unsere Sicherheit." Darum müsse Bonn in der EG die Führung 
übernehmen, enge Bande zwischen den übrigen fünf Mitgliedsstaa­
ten schmieden und einer „vereinigten Front" gegen Frankreich 
Form geben. Zufrieden notierte Luns in seinem Bericht über das 
Gespräch, daß die „eindringliche" niederländische Darlegung „ent­
schieden Eindruck" auf die deutschen Gesprächspartner gemacht 
habe.57 

In Wirklichkeit hatte die niederländische Führung mit ihrer 
oberlehrerhaften Litanei ihren Mangel an Realismus offengelegt. 
Schließlich war deutlich, daß die Bundesrepublik die Rolle, die ihr 
Den Haag abverlangte, weder spielen konnte noch wollte. Natür­
lich teilten Kiesinger und Brandt die niederländischen Sorgen in 
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bezug auf die Außenpolitik de Gaulles. Auch unterstützten sie im 
Prinzip den britischen EG-Beitritt, aber von einer stärkeren deut­
schen Profilierung oder gemeinschaftlichem Druck auf Paris hiel­
ten sie nichts. Davon erwarteten sie nicht nur keinerlei positive 
Wirkung auf de Gaulle, sondern eine solche Haltung hätte auch im 
Widerspruch zu dem deutschen Interesse gestanden, Frankreich 
der Bundesrepublik nicht zu entfremden. So mußte der niederlän­
dische Versuch fehlschlagen, Bonn zu einer - wie Luns es aus­
drückte - „nuancierteren" Politik gegenüber Frankreich anzuspor­
nen.58 Infolgedessen verstärkte sich in der niederländischen Regie­
rung Ende 1968 der Eindruck, daß Bonn immer wieder vor de 
Gaulle „in die Knie" ging.59 Dieser Eindruck sagt allerdings mehr 
über die antifranzösische Voreingenommenheit Den Haags und 
über das niederländische Unvermögen, die für Bonn so zentrale 
Bedeutung der deutsch-französischen Zusammenarbeit richtig 
einzuschätzen, als über die tatsächliche Politik der Bundesregie­
rung. Die Außenpolitik der Bundesrepublik zeichnete sich nicht 
durch fortlaufende Verbeugungen vor Paris, sondern durch das 
notwendige Balancieren zwischen verschiedenen, z.T. entgegenge­
setzten Interessen aus. Dabei ging es nicht nur um die deutsch­
französische Zusammenarbeit, die Zukunft der EG und den atlan­
tischen Zusammenhalt, sondern auch um Spielraum in der deut­
schen Frage in einer Zeit beginnender Entspannung zwischen Ost 
und West. Hinsichtlich der europäischen Zusammenarbeit hat 
Klaus Hildebrand die Rolle der Bundesrepublik als die eines „ehr­
lichen Maklers" zwischen Frankreich einerseits und den übrigen 
EG-Mitgliedern andererseits charakterisiert, wodurch Bonn dazu 
beigetragen habe, daß die EG das Zeitalter de Gaulles ohne großen 
Schaden überstand. „Dieser Aufgabe mit gewissem Erfolg gedient 
zu haben", meint Hildebrand sogar, „stellte die eigentliche Lei­
stung der Bundesregierung in diesen Jahren dar."60 Dies ist viel­
leicht zu weitgehend formuliert, aber es ist unverkennbar, daß 
eine solche erweiterte Perspektive aus dem niederländischen Blick­
winkel völlig herausfiel. Für Den Haag stand die eigene franko-
phobe Einstellung so sehr im Mittelpunkt, daß man für die vielfäl­
tigen Koordinaten und Interessen der deutschen Außenpolitik 
keinen Blick hatte. Nach ihrem Besuch in Bonn im September 
1968 hatten die niederländischen Regierungsmitglieder geglaubt, 
ihre deutschen Gesprächspartner beeindruckt zu haben. Wahr­
scheinlicher ist, daß sie in Bonn den Eindruck verstärkt hatten, 
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daß nicht nur Frankreich sondern auch die Niederlande ein unbe­
quemer Partner innerhalb der Europäischen Gemeinschaft waren. 

1969 erfolgte die Wende zum Guten, sowohl hinsichtlich des 
deutsch-niederländischen Einvernehmens innerhalb der EG als 
auch für die Gemeinschaft selbst. Auf der europäischen Gipfel­
konferenz in Den Haag im Dezember 1969 gab Frankreich seinen 
Widerstand gegen eine Erweiterung der EWG auf, und man erziel­
te in bezug auf den britischen Beitritt einen Durchbruch. Außer­
dem wurden Vereinbarungen über eine Intensivierung der Zu­
sammenarbeit getroffen, und die Europäische Kommission erhielt 
den Auftrag, kurzfristig einen Plan für eine europäische Wirt­
schafts- und Währungsunion vorzulegen. Dieser Impuls für die EG 
war möglich geworden, nachdem de Gaulle im April 1969 von der 
Bühne abgetreten und sein Nachfolger Pompidou zu einer kon­
struktiveren Haltung bereit war. Als günstig erwies sich auch, daß 
die neue deutsche Regierung unter Führung Willy Brandts (1969-
1974) großen Wert darauf legte, die seit Jahren schwelende EG-
Krise zu beenden. Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund hatte 
man in der niederländischen Regierung die Bildung der soziallibe­
ralen Koalition in Bonn begrüßt. Man erwartete, daß Bundeskanz­
ler Brandt, der in Den Haag als „guter Europäer" galt, auf dem 
Feld der europäischen Zusammenarbeit eine tatkräftigere und mit 
den Niederlanden stärker im Gleichklang verlaufende Politik 
betreiben würde, als er es seit 1966 unter Kiesinger hatte tun kön­
nen.61 In dieser Erwartung wurden die Niederlande nicht ent­
täuscht. Brandt kündigte in seiner Regierungserklärung im Okto­
ber 1969 an, daß die Zeit nun reif sei, die EG um Großbritannien 
und andere Staaten zu erweitern, und er erklärte, daß die Vorstel­
lungen der Bundesregierung über die europäische Zusammenarbeit 
in hohem Maße mit denen der Benelux-Staaten und Italiens über­
einkam. 

Es war vor allem dem deutschen Einsatz zu verdanken, daß der 
Haager Gipfel Ende 1969 ein Erfolg wurde. Die Niederlande führ­
ten in der zweiten Hälfte des Jahres den Vorsitz in der Europäi­
schen Gemeinschaft und waren damit verantwortlich für die Vor­
bereitung des Treffens. Dabei stand für Luns fest, daß Den Haag 
eine solche Konferenz nur dann organisieren wollte, wenn von 
vornherein feststand, daß über den britischen Beitritt positiv 
entschieden würde.62 Ihm war klar, daß die Haltung der Bundes­
regierung ausschlaggebend sein würde, um dies zu erreichen und 
auch andere europäische heiße Eisen mit Erfolg anpacken zu kön-

122 



4 Entspannung und Status quo 1961-1989 

nen. Aus diesem Grund beriet sich Den Haag seit dem Sommer 
wiederholt mit Bonn, wie ein solches Gipfeltreffen zu einem guten 
Ende gebracht werden könne. Diese Abstimmung mit Bonn war 
sinnvoll, und die Niederlande, die bisher nicht gerade durch vor­
sichtige Manöver im Zusammenhang mit dem britischen Beitritt 
aufgefallen waren, ließen sich in hohem Maße von den Einflüste­
rungen Brandts leiten, daß ein französischer Kurswechsel nur mit 
Geduld und Takt zu erreichen sei. Hatten de Jong und Luns im 
September 1968 die Bundesregierung noch darüber belehrt, daß es 
an der Zeit für einen antifranzösischen Kurs sei, profitierte Den 
Haag nun davon, daß Bonn dies seinerzeit abgelehnt hatte und in 
der Lage war, Paris mit ins Boot zu ziehen. So geriet die Bundes­
regierung sowohl in der Vorbereitung der Konferenz als auch 
während des Treffens selbst in die Rolle des Regisseurs, die die 
Niederlande ihr bereits in den Jahren zuvor so gerne zugewiesen 
hätten.63 Das Auftreten Brandts machte großen Eindruck auf die 
niederländische Regierung. Staatssekretär de Koster wies im Kabi­
nett darauf hin, daß es in erheblichem Maße dem Bundeskanzler 
zu verdanken gewesen sei, daß die Konferenz zu einem guten Ende 
geführt hatte. Erfreut stellte man hinterher im Kabinett fest, daß 
Brandt und sein Außenminister Scheel gestärkt nach Deutschland 
zurückgekehrt waren. Daran knüpfte man die optimistische Er­
wartung, daß der neue Bundeskanzler eine wichtige Rolle inner­
halb der Europäischen Gemeinschaft spielen werde.64 

Mit dem Gipfeltreffen von Den Haag vom Dezember 1969 ging 
ein Jahrzehnt zu Ende, das mit scharfen deutsch-niederländischen 
Auseinandersetzungen in der Europapolitik begonnen hatte. Die 
Versuche Adenauers und de Gaulies, eine auf Regierungskontakte 
gegründete Europäische Politische Union zustande zu bringen, 
stießen auf den energischen Widerstand der Niederlande (und 
Belgiens), da Den Haag die Grundpfeiler seiner europäischen und 
atlantischen Politik in Gefahr sah. Aus demselben Grund reagier­
ten die Niederlande so heftig auf den Abschluß des deutsch-franzö­
sischen Freundschaftsvertrags im Januar 1963. Mit dem Amtsan­
tritt des Atlantikers Erhard als Bundeskanzler verschwanden die 
Gegensätze zwischen den beiden Ländern zwar. Aber für die Nie­
derlande fiel die Bilanz von Erhards Regierungszeit enttäuschend 
aus, weil die Bundesregierung sich den antifranzösischen Kurs, auf 
den Den Haag immer wieder drang, weder erlauben konnte noch 
wollte. In der Zeit der Kanzlerschaft Kiesingers setzten die Nieder­
lande, getrieben von einer beinahe pathologischen antigaullisti-

123 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

sehen Voreingenommenheit, diese Bemühungen verstärkt fort, 
wobei man zu wenig Verständnis für die Interessen und Spielräu­
me der westdeutschen Politik zeigte. Harte Zusammenstöße wie in 
den letzten Jahren Adenauers blieben dabei aus, aber die Bundes­
regierung wurde für ihren angeblichen Mangel an Standfestigkeit 
gegenüber Paris kritisiert. Der Ton, mit dem niederländische 
Regierungsmitglieder diese Kritik vorbrachten, macht deutlich, 
wie unsicher man in Den Haag im Hinblick auf die Zukunft der 
europäischen Integration und der NATO in den sechziger Jahren 
war. Je mehr die Niederlande Frankreich als europäischen und 
atlantischen Partner abschrieben, desto wichtiger wurde die Hal­
tung der Bundesrepublik. Von Bonn erhoffte man sich Unterstüt­
zung für die Erweiterung der EWG, für den Erhalt der suprana­
tionalen Struktur der Gemeinschaft und für die Stärkung des atlan­
tischen Sicherheitsbandes. Hinter den Kulissen gingen die nieder­
ländischen und deutschen Auffassungen darüber nicht wesentlich 
auseinander, aber die Unsicherheit der Niederlande blieb bestehen, 
weil die Bemühungen, die deutsche Politik gegenüber Frankreich 
zu beeinflussen, ohne positive Ergebnisse blieben. Eher führte der 
Tonfall der niederländischen Interventionen dazu, daß sich in 
Bonn das Bild bestätigte, Den Haag zeige stets eine besondere 
Starrheit, wenn es seine eigenen europäischen und atlantischen 
Vorstellungen bedroht sah. Durch den Abgang de Gaulles im 
April 1969 und die Kanzlerschaft Willy Brandts einige Monate 
später war der Weg frei für eine Entspannung zwischen Den Haag 
und Bonn in europäischen Angelegenheiten. Anstatt der Bundesre­
publik gute Ratschläge geben zu wollen, wie es in den vorangegan­
genen Jahren der Fall gewesen war, hielten die Niederlande sich 
nun zurück und waren empfänglich für den mäßigenden Einfluß 
Brandts. So lieferte die niederländische Regierung ihren Beitrag zu 
der erfolgreichen Gipfelkonferenz vom Dezember 1969 in Den 
Haag, und ein Jahrzehnt der Unsicherheit wurde mit neuem euro­
päischen Elan abgeschlossen. Obwohl dieser Elan in den frühen 
siebziger Jahren bereits wieder verebbte und die niederländischen 
Sorgen über eine intergouvernementale Entwicklung der EG, über 
die Achse Bonn-Paris und den atlantischen Zusammenhalt auch in 
den kommenden Jahren immer wieder zutage traten, gehörte die 
große Unruhe und Unsicherheit der sechziger Jahre der Vergan­
genheit an. 
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Die Multilateral Force (MLF) 

Die Nüchternheit, mit der die Niederlande in den fünfziger und 
frühen sechziger Jahren der deutschen Wiederbewaffnung, dem 
Aufbau der Bundeswehr und dem Budel-Abkommen begegneten, 
fand bei der Frage der atomaren Bewaffnung der Bundesrepublik 
ein abruptes Ende. Daß es keinen »deutschen Finger am atomaren 
Abzug*, wie es im Volksmund hieß, geben durfte, war in den 
Niederlanden so unbestritten, daß Minister Luns und der Kommu­
nist Bakker in der Zweiten Kammer sogar erklären konnten, in 
diesem Punkt völlig einer Meinung zu sein.65 Auch die Presse­
kommentare waren einhellig in ihrer Ablehnung: Eine atomare 
Bewaffnung Deutschlands sei nicht nur wegen der Vergangenheit 
eine Gefahr für den Frieden, sondern auch, weil die Bundesre­
publik ihren territorialen Forderungen in Mitteleuropa damit 
mehr Nachdruck verleihen könnte.66 Bei der niederländischen 
Ablehnung der atomaren Bewaffnung der Bundeswehr spielte 
allerdings nicht nur das Mißtrauen gegenüber Deutschland eine 
Rolle. Nach den Vorstellungen Den Haags zur Aufgabenverteilung 
innerhalb der NATO, sollten nur die Vereinigten Staaten die 
Verantwortung für den Einsatz von Atomwaffen tragen. Atomare 
Ambitionen anderer NATO-Staaten oder Überlegungen zu einer 
europäischen Atommacht würden diese Aufgabenteilung bedro­
hen. 

Anders gelagert war die Frage für die verschiedenen Bundes­
regierungen in den fünfziger und sechziger Jahren. Zwar hatte sich 
Bonn in den Pariser Verträgen verpflichtet, keine Atomwaffen 
herzustellen, aber das schloß ein Mitbestimmungsrecht oder die 
Verfügungsgewalt über Nuklearwaffen nicht aus. Da man zur Zeit 
der Pariser Verträge davon ausgegangen war, daß kein Land bereit 
sein würde, der Bundesrepublik hierbei zu helfen, galt das Verbot 
der Atomwaffenproduktion als ausreichende Garantie gegen eine 
deutsche Atombewaffnung. In der zweiten Hälfte der fünfziger 
Jahre stellte sich dieses Problem dann doch, weil die Vereinigten 
Staaten begannen, ihre Streitkräfte in Europa nuklear auszurüsten. 
Auch London und Paris hatten solche Pläne und verfolgten die 
Entwicklung eigener Atomwaffen. Genau in der Aufbauphase der 
Bundeswehr entschieden sich also wichtige NATO-Partner für 
einen Weg, der der Bundesrepublik verwehrt war. Für Adenauer, 
der im Jahre 1956/57 die taktischen Atomwaffen als „Weiterent­
wicklung der Artillerie" bagatellisierte, war es selbstverständlich, 
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daß die deutschen Streitkräfte von dieser neuen Entwicklung nicht 
ausgeschlossen sein durften. Denn in einem bewaffneten Konflikt 
zwischen Ost und West würde Deutschland unvermeidlich zum 
Schlachtfeld werden, und deshalb sollte die Bundesregierung in die 
Nuklearisierung der westlichen Verteidigung einbezogen werden 
und ein Mitspracherecht beim Einsatz von Atomwaffen erhalten. 
Darüber hinaus folgten Adenauers Überlegungen dem Wunsch 
nach einer gleichberechtigten Position innerhalb der NATO und 
hingen mit den wachsenden Zweifeln an der amerikanischen Be­
reitschaft zusammen, im Ernstfall wirklich den nuklearen Schutz­
schirm über Europa aufzuspannen. So reagierte Adenauer behut­
sam, aber doch eindeutig positiv auf den französischen Vorschlag 
vom November 1957 zur Entwicklung deutsch-französisch-italie­
nischer Atomwaffen. Zu Beginn des Frühjahres 1958 unterzeichne­
te man sogar ein diesbezügliches geheimes Abkommen, das al­
lerdings nie umgesetzt werden sollte, weil sich die neue französi­
sche Regierung unter der Führung de Gaulles kurz danach von 
solchen Plänen distanzierte.67 

Im Jahre 1963 ließ der amerikanische Präsident Kennedy einen 
älteren Plan Wiederaufleben, der den Aufbau einer multilateralen 
NATO-Atommacht vorsah, und damit schien auch eine Lösung 
der Frage des deutschen Mitspracherechtes in Sicht. Ziel dieser 
sogenannten Multilateral Force (MLF) war der Aufbau einer Flotte 
von etwa 25 Schiffen mit gemischtnationaler Besatzung, die mit 
amerikanischen Atomwaffen ausgerüstet werden und unter 
NATO-Fahne fahren sollten. Die MLF hatte mehrere Ziele: Sie 
sollte nicht nur die deutschen atomaren Ambitionen auffangen 
und eine (französisch-) deutsche Atombewaffnung im Keim erstik-
ken, sondern war auch die amerikanische Antwort auf die Anti-
NATO-Politik de Gaulles. Und nicht zuletzt sollte sie die ameri­
kanische nukleare Hegemonie - unter der Fahne des Bündnisses -
aufrechterhalten. Der Zeitpunkt der Lancierung der MLF-Pläne, 
der Februar 1963, bestätigt diese amerikanischen Absichten: Einige 
Wochen zuvor hatten Adenauer und de Gaulle den deutsch-franzö­
sischen Freundschaftsvertrag unterzeichnet, der eine deutliche 
antiatlantische Stoßrichtung hatte und eine deutsch-französische 
nukleare Zusammenarbeit nicht auszuschließen schien. 

Die Geschichte der MLF kam allerdings über das Verhand­
lungsstadium nicht hinaus und ging 1965 sang- und klanglos zu 
Ende. Ihr Ablauf soll hier nicht im einzelnen nachgezeichnet 
werden68, vielmehr interessiert uns, welche Rolle das Schreckens-
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bild einer deutschen Atombewaffnung in den Niederlanden spielte 
und welche unterschiedlichen Überlegungen zwischen Den Haag 
und Bonn hinsichtlich der MLF bestanden. 

Den Haag vertrat die Auffassung, daß die nuklearen Ambi­
tionen der großen NATO-Staaten künftig einen Keil ins Bündnis 
treiben könnten, und nur ein gemeinsames Vorgehen könnte die 
NATO vor Schaden bewahren. Ferner war man davon überzeugt, 
daß die Bundesrepublik nicht von der Produktion von Atomwaf­
fen abzubringen sei, wenn dem Bonner Wunsch nach atomarem 
Mitspracherecht nicht entsprochen würde.69 Dennoch stand Den 
Haag im Jahre 1963 der MLF zurückhaltend gegenüber, und die 
Regierung hielt sich abseits diesbezüglicher NATO-Beratungen. 
Allerdings wurden die Niederlande über die Gespräche informiert 
und behielten sich die Möglichkeit vor, später noch teilzunehmen. 
Neben finanziellen und militärisch-technischen Einwänden gegen 
den amerikanischen Plan resultiert die niederländische Zurückhal­
tung vor allem aus dem Zweifel, ob eine wirklich integrierte atlan­
tische Nuklearmacht entstehen würde. Paris würde gewiß nicht 
teilnehmen wollen, und auch London hielt sich zunächst abseits 
der MLF. Ohne Frankreich und das Vereinigte Königreich jedoch 
gäbe es nur den Schein einer multilateralen nuklearen Streitmacht, 
der den politischen Zusammenhalt innerhalb der NATO gefähr­
den würde. Außerdem wäre die MLF dann eine überwiegend 
amerikanisch-deutsche Angelegenheit mit einem unerwünscht 
großen Einfluß der Bundesrepublik. Gewiß, es gab die „absolute 
Notwendigkeit, Deutschland von seinen Bestrebungen nuklearer 
Selbständigkeit abzubringen", wie es im Jahre 1963 in einer Auf­
zeichnung für den Ministerrat hieß, aber war die MLF hierfür das 
einzige und geeignete Mittel? Waren nicht andere, weniger weitrei­
chende Formen eines multilateralen, nuklearen Mitspracherechtes 
denkbar, die das Prinzip der euro-amerikanischen Aufgabenver­
teilung innerhalb der NATO unverletzt ließen?70 

Für die Bundesrepublik bot der MLF-Plan nach jahrelanger 
Ungewißheit endlich eine konkrete Möglichkeit, den Wunsch 
nach einem Mitspracherecht zu verwirklichen. Zusammen mit Wa­
shington war Bonn im Jahre 1963 daher auch die treibende Kraft, 
die MLF innerhalb der NATO auf eine möglichst breite Grundla­
ge zu stellen und so die Chancen ihrer Realisierung zu erhöhen. 
Dies war umso notwendiger, als neben den Niederlanden und dem 
Vereinigten Königreich auch Belgien ablehnend reagierte und sich 
die NATO-Gespräche zunächst auf die Vereinigten Staaten, die 
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Bundesrepublik, Italien, Griechenland und die Türkei beschränk­
ten. Dies hatte zur Folge, daß man im Sommer 1963 auf deutscher 
Seite wiederholt versuchte, die Niederlande zu einer Teilnahme zu 
überreden.71 Vergleichbare und ebenso vergebliche Versuche mach­
te die Bundesregierung auch in Brüssel - in der Hoffnung, durch 
eine Veränderung des niederländischen und belgischen Standpunk­
tes auch die Briten auf ihre Seite ziehen zu können. Den Haag 
argumentierte genau umgekehrt: Erst wenn Großbritannien an 
den Gesprächen teilnehmen würde, könnten die Niederlande ihre 
ablehnende Haltung aufgeben. Tatsächlich änderte Den Haag seine 
Meinung, nachdem sich London Ende September 1963 doch noch 
für eine Teilnahme entschieden und auch Brüssel seinen Stand­
punkt revidiert hatte. Zwar blieben die Zweifel an der militäri­
schen Tauglichkeit des Planes sowie die finanziellen Einwände 
bestehen - das Verteidigungsministerium blieb aus diesen Gründen 
äußerst skeptisch -, aber auf Drängen des Außenministeriums 
gaben politische Erwägungen letztlich den Ausschlag. In einer 
Situation, in der die Chance einer multilateralen nuklearen Zu­
sammenarbeit gestiegen und eine Verstärkung der politisch-mi­
litärischen Integration innerhalb des Bündnisses in Aussicht war, 
wollten die Niederlande nicht länger abseits stehen. Darüber hin­
aus würde mit der Teilnahme der Briten ein stärkeres Gegenge­
wicht zu einem übergroßen deutschen Einfluß entstehen. Aus der 
Perspektive Den Haags brachte eine breitere Grundlage der MLF 
auch den Vorteil mit sich, daß die französische Politik der nuklea­
ren Selbständigkeit isoliert und die Bundesrepublik stärker an die 
NATO gebunden würde. Nicht zuletzt wäre die Teilnahme an den 
MLF-Gesprächen ein positives Signal an die amerikanische Adres­
se, das zu einer stärkeren Bindung der Vereinigten Staaten an 
Europa führen würde. Aus diesen politischen Überlegungen her­
aus beschloß das Kabinett im November 1963, die ablehnende 
Position der Niederlande zu beenden, übrigens ohne sich damit 
auf einen konkreten Beitrag zu einer multilateralen Atommacht 
festzulegen. 

Letzteres wurde von Den Haag wiederholt betont, so daß die 
niederländische Teilnahme an den Gesprächen lediglich als halber 
Schritt in die deutsche Richtung betrachtet werden kann. So ver­
wundert es nicht, daß die Bundesregierung im Jahre 1964 weiter­
hin hoffte, daß sich die Niederlande schließlich doch an der MLF 
beteiligen würden. „Wir wollen Sie nicht bedrängen," sagte Erhard 
im September 1964 in einem Gespräch mit Ministerpäsident Ma-
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rijnen und Außenminister Luns, „aber es wäre doch gut und 
schön, wenn Sie mitmachen würden".72 Das war vorsichtig formu­
liert, dennoch war hinreichend deutlich, das Bonn großen Wert 
auf die Teilnahme Den Haags an der MLF-Flotte legte. Dabei 
versäumte Erhard es nicht, die antifranzösischen Tendenzen in­
nerhalb der niederländischen Regierung aufzugreifen und machte 
implizit deutlich, daß die Haager Teilnahme an der MLF eine 
Unterstützung des atlantischen Kurses der Bundesrepublik bedeu­
ten würde. Minister Luns war für die Bonner Wünsche durchaus 
empfänglich. In seinem Bericht über das Gespräch mit Erhard und 
Schröder für das Kabinett wies er darauf hin, daß er vor dem Hin­
tergrund der deutschen Argumentation die politische Relevanz 
einer niederländischen Teilnahme an der MLF-Flotte zunehmend 
höher einschätzte.73 

Auch nach dem Umschwung in London, Brüssel und Den Haag 
blieb freilich die Realisierung der MLF äußerst unsicher. Die Ge­
spräche bekamen hierdurch zwar positive Impulse, aber in nahezu 
allen Hauptstädten blieben Zweifel über den Sinn und die Mach­
barkeit der geplanten Streitmacht bestehen. Brach ein Land den 
mühsam zustande gekommenen Konsens, so konnte das ganze 
instabile MLF-Gebäude schnell auseinanderfallen. Und genau das 
geschah am Ende des Jahres 1964. In der Bundesrepublik befür­
worteten Bundeskanzler Erhard und Außenminister Schröder 
aufgrund ihrer atlantischen Orientierung zwar nachdrücklich das 
Zustandekommen einer MLF, aber der erbitterte Streit zwischen 
,Atlantikern' und »Gaullisten* innerhalb der CDU/CSU band der 
Regierung die Hände. Die Befürworter des Planes konnten sich 
kaum gegen dessen Kritiker behaupten, die anführten, daß die 
MLF vor allem dazu da sei, die Bundesrepublik ,mit Krümeln 
abzuspeisen' und es den Amerikanern in erster Linie um die Absi­
cherung ihrer atomaren Hegemonie ging. Darüber hinaus wollte 
die Bundesrepublik die ohnehin im Jahre 1964 deutlich verschlech­
terten Beziehungen zu Frankreich, das den MLF-Plan zunehmend 
attackierte, nicht weiter gefährden. Noch schwieriger war die 
Situation in Großbritannien: Nach der Wahlniederlage der Kon­
servativen im Oktober 1964 stellte die neue LrfZ?owr-Regierung 
zusätzliche Forderungen, die die Gespräche erschwerten. Für die 
Niederlande stand weiter im Vordergrund, daß die MLF nicht zu 
stark von Amerikanern und Deutschen geprägt sein durfte. Diese 
Gefahr bestand tatsächlich, denn inzwischen war vereinbart wor­
den, daß Washington und Bonn zu gleichen Teilen 70 bis 80% der 
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gemeinsamen Streitkräfte finanzieren würden. Wenn das dazu 
führen würde, daß die Bundesrepublik mehr Mitspracherechte be­
kommen würde als die anderen Partner, so ließ Luns seinen ameri­
kanischen Kollegen Dean Rusk wissen, würde die niederländische 
Bereitschaft zur Teilnahme entsprechend sinken.74 Letztlich war es 
Washington selbst, das der MLF den Todesstoß versetzte, weil 
man dort angesichts der europäischen Meinungsverschiedenheiten 
eher eine Bedrohung als eine Verstärkung des atlantischen Zu­
sammenhaltes erwartete. Darüber hinaus schwand der amerika­
nische Enthusiasmus, weil man mittlerweile zusammen mit Mos­
kau die Nichtverbreitung von Kernwaffen ins Auge gefaßt hatte, 
und der Aufbau neuer multilateraler atomarer Streitkräfte paßte 
hierzu natürlich nicht. 

Obwohl gegen Ende des Jahres 1964 die Aussichtslosigkeit der 
MLF deutlich geworden war, wurde dies von offizieller Seite nicht 
zugegeben, und erst Ende 1965 wurden die Verhandlungen einge­
stellt. Das lag nicht nur am Wunsch, die Uneinigkeit innerhalb der 
NATO zu vertuschen, sondern auch daran, daß es noch keine 
andere Lösung für das Problem des deutschen atomaren Mitspra­
cherechtes gab. Auf amerikanische Initiative hin gab es dann Ende 
1965 Gespräche über andere Formen nuklearer Zusammenarbeit, 
und so konnten die MLF-Verhandlungen ohne großen Gesichts­
verlust beendet werden. Aus diesen amerikanischen Initiativen 
sollten im Jahre 1966 das allen NATO-Mitgliedern zugängliche 
Nuclear Defence Affairs Committee (NDAC) und die Nuclear Plan-
ning Group (NPG) hervorgehen. Die NPG war die wichtigere der 
beiden neuen NATO-Organe und umfaßte sieben Sitze: vier für 
die ständigen Mitglieder (Vereinigte Staaten, Bundesrepublik, 
Großbritannien und Italien) und drei für die sechs anderen Teil­
nehmerstaaten (u.a. die Niederlande), die sich turnusgemäß ab­
wechseln sollten.75 

Mit der NPG hatte man sich für einen Weg entschieden, der 
lediglich gegenseitige Konsultationen sowie eine gemeinsame Pla­
nung vorsah, die letztliche Verfügungsgewalt über Atomwaffen 
jedoch ausschließlich den Amerikanern vorbehielt. Für Den Haag 
war diese Lösung günstiger, besonders nachdem die niederlän­
dischen und kanadischen Plädoyers für eine stärkere Vertretung 
der kleineren Länder in der NPG Gehör fanden. Das Zustande­
kommen und die Befugnisse der NPG bestätigten die amerika­
nische atomare Dominanz, die stets der Ausgangspunkt der nieder­
ländischen Politik gewesen war. Wichtig war darüber hinaus, daß 
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die NPG - im Gegensatz zur MLF - keine zusätzlichen Verteidi­
gungsausgaben mit sich brachte. Schließlich war mit der NPG die 
Gefahr einer amerikanisch-deutsch geprägten MLF vom Tisch. 

Wie wichtig es für die Niederlande war, der Bundesrepublik 
den Weg weitreichender Mitspracherechte - ganz zu schweigen 
von einem eigenen Verfügungsrecht - über Atomwaffen zu ver­
sperren, zeigte sich nochmals im Herbst 1965, als Minister Luns 
im Kabinett verkündete, die Verwirklichung der MLF sei inzwi­
schen sehr unwahrscheinlich geworden. Schon bald konzentrierte 
sich die Kabinettsdiskussion auf die Frage, ob dadurch die Gefahr 
einer eigenen deutschen Atombewaffnung gestiegen sei. Daß diese 
Frage sogleich gestellt wurde, zeigt, wie sehr die MLF für Den 
Haag die Funktion hatte, gerade dies zu verhindern. Den Nieder­
landen blieb kaum etwas anderes übrig, als abzuwarten, so Mini­
sterpräsident Cals. Seine eigene Besorgtheit äußerte sich in seiner 
Schlußfolgerung, das politische Ziel der Niederlande müsse es sein, 
„ein nationalistisch-militaristisches Deutschland" zu verhindern, 
das über atomare Waffen verfügt.76 Auffallend an dieser Bemer­
kung war nicht nur, daß der niederländische Ministerpräsident 
noch Mitte der sechziger Jahre eine nationalistisch-militaristische 
Entwicklung Deutschlands für möglich hielt, sondern auch, daß er 
nicht erkannte, daß die Gefahr eines atomaren Alleinganges der 
Bundesrepublik als ausgeschlossen gelten konnte. Zwar hatte der 
westdeutsche Außenminister Schröder (1961-1966) gedroht, die 
Bundesrepublik könne nur dann auf eigene Atomwaffen verzich­
ten, wenn die MLF zustande käme, doch die Bundesrepublik hätte 
diese Drohung aus eigener Kraft nicht verwirklichen können und 
wollen: Der in der westlichen Zusammenarbeit aufgebaute Ver­
trauenskredit wäre völlig verspielt worden, die Sicherheit Deutsch­
lands ernsthaft gefährdet, und für eine Lösung der deutschen Frage 
hätte man jede Unterstützung verloren. Nicht auszuschließen war 
sogar eine Wiederbelebung der früheren antideutschen Kriegs­
koalition zur Verhinderung eigener deutscher Atomwaffen. Kurz, 
ein atomarer Alleingang hätte der Bundesrepublik nur geschadet 
und war keineswegs in Sicht. Daß diese Überlegungen im nieder­
ländischen Ministerrat nicht geäußert wurden, belegt nicht nur 
einen Mangel an politischer Einsicht auf höchster politischer Ebe­
ne. Es zeigt auch die irrationalen Ängste vor Deutschland, die 
Mitte der sechziger Jahre noch bestanden. 

Aus dieser Perspektive hatte die NPG für die Niederlande 
jedoch auch ihre Schattenseite, denn das Problem einer deutschen 

131 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

Atombewaffnung war damit ja nicht vom Tisch. Aus Bonner Sicht 
war der ständige Sitz innerhalb der NPG lediglich ein minimaler 
Erfolg und keinesfalls das Ende atomarer Ambitionen. Das für die 
Bundesrepublik ungünstige Ende der MLF sowie die amerika­
nischen Bemühungen, mit der Sowjetunion einen Nichtverbrei­
tungsvertrag (NV-Vertrag) abzuschließen, gefährdeten die deut­
schen Interessen, ein gleichberechtigter Partner zu sein. Auch 
befürchtete man in Bonn mit der sich abzeichnenden Annäherung 
zwischen Washington und Moskau eine Schwächung der eigenen 
Position in den Ost-West-Beziehungen. Bundeskanzler Kiesinger 
(1966-1969) sah in den Gesprächen über den NV-Vertrag „eine Art 
atomarer Komplizenschaft" zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion. Finanzminister Strauß, der von 1956 bin 1962 als 
Verteidigungsminister einer der stärksten Befürworter der atoma­
ren Bewaffnung der Bundesrepublik war, ging noch weiter und 
sprach unter Hinweis auf den verrufenen Friedensvertrag von 1919 
von einem „Versailles kosmischen Ausmaßes".77 Außenminister 
Willy Brandt war hingegen ein Befürworter des deutschen Beitritts 
zum NV-Vertrag und erkannte darin einen deutschen Beitrag zur 
Entspannung zwischen Ost und West. Er sollte sich erst durch­
setzen, nachdem er im Herbst 1969 selbst Bundeskanzler geworden 
war: Eine der ersten Amtshandlungen seiner SPD/FDP-Koalition 
war der Beitritt zum NV-Vertrag im November 1969, womit die 
Forderungen nach eigenen Atomwaffen definitiv der Vergangen­
heit angehörten. Aus der Sicht Den Haags war dieser Schritt natür­
lich nur zu begrüßen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Frage eines »deut­
schen Fingers am atomaren Abzug* in den Jahren 1957-1969 eine 
Belastung für die Beziehungen innerhalb der NATO war. Außer 
der Bundesrepublik selbst waren alle NATO-Mitglieder gegen 
weitreichende deutsche Entscheidungsbefugnisse. Gleichzeitig 
mußte dem deutschen Wunsch nach Mitspracherecht in irgend­
einer Form Rechnung getragen werden. Den Haag wollte so weit 
wie möglich an der bestehenden euro-atlantischen atomaren Auf­
gabenteilung festhalten und in jedem Fall keine von Amerikanern 
und Deutschen dominierte MLF. Diese Gefahr schien gebannt 
durch die britische Zusage vom Frühherbst 1963, an den Gesprä­
chen über eine MLF teilzunehmen. Auf dieser Grundlage schien 
die MLF ein akzeptables Mittel zur Einbindung der atomaren 
Ambitionen Deutschlands, zur weiteren Integration der Bundesre­
publik in die NATO und zur Vermeidung einer engeren deutsch-

132 



4 Entspannung und Status quo 1961-1989 

französischen Zusammenarbeit, die dem Bündnis schaden könnte. 
Zum entschiedenen Befürworter der MLF wurde Den Haag al­
lerdings nicht und betonte wiederholt, sich trotz der Teilnahme an 
den MLF-Gesprächen nicht auf einen Beitrag zu einer multilatera­
len Atommacht festlegen zu wollen. Mit dieser Halbherzigkeit 
leistete auch Den Haag einen Beitrag zur Verworrenheit der Dis­
kussion über die ,MLF-Geisterflotte\ 

Bonn stieß in der Diskussion über die atomare Bewaffnung an 
die Grenzen des Maßes an Gleichberechtigung, zu dem die Partner 
bereit waren. Auch Den Haag hatte seine Vorstellungen, und die 
lagen weit von den deutschen Wünschen entfernt. Bonn orien­
tierte sich an der Position Frankreichs und Großbritanniens, die es 
so weit wie möglich erreichen wollte. Seit den frühen fünfziger 
Jahren hatten die Niederlande die deutschen Bemühungen um eine 
gleichberechtigte Stellung in der westlichen Zusammenarbeit 
unterstützt. Eine Diskriminierung Bonns, so dachte man in Den 
Haag, würde nur negative Folgen für die deutsche Bündnistreue 
und damit für die Sicherheit des Westens mit sich bringen. In ato­
marer Hinsicht reduzierte sich das Prinzip der Gleichbehandlung 
jedoch auf ein begrenztes Mitspracherecht innerhalb des NATO-
Verbandes unter dem Dach der amerikanischen Atommacht. Ge­
meint war damit ein eng begrenztes deutsches Mitspracherecht und 
gewiß kein Spielraum, der dem französischen oder britischen 
gleichkäme. Da man in den anderen europäischen Hauptstädten 
genauso dachte, war Bonn in dieser Frage völlig isoliert. Dies hatte 
zur Folge, daß Deutschland in den Jahren 1957-1969 das Thema 
immer wieder zur Sprache brachte, was manchmal von schrillen 
Tönen zur angeblichen Notwendigkeit einer eigenen atomaren 
Bewaffnung begleitet war. In den Niederlanden brachten solche 
Töne wiederum Mißtrauen gegen die deutschen außenpolitischen 
Absichten hervor und verstärkten die ohnehin in dieser Periode 
wachsende niederländische Unsicherheit über die Rolle der Bun­
desrepublik in der westlichen Zusammenarbeit. 

Internationale Entspannung und deutsche Frage 

Im November 1965 untersuchte das niederländische Institut für 
Meinungs- und Marktforschung (NIPO) die Haltung der nieder­
ländischen Bevölkerung zur deutschen Einheit. Das Ergebnis war, 
daß sich eine große Mehrheit von 63% der Befragten dafür aus-
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sprach und lediglich 15% dagegen. 18% gaben an, »keine Meinung* 
zu haben, und 4% war es egal, ob die Wiedervereinigung zustande 
kam oder nicht. Nach den Beweggründen gefragt, gaben 28% der 
Befürworter der deutschen Einheit an, die deutsche Teilung sei 
etwas Unnatürliches, 10% nannten humanitäre Motive, und 7% 
meinten, daß durch eine Vereinigung ein internationaler Span­
nungsherd verschwinden würde. Die Gegner einer Vereinigung 
befürchteten ein zu mächtiges Deutschland (7%), eine Gefährdung 
des Friedens (4%) oder meinten, daß sich Ost- und Westdeutsch­
land bereits zu sehr auseinanderentwickelt hätten.78 

Fünf Jahre später, im Jahre 1970, hatte sich die Zahl der Befür­
worter von 63% auf 43% reduziert. 29% der Befragten (1965: 15%) 
gaben an, das Fortbestehen zweier deutscher Staaten zu bevor­
zugen.79 Parallel zu dieser Entwicklung wuchs die Zahl derjenigen, 
die eine Anerkennung der DDR befürworteten. Eine NIPO-Studie 
vom April 1969 zeigte, daß sich 24% der Niederländer inzwischen 
dafür aussprachen, ein Jahr später waren es schon 33%. Die Zahl 
derjenigen, die gegen eine Anerkennung des ostdeutschen Staates 
waren, sank zwischen April 1969 und April 1970 von 49% auf 
35%.80 Einen starken Rückgang bei der Zahl der Befürworter der 
Vereinigung und die gleichzeitige Zunahme der Zahl der Befür­
worter einer Anerkennung der DDR kennzeichneten also die 
veränderte Haltung der Niederländer zur deutschen Frage in der 
zweiten Hälfte der sechziger Jahre. Unübersehbar vollzog sich in 
diesem Zeitraum ein Prozeß der Akzeptanz zweier deutscher 
Staaten. 

Dasselbe galt für die niederländische Regierung. Gewiß, Den 
Haag befürwortete weiterhin die Wiedervereinigung und wie­
derholte das bei den alljährlichen Haushaltsdebatten. Im Herbst 
des Jahres 1965 nannte Luns die deutsche Teilung „die wichtigste 
Quelle politischer Spannungen in Europa", und ein gutes Jahr 
später bemerkte er in der Zweiten Kammer: „Eine permanente 
Teilung dieses großen Landes und Volkes im Zentrum Europas 
wird langfristig immer neue Spannungen hervorbringen."81 Doch 
neben dieser Kontinuität gab es auch eine Veränderung, welche 
sich in den Begriffen niederschlug, mit denen die Unterstützung 
der Wiedervereinigung ausgedrückt wurde. Bis 1968 benutzte Den 
Haag die Begriffe »Wiedervereinigung* und ,deutsches Selbstbe­
stimmungsrecht' als nahezu synonym, seit 1968 war nur noch von 
»Selbstbestimmung* die Rede, und der Begriff »Wiedervereinigung* 
verschwand aus dem niederländischen Vokabular zur Unterstüt-
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zung der deutschen Einheit. In einem sicherheitspolitischen Be­
richt an das Parlament von 1968 bemerkte Luns nur noch, daß 
„keine definitive Stabilisierung der europäischen Lage erreicht 
werden kann, ohne das Selbstbestimmungsrecht des ganzen deut­
schen Volkes zu berücksichtigen."82 Hinter dieser veränderten 
Terminologie verbarg sich die Überlegung, daß sich die Deutschen 
möglicherweise nicht für die Einheit, sondern für die Fortsetzung 
der Teilung entscheiden würden, wenn sie künftig dieses Selbst­
bestimmungsrecht einmal ausüben könnten. 

Diese Akzeptanz der deutschen Teilung hatte verschiedene 
Ursachen. Erstens gründete sie auf der seit dem Mauerbau gewach­
senen Erkenntnis der offensichtlichen Unlösbarkeit der deutschen 
Frage. Zwar hegten die Niederlande auch vor 1961 kaum Illusio­
nen über die Aussichten auf die Machbarkeit der Wiedervereini­
gung, hatten an diesem Ziel jedoch konsequenter festgehalten als 
viele andere Verbündete. Dabei war Den Haag, wie die Bundesre­
publik, dem Konzept der fünfziger Jahre treu geblieben: Fort­
schritte bei der deutschen Frage als Voraussetzung für Entspan­
nung sowie keine Anerkennung des Status quo. Nach dem Bau der 
Mauer mußte man jedoch allmählich erkennen, daß diese Politik 
weder für die deutsche Frage noch für die Ost-West-Beziehungen 
erfolgversprechend war. 

Hier kommt ein zweiter Grund für die zunehmende Akzeptanz 
der deutschen Teilung hinzu: die beginnende Entspannung zwi­
schen Ost und West. Seit dem Ende von Berlin- und Kuba-Krise 
verfolgten Washington und Moskau eine Entspannungspolitik für 
Europa auf der Basis des Status quo des geteilten Kontinents. Das 
nukleare Teststopabkommen vom August 1963 bekräftigte, was 
die beiden Supermächte in den Jahren zuvor bereits deutlich ge­
macht hatten: Fortschritte in der deutschen Frage waren nicht 
länger eine Voraussetzung für Rüstungskontrollabkommen und 
Entspannung. Im Gegenteil, mit der Anerkennung des europäi­
schen Status quo als Grundlage der Ost-West-Beziehungen und der 
entschiedenen Absicht, die Beziehungen zu verbessern, wurde das 
alte Ziel der Wiedervereinigung eher zum Störfaktor. In diesem 
veränderten internationalen Klima verschwand die verbale Unter­
stützung des Westens für die deutsche Wiedervereinigung zwar 
nicht, sie bekam jedoch einen rituellen Charakter, womit dieses 
Ziel in eine ferne Zukunft verschoben wurde. Nur eine dauerhafte 
Entspannung, so der sich nun durchsetzende Gedanke, würde 
letztlich eine Lösung der deutschen Frage ermöglichen. Die nieder-
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ländische Außenpolitik paßte sich in der zweiten Hälfte der sech­
ziger Jahre allmählich dieser internationalen Entwicklung an, und 
damit veränderte sich auch die Haltung Den Haags zur deutschen 
Frage. 

Ferner - und das ist der dritte Grund für die wachsende Akzep­
tanz von zwei deutschen Staaten - hatte die politische Konsolidie­
rung von Bundesrepublik und DDR zu einer Gewöhnung an die 
deutsche Teilung geführt. Zwar beurteilten viele niederländische 
Beobachter die Lebensfähigkeit der westdeutschen Demokratie 
noch skeptisch (siehe Kapitel 9), sie erkannten jedoch, daß die 
Bundesrepublik inzwischen in hohem Maße politisch stabil gewor­
den war. Für das SED-Regime hegte die große Mehrheit der nie­
derländischen Bevölkerung keinerlei Sympathie, sie wußte aber 
auch, daß der ostdeutsche Staat an politischer und ökonomischer 
Stabilität gewonnen hatte. Vor dem Hintergrund der Entspan­
nungspolitik und der offensichtlichen Unlösbarkeit der deutschen 
Frage erkannte man mehr und mehr, daß diese politische Realität 
nicht länger zu leugnen war. 

Ein vierter Grund ist schließlich, daß sich zunehmend eine 
Generation in die politische Debatte einmischte, für die die Exi­
stenz zweier deutscher Staaten eine Selbstverständlichkeit war, 
weil sie nie etwas anderes gekannt hatte. Seit Mitte der sechziger 
Jahre bildete sie mit ihren Plädoyers für eine bedingungslose An­
erkennung der DDR eine kleine, aber durchaus lautstarke und 
wachsende Minderheit, wovon ein Teil den ostdeutschen Staat 
sogar für das »bessere* Deutschland hielt. In ihren Augen waren 
das Ziel der deutschen Einheit und die dazu gehörende interna­
tionale Isolierung der DDR nicht nur Relikte des Kalten Krieges, 
sondern auch eine Bedrohung der Stabilität und Sicherheit in 
Europa. Damit wandte sie sich gegen den offiziellen niederlän­
dischen Standpunkt, daß gerade die Wiedervereinigung der euro­
päischen Sicherheit diente und daß die Teilung ein Bedrohungs­
faktor war. Kennzeichnend für die zweite Hälfte der sechziger 
Jahre war, daß solche Überlegungen zum ersten Mal nicht nur am 
Rande des politischen Spektrums (CPN, PSP) geäußert wurden 
und durch eine neue politische Generation auch innerhalb der 
PvdA und anderer etablierter Parteien zur Diskussion gestellt 
wurden. 

Die wachsende Einsicht in die Unlösbarkeit der deutschen 
Frage, die Bereitschaft zur Anerkennung des Status quo als Grund­
lage der Entspannung, die unverkennbare Konsolidierung der 
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beiden deutschen Staaten sowie die »Entdeckung* der DDR durch 
eine neue politische Generation - all diese Faktoren führten in der 
zweiten Hälfte der sechziger Jahre allmählich zu einer veränderten 
niederländischen Haltung zur Wiedervereinigung. Diese Anpas­
sung an das internationale Klima der Entspannung der sechziger 
Jahre verlief in den Niederlanden auf Regierungsebene langsamer 
als in anderen NATO-Staaten. Zwar meint der Politologe Bernd 
Schulte, daß Den Haag schon seit der ersten Hälfte der sechziger 
Jahre vorsichtig den Anschluß an den Entspannungsprozeß suchte, 
zutreffender ist jedoch die Beobachtung des Politologen und libe­
ralen Politikers ( W D ) Joris Voorhoeve, daß dies erst zum Ende 
der sechziger Jahre geschah.83 So mußte Luns mehrmals vom Parla­
ment zu einer positiveren Haltung im Hinblick auf die Annähe­
rung zwischen Ost und West und die Intensivierung niederlän­
discher Kontakte zu den Ostblockstaaten ermahnt werden. 
1967/68 fand ein entsprechendes ,Nachholmanöver' statt, als der 
Minister innerhalb eines guten Jahres fünf osteuropäische Länder 
besuchte. Teilweise war Luns' Anpassung an die Entspannung eine 
Folge der wachsenden innenpolitischen Kritik an seiner Politik. 
Der wichtigere Grund für Luns' ostwärts gerichtete Reiselust war 
jedoch, daß sich die NATO im Jahre 1967 mit dem sogenannten 
Harmel-Bericht offiziell für die Entspannung aussprach und Den 
Haag sich als treuer Verbündeter anschloß.84 Die Skepsis gegen­
über dem Erfolg der Entspannungspolitik blieb gleichwohl beste­
hen. So setzten die Niederlande in diesen Jahren nur wenig Ver­
trauen in den sowjetischen Vorschlag einer Konferenz über Si­
cherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE). Den Haag be­
fürchtete eine Legitimierung des Status quo in Zentraleuropa, eine 
verminderte amerikanische Präsenz sowie eine Zunahme des so­
wjetischen Einflusses.85 

Diese Zurückhaltung und Skepsis gegenüber der Entspannung 
der sechziger Jahre deutet auf eine Kontinuität in der niederlän­
dischen Perzeption der Sowjetunion hin. Ebenso wie zur Zeit der 
Berlin-Krise (1958-1962) warnte man vor einem ,appeasement* 
gegenüber Moskau, zumal man weiterhin eine Schwächung der 
NATO befürchtete. Die deutsch-französische Zusammenarbeit, 
die MLF-Frage, die drohende Untergrabung der amerikanischen 
Führungsrolle, der antiatlantische Kurs de Gaulles, der 1966 zum 
Austritt Frankreichs aus der militärischen Struktur der NATO 
führte - für Den Haag gab es viele Gründe, die Zukunft der atlan­
tischen Zusammenarbeit mit Sorge zu betrachten. Diese Gründe 
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sowie das unverminderte Mißtrauen gegenüber der Sowjetunion 
machte Entspannung zu einem unsicheren Abenteuer. 

Hinzu kam noch, daß auch die Bundesrepublik in den sechziger 
Jahren eine Entwicklung mit ungewissem Ausgang durchmachte. 
Bonn mußte sich ebenfalls an die beginnende Entspannung anpas­
sen. Während sich die Niederlande als kleineres Land dabei eine 
abwartende Haltung erlauben durften, galt das nicht für die 
Bundesrepublik. Das lag nicht nur an der offenen deutschen Frage, 
sondern auch an ihrer Position als Frontstaat zwischen Ost und 
West sowie an ihrem Wunsch, ein mit Frankreich und Großbri­
tannien vergleichbares Gewicht in der westlichen Zusammenarbeit 
zu bilden. Der Entspannungskurs der westlichen Führungsmächte 
und ihr nachlassendes Interesse an der deutschen Wiedervereini­
gung machten eigene Initiativen der Bundesrepublik um so not­
wendiger. Würde sie an den Ausgangspunkten der Ära Adenauer 
festhalten, drohte eine Isolierung innerhalb der westlichen Ge­
meinschaft mit der Folge, daß die deutsche Stimme zunehmend 
weniger Gewicht erhielte. Darüber hinaus erkannte man in der 
Bundesrepublik deutlicher als anderswo, daß der Mauerbau Fakten 
geschaffen hatte, die eine neue Politik erforderten. 

Es war nicht verwunderlich, daß ausgerechnet in Berlin die 
Grundlage für eine neue deutsche Herangehensweise an das Pro­
blem der Wiedervereinigung gelegt wurde. Nach dem Schock vom 
13. August 1961 sowie der zurückhaltenden Reaktion des Westens 
auf den Bau der Mauer stand für den Regierenden Bürgermeister 
Willy Brandt und seinen Sprecher Egon Bahr fest, daß Fortschritte 
in der deutschen Frage nur von Deutschland selbst ausgehen könn­
ten und daß es hierfür eigene Konzepte entwickeln mußte.86 So 
entstand das 1963 von Egon Bahr formulierte Konzept ,Wandel 
durch Annäherung*, das einen gänzlich anderen Weg zur Wieder­
vereinigung einschlug als Adenauers Politik der Stärke. Eine Lö­
sung der deutschen Frage war nicht länger Voraussetzung für 
Entspannung, sondern Entspannung wurde zur Voraussetzung für 
eine Lösung der deutschen Frage. Außerdem gab es nun durch die 
hermetische Abriegelung der deutschen Grenze ein kurzfristiges 
Ziel: die Schaffung von Kontaktmöglichkeiten für die Deutschen 
beiderseits der Grenze, um so die Teilung erträglicher zu machen. 
Das Mittel hierzu war die entstehende Detente sowie die Anerken­
nung des Status quo in Europa. Auf diese Weise sollte die Mauer 
durchlässiger gemacht und weitere Annäherung ermöglicht wer­
den. Als krönender Abschluß dieses Prozesses sollte in einer fer-
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nen Zukunft das Ende der europäischen und deutschen Teilung 
stehen.87 Auf die Umsetzung ihres Konzeptes ,Wandel durch 
Annäherung* mußten Brandt und Bahr gleichwohl noch sechs 
Jahre warten. Erst mit der sozialliberalen Koalition im Jahre 1969 
sollte es eine parlamentarische Mehrheit für die sogenannte neue 
Ostpolitik geben. 

Die Jahre 1963-1969 waren eine Übergangsphase auf dem Weg 
zu dieser Politik. Einerseits suchten Bundeskanzler Erhard (1963-
1966) und sein Außenminister Schröder vorsichtig die Annäherung 
an Osteuropa - u.a. durch die Eröffnung von Handelsmissionen in 
mehreren osteuropäischen Ländern -, andererseits versuchten sie 
durch diese Annäherung die DDR von ihren osteuropäischen 
Partnern zu isolieren. Auch die sogenannte Friedensnote vom 
März 1966, in der sich die Bundesrepublik u.a. zu einer Gewalt­
verzichtserklärung gegenüber den osteuropäischen Staaten bereit 
erklärte, enthielt diese Ambivalenz, da die DDR bei dieser diplo­
matischen Initiative gänzlich umgangen wurde. Der Publizist Peter 
Bender nannte die Friedensnote typisch für die Ära Erhard: „guter 
Wille, wenig Neues und die alten Fehler, verstärkt durch viel 
Ungeschick."88 Positiver bewertete der Historiker Christian Hacke 
die Note als „Beginn einer neuen deutschen Ostpolitik".89 Auch 
wenn dieses positive Urteil angesichts der vielen Widersprüche, die 
die Note enthielt, übertrieben ist, ein Schritt nach vorn war sie 
durchaus, denn die Bundesregierung schien nun auch ohne Fort­
schritte in der deutschen Frage zur Entspannungspolitik bereit. 

Während der Großen Koalition (1966-1969) wurden weitere 
Schritte in diese Richtung unternommen. 1967 wurden diplomati­
sche Beziehungen mit Rumänien und 1968 mit Jugoslawien aufge­
nommen. Und als Kambodscha 1969 die DDR anerkannte, reagier­
te Bonn nicht mit dem Abbruch, sondern lediglich mit dem Ein­
frieren der Beziehungen zu Pnom Penh. Damit war die Hallstein-
Doktrin zwar nicht offiziell, aber doch faktisch ad acta gelegt. 
Noch wichtiger war, daß sich Bundeskanzler Kurt Georg Kiesin-
ger zur Verbesserung der Beziehungen zur Sowjetunion bereit 
erklärte und im Jahre 1968 sogar ein Gespräch mit DDR-Minister­
präsident Willy Stoph nicht ausschloß. Zwar kam es nicht dazu, 
aber die Anpassung an die internationale Entspannung setzte sich 
unter Kiesinger und seinem Außenminister Willy Brandt eindeutig 
fort. 

Zurückblickend scheint dieser Anpassungsprozeß der Jahre 
1963-1969 fast zwangsläufig zur neuen Ostpolitik geführt zu ha-
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ben sowie zur Anerkennung von ,zwei Staaten in Deutschland4, 
wie es Brandt 1969 in seiner Regierungserklärung formulierte. 
Eine solche Betrachtungsweise wird den gegensätzlichen Auffas­
sungen und Unsicherheiten zur deutschen Frage, die zu dieser Zeit 
in der Bundesrepublik bestanden und auch in der niederländischen 
Wahrnehmung eine Rolle spielten, jedoch nicht gerecht. Die nie­
derländische Unsicherheit trat deutlich in einer im Auftrag des 
Ministerrates verfaßten Aufzeichnung von Januar 1966 zutage. 
Darin sprach der Verfasser, Botschafter van Ittersum, von einem in 
deutschen „Regierungskreisen weit verbreiteten Gefühl der Fru­
stration und Enttäuschung" bezüglich der deutschen Frage. Man 
erkannte, so van Ittersum, daß die Wiedervereinigung weiter ent­
fernt lag denn je und daß die Siegermächte einen Modus vivendi 
zur Besiegelung des Status quo suchten. Verstärkt würde das deut­
sche Unbehagen durch die „Auflösungstendenzen" in den atlanti­
schen und europäischen Gemeinschaften, welche für viele Deut­
sche „ein Surrogat für ein nationales Ideal" seien. In Zusammen­
hang mit dem ebenfalls festgestellten zunehmenden deutschen 
Selbstbewußtsein könnten diese Faktoren zu einer Situation füh­
ren, in der die Bundesrepublik „ausschließlich eigene Interessen 
verfolgt". Diese Gefahr stehe zwar nicht unmittelbar bevor, aber 
um eine solche Entwicklung auch langfristig zu vermeiden, sollte 
die westliche Welt der Bundesrepublik „das Gefühl geben, als ... 
gleichberechtigter Partner akzeptiert zu werden, dessen nationale 
Interessen möglichst berücksichtigt und unterstützt werden. Die 
Europäischen Gemeinschaften und das atlantische Bündnis bilden 
die Rahmen, in dem die wachsende deutsche Dynamik und der 
Wunsch nach Gleichberechtigung aufgefangen werden können. 
Daher ist es wichtig, daß diese Rahmen nicht nur beibehalten 
werden, sondern daß ihr innerer Zusammenhalt verstärkt wird."90 

Die Aufzeichnung van Ittersums führte nicht zu einer nennens­
werten Diskussion im Ministerrat. Wahrscheinlich war es die 
Selbstverständlichkeit von van Ittersums Empfehlung, durch die 
sie fast ohne Widerspruch zur Kenntnis genommen wurde.91 Denn 
seit der ,positiven Integration* der frühen fünfziger Jahre war dies 
der Ausgangspunkt niederländischer Deutschlandpolitik. In der 
Argumentation hatten sich die Akzente zwar etwas verschoben, 
die Hauptrichtung war jedoch gleichgeblieben, und daran sollte 
sich auch künftig wenig ändern. 

Typisch für die Sichtweise Den Haags in der Mitte der sechzi­
ger Jahre war nicht die Angst vor nationalistischen oder neutra-
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listischen Strömungen in Deutschland, ebensowenig ein Mißtrauen 
gegenüber den deutschen Absichten. Eher ging es um die unange­
nehme Einsicht, daß nationale Frustration, das Fehlen einer konse­
quenten außenpolitischen Linie, wachsendes deutsches Selbst­
bewußtsein sowie mögliche Spannungen mit den westlichen Part­
nern langfristig zu einer Unberechenbarkeit Deutschlands führen 
könnten. Mit Sorge berichtete Botschaftsrat J. Vixseboxse im Mai 
1965 nach Den Haag, daß „Bonn als politisches Zentrum in den 
letzten Jahren ein Bild der Unsicherheit, Zerrissenheit und Ent-
scheidungslosigkeit bot". Erhards kollegialer Regierungsstil habe 
zu einer „Schwächung der Disziplin und Koordination" innerhalb 
des Regierungslagers geführt, die „Zerrissenheit hinsichtlich der 
atlantischen und europäischen Zusammenarbeit" sei nicht ver­
schwunden, und die Wiedervereinigungspolitik sei durch ein „Ele­
ment der Unwirklichkeit" geprägt. Noch immer schreibe man der 
deutschen Wiedervereinigung in den Grenzen von 1937 höchste 
Priorität zu, während die Chancen, dieses Ziel zu verwirklichen, 
geringer seien als je zuvor und der Mut fehle, dies öffentlich auszu­
sprechen.92 

Dieses Bild der Unsicherheit wurde von einem größeren deut­
schen Selbstbewußtsein begleitet. „Die Nachkriegszeit ist zu En­
de", sagte Ludwig Erhard in seiner Regierungserklärung vom No­
vember 1965, und ein Jahr später machte sein Nachfolger Kiesin-
ger deutlich, diese Linie fortsetzen zu wollen. Derartige Äußerun­
gen wurden auf niederländischer Seite als Zeichen dafür gedeutet, 
daß die Bundesrepublik ihre spezifisch deutschen Interessen stär­
ker verfolgen würde.93 Die ebenfalls festgestellte Unentschlossen-
heit stand dazu zwar im Gegensatz, aber die Kombination aus 
deutscher Frustration, Irritation und Zerrissenheit einerseits sowie 
wachsendem Selbstbewußtsein andererseits wurde in Den Haag als 
politisches Gemisch gewertet, das zu unangenehmen Überraschun­
gen führen konnte. Um dies zu verhindern, betonte Den Haag 
auch in dieser Periode die Bedeutung der Unterstützung des We­
stens für die deutschen nationalen Wünsche. 

Seit den frühen fünfziger Jahren hatte diese Strategie in der 
niederländischen Meinungsbildung zur deutschen Frage eine zen­
trale Rolle gespielt. Mitte der sechziger Jahre wurde sie jedoch 
nahezu unbrauchbar, denn wie sollten Verständnis und Unter­
stützung für die deutschen Interessen aussehen, wenn die deutsche 
Politik selbst einen unentschlossenen und gespaltenen Eindruck 
hinterließ? Außerdem wurde in Den Haag sowie in der niederlän-
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dischen Botschaft in Bonn inzwischen auch Kritik an Aspekten 
der Deutschland- und Osteuropapolitik der Bundesregierung ge­
äußert. Das zeigte sich beispielsweise bei der gemischten niederlän­
dischen Reaktion auf die deutsche Friedensnote vom März 1966. 
Im Außenministerium wurde die Erklärung einerseits als „kon­
struktiver Versuch zur Verminderung der latenten Spannungen in 
Europa" und als „erfreuliches Zeichen einer positiven Entwicklung 
der deutschen Gedankengänge" begrüßt. Noch wichtiger war, daß 
die Friedensnote ein erfolgreiches Gegengewicht zur fortwähren­
den antideutschen Propaganda des Ostblocks bot und den Ost­
block seiner Argumente gegen die »revanchistische* Bundesre­
publik beraubte.94 Im Hinblick auf die deutsche Frage betonte das 
Außenministerium also noch immer die Bedeutung positiver und 
offensiver westlicher Erklärungen, die den Ostblock propagan­
distisch in die Defensive drängen sollten. 

Andererseits gab es im Außenministerium auch Kritik an der 
Friedensnote, und Luns beauftragte den Botschafter in Bonn, das 
Auswärtige Amt darüber zu unterrichten, daß die niederländische 
Regierung einige Passagen für weniger gelungen hielt. Zwar könne 
Luns mit Blick auf die deutsche Öffentlichkeit Verständnis auf­
bringen für die explizite Erwähnung des deutschen Rechtsstand­
punktes bezüglich der Grenzen von 1937, aber taktisch gesehen 
habe die Friedensnote dadurch an Wert verloren. Das gelte auch 
für den in die Erklärung aufgenommenen Passus zum Münchener 
Abkommen (1938), das nur in vager Form für ungültig erklärt 
wurde. Schließlich bedaure der Minister, daß Bonn nicht deutli­
cher seine Unterstützung für den erfolgreichen Abschluß eines 
Atomwaffensperrvertrages ausgedrückt habe.95 

Deutlicher und kritischer waren die Reaktionen der nieder­
ländischen Presse. Der NRC kritisierte die unveränderte deutsche 
Haltung zur Oder-Neiße-Grenze, charakterisierte die Erklärung 
als „Archivmaterial" und zeigte so, daß er hiervon keinen Beitrag 
zur Entspannung erwartete.96 Auch das liberale Algemeen Handels-
blad bemerkte, daß die Erklärung nur wenig Neues brachte, auch 
wenn sie in „konziliantem Ton" formuliert sei.97 Die protestanti­
sche Trouw wiederholte den Standpunkt, den sie bereits in den 
vergangenen Jahren vertreten hatte: Die deutsche Teilung und die 
bestehenden Grenzen in Europa mußten der Ausgangspunkt der 
westlichen Politik sein, und daran müsse sich auch die Bundes­
republik anpassen. Obwohl sich das sozialdemokratische Vrije 
Volk positiver äußerte und meinte, die Friedensnote könne ent-
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schieden zu mehr Entspannung beitragen, ließ auch diese Zeitung 
im Jahre 1966 wiederholt durchblicken, daß sich die Bundesre­
publik nachdrücklicher dem Status quo in Europa anpassen 
müsse.98 In ähnlicher Form argumentierte de Volkskrant, und so 
kann für die Mehrheit der niederländischen Presse fetgehalten 
werden, daß sie die Veränderung in der deutschen Politik als zu 
gering bewertete. 

So weit wollte Minister Luns nicht gehen, aber auch von ihm 
gingen 1966 Signale aus, die darauf hinwiesen, daß die niederlän­
dische Haltung zur deutschen Frage nicht länger mit derjenigen 
der Bundesrepublik identisch war. Während der Berlin-Krise hatte 
Den Haag den maximalistischen deutschen Standpunkt noch un­
terstützt, in der Mitte der sechziger Jahre hatte man sich davon 
zurückgezogen. Minister Luns bemerkte zwar im Dezember 1965 
in der Zweiten Kammer, daß der Verlauf der deutschen Ostgrenze 
erst in Verhandlungen über einen Friedensvertrag festgelegt wer­
den sollte, ließ jedoch gleichzeitig wissen, daß die niederländische 
Regierung die Oder-Neiße-Grenze als endgültig betrachtete." Hin­
ter den Kulissen wurde eine deutlichere Sprache gesprochen, und 
von Unterstützung für „die Fiktion bezüglich der Grenzen von 
1937", wie van Ittersum im August 1965 den deutschen Rechts­
standpunkt charakterisierte, war keine Rede mehr.100 Zu dieser 
Entwicklung paßte auch, daß die „Denkschrift" der Evangelischen 
Kirche in Deutschland von Ende 1965, in der für eine Versöhnung 
mit Polen und eine politische Neuorientierung gegenüber ganz 
Osteuropa plädiert wurde, in den Niederlanden positiv beurteilt 
wurde. Die „Denkschrift" könne dazu beitragen, so van Ittersum, 
daß in der Bundesrepublik „die Dinge in einem realistischeren 
Licht betrachtet werden" und die herrschende „Unbeweglichkeit" 
in Frage gestellt werde.101 

Ebenso positiv wurde die SPD beurteilt. In den fünfziger Jah­
ren galt die SPD noch als eine dem Westen gefährliche, zum Neu­
tralismus neigende Partei. Doch seit die Partei mit dem Godesber-
ger Programm (1959) und mit Herbert Wehners berühmter Bun­
destagsrede vom 30. Juni 1960 die Grundlagen von Adenauers Inte­
grationspolitik akzeptiert hatte, wurde das Mißtrauen durch eine 
wohlwollendere Beurteilung ersetzt. Diese verstärkte sich, als die 
Partei im Vorfeld der neuen Ostpolitik alte Dogmen bezüglich der 
deutschen Frage zur Diskussion stellte und damit öffentlich aus­
sprach, was viele innerhalb und außerhalb Deutschlands bereits 
dachten: Der europäische Status quo und die deutsche Teilung 
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waren Tatsachen, an denen auf absehbare Zeit nicht zu rütteln 
war. Die Anerkennung der DDR oder der Oder-Neiße-Grenze war 
für die SPD in der Mitte der sechziger Jahre sicher noch verfrüht, 
aber deutlich wurde schon, daß die westdeutschen Sozialdemokra­
ten ein gewisses Arrangement mit dem Status quo ansteuerten. Mit 
Hinweis auf diesen Realismus in SPD-Kreisen sprach der stellver­
tretende Botschafter Jorissen in Bonn im März 1967 die Hoffnung 
aus, daß solche Offenheit zu „einer nüchterneren Beurteilung der 
Chancen auf die Wiedervereinigung hierzulande" beitragen könn­
te.102 Jeder Schritt der SPD nach vorn traf auf die Zustimmung aus 
Den Haag und der niederländischen Botschaft in Bonn. „Das war 
mutig", bemerkte Botschafter de Beus im März 1968, nachdem sich 
der SPD-Parteitag für eine De-facto-Anerkennung der Oder-Neiße-
Grenze ausgesprochen hatte.103 

Durch die Position der SPD und ihren Einfluß auf die Politik 
der Großen Koalition wurde die niederländische Unsicherheit 
über die deutsche Frage, die zur Mitte der sechziger Jahre noch 
groß gewesen war, allmählich abgebaut. In Den Haag begrüßte 
man es besonders, daß die neuen Akzente der westdeutschen Poli­
tik zu mehr Realitätssinn unter der Bevölkerung beitrugen, was 
wiederum die Gefahr einer unberechenbaren, illusionistischen 
Außenpolitik verminderte. Außerdem hatten die Niederländer 
immer ein Interesse daran gehabt, die Bundesrepublik innerhalb 
des atlantischen Bündnisses nicht zu isolieren, und diese Gefahr 
nahm ab, je mehr sich die Bundesrepublik der internationalen 
Entspannung anschloß. Gleichzeitig fand auch in den Nieder­
landen eine vergleichbare Anpassung statt, was zweifellos zu dieser 
positiven Beurteilung der westdeutschen Politik beitrug. 

Die niederländische Unterstützung der zaghaften Schritte der 
Großen Koalition in Richtung Osteuropa kam u.a. dadurch zum 
Ausdruck, daß Minister Luns bei seinen Besuchen in mehreren ost-
und mitteleuropäischen Hauptstädten 1967/68 für die Aufrichtig­
keit der westdeutschen Absichten warb: „Ich brach eine Lanze für 
eine positivere Evaluierung der Ostpolitik der Bundesrepublik und 
unterstrich, daß sich im deutschen Denken eine positive Entwick­
lung vollzieht", berichtete er im August 1967 aus Warschau nach 
Den Haag über die Gespräche mit seinem polnischen Kollegen 
Rapacki, dem er weiter sagte: „Die Deutschen haben gelernt. In 
bezug auf die Grenzfrage wächst die Einsicht, daß heutzutage eine 
Veränderung des Status quo unmöglich ist. Außerdem gibt es ein 
echtes Schuldbewußtsein für das Elend, das Deutschland der Welt 
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zugefügt hat."104 In ähnlicher Form verteidigte er ein paar Monate 
später die deutschen Absichten in Prag, und auch bei seinem Be­
such in Budapest im Februar 1968 gab sich Luns als Fürsprecher 
der Bundesrepublik zu erkennen. Zwar muß Luns* positive Bot­
schaft an die Adresse seiner mitteleuropäischen Gesprächspartner 
auch als bewußte Präsentation westlicher Geschlossenheit inter­
pretiert werden, sein Auftreten war jedoch auch eine Demon­
stration des Haager Einverständnisses mit der deutschen Ostpoli­
tik. 

Die sinkende Nachdrücklichkeit, mit der die Bundesrepublik 
die ungelöste deutsche Frage betonte, und die wachsende Bereit­
schaft, sich mit dem Status quo zu arrangieren, wurden in Den 
Haag übrigens nicht als nahender deutscher Abschied vom Ziel der 
Wiedervereinigung interpretiert. In den Niederlanden erkannte 
man, daß die Bemühungen um eine Normalisierung der Beziehun­
gen zu Mittel- und Osteuropa sowie die dazugehörende Anerken­
nung der europäischen Nachkriegsordnung letztlich das Ziel hat­
ten, eben diese Ordnung wieder zu verändern. In einer ausführ­
lichen Aufzeichnung vom August 1968, die Botschaftsrat Jalink in 
Bonn verfaßte, wurde der Wunsch nach Wiedervereinigung sogar 
als die vielleicht wichtigste Triebfeder der Politik der Versöhnung 
mit Osteuropa betrachtet. Von dieser Feststellung war es nicht 
mehr weit zu der Frage, die in den fünfziger Jahren die niederlän­
dischen Gemüter beherrscht, in den sechziger Jahren jedoch an 
Bedeutung verloren hatte: Würde die Bundesrepublik bereit sein, 
um den Preis der Wiedervereinigung die Beziehungen zum Westen 
zu lockern oder sogar abzubrechen? In seiner Aufzeichnung mit 
dem vielsagenden Titel „Ein zweites Rapallo?" kam Jalink jedoch 
zu einer verneinenden Antwort: „Alles in allem - die westdeutsche 
Angst vor dem Kommunismus, das hohe Sicherheitsbedürfnis, die 
Einsicht, daß man nur mit Hilfe der westlichen Verbündeten 
nationale Ziele verwirklichen kann und die Politik der Sowjet­
union - gibt es meines Erachtens keinen Grund zu Befürchtungen 
eines möglichen deutschen »Alleinganges4, eines neuen Rapallos." 
Einen Umschwung in „irrationale Richtung" hielt er damit nicht 
für wahrscheinlich; auszuschließen sei dieser allerdings nicht, falls 
sich die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und ihren 
westlichen Partnern verschlechterten und sich bei den Deutschen 
ein Gefühl der Isolation verbreitete.105 Hier kam deutlich die alte 
Auffassung zum Vorschein, der Westen dürfe die Bundesrepublik 
bei der Verwirklichung ihrer nationalen Ziele nicht im Stich las-
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sen, weil das auf deutscher Seite zu Untreue gegenüber dem Bünd­
nis führen könnte. Es war jedoch unverkennbar, daß die nieder­
ländische Unsicherheit über die deutsche Frage geringer war als in 
der Mitte der sechziger Jahre. Zur Zeit der Regierung Erhard 
sorgte man sich noch über die Unentschlossenheit und den man­
gelnden Realitätssinn der deutschen Politik; während der Großen 
Koalition erkannte man, daß diese Phase unter dem Einfluß der 
SPD allmählich zu Ende ging. 

Die Presse schloß sich dieser positiven Beurteilung nur teil­
weise an und berichtete in den Jahren 1966-1969 mit einem deut­
lich kritischen Unterton über die westdeutsche Ostpolitik. NRC, 
Algemeen Handelsblad und Trouw hatten schon zur Zeit der Regie­
rung Erhard deutlich gemacht, daß ihnen die Anpassung der Bun­
desrepublik an die europäischen Realitäten nicht schnell genug 
ging. Die Politik der Großen Koalition wurde kaum anders beur­
teilt. Zwar begrüßte man die neuen Akzente der westdeutschen 
Politik gegenüber Mittel- und Osteuropa, aber gleichzeitig wurde 
kritisiert, daß das Tabu der Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze 
nicht gebrochen wurde und daß die Politik in vielerlei Hinsicht 
halbherzig blieb. Kritisiert wurde auch die Haltung gegenüber der 
DDR, deren Existenz, so die genannten Zeitungen, nicht länger zu 
leugnen sei. Das beinhaltete noch kein Plädoyer für eine tatsächli­
che Anerkennung der DDR, aber die Kritik an der Hallstein-Dok­
trin und am westdeutschen Alleinvertretungsanspruch schloß 
durchaus ein, daß daran künftig kein Weg vorbei führe. 

Die yEntdeckung der DDR 

Links von der politischen Mitte wurde diese Kritik an der deut­
schen Osteuropapolitik durch handfeste Plädoyers für die An­
erkennung der DDR verschärft. Solche Forderungen hatten bis 
dahin beinahe ausschließlich die kleinen linken Parteien (CPN, 
PSP) erhoben, aber seit Mitte der sechziger Jahre sprachen sich 
zunehmend auch Vertreter anderer Parteien für die Anerkennung 
aus. Der Historiker Jacco Pekelder spricht sogar von einer „wah­
ren Bewegung zur Anerkennung der DDR" in dieser Zeit, begün­
stigt durch die internationale Entspannung und den Aufstieg einer 
neuen politischen Generation, die mit den Prinzipien des Kalten 
Krieges abrechnen wollte.106 Dabei handelte es sich nicht um eine 
Massenbewegung, sondern es ging um eine eher kleine Gruppe, die 
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die Anerkennung 1966 auf die Tagesordnung setzte, deren Not­
wendigkeit hartnäckig betonte und das Thema so zur Speerspitze 
progressiver Politik machte. Dies fiel zusammen mit der ,Entdek-
kung' der DDR, in der man bis dahin mehr einen Vorposten des 
sowjetrussischen Imperiums als einen deutschen Staat gesehen 
hatte. 

Infolgedessen hatte sich das Interesse für die DDR bis Mitte der 
sechziger Jahre hauptsächlich auf ihre Funktion in den Ost-West-
Beziehungen, ihren illegitimen und undemokratischen Charakter 
und ihre Rolle in der Wiedervereinigungsfrage beschränkt. Anson­
sten war die DDR ein ,blinder Fleck* geblieben. Die einzige Aus­
nahme bildeten -neben dem Handel107 - einige Kontakte auf kirch­
licher Ebene, die größtenteils über die niederländische Gemeinde 
in Berlin unter Leitung der Pastorin Be Ruys liefen. Repräsentan­
ten der protestantischen Friedensbewegung Kerk en Vrede (Kirche 
und Frieden) und der Niederländischen Vereinigung Christlicher 
Studenten (NCSV) nahmen in den fünfziger Jahren wiederholt an 
Konferenzen in Berlin und der DDR teil, und die NCSV unter­
hielt enge Beziehungen zur ostdeutschen Evangelischen Studenten­
gemeinde. Pekelder sieht eine bemerkenswerte Entwicklung in 
diesen Kontakten: ausgehend von der Solidarität mit den unter­
drückten Christen in den fünfziger Jahren über einen Dialog zwi­
schen Christentum und Sozialismus hin zu einer Stellungnahme 
zugunsten des Sozialismus in den sechziger Jahren.108 Die Aktivitä­
ten dieser kleinen Gruppe linker Protestanten und ihr Beitrag zu 
einem positiv veränderten DDR-Bild gehörten ebenfalls zu der 
oben genannten »Entdeckung* der DDR, die ab 1966 unter dem 
Einfluß der Neuen Linken auch in der PvdA stattfand. 

Grundsätzlich strebte die Neue Linke nach der Radikalisierung 
der Sozialdemokratie, nach der Durchbrechung der ,Regentenkul­
tur4 der Partei und einer schärferen politischen Abgrenzung der 
PvdA gegenüber anderen Parteien. Ihr erster Schritt auf diesem 
Weg war die Veröffentlichung der Broschüre Tien over rood An­
fang Oktober 1966, in der auf dem Feld der Außenpolitik mit 
alten Positionen abgerechnet wurde - wenn auch offensichtlich 
ohne große außenpolitische Sachkenntnis. Der Groninger Histori­
ker Doeko Bosscher merkt zu Recht an, daß es sich um nicht mehr 
als „sweeping Statements" handelte und Analyse und Tiefgang 
fehlten.109 Von Bedeutung war aber, daß erstmals in einer politi­
schen Partei, die nicht wie die CPN oder PSP links außen stand, 
die Anerkennung der DDR als Ziel formuliert wurde, übrigens in 
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einem Atemzug mit der Forderung nach Anerkennung des Viet-
cong. Außerdem sollten die Niederlande aus der NATO austreten, 
wenn Portugal Mitglied blieb oder Spanien es werden sollte. Seit 
1966 besuchten Anhänger der Neuen Linken verschiedene Male 
die DDR, und zu welchen Eindrücken solche Besuche führen 
konnten, faßte der Journalist Han Lammers im Juni 1967 im Groe-
ne Amsterdammer so in Worte: „Wir irren uns gründlich, wenn 
wir annehmen, daß man in der DDR nicht von einer Demokratie 
sprechen könnte". Lammers, selber Mitbegründer der Neuen 
Linke, brachte weiterhin seine Hoffnung zum Ausdruck, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung der DDR zeigen werde, „daß soziali­
stische Experimente Erfolg haben können". In den Abschnitten 
über die Berliner Mauer schloß seine Position bemerkenswert eng 
an die offizielle DDR-Sichtweise an: Die Mauer sei eine Staats­
grenze und „deshalb streng bewacht. Ohne diese Bewachung wür­
de sie kein Mensch ernst nehmen. Deshalb auch wird auf Flücht­
linge geschossen."110 Obwohl nicht alle Mitglieder der Neuen 
Linken so unkritisch über die DDR dachten und schrieben, kann 
die Beurteilung Lammers' als charakteristisch für die Empfänglich­
keit für ein positiveres DDR-Bild gelten, das sich in diesen Jahren 
auf dem linken Flügel der PvdA manifestierte. 

Es wäre zu einfach, dies nur mit einem Hinweis auf die SED-
Propaganda zu erklären, mit der Neue Linke bei ihren Besuchen in 
dem ostdeutschen Staat empfangen wurden. Sie verstärkte höch­
stens die Bereitschaft, der DDR positiver gegenüberzutreten. Viel 
wichtiger war die wachsende Kritik an den Denkmustern des 
Kalten Krieges, die bis dahin jede positive Äußerung über den 
Kommunismus tabuisiert hatten. Diese Kritik stellte einen Teil des 
breiteren Widerstands gegen das »Establishment* dar, dem man 
auch in anderen Bereichen das Festhalten an veraltetem Gedanken­
gut der fünfziger Jahre vorwarf. Die »Entdeckung* der DDR war 
damit ein typisches Phänomen der sechziger Jahre. Sie schloß an 
der wachsenden Kritik am »imperialistischen* Westen an, bot die 
Möglichkeit, sozialistische »Alternativen* kennenzulernen und war 
zugleich ein geeignetes Mittel zur Provokation der älteren Genera­
tion. Hinzu kam ein neu auflebendes Interesse am Zweiten Welt­
krieg (siehe Kapitel 9), wodurch der »Antifaschismus* der DDR in 
einem positiven Licht erschien. Dies galt umso mehr im Vergleich 
zur Bundesrepublik, wo ehemalige Nationalsozialisten nicht von 
hohen Ämtern ausgeschlossen geblieben waren, was bei manchen 
Kritikern den Eindruck weckte, daß die westdeutsche Demokratie 
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nicht viel mehr als eine Firnisschicht war. Dieser Eindruck ver­
stärkte sich noch durch den Aufstieg der rechtsextremen NPD in 
der zweiten Hälfte der sechziger Jahre. „Man hatte mehr politi­
sches Vertrauen zu ihnen", so Han Lammers 1995 im Rückblick 
über die damalige ostdeutsche Führung im Vergleich zu manchem 
Westpolitiker, „man hatte das Gefühl, jedenfalls rede ich hier mit 
einem Antifaschisten. Das ist immerhin etwas."111 Daß auch in der 
DDR ehemalige Nationalsozialisten wichtige Funktionen innehat­
ten, wurde kaum wahrgenommen, ebensowenig wie die Tatsache, 
daß viel belastendes Material über westdeutsche Politiker aus Stasi-
Köchern kam und auf vielfältige Weise ,braun* eingefärbt oder 
schlicht gefälscht war. 

Die Sympathie für das „Stiefkind Europas" - so der Titel einer 
1970 erschienen Aufsatzsammlung über die DDR aus Kreisen der 
NCSV112 - muß schließlich auch als ein Ausdruck des Mißtrauens 
gegenüber der Bundesrepublik und den westdeutschen Wieder­
vereinigungsbestrebungen gesehen werden. Während man das 
wachsende deutsche Selbstbewußtsein, das sich auf wirtschaftliche 
Erfolge und ein zunehmendes politisches und militärisches Ge­
wicht stützte, mit Unbehagen und Furcht vor deutscher Domi­
nanz registrierte, galten für die DDR solche Sorgen nicht: Sie war 
der ,underdog', keinesfalls bedrohlich und ebenso wie die Nieder­
lande im Vergleich zur Bundesrepublik der schwächere Staat. Eine 
westliche Anerkennung der DDR und des europäischen Status quo 
sollte die Bundesrepublik zur Anpassung ihrer nationalen Sehn­
süchte zwingen. Geschehe dies nicht, so der Gedankengang im 
Kreis der Neuen Linken, aber auch in der NCSV und den beiden 
linken Splitterparteien PPR und PSP, könne sich ein deutsches 
Machtstreben entfalten, das die europäische Sicherheit bedrohen 
werde. Eine bedingungslose Anerkennung der DDR werde da­
gegen die Annäherung zwischen Ost und West und damit den 
Frieden in Europa fördern. 

Die Anerkennungsbewegung speiste sich denn auch aus ver­
schiedenen Quellen: aus einem gegen den Kalten Krieg gerichteten 
Denken und hohen Erwartungen an die Annäherung von Ost und 
West, aus unreflektierter Sympathie für bestimmte Aspekte des 
DDR-Sozialismus, aus wiedererwachtem Interesse an der Zeit der 
deutschen Besatzungsherrschaft und daraus abgeleiteten anti-west­
deutschen Gefühlen, sowie aus Widerstand gegen das ,Establish-
ment' in der niederländischen Politik. Für die Neue Linke sollte 
vor allem dieser letzte Faktor eine wichtige Rolle spielen. Nach-
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dem deutlich geworden war, daß ihr Angriff auf die niederlän­
dische NATO-Mitgliedschaft in der PvdA erfolglos blieb, entwik-
kelte sich das Streben nach einer bedingungslosen Anerkennung 
der DDR zur Speerspitze progressiver Außenpolitik mit einem 
hohen Symbolwert im Machtkampf um die Erneuerung der Partei. 
Dies wurde in dem Jubel deutlich, mit dem die Delegierten der 
Neuen Linken auf dem PvdA-Parteitag im März 1969 auf die An­
nahme eines Antrags reagierten, in dem für die bedingungslose 
völkerrechtliche Anerkennung der DDR eingetreten wurde. 
Grund für diesen Jubel war weniger die Sympathie für die DDR 
als vielmehr die Freude über den Sieg, den man damit über den 
gemäßigten Parteiflügel errungen hatte. Zwar stand auch dieser 
grundsätzlich einer Anerkennung positiv gegenüber, lehnte aber 
einen niederländischen Alleingang ab, weil dadurch das westliche 
Bündnis, die niederländische Position innerhalb des Bündnisses 
und das Verhältnis zur SPD Schaden genommen hätten. Außerdem 
sei es notwendig, so die gemäßigten Sozialdemokraten unter Füh­
rung des späteren Außenministers Max van der Stoel (1973-1977 
und 1981-1982), daß Moskau (und Ost-Berlin) im Tausch für die 
Anerkennung der DDR einer Berlin-Regelung auf der Grundlage 
der ,three essentials* Kennedys von 1961 zustimme (Sicherung 
freien Zugangs, Anwesenheit der Westalliierten und Lebensfähig­
keit der Stadt).113 Für die politische Willensbildung in Den Haag 
hatte der Sieg der Neuen Linken keine direkten Folgen. Die Frak­
tion der PvdA in der Zweiten Kammer unterstützte mit großer 
Mehrheit die Haltung van der Stoels, und dies sollte sich bis zur 
tatsächlichen Anerkennung der DDR im Januar 1973 auch nicht 
ändern. Nur eine kleine Minderheit trat zwischen 1968 und 1971 
für die chancenlosen Anträge der PSP ein, in denen mit zunehmen­
der Ungeduld die Anerkennung gefordert wurde. 

Die ablehnende Haltung des Parlaments entsprach der öffentli­
chen Meinung, die - wie bereits angedeutet wurde - um 1970 
ebenfalls mehrheitlich gegen eine Anerkennung war. 1969 und 
1970 stellte das NIPO in repräsentativen Umfragen jeweils die 
Frage: „Die Niederlande unterhalten keine diplomatischen Bezie­
hungen zu Ostdeutschland, oder mit anderen Worten: die Nieder­
lande haben die DDR, Ostdeutschland, nicht anerkannt. Finden 
Sie, daß die Niederlande die DDR anerkennen sollten oder nicht?" 
Aufgeteilt nach politischen Vorlieben sahen die Antworten 1969 
wie folgt aus: 
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Tabelle 1: Anerkennung der DDRf (April 1969) in % 

Die DDR 

anerkennen 

nicht 
anerkennen 

keine 
Meinung 

Anmerkung 1: 

KVP PvdA W D ARP CHU D66 Alle 

20 27 21 11 16 36 24 

51 49 66 63 57 54 49 

29 24 13 26 27 10 27 

Anmerkung 2: 

KVP = Katholische Volkspartei (26,5% der Stimmen 
bei Parlamentswahlen 1967); PvdA = Partei der Arbeit 
(23,5%); W D = Volkspartei für Freiheit und Demo­
kratie (konservativ-liberal) (10,7%); ARP = Anti-
Revolutionäre Partei (protestantisch) (9,9%); CHU = 
Christlich-Historische Union (protestantisch) (8,1%); 
D66 = Demokraten 66 (linksliberal) (4,5%). 
In bezug auf die kommunistische CPN (3,6%) und die 
pazifistisch-sozialistische PSP (2,9%) berichtete das 
NIPO nur, daß die Anhänger dieser Parteien mehr­
heitlich für die Anerkennung der DDR waren. 

Quelle: NIPO-Bericht Nr. 1284 

Aus der Tabelle geht hervor, daß sich 1969 beinahe eine absolu­
te Mehrheit gegen die Anerkennung aussprach. Die Zahl der Be­
fürworter betrug nur ungefähr ein Viertel, und dies galt auch für 
diejenigen ohne eigene Meinung. Es fällt auf, daß die Zahl der 
Befürworter unter den PvdA-Anhängern zwar größer war als 
unter den Sympathisanten der christlichen Parteien und der W D , 
aber doch keineswegs so groß, wie man nach dem Ergebnis der 
Abstimmung auf dem Parteitag hätte vermuten können. Sie war 
sogar deutlich geringer als unter den D66-Anhängern. Auffällig ist 
im Gegenteil gerade das hohe Maß an Übereinstimmung zwischen 
den PvdA-Anhängern und dem Durchschnitt aller Parteien. 
Genau ein Jahr später wiederholte das NIPO die Umfrage mit 
folgendem Ergebnis: 
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Tabelle 2: A 

Die DDR 

anerkennen 

nicht 
anerkennen 

keine 
Meinung 

nerkennung der DDR? (April 1970) in % 

KVP 

30 

32 

38 

PvdA 

29 

38 

33 

W D 

33 

45 

22 

ARP CHU 

22 28 

46 35 

32 37 

D66 

50 

25 

25 

Quelle: NIPO-Bericht N 

Alle 

33 

35 

25 

r. 1344 

Obwohl die Zahl der Gegner noch immer etwas größer als die 
der Befürworter war, hatte sich im Laufe eines Jahres eine be­
trächtliche Verschiebung zugunsten der Befürworter einer An­
erkennung ergeben. Erneut fällt auf, daß die Haltung der PvdA-
Anhänger keineswegs in besonderem Maße als ,anerkennungs­
freundlich4 zu charakterisieren ist und daß 1970 sogar unter den 
Anhängern der KVP und der W D die Zahl der Befürworter höher 
war. Überdurchschnittlich viele Befürworter gehörten zum links­
liberalen D66. 

Auch in den christlichen Parteien und der W D war inzwi­
schen die Diskussion über die Anerkennung in Gang gekommen, 
und 1970 gab es einen breiten politischen Konsens, der auch von 
der niederländischen Regierung geteilt wurde: Die Anerkennung 
des ostdeutschen Staates paßte in den Rahmen der Entspannungs­
politik, aber ihre Umsetzung mußte an bestimmte Bedingungen 
gekoppelt werden. Dazu gehörte u.a., daß die Frage der Anerken­
nung den Westen nicht spalten durfte, mit einer Regelung für 
West-Berlin verbunden werden mußte und nicht ohne Überein­
stimmung mit der Bundesrepublik erfolgen konnte. Vor allem die 
letzte Bedingung war wichtig und verwies auf einen älteren und 
ebenfalls breiten Konsens in der niederländischen Meinungsbil­
dung über die deutsche Frage: Im Interesse der westlichen Sicher­
heit und der Fortsetzung der Einbettung der Bundesrepublik in 
den Westen blieb Solidarität mit Bonn ein zentraler Ausgangs­
punkt niederländischer Außenpolitik. Die wachsende Zahl der 
Befürworter einer bedingungslosen Anerkennung der DDR und 
die Diskussion über dieses Thema seit 1966 durchbrachen diesen 
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alten Konsens nicht, zeigten jedoch, daß er am linken Rand brü­
chig geworden war. 

Die neue Ostpolitik 

Mit dem Zustandekommen der sozialliberalen Koalition im 
Herbst 1969 endete die Übergangsphase, in der sich die deutsche 
Ostpolitik seit 1963 befunden hatte. Die parlamentarische Mehr­
heit der Regierung Brandt-Scheel war zwar klein und sollte 1972 
sogar verlorengehen, aber im Gegensatz zu den Jahren 1963-1969 
war sich die Regierung nun in hohem Maße einig über den politi­
schen Kurs. Hatte man in der Großen Koalition hinsichtlich der 
Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze, der endgültigen Aufgabe 
der Hallstein-Doktrin und der Anerkennung der DDR in der 
einen oder anderen Form noch keinen Durchbruch erzielt, so 
machte die kleine Koalition aus SPD und FDP nun mit den alten 
Tabus kurzen Prozeß. Nicht zu Unrecht hat Egon Bahr, der Ar­
chitekt und Bauleiter der ,neuen Ostpolitik*, in seinen Memoiren 
behauptet, daß die Regierung Brandt-Scheel so energisch ans Werk 
gehen konnte, weil die Pläne für diesen ,Wandel durch Annä­
herung* bereits jahrelang durchdacht und vorbereitet worden 
waren.114 Außerdem erwies es sich als günstig, daß die SPD 1966-
1969 mit Außenminister Brandt Erfahrungen gesammelt hatte, auf 
denen man nun in einer Koalition, die wußte, was sie wollte, 
aufbauen konnte. Nach der zögerlich und mühsam verlaufenen 
westdeutschen Anpassung an das Klima internationaler Entspan­
nung unter Erhard und Kiesinger verabschiedete sich die Bundesre­
publik unter der Führung Willy Brandts von der bis dahin vor­
herrschenden Skepsis. Bonn wurde zu einem starken Befürworter 
der Detente. 

Im niederländischen Kabinett war der Tenor nach der Bun­
destagswahl von 1969 und dem Antritt der sozialliberalen Koali­
tion vorsichtig optimistisch. „Aus internationaler Sicht und na­
mentlich in bezug auf die europäische Integration muß eine Kanz­
lerschaft Brandts positiv beurteilt werden", stellte Außenstaats­
sekretär de Koster Anfang Oktober 1969 fest. Zugleich erinnerte 
er daran, daß Brandt als Außenminister in seiner Ostpolitik „viel­
leicht etwas zu weit" gegangen sei, aber man könne erwarten, daß 
er als Kanzler „einen gemäßigteren Kurs einschlagen wird".115 

Einige Wochen später teilte Minister Luns seinen Kabinettskolle-
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gen mit, daß er mit den Abschnitten über die Ostpolitik in 
Brandts Regierungserklärung „völlig übereinstimmt". Er fügte 
allerdings, „ohne an den Vertrag von Rapallo erinnern zu wollen", 
hinzu, „daß eine stärkere Bindung Westdeutschlands an Westeu­
ropa nützlich sein würde".116 In vergleichbarer Weise reagierte der 
niederländische Botschafter in Bonn, de Beus, der einerseits nicht 
bezweifelte, daß Brandt seine Politik der Annäherung nur auf der 
Grundlage einer starken Westbindung führen könne und wolle. 
Andererseits schloß er nicht aus, daß der neue Bundeskanzler 
durch seine eigene Parteibasis zu einer aktiveren Annäherungs­
politik getrieben werde und dadurch „einmal weiter gehen könnte, 
als anderen NATO-Ländern lieb ist".117 

Nüchtern und verhalten optimistisch - mit diesen Begriffen 
kann man die niederländische Haltung auf der Regierungsebene 
beim Amtsantritt der sozialliberalen Koalition umschreiben. Da­
von zeugt auch eine Aufzeichnung des Außenministeriums, die im 
Januar 1970 vielen niederländischen Botschaften zuging und als of­
fizieller Standpunkt des Ministeriums betrachtet werden kann. 
Diesem Bericht zufolge erwartete man keine wesentliche Verände­
rung der deutschen Osteuropapolitik, wohl aber deren „energi­
schere und konsequentere" Ausführung. Ohne eine Spur des Miß­
trauens gegenüber den deutschen Absichten wurde festgestellt, daß 
die Bundesrepublik nun stärker als vorher selbst die Initiative 
ergreifen werde und offensichtlich verhindern wolle, daß amerika­
nisch-russische Verhandlungen über eine Regelung der deutschen 
Frage „zu bestimmend" würden. Nüchternheit prägte auch die 
Wahrnehmung des Hintergrunds der Annäherungspolitik Brandts 
in Richtung Moskau. Ohne daß Begriffe wie »deutscher Allein­
gang* oder ,Rapallo* auftauchten, stellte man sachlich fest, daß die 
Schaffung von Gesprächsmöglichkeiten mit Ost-Berlin mit dem 
Ziel einer Lockerung der deutsch-deutschen Grenze die eigentliche 
Triebfeder sei.118 

Die wohlwollende Haltung Den Haags gegenüber der deut­
schen Ostpolitik zeigte sich nicht nur hinter verschlossenen Tü­
ren. Ebenso wie zu Zeiten der Großen Koalition warb Den Haag 
in dieser frühen Phase der Regierung Brandt bei mittel- und ost­
europäischen Regierungen um Vertrauen in die Bonner Politik. 
Nach Ansicht der Niederlande, so der Generaldirektor der Politi­
schen Abteilung, de Ranitz, Ende November 1969 im Rahmen 
niederländisch-ungarischer Konsultationen, sei es „wichtig, daß 
man allenthalben der neuen westdeutschen Regierung durch eine 
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positive Einstellung helfe". Den Staaten des Warschauer Paktes 
müsse klar sein, daß eine Fortsetzung ihrer negativen Politik ge­
genüber Bonn lediglich zur Stärkung der nationalistischen Kräfte 
in der Bundesrepublik führen und die Regierung Brandts in Gefahr 
bringen könne.119 Ganz ähnliche Töne konnte man im Januar 1970 
in Moskau von dem niederländischen Botschafter in der Sowjet­
union, Beelaerts van Blokland, hören. Beelaerts, der persönlich zu 
einem kritischen Beobachter der Ostpolitik werden sollte, über­
brachte im sowjetischen Außenministerium die Botschaft, daß 
Den Haag „enttäuscht und sogar beunruhigt" sei, weil die Bemü­
hungen der neuen deutschen Regierung in Osteuropa „nicht auf 
die Anerkennung und Reaktion" stießen, die sie verdienten.120 

Auch in diplomatischen Beratungen mit NATO-Partnern trat Den 
Haag für Bonn ein. Als Anfang Juni 1970 der kanadische Bot­
schafter in Den Haag in einem Gespräch mit dem Chef der Euro­
paabteilung, Reinink, das kanadische Unbehagen über die Politik 
Brandts zum Ausdruck brachte, wurde ihm entgegnet, daß die 
Niederlande Bonn unterstützten. Natürlich habe auch Den Haag 
Fragen und vielleicht sogar einige Zweifel bei bestimmten Aspek­
ten der Ostpolitik, aber zu Mißtrauen hinsichtlich der deutschen 
Absichten gebe es keinen Anlaß, weil Bonn mit Washington, 
London und Paris in intensivem Kontakt über seine Osteuropa­
politik stehe, so Reinink. Mit Nachdruck wollte Den Haag verhin­
dern, daß durch ein „Sperrfeuer" von Fragen anderer Partner an 
die Bundesrepublik der Eindruck entstand, daß „die Bündnispart­
ner ihrer Politik nicht vertrauten".121 Mit anderen Worten: In Den 
Haag ging man davon aus, daß möglicherweise unerwünschte 
Elemente der Ostpolitik schon durch Washington, London und 
Paris korrigiert werden würden, während die anderen Partner sich 
eher wohlwollend verhalten sollten. Dies werde der Geschlossen­
heit des Westens zugute kommen und sei psychologisch von Be­
deutung, weil man so den Deutschen zeige, daß das westliche 
Bündnis sie bei der Verfolgung ihrer nationalen Interessen unter­
stütze. 

Die wohlwollende niederländische Haltung gegenüber der Ost­
politik geriet im Laufe des Jahres 1970 durch die Energie unter 
Druck, mit der die Bundesrepublik ihre Politik der Annäherung 
betrieb. Ging Bonn nicht doch zu weit? Gab die Bundesrepublik 
nicht zu schnell alte Positionen auf, ohne dafür adäquate Gegenlei­
stungen Moskaus zu erhalten? Drohte dadurch nicht eine Schwä­
chung des Westens? Über diese Fragen kam es im Frühjahr 1970 zu 
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einer Debatte zwischen niederländischen Diplomaten, die die ge­
samte Bandbreite der Haager Meinungsbildung über die Ostpolitik 
beleuchtet und deshalb im folgenden kurz zusammengefaßt wird. 

Angestoßen wurde diese Diskussion durch eine ausführliche 
Analyse Han Boons, seit 1961 Ständiger Vertreter bei der NATO 
und davor Generalsekretär im Außenministerium. In seiner positi­
ven Betrachtung der Ostpolitik stellte Boon im Mai 1970 ohne 
Bedenken fest, daß die Bundesrepublik „jetzt größtenteils den 
Rhythmus der Entspannungspolitik des Bündnisses" bestimme. 
Die zentrale Frage, die er dabei stellte - können die im Augenblick 
verhandelten deutschen Konzessionen zu einer Schwächung des 
Westens führen? - wurde verneint: Die bevorstehende Anerken­
nung der Oder-Neiße-Grenze und der Nachkriegsgrenzen im 
allgemeinen, die Bereitschaft zur Abgabe von Nichtangriffserklä-
rungen und die zu erwartende Anerkennung der DDR betrafen 
allesamt Konzessionen, die dem Westen keine Nachteile brachten. 
Im Gegenteil, der Westen habe die alten deutschen Standpunkte in 
diesen Fragen stets „größtenteils im Interesse der Bundesrepublik" 
unterstützt und könne sie daher nun problemlos aufgeben. In der 
Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze sah Boon für den Westen 
kein Opfer, während eine Formalisierung der Trennung der bei­
den deutschen Staaten im Westen „ein Gefühl der Erleichterung" 
hervorrufen und lediglich zu einer Klärung des bestehenden Ver­
hältnisses führen werde. Boon widerlegte auch die Ansicht, daß 
„Brandt ein besseres Verhältnis zum Osten auf Kosten des Atlanti­
schen Bündnisses erkaufen und seine Politik am Ende zu einem 
neuen Rapallo führen würde". Schließlich sei Brandt klar, daß der 
„Rückhalt der Allianz unentbehrlich" für einen erfolgreichen 
Verlauf seiner Politik der Annäherung sei. Außerdem sei in kei­
nem einzigen westeuropäischen Land das „Sicherheitstrauma" so 
ausgeprägt wie in der Bundesrepublik, und auch Brandt könne und 
wolle die alte Priorität der Sicherheit gegenüber der Wiederver­
einigung nicht umkehren. So kam Boon zu der Schlußfolgerung, 
daß man an der westdeutschen Loyalität gegenüber der N A T O 
nicht zweifeln und „eine gefährliche deutsche Eskapade auf dem 
Gebiet der Sicherheit" befürchten müsse.122 

Sein Kollege van Vredenburch, nach dem Ende seiner Zeit als 
Botschafter in Bonn 1962 zum niederländischen Gesandten in 
Italien ernannt, reagierte mit einer äußerst kritischen Darlegung 
auf Boons beruhigende und positive Beurteilung. Während seiner 
Jahre in der Bundesrepublik (1958-1962) war van Vredenburch 
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selbst noch für eine deutsche Nichtangriffserklärung gegenüber 
Osteuropa und für deutsche Zugeständnisse bei der Oder-Neiße-
Grenze eingetreten (siehe Kapitel 3), aber nun kritisierte er die 
Geschwindigkeit, mit der die Bundesrepublik alte Positionen 
aufgab ohne dafür von der Sowjetunion etwas zurückzubekom­
men. „Warum alles auf einmal?", so ein skeptischer van Vreden-
burch, der dafür plädierte, erst die Verhandlungen zwischen Mos­
kau und Washington über eine Begrenzung der strategischen Waf­
fen (SALT) und eine Regelung für Berlin abzuwarten. „Jeder ver­
nünftige Mensch wird eine echte Reduzierung der Spannung von 
Herzen wünschen. Aber nicht jeder vernünftige Mensch wird 
davon überzeugt sein, daß die Fütterung des Krokodils der beste 
Weg ist, um dieses Ziel zu erreichen. Und ich kann mich des Ein­
drucks nicht erwehren, daß der Westen im allgemeinen und die 
Bundesrepublik im besonderen diesen Weg eingeschlagen haben." 
Van Vredenburch ging in seiner Besorgnis und seinem Mißtrauen 
nicht so weit, Brandt einer „doppeldeutigen Politik" zu beschuldi­
gen, aber die Grenze zwischen „zweiseitig und doppeldeutig" sei in 
der Politik nicht scharf zu ziehen, und „wer könnte garantieren, 
daß seine Nachfolger ebenso geradlinig sein werden?" Van Vreden­
burch begrüßte es denn auch keineswegs, daß die Bundesrepublik 
der Entspannungspolitik des Bündnisses so massiv ihren Stempel 
aufdrückte und hätte es lieber gesehen, wenn Washington, London 
oder Paris das Tempo bestimmen würden. Von der Bonner Politik 
werde nur die Sowjetunion profitieren - mit der Folge einer un­
vermeidlichen Schwächung der NATO.123 

Als dritter und letzter beteiligte sich der Bonner Botschafter de 
Beus an der Diskussion und nahm eine abwägende Haltung zwi­
schen Boons zustimmenden und van Vredenburchs kritischen 
Betrachtungen ein. Zwar war er der Meinung, daß die Preisgabe 
der alten westdeutschen Positionen eine Stärkung der DDR zur 
Folge haben werde, aber dies brauche nicht zu einer Schwächung 
des Westens zu führen. Potentielle Gefahren drohten dagegen 
schon. Auch im Zeitalter der Entspannung, so der Botschafter, 
seien die russischen Zielsetzungen unverändert auf eine Schwä­
chung der atlantischen Bindung, auf den Abzug der amerikani­
schen Streitkräfte aus Europa und die Entpolitisierung der EWG 
gerichtet. Es sei nicht unvorstellbar, daß die deutsche Ostpolitik 
die Sowjetunion diesen Zielen näher bringen werde, umso mehr, 
da einflußreiche Personen in der Umgebung Brandts (u.a. Egon 
Bahr) mit ihren Ideen zu einer europäischen Friedensordnung der 
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Sowjetunion in die Hand spielen könnten. Relativierend fügte er 
aber hinzu, daß er noch keine Hinweise sehe, daß die Bundes­
regierung oder auch nur die SPD geneigt seien, die atlantische und 
westeuropäische Zusammenarbeit bewußt zu schwächen. Er kam 
zu dem Schluß: „Solange dies nicht der Fall ist, meine ich, daß 
man dem Bundeskanzler, der sich als guter Europäer erwiesen hat, 
den ,benefit of the doubt* einräumen muß; außerdem bin ich der 
Meinung, daß die Vorteile einer eventuellen Entspannung in Euro­
pa die genannten Nachteile überwiegen können ...". Sicher sei 
dieses positive Ergebnis allerdings nicht, deshalb müsse an die 
potentielle Bedrohung, die die deutsch-russische Annäherung für 
den Westen bringen könne, im Auge behalten.124 Damit meinte de 
Beus nicht die Gefahr eines neuen ,Rapallo* oder gar eine Neu­
auflage des Molotow-Ribbentrop-Paktes von 1939. Solche Ver­
gleiche, so der Botschafter, „hinken nun einmal". Aber ebenso wie 
van Vredenburch befürchtete er, daß die deutsch-russische Norma­
lisierung westlichen Interessen schaden könnte. Um dieser Gefahr 
vorzubeugen, schien es dem Botschafter im August 1970 aus nie­
derländischer und westlicher Perspektive „dringender als je zu­
vor", Großbritannien und andere Kandidaten so rasch wie möglich 
in die EWG aufzunehmen und den Integrationsprozeß zu be­
schleunigen. Gleichzeitig müsse „das Äußerste" getan werden, „um 
eine Schwächung des amerikanischen politischen und militärischen 
Engagements in Europa zu verhindern" und „die Bundesrepublik 
im westlichen Lager zu halten. Gelingt uns dies nicht, dann ist die 
Finnlandisierung Europas keine eingebildete Gefahr."125 

Die verklausulierte Zustimmung de Beus' war repräsentativ für 
die Haager Auffassungen zur Ostpolitik, wie sie sich im Laufe des 
Jahres 1970 herauskristallisierten. Die zunächst positive Haltung 
der Anfangsphase, die in der Analyse Boons ihre Fortsetzung 
gefunden hatte, war nicht gewichen, aber es hatte sich ein Element 
der Besorgnis hinzugefügt. Diese Sorge, sehr prononciert bei van 
Vredenburch spürbar, bestand darin, daß die deutsche Entspan­
nungspolitik ungewollt zu einer Stärkung des sowjetischen Ein­
flusses in Westeuropa führen könnte. Diese Ambivalenz schloß 
ein, daß man einerseits die Politik Brandts mit Sympathie und 
Respekt begleitete und seinen Mut zur Anerkennung des europäi­
schen Status quo sowie seinen Willen zur Versöhnung pries.126 

Andererseits stellte sich wiederholt die Frage, ob - und so formu­
lierte man es im November 1970 in der Europadirektion des Au­
ßenministeriums - die Bundesregierung mit ihrem Beitrag zur Ent-
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Spannung „die Kräfte, die sie, zweifellos mit den besten Absichten, 
gerufen hat, auch im Zaum halten kann".127 Die Ostpolitik könne 
eine eigene und ungewollte Dynamik entwickeln, mit nachteiligen 
Folgen für den Zusammenhalt des Bündnisses und die Europäische 
Gemeinschaft. Es war bezeichnend für diese ambivalente Einschät­
zung, daß sie sich in erster Linie auf Mißtrauen gegenüber der 
Sowjetunion gründete, während die deutschen Absichten nicht in 
Zweifel gezogen wurden. Unter der Oberfläche der niederlän­
dischen Zustimmung zur deutschen Entspannungspolitik verbarg 
sich eine tiefe Skepsis, ob eine tatsächlich verbesserte Beziehung 
zwischen Ost und West möglich war. „Über einen zeitlich befriste­
ten Waffenstillstand kommt man bei den Sowjets nie hinaus", 
berichtete Botschafter Beelaerts im Sommer 1970 aus Moskau.128 

Dies war zweifellos eine zugespitzte Formulierung eines besonders 
kritischen Beobachters, aber Beelaerts brachte damit zum Aus­
druck, was man bis in höchste politische Kreise hinein dachte. 

Dies illustriert besonders deutlich die Kabinettsdiskussion über 
den deutsch-sowjetischen Vertrag vom 12. August 1970, der die 
Annäherung zwischen Bonn und Moskau besiegelte. Durch diesen 
Vertrag erhielt die Sowjetunion, wonach sie seit den fünfziger 
Jahren gestrebt hatte: die Anerkennung des europäischen Status 
quo und das deutsche Versprechen, die Verhältnisse nur auf friedli­
chem Wege ändern zu wollen. Für die Bundesrepublik brachte der 
Vertrag vor allem eine Erweiterung des diplomatischen Spielraums 
mit sich, weil die Tür zu anderen ost- und mitteleuropäischen 
Hauptstädten geöffnet wurde, vor allem zu Ost-Berlin.129 Einen 
Tag nach der Unterzeichnung des Vertrages lobte Staatssekretär de 
Koster im Kabinett dies als eine „wichtige und erfreuliche Ent­
wicklung". Allerdings fügte er direkt hinzu, daß manche im We­
sten fürchteten, daß durch diese Öffnung zum Osten die Bindung 
zwischen Westdeutschland und dem Westen schwächer werden 
könnte.130 Eine Woche später diskutierte das Kabinett ausführ­
licher über den Vertrag, und nun war der Tenor kritischer. Zwar 
hielt de Koster „einen gemäßigten Optimismus ... für nicht unge­
rechtfertigt", weil die Möglichkeit zur Entspannung geschaffen 
worden war, aber es sei die Frage, ob die Sowjetunion tatsächlich 
dazu bereit sei. Sei dies nicht der Fall, halte er die Wahrscheinlich­
keit für groß, daß das jüngste Abkommen „in der Geschichte mit 
dem Vertrag von Rapallo und dem deutsch-russischen Nichtan­
griffspakt von 1939 verglichen wird".131 Ministerpräsident de Jong 
schien in dieselbe Richtung zu denken, als er nicht ohne Verdruß 
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bemerkte, Westdeutschland habe einen Vertrag geschlossen „ohne 
Beratung mit den Verbündeten". Offensichtlich war seine Akten­
kenntnis in dieser Sache ebenso gering wie de Kosters Fähigkeit zu 
passenden historischen Vergleichen, denn die Intensität der Kon­
takte und Beratungen innerhalb des Bündnisses rechtfertigte kei­
nesfalls die Annahme von einem deutschen Alleingang. Die Kom­
mentare de Kosters und de Jongs kennzeichnen die ambivalente 
Haltung des Kabinetts, die u.a. auf dem Bewußtsein beruhte, daß 
sich durch den Vertrag der politische Schwerpunkt Westeuropas 
nach Bonn verschoben hatte. Außerdem fürchtete man, daß der 
Vertrag Wasser auf die Mühlen der Isolationisten in den USA sein 
werde. Der erste Aspekt lieferte nach Ansicht von Ministerprä­
sident de Jong ein zusätzliches Argument für den niederländischen 
Standpunkt, daß Großbritannien nun so schnell wie möglich 
Mitglied der EWG werden müsse. Der zweite Punkt bezog sich 
vor allem auf die Gefahr eines amerikanischen Truppenrückzugs 
aus Europa mit allen möglichen nachteiligen Folgen für die ameri­
kanische Sicherheitsgarantie.132 

Diese Furcht vor einem Rückgang des amerikanischen Engage­
ments in Fragen der europäischen Sicherheit teilte auch Minister 
Luns. In einem Gespräch mit dem amerikanischen Botschafter in 
Den Haag äußerte er sich zwar positiv über den deutsch-sowjeti­
schen Vertrag, führte aber zugleich mit Nachdruck aus, daß die 
Stationierung amerikanischer Truppen in Deutschland auf unbe­
stimmte Zeit notwendig bleiben werde. Luns bezog sich dabei 
weniger auf die Gefahr, daß Deutschland sonst in östliche Rich­
tung abdriften könnte. Ihm ging es um die Verhinderung eines zu 
großen Ungleichgewichts der Kräfte zwischen Ost und West zu­
gunsten des Warschauer Paktes, das seiner Meinung nach die So­
wjetunion „praktisch sicher" dazu bringen werde, zu ihrer „Politik 
der Einschüchterung und vielleicht des Machtmißbrauchs" zurück­
zukehren.133 

Eine derartige Unsicherheit hinsichtlich der Folgen der Ent­
spannungspolitik war bezeichnend für die interne Haager Diskus­
sion über den deutsch-russischen Vertrag vom August 1970. Ver­
ständlicherweise konnte dagegen von einem vergleichbaren Unbe­
hagen in der Beurteilung der deutschen Annäherung an Polen 
keine Rede sein. Der deutsch-polnische Vertrag vom Dezember 
1970, in dem die Bundesrepublik auf territoriale Ansprüche ver­
zichtete und so die Oder-Neiße-Grenze anerkannte, barg schließ­
lich keines der Risiken, die sich aus den deutsch-russischen Bezie-
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hungen ergeben konnten. Außerdem vertrat Den Haag bereits seit 
einigen Jahren den Standpunkt, daß die polnische Westgrenze eine 
Realität sei, die auch die Bundesrepublik zu akzeptieren habe. Der 
Inhalt des Vertrages wurde auf niederländischer Seite denn auch 
positiv gewürdigt, wobei man besonders dessen versöhnenden 
Charakter und das deutsche Schuldbewußtsein hervorhob.134 In 
einer offiziellen Erklärung des Ministeriums wurde diese Unter­
stützung auch öffentlich gemacht, in der Den Haag „den wertvol­
len Beitrag" zur Entspannung in Europa lobte, den Polen und die 
Bundesrepublik mit diesem Vertrag geliefert hätten.135 

Da die Bundesrepublik das Inkrafttreten der Verträge von einer 
Vier-Mächte-Regelung über Berlin abhängig gemacht hatte - eine 
Bedingung, die die Verflechtung der westlichen Entspannungs­
politik erkennen läßt -, konnte der Ratifizierungsprozeß erst nach 
dem Abschluß des Berlin-Abkommens vom September 1970 begin­
nen. Inzwischen war es aber unsicher geworden, ob im Bundestag 
noch eine Mehrheit für die Verträge zu bekommen sein würde. 
Die CDU/CSU leistete erbitterten Widerstand, und die parlamen­
tarische Mehrheit der Regierung Brandt-Scheel war im Frühjahr 
1972 durch Überläufer zur Opposition abgebröckelt. Obwohl die 
Meinungsbildung innerhalb der Opposition differenzierter verlief, 
als ihre oft scharfe Polemik gegen die Ostpolitik vermuten ließ, 
entstand in dieser Zeit der Eindruck, daß die Bundesrepublik in 
einen Pro- und einen Anti-Entspannungs-Block gespalten war. Im 
April 1972 schien es, als ob die Opposition mit Erfolg ein kon­
struktives Mißtrauensvotum einbringen konnte, das zum Sturz 
von Bundeskanzler Brandt und zur Wahl von Oppositionsführer 
Barzel zu dessen Nachfolger geführt hätte. Barzel verfehlte knapp 
die absolute Mehrheit, aber am nächsten Tag lehnte der Bundestag 
den Kanzlerhaushalt mit 247 gegen 247 Stimmen ab; damit war 
endgültig deutlich geworden, daß die Bundesregierung nicht länger 
über eine parlamentarische Mehrheit verfügte. Nachdem Regie­
rung und Opposition sich auf eine Erklärung geeinigt hatten, der 
zufolge die Ostverträge „keine Rechtsgrundlage" für die bestehen­
den Grenzen enthielten und es nur um einen Modus vivendi ging, 
wurden sie im Mai 1972 mit 248 Ja-Stimmen, 10 Nein-Stimmen 
und 238 Enthaltungen doch noch ratifiziert.136 Die parlamentari­
sche Patt-Situation wurde im November dieses Jahres beendet: Bei 
der vorgezogenen Bundestagswahl honorerten die Wähler die 
Annäherungspolitik Brandts mit einem großen Sieg der SPD. 
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Im Frühjahr 1972, das für die Ostpolitik so spannend verlief, 
ergriff Den Haag nachdrücklich Partei für die Regierung Brandt 
und gegen die christdemokratische Opposition. Dies belegt ein­
deutig ein Gespräch zwischen Luns* Nachfolger als Außenminister 
Norbert Schmelzer (KVP) und dem CDU-Abgeordneten Birren-
bach im März 1972 in Den Haag. Die Reise Birrenbachs nach Den 
Haag war Teil einer breiteren Initiative der CDU/CSU, mit der 
bei den Bündnispartnern um Verständnis für die christdemokrati­
schen Bedenken gegen die Verträge geworben werden sollte, aber 
Birrenbach hatte damit in Den Haag wenig Erfolg. Schmelzer, der 
der Entspannung positiver gegenüberstand als sein Vorgänger, ließ 
seinen christdemokratischen Parteifreund wissen, daß die nieder­
ländische Regierung bei einem Scheitern der Ratifizierung der 
Verträge „selbstverständlich auch öffentlich ihr großes Bedauern 
bekannt machen (werde)". Birrenbach bekam von Schmelzer sogar 
zu hören, daß ein solches Scheitern im Bundestag „von weniger 
günstigem Einfluß auf die Beziehungen zwischen unseren beiden 
Ländern" sein würde.137 Was Schmelzer damit meinte, geht aus 
dem Protokoll des Gesprächs nicht hervor. Möglicherweise erwar­
tete er politisch-psychologisch negative Konsequenzen im bilatera­
len Verhältnis, wenn in den Niederlanden das Bild entstünde, daß 
die Bundesrepublik sich weiterhin der Akzeptanz der Nachkriegs­
realität widersetzte und damit die Entspannung blockierte. Denk­
bar ist auch, daß Schmelzer seinen Parteifreund darauf hinwies, 
daß die niederländische Regierung bei einem Ausbleiben der Rati­
fizierung der Verträge unter starken innenpolitischen Druck gera­
ten werde, die DDR anzuerkennen. Bis dahin hatten die Nieder­
lande ebenso wie die anderen Bündnispartner nicht zur Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen mit der DDR übergehen wollen, um 
die Verhandlungsposition der Bundesregierung in den Gesprächen 
mit Moskau, Warschau und Ost-Berlin nicht zu schwächen. Die 
PvdA hatte aber bereits wissen lassen, daß die Zeit der Solidarität 
mit der Bundesrepublik im Fall einer Ablehnung der Verträge im 
Bundestag zu Ende gehen werde. Ob die niederländische Regie­
rung dem zu erwartenden wachsenden Druck nachgegeben hätte, 
darf man übrigens bezweifeln: Angesichts der großen Bedeutung, 
die Den Haag der Solidarität mit Bonn beimaß, hätte man einen 
solchen Schritt wahrscheinlich nicht so rasch getan. Was immer 
auch Schmelzer gemeint haben mag - seine Bemerkungen machen 
deutlich, wie sehr die Regierung im Frühjahr 1972 auf einen Erfolg 
der sozialliberalen Ostpolitik hoffte. Kurz nach dem Besuch Bir-
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renbachs in Den Haag ging sie sogar noch einen Schritt weiter, 
indem sie sich öffentlich für die Verträge aussprach, worauf man 
in dem CSU-Organ Bayernkurier mit dem bissigen Hinweis rea­
gierte, daß „es kein Maßstab für die Beurteilung der Ostpolitik 
sein (kann), wenn etwa der niederländische Regierungschef ,von 
ganzem Herzen* hofft, daß die Verträge in Bonn eine Mehrheit 
finden".138 

Vergleicht man diese nachdrückliche niederländische Unter­
stützung von 1972 mit der vorsichtigeren Haltung zwei Jahre 
zuvor, dann wird deutlich, daß die potentiellen Gefahren der 
Entspannungspolitik für Den Haag inzwischen viel an Gewicht 
verloren hatten. Die Angst vor einer Schwächung des Westens 
hatte sich als unbegründet erwiesen, und die Frage der westlichen 
Loyalität der Bundesrepublik hatte keinen Anlaß zur Sorge gege­
ben. Außerdem lag inzwischen ein zufriedenstellendes Vier-
Mächte-Abkommen über die Stellung Berlins vor (1971), dessen 
Zustandekommen deutlich gemacht hatte, daß sich die Bundes­
republik und die drei Westmächte in den Ost-West-Beziehungen 
von Moskau nicht gegeneinander ausspielen ließen. Sollten die 
Verträge nun nicht in Kraft treten, drohte „ein sehr unangenehmer 
Rückschlag" im Ost-West-Verhältnis, prophezeite der Chef der 
Europaabteilung Reinink im März 1972.139 Hinzu kam, daß die 
Regierung Biesheuvel mit Schmelzer als Außenminister (1971-
1972) der Entspannung positiver gegenüberstand als das Kabinett 
de Jong (1967-1971). Schließlich ist es von Bedeutung, daß man in 
Den Haag fürchtete, die Bundesrepublik könne bei einer ausblei­
benden Ratifizierung innerhalb des westlichen Bündnisses in die 
Isolierung geraten, mit unvorhersehbaren Folgen für die deutsche 
Politik und die Einheit des Bündnisses. 

Zusammenfassend kann man die niederländische Haltung ge­
genüber der deutschen Ostpolitik in den frühen siebziger Jahren 
wie folgt skizzieren. Nachdem die Niederlande sich in der zweiten 
Hälfte der sechziger Jahre allmählich dem Streben nach Detente 
angeschlossen hatten, unterstützten sie anfänglich die deutsche 
Politik der Annäherung. Das unverminderte Mißtrauen gegenüber 
der Sowjetunion führte aber zu der beunruhigenden Erkenntnis, 
daß diese Politik letztendlich mehr im sowjetrussischen als im 
westlichen Interesse liegen könnte. Daß die Bundesregierung die 
Verankerung im Westen aufs Spiel setzten wollte, wurde hinter 
den Haager Kulissen beinahe durchgängig bestritten, aber es fällt 
auf, daß die Frage nach der Bündnistreue Westdeutschlands den-
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noch fortwährend gestellt wurde. Dies führt zu der Schlußfol­
gerung, daß es offenbar doch eine latente Ungewißheit in dieser 
Hinsicht gab. Dies kam auch zum Ausdruck in der wiederholten 
öffentlichen Unterstützung der Ostpolitik durch Den Haag, die 
stets von neuem mit dem Hinweis verbunden wurde - als ob es um 
eine Beschwörungsformel ging -, daß die Bundesrepublik sich 
genauso verhielt, wie der Westen es erwartete.140 „Holland vertraut 
Bonn", schrieb die Bild-Zeitung im August 1971, nachdem der neue 
Außenminister Norbert Schmelzer sich öffentlich von einem in 
die Presse geratenen kritischen Bericht über die Entspannungs­
politik des niederländischen Botschafters in Moskau distanziert 
hatte.141 Damit hatte die Bild-Zeitung sicherlich recht: Das nieder­
ländische Mißtrauen richtete sich gegen Moskau und nicht gegen 
Bonn. Infolgedessen hielt man es in Den Haag aber nicht für ausge­
schlossen, daß die deutsche Politik eines Tages für die Sogkraft der 
Sowjetunion empfänglich werden könnte. Um diese Gefahr mög­
lichst gering zu halten, war es im vitalen westlichen Interesse, daß 
die Bundesrepublik ihre Ostpolitik auf der Grundlage einer unver­
minderten Verankerung in der westlichen Gemeinschaft führte, 
und daß diese Politik in eine allgemeinere westliche Entspannungs­
politik eingebettet war. Erforderlich war außerdem die Verstär­
kung der europäischen Integration und Wachsamkeit gegenüber 
einem Nachlassen der atlantischen Sicherheitsbindung. Vor allem 
die Geschwindigkeit der Ostpolitik im Laufe des Jahres 1970 
schien diese Notwendigkeiten zu bestätigen. Der Verlauf der An­
näherungspolitik in der darauf folgenden Phase verringerte aber 
die Angst vor den potentiellen Gefahren, und so war Den Haag 
1972 ein nachdrücklicher Befürworter der Verträge mit Moskau 
und Warschau. Als der Bundestag im Mai dieses Jahres die Ver­
träge ratifizierte, teilte das Außenministerium dann auch mit, 
hiervon „mit großer Befriedigung" Kenntnis genommen zu 
haben.142 In großen Teilen der Tagespresse äußerte man sich eben­
falls positiv über die sozialliberale Politik gegenüber Osteuropa. 
Dies überrascht nicht, denn Algemeen Handelsblad, NRC, de 
Volkskranty Trouw und - in geringerem Maße - Het Parool hatten 
die Entspannungspolitik der Großen Koalition als halbherzig und 
zu langsam kritisiert. Deswegen sympathisierten diese Blätter in 
den frühen siebziger Jahren beinahe selbstverständlich mit der 
Politik Brandts, die, wie es im Algemeen Handelsblad im August 
1970 formuliert wurde, „endlich ernst macht mit der Wirklich­
keit".143 Angst vor einem deutschen Alleingang hatte man dabei 
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nicht, weil Brandt „mit beiden Beinen fest in der NATO und der 
EWG" stand, wie de Volkskrant schrieb.144 Diese positive Haltung 
gegenüber der sozialliberalen Politik brachte allerdings eine schar­
fe Verurteilung des christdemokratischen Widerstands mit sich. 
Die Unterstellung der CDU/CSU, die Regierung Brandt ver­
schleudere mit der Anerkennung der Nachkriegsrealität nationale 
Interessen, unterschied sich dem liberalen NRCHandelsblad zufol­
ge „manchmal kaum von der Dolchstoßlegende, die in der Weima­
rer Republik geschaffen worden ist".145 Die Trouw befürchtete, daß 
die Christdemokraten die deutsch-polnische Aussöhnung torpedie­
ren würden und warf der CDU/CSU darum eine „schändliche 
Haltung" vor.146 Nicht viel anders urteilte Volkskrant-Korrespon-
dent Jan Luvten, der die Position der CDU/CSU mit der Politik 
der fünfziger Jahre verglich: Ablehnung des Status quo und War­
ten auf die deutsche Einheit.147 Dabei sei es nun gerade das Positive 
an der Politik Brandts, daß die Bundesrepublik mit dieser Vergan­
genheit breche, bereit sei, die geographischen Folgen des Zweiten 
Weltkriegs zu akzeptieren und symbolische Gesten der Versöh­
nung unternehme. Gerade dadurch erhalte die Bundesrepublik 
zurück, „was durch den Zweiten Weltkrieg hinweggefegt worden 
ist", schrieb de Volkskrant im November 1970: „moralisches Anse­
hen in der Welt." 

Der einzige Faktor der Unsicherheit bei all diesen positiven 
Bewertungen blieb die Antwort auf die Frage nach den tatsächli­
chen Absichten Moskaus. Ebenso wie im Außenministerium und 
auf der politischen Ebene mißtraute man in den genannten Zeitun­
gen der Sowjetunion, was immer wieder zu Mahnungen zu Behut­
samkeit und Vorsicht führte. Während in diplomatischen Kreisen 
und im Kabinett 1970 mehrmals die Frage aufkam, ob Brandt mit 
seinem Vorgehen die Grenzen einer behutsamen Politik nicht 
überschreite, wurde dies in den genannten Blättern offenbar nicht 
so gesehen, denn Äußerungen der Beunruhigung über mögliche 
schädliche Folgen der Ostpolitik für den Westen finden sich kaum. 

Auf der konservativen Seite der Medienlandschaft (im Telegraaf 
und dem Wochenmagazin Elsevier) war dies anders. Hier domi­
nierten Kritik und Besorgnis, und es klang eine Meinung durch, 
die den bereits dargelegten Vorstellungen der Botschafter van 
Vredenburch aus Rom und Beelaerts aus Moskau vergleichbar war: 
Die Bundesregierung gehe in ihrer Annäherung an Osteuropa zu 
weit, und die Ostpolitik werde beinahe unvermeidlich zu einem 
größeren russischen Einfluß in Europa führen. Sarkastisch gratu-
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lierte der Telegraaf der russischen Regierung, daß sie mit so wenig 
Zugeständnissen die Westdeutschen zur Unterzeichnung des Mos­
kauer Vertrages gebracht hatte.148 Angesichts einer solchen Hal­
tung überrascht es nicht, daß sich Elsevier und Telegraaf in hohem 
Maße mit den Positionen der CDU/CSU identifizierten. Nicht 
den Christdemokraten, sondern SPD und FDP warf man vor, 
einen Konsens in der deutschen Außenpolitik zu blockieren und 
die parteipolitische Konfrontation zu suchen. So kann man mit 
Blick auf diese Zeitungen von einer absoluten Dominanz der Per­
spektive des Kalten Kriegs sprechen, bei der die moralischen und 
versöhnenden Aspekte der Ostpolitik Willy Brandts für die Beur­
teilung keine Rolle spielten. 

Stellt man dem die Ansichten der zuerst genannten Zeitungen 
gegenüber, dann fällt auf, daß sich die niederländische Wahrneh­
mung entlang derselben Gräben entwickelte wie im westdeutschen 
politischen Spektrum: Auf konservativer Seite sympathisierte man 
mit den deutschen Konservativen, während in der politischen 
Mitte und links davon die Haltung der SPD und der FDP unter­
stützt wurde. Dies erscheint auf den ersten Blick wenig bemer­
kenswert, da parteipolitische Vorlieben selbstverständlich den 
Blick über die Grenze in erheblichem Ausmaß bestimmen. Für das 
niederländische Wahrnehmungsmuster hinsichtlich der Bundesre­
publik war bis dahin aber gerade ein große Homogenität kenn­
zeichnend gewesen. In der Beurteilung der deutschen Innen- und 
Außenpolitik war - mit Ausnahme der Kommunisten - bis weit in 
die sechziger Jahre hinein gerade nicht der politisch-ideologische 
Hintergrund des Betrachters ausschlaggebend für sein Bild vom 
Nachbarn gewesen. Auf dem Feld der Innenpolitik hatte sich die 
zentrale Frage auf das Maß an Stabilität und Verwurzelung der 
westdeutschen Demokratie bezogen, und sowohl auf der rechten 
als auch der linken Seite des politischen Spektrums war die Ant­
wort darauf von Skepsis bestimmt gewesen (vgl. Kapitel 8 und 9). 
Hinsichtlich der deutschen Außenpolitik war man - erneut abgese­
hen von den Kommunisten - stets zu einem positiven Urteil ge­
langt, solange man diese Politik als der Bindung der Bundesre­
publik an die europäisch-atlantische Gemeinschaft dienlich be­
trachtete. Dieses Kriterium bildete zwar auch noch in den frühen 
siebziger Jahren die Grundlage der Bewertung, führte nun aber 
erstmals zu ganz unterschiedlichen Reaktionen auf die deutsche 
Politik. Sah man auf konservativer Seite in der Ostpolitik die 
Gefahr, daß sich die Bindung an die europäisch-atlantische Ge-
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meinschaft lockern könnte, hielt man in der politischen Mitte und 
auf dem linken Rand diese Gefahr für gering und erkannte in der 
Annäherungspolitik gegenüber Osteuropa gerade ein Zeichen für 
eine Veränderung der Bundesrepublik im positiven Sinn. Charak­
teristisch für diese Veränderung des Bildes von der Bundesrepublik 
schrieb das NRC Handelsblad 1975 in einem Rückblick auf die 
Ostpolitik der frühen siebziger Jahre: „Diese Wendung zum Rea­
lismus, weg von jedem Revanchismus, haben wir stets begrüßt. 
Die Ostpolitik, sowohl Katalysator als auch Teil einer Ost-West-
Entspannungspolitik, machte es möglich, im deutschen Bünd­
nispartner einen normalen europäischen Staat zu sehen, der eine 
äußerst wichtige, aber nicht länger durch Mythen begründete 
Rolle in Europa spielt."149 

Die Anerkennung der DDR 

Ebenso wie in der Ostpolitik hatte die Regierung Brandt in der 
Deutschlandpolitik 1970 tatkräftig begonnen. Nachdem Brandt 
Ende Oktober 1969 in seiner ersten Regierungserklärung von 
„zwei Staaten in Deutschland" gesprochen und der DDR Verhand­
lungen über die deutsch-deutschen Beziehungen angeboten hatte, 
fand im April 1970 in Erfurt die erste Begegnung der Regierungs­
chefs der beiden deutschen Staaten statt. Damit war, wenn auch 
mühsam, das deutsch-deutsche Gespräch über eine »Normalisie­
rung* des Verhältnisses in Gang gekommen. Was man darunter zu 
verstehen hatte, darüber gingen die Ansichten Bonns und Ost-
Berlins allerdings weit auseinander. Die DDR strebte nach einer 
international anerkannten, gleichberechtigten Position und einer 
endgültigen völkerrechtlichen Festlegung des europäischen Status 
quo. Aus westdeutscher Sicht ging es lediglich um eine vorläufige 
Akzeptanz der Nachkriegswirklichkeit mit dem Endziel, diese 
Wirklichkeit durch eine weitgehende Annäherung zwischen Ost 
und West zu überwinden und so die Voraussetzungen für eine 
Wiedervereinigung zu schaffen („Wandel durch Annäherung"). 
Das Ausmaß des Erfolgs für Bonn oder Ost-Berlin konnte man 
seitdem am Stand der deutsch-deutschen Beziehungen und der 
internationalen Stellung der DDR ablesen. Bis 1989 sollte Ost-
Berlin dabei am längeren Hebel sitzen. 

Die niederländische Perzeption der deutsch-deutschen »Norma­
lisierung* war in erster Linie in den allgemeineren Rahmen der 
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Entspannung zwischen Ost und West eingebettet. Natürlich war 
man sich in Den Haag bewußt, daß sich die Bundesrepublik nicht 
auf eine Annäherung zwischen den beiden deutschen Staaten be­
schränken wollte und daß die Wiedervereinigung das Endziel 
blieb, aber für die Bewertung der deutsch-deutschen Beziehungen 
spielte dieses langfristige Ziel kaum eine Rolle. Dies kam nicht 
überraschend. Schließlich war es keine Frage, daß der Schlüssel zu 
einem echten Fortschritt in der deutschen Frage in Moskau lag, 
und in Den Haag sah man zu Recht keinerlei Anzeichen dafür, daß 
die Sowjetunion an einer Wiedervereinigung interessiert war. Im 
Gegenteil, für Moskau bestand eine Lösung der deutschen Frage 
nicht in der Wiedervereinigung, sondern in der internationalen 
Aufwertung der DDR und der vertraglichen Festlegung des euro­
päischen Status quo. Ebenso deutlich war, daß dies auch für die 
DDR galt, und der mühsame Verlauf der Gespräche zwischen den 
beiden deutschen Staaten zeigte, daß man sich über unkontrollier­
bare deutsch-deutsche Kungeleien keine Sorgen zu machen brauch­
te.150 Bedenkt man dann noch, daß die Bundesrepublik als ein 
loyaler Bündnispartner betrachtet wurde, dann bedeutete dies, daß 
aus Haager Sicht keine der drei betroffenen Parteien - Sowjet­
union, DDR und Bundesrepublik - unangenehme Überraschungen 
in bezug auf eine plötzliche deutsch-deutsche Dynamik präsentie­
ren würde. Vor diesem Hintergrund wurde der Grundlagenvertrag 
dann auch eher als Anerkennung der Teilung denn als ein Beitrag 
zur Wiedervereinigung betrachtet. Außenminister Schmelzer 
begrüßte ihn im Kabinett als einen „neuen Schritt auf dem Weg zu 
einer Verbesserung des Verhältnisses zwischen Ost und West", 
ohne selbst auf die deutsche Frage einzugehen.151 Ministerpräsident 
Biesheuvel (ARP) dagegen erklärte, daß die deutsche Frage in den 
Nachkriegsjahren eine fortlaufende Quelle für Konflikte gewesen 
sei, und daß die niederländische Regierung über den Beitrag dieses 
Abkommens zur Stärkung von Frieden und Freiheit in Europa 
erfreut sei.152 Offenbar sollten solche Konflikte nun der Vergan­
genheit angehören können, womit Biesheuvel den Grundlagenver­
trag vor allem als Formalisierung der deutschen Teilung inter­
pretierte. Noch deutlicher war Botschafter de Beus. Er meinte 
zwar, die Zeit müsse erweisen, ob am Ende die DDR (Konsolidie­
rung der Teilung) oder die Bundesrepublik (weitergehende Annä­
herung) ihr Ziel erreicht hätten, aber er räumte den Ostdeutschen 
höhere Chancen ein: „Man kann mit Sicherheit davon ausgehen, 
daß der Vertrag für lange Zeit die Teilung Deutschlands zemen-
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tiert. Insofern kann man historisch gesehen sagen, daß das Reich, 
das Bismarck 1871 einte, 1972 wieder geteilt wurde."153 Dies war 
eine anfechtbare Zusammenfassung von einhundert Jahren deut­
scher Frage, aber die Geschichtsinterpretation von de Beus zeigt 
doch, wie sehr auch er den Grundlagenvertrag als eine Besiegelung 
der deutschen Teilung betrachtete. 

Soweit der Vertrag in der Presse in Leitartikeln bewertet wur­
de, traf man auf vergleichbare Sichtweisen. In der Wochenzeit­
schrift Elsevier schrieb Kommentator Lunshof, daß die Bundesre­
publik mit dem Grundlagenvertrag offensichtlich das Ziel der 
deutschen Einheit aufgegeben habe. De Volkskrant lobte den Rea­
lismus der Bundesregierung und sah im Grundlagenvertrag „das 
Ende einer Entwicklung in der Bundesrepublik, in deren Verlauf 
der Glaube an die Wiederherstellung der deutschen Einheit all­
mählich dem Bewußtsein gewichen ist, daß die Existenz zweier 
deutscher Staaten eine unvermeidliche Realität ist".154 Ähnlich 
argumentierte das NRCHandelsblad, dessen Kommentator außer­
dem zufrieden feststellte, daß der deutsch-deutsche Vertrag sich 
ganz in den größeren Rahmen der Klimaverbesserung zwischen 
Ost und West einfügte. Ebenso wie in den Kommentaren zur 
Ostpolitik kritisierte diese Zeitung mit auffallend deutlichen Wor­
ten die ablehnende Haltung der Christdemokraten. Als der Grund­
lagenvertrag auf Drängen der CSU vor das Bundesverfassungs­
gericht in Karlsruhe gebracht wurde, sah man darin ein Zeichen 
dafür, daß die deutschen Christdemokraten in ein „gefährliches 
Fahrwasser" geraten seien, ja, man warf der CDU/CSU sogar 
„geistige Impotenz" vor.155 Es überrascht nicht, daß die Bewertung 
des Grundlagenvertrages entlang derselben Linien verlief wie bei 
der Ostpolitik: Konservative Blätter wie der Telegraaf und Elsevier 
waren kritisch eingestellt, weil die Bundesrepublik zu wenig für 
die ostdeutsche Bevölkerung erreicht habe, Zeitungen der politi­
schen Mitte und vom linken Spektrum lobten die Bundesregierung 
für ihren politischen Mut und ihren Realitätssinn.156 

Aus niederländischer Sicht war die deutsche Teilung auch 
deswegen besiegelt, weil mit dem Grundlagenvertrag zugleich die 
Zeit für eine Anerkennung der DDR durch den Westen gekom­
men war. Wie bereits erwähnt war 1970 ein breiter parlamentari­
scher Konsens darüber zustandegekommen, daß eine Anerkennung 
des ostdeutschen Staates unter der Voraussetzung der Koordina­
tion im Bündnis, eines Vier-Mächte-Abkommens über Berlin und 
der Übereinstimmung mit der Bundesrepublik wünschenswert sei. 
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Mit dem Beginn der Verhandlungen der Regierung Brandt-Scheel 
mit den ost- und mitteleuropäischen Staaten war dieser letzten 
Voraussetzung noch ein neuer Punkt hinzugefügt worden. Eine 
Anerkennung der DDR sollte erst nach einem erfolgreichen Ab­
schluß dieser Gespräche stattfinden, da sonst die Verhandlungs­
position Bonns geschwächt worden wäre. Nach der Ratifizierung 
der wichtigsten Verträge (Moskau, Warschau), der Einigung auf 
eine Berlin-Regelung im Vier-Mächte-Abkommen und der Unter­
zeichnung des Grundlagenvertrages waren die Vorbedingungen 
erfüllt, und man konnte in Abstimmung mit den Bündnispartnern 
diplomatische Beziehungen zur DDR anknüpfen. Die Vorberei­
tungen dazu waren bereits getroffen worden, und so erkannten die 
Niederlande mit einer ersten Gruppe westlicher Länder Anfang 
Januar 1973 die DDR völkerrechtlich an. 

Die internationale Isolierung der DDR, gegen die sich anfäng­
lich nur die Kommunisten gewandt hatten, hatte damit ein Ende 
gefunden. Die erste demokratische Partei in den Niederlanden, die 
sich für die Anerkennung ausgesprochen hatte, war die 1957 ge­
gründete linke Splitterpartei PSP gewesen. Danach hatte es bis 
Mitte der sechziger Jahre gedauert, ehe auch andere Parteien eine 
Debatte über die Anerkennung führten. Die Neue Linke setzte das 
Thema in der PvdA auf die Tagesordnung, die linksliberale D66 
sprach sich im Parteiprogramm von 1968 dafür aus, und in den 
konfessionellen Parteien sowie der rechtsliberalen W D hatte sich 
1970 eine eingeschränkt positive Haltung entwickelt. Außerhalb 
des Parlaments war es vor allem die christliche Studentenvereini­
gung NCSV gewesen, die sich für eine bedingungslose Anerken­
nung eingesetzt hatte, und im Dezember 1970 wurde - übrigens 
mit finanzieller Unterstützung der DDR selbst - das »Niederlän­
dische Komitee für die Anerkennung der Deutschen Demokrati­
schen Republik4 gegründet. Dieses Komitee, dem ungefähr zwan­
zig Niederländer aus Wissenschaft, Journalismus und Politik ange­
hörten, mochte öffentlich von sich reden machen, aber auf die 
Entscheidungsfindung über die Anerkennung übte es keinerlei 
Einfluß aus.157 Nachdem die niederländische Regierung 1970 im 
Kielwasser der Bundesrepublik die Anerkennung nicht mehr län­
ger grundsätzlich ausgeschlossen hatte, hielt sie daran fest, den 
Zeitpunkt für der Anknüpfung von Beziehungen im Bündnis 
abzustimmen. Dank der breiten Unterstützung, über die das Kabi­
nett für diese Politik im Parlament verfügte, konnte sie bis zum 
Ende problemlos durchgehalten werden. Die niederländische 
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Anerkennung vollzog sich damit ganz im Rahmen der allgemeinen 
Verbesserung der Ost-West-Beziehungen in diesen Jahren. In die­
sem Zusammenhang hatte Den Haag ohne die geringste Angst vor 
einer unbeherrschbaren deutsch-deutschen Dynamik auch die 
Annäherung zwischen den beiden deutschen Staaten selbst be­
obachtet. 

Diese Wahrnehmung des Grundlagenvertrages und die darauf 
rasch erfolgte diplomatische Anerkennung der DDR machen deut­
lich, daß sich in der niederländischen Sicht der deutschen Frage ein 
grundsätzlicher Wandel vollzogen hatte. Die Anerkennung der 
DDR war in den frühen sechziger Jahren ein absolutes Tabu gewe­
sen, und auch in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre hatte man 
in der deutschen Teilung noch eine potentielle Bedrohung für die 
europäische Sicherheit gesehen. Unter dem Einfluß der fortschrei­
tenden Detente hatte sich dieser Standpunkt in wenigen Jahren 
umgekehrt. Mit der Anerkennung des europäischen Status quo als 
Grundlage der Entspannung zwischen West und Ost wurde die 
deutsche Teilung nicht länger als eine mögliche Gefahr, sondern 
als Voraussetzung für europäische Stabilität gesehen. Damit war 
die deutsche Frage zwar nicht gelöst worden, aber sie schien zur 
Ruhe gekommen zu sein. Die Folge war eine fortschreitende Ge­
wöhnung an die »Normalität* der gleichzeitigen Existenz zweier 
deutscher Staaten. 

Deutsche Teilung und europäische Stabilität 1975-1989 

Nach der Ratifizierung der Verträge mit der Sowjetunion und 
Polen 1972 sowie der Unterzeichnung des deutsch-deutschen 
Grundlagenvertrages im Dezember dieses Jahres war die erste 
Phase des Konzepts ,Wandel durch Annäherung* abgeschlossen. 
Die Annäherung hatte begonnen, aber von einem wirklichen 
Wandel konnte keine Rede sein. In Bonn machte man sich auch 
keine Illusionen darüber, daß auf die Phase der Annäherung nun 
rasch der Wandel folgen werde. „Bisher hatten wir keine Beziehun­
gen, jetzt werden wir schlechte haben, und das ist der Fortschritt", 
hatte Egon Bahr im Dezember 1972 nach der Unterzeichnung des 
Grundlagenvertrages bemerkt und damit eine realistische Beur­
teilung gegeben.158 Schließlich hatten die osteuropäischen kommu­
nistischen Parteien mit der westdeutschen Anerkennung des euro­
päischen Status quo ihr Ziel erreicht. Bei einer weitergehenden 
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politischen Annäherung konnten sie nur verlieren, weil durch­
lässige Grenzen zwischen Ost und West ihre Regime unterminiert 
hätten. Dies galt besonders für die SED. Je mehr die innerdeutsche 
Grenze sich öffnete, desto mehr hätte das westdeutsche Modell 
von Demokratie und Wohlfahrt für die ostdeutsche Bevölkerung 
an Anziehungskraft gewonnen und auf die Dauer sogar den Fort­
bestand der DDR gefährdet. Dementsprechend charakterisierten 
höchste SED-Kreise das langfristige Ziel der westdeutschen Annä­
herungspolitik als »Aggression auf Filzpantoffeln*. Infolgedessen 
setzte die DDR nach der Unterzeichnung des Grundlagenvertrages 
und der anschließenden diplomatischen Anerkennung durch den 
Westen die Politik der Abgrenzung gegenüber der Bundesrepublik 
verstärkt fort. Kennzeichnend für diese Haltung war die neue 
DDR-Verfassung von 1974, die das Wiedervereinigungsziel nicht 
mehr enthielt. Im Gegensatz zur Bundesrepublik, wo man seit 
1969 von zwei deutschen Staaten in einer deutschen Nation 
sprach, stand Ost-Berlin auf dem Standpunkt, daß es inzwischen 
zwei deutsche Nationen gab.159 

In dem größeren Zusammenhang des Ost-West-Verhältnisses 
begann 1973 die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE), die 1975 in die Schlußakte von Helsinki mün­
dete, die alle europäischen Staaten (außer Albanien) sowie die 
Vereinigten Staaten und Kanada unterzeichneten. Die Schlußakte 
stellte einerseits die Krönung des Entspannungsprozesses dar, 
machte andererseits aber auch dessen Grenzen deutlich. Nüchtern 
betrachtet war sie nicht mehr als eine Kodifizierung der bestehen­
den Beziehungen auf der Grundlage des Status quo. Man verein­
barte, daß die Grenzen in Europa unverletzlich, aber nicht unver­
änderlich seien. Außerdem enthielt die Akte zahlreiche Abspra­
chen über wirtschaftliche und wissenschaftliche Zusammenarbeit 
sowie über Maßnahmen zur Stärkung des gegenseitigen Vertrauens 
in der Sicherheitspolitik. Für den Westen waren die Absprachen 
über die Bürgerrechte von zentraler Bedeutung, die zu einer Ver­
besserung der Lage der Menschenrechte in Osteuropa beitragen 
sollten.160 Zwanzig Jahre, nachdem die Großen Vier in Genf erst­
mals implizit zu erkennen gegeben hatten, den europäischen Status 
quo als Grundlage der Ost-Westbeziehungen zu akzeptieren, er­
kannten 1975 35 Staaten die Nachkriegsordnung an. Niemand in 
Ost und West, vielleicht mit Ausnahme von einigen politischen 
Abenteurern, ging noch davon aus, daß sich daran auf absehbare 
Zeit etwas ändern würde. 
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Durch diese Entwicklung nahm die Diskussion über die deut­
sche Wiedervereinigung einen noch theoretischeren Charakter an 
als in den fünfziger und sechziger Jahren. In feierlichen Erklärun­
gen hielt der Westen seine verbale Unterstützung aufrecht, aber 
solche Aussagen erschienen immer mehr als ein Relikt aus den 
fünfziger Jahren. Auch für Den Haag war die deutsche Teilung zu 
einem festen Bestandteil der europäischen Verhältnisse geworden, 
wie die oben beschriebenen Reaktionen auf den Grundlagenver­
trag von 1972 und die anschließende niederländische Anerkennung 
der DDR bereits deutlich machten. Die Folge war, daß das nieder­
ländische Interesse für die westdeutsche Osteuropa- und Deutsch­
landpolitik abnahm. An seine Stelle trat in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre eine intensive Beschäftigung mit der innenpoliti­
schen Entwicklung in Westdeutschland (vgl. Kapitel 10). Unter 
Hinweis auf die niederländische Aufregung über den Radikalen­
erlaß' und den Kampf gegen den Terror der RAF stellte der Polito­
loge Jan Geert Siccama 1979 sogar fest, daß es manchmal scheine, 
als ob „die Innenpolitik der Bundesrepublik eines der wichtigsten 
Felder der niederländischen Außenpolitik geworden ist".161 Es war 
das Verdienst der Nederlands Genootscbap voor Internationale 2a-
ken (Niederländische Gesellschaft für Internationale Angelegenhei­
ten, NGIZ) und ihres Direktors J.L. Heldring, daß in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre dieser einseitigen Aufmerksamkeit für 
deutsche innenpolitische Angelegenheiten entgegengesteuert wur­
de. So organisierte die NGIZ 1977 eine Vortragsreihe unter dem 
Titel „Im Schatten Deutschlands" und 1979 zwei Folgekonferen­
zen, die sich auch nachdrücklich mit der deutschen Außenpolitik 
und der deutschen Frage beschäftigten.162 Insgesamt war es aber 
nur ein kleiner Kreis von Experten (u.a. M.C. Brands, H.W. von 
der Dunk, P. Dankert, M. van der Stoel und J.L. Heldring), der 
weiterhin über solche Fragen diskutierte und auf die prekäre Rolle 
der Bundesrepublik im europäisch-atlantischen, im innereuropäi­
schen und im Ost-West-Verhältnis hinwies. Diese Experten sahen 
kein Abflauen der Bindungen zwischen der Bundesrepublik und 
dem Westen voraus - dafür waren die westdeutschen ökonomi­
schen und sicherheitspolitischen Interessen bei der Integration in 
den Westen zu groß -, aber ihnen war klar, daß die Ruhe hinsicht­
lich der deutschen Frage nicht dauerhaft sein mußte. Dasselbe galt 
für die diplomatischen Beobachter, aber auch sie sahen keinerlei 
Veranlassung zu besorgten Betrachtungen über die Zukunft der 
Westbindung der Bundesrepublik.163 
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Dies änderte sich für manche, als in den frühen achtziger Jah­
ren in der Bundesrepublik eine starke Friedensbewegung aufkam, 
deren Anhang bis weit in die SPD hineinreichte. Hunderttausende 
gingen gegen eine mögliche Stationierung neuer amerikanischer 
nuklear bestückter Mittelstreckenraketen als Antwort der N A T O 
auf die SS-20-Raketen des Warschauer Pakts auf die Straße. Ging in 
der Bundesrepublik der Konsens über die Sicherheitspolitik und 
die Notwendigkeit der Bündnistreue verloren? Diese Frage wurde 
bedeutsam, als sich die SPD 1983 vom Kurs Helmut Schmidts in 
bezug auf den NATO-Doppelbeschluß abwandte. In diesem Be­
schluß aus dem Jahr 1979, zu dessen geistigen Vätern Schmidt 
gehört hatte, war festgelegt worden, daß die N A T O 1983 mit der 
Stationierung von Mittelstreckenraketen beginnen werde, wenn 
Moskau in der Zwischenzeit nicht zu einer drastischen Reduzie­
rung oder Entfernung der auf Westeuropa gerichteten SS-20 bereit 
sei. Schon bevor Schmidt im Herbst 1982 das Kanzleramt für 
Helmut Kohl räumen mußte, hatte sich gezeigt, daß er in der 
Sicherheitspolitik seine Partei nur teilweise hinter sich hatte. Von 
der Regierungsverantwortung befreit, gelangte die SPD anschlie­
ßend 1983 in kurzer Zeit zu einem ablehnenden Standpunkt hin­
sichtlich der eventuellen Stationierung neuer Kernwaffen. Im 
niederländischen Außenministerium und in der Bonner Botschaft 
führte dies zu besorgten Betrachtungen über den „unsicheren 
Kurs", den die westdeutschen Sozialdemokraten eingeschlagen 
hatten.164 1982 hatte sich der Wetenschappelijke Raad voor het Re-
geringsbeleid (Wissenschaftlicher Beirat der niederländischen Regie­
rung, WRR) ähnlich geäußert. In seinem ausführlichen Bericht 
„Faktor Deutschland" hatte der WRR auf die Möglichkeit hinge­
wiesen, daß Bonn vielleicht nicht mehr zur Umsetzung der ge­
meinsam beschlossenen NATO-Politik in der Lage sein werde.165 

Der Rat war zwar nicht so weit gegangen wie der Deutschland­
experte und Historiker M.C. Brands, der in einer Vorstudie zu 
dem WRR-Bericht nicht ohne Dramatik von „alten Karrenspuren" 
gesprochen hatte, die unter dem modernen westdeutschen Asphalt 
zum Vorschein kämen und nach Osten führten.166 Aber der WRR 
sah wachsende Meinungsverschiedenheiten zwischen Bonn und 
Washington über das Ost-West-Verhältnis und infolgedessen mög­
licherweise zentrifugale Tendenzen sowohl in der atlantischen als 
auch in der Europäischen Gemeinschaft voraus.167 

Auf der politischen Ebene wurden solche Sorgen bei der W D 
und in Kreisen des CDA geteilt, aber eigentlich hatten die Nieder-
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lande kein Recht auf Mitsprache. Schließlich war in der Diskus­
sion über den NATO-Beschluß von 1979 nicht Bonn, sondern 
Den Haag der unsichere Faktor in der Bündnissolidarität. Die 
neue westdeutsche Regierung unter Führung von Helmut Kohl 
hielt konsequent an der von Schmidt vorgegebenen Linie fest und 
beschloß nach dem Scheitern der amerikanisch-russischen Ver­
handlungen im November 1983 die Umsetzung des Stationierungs­
beschlusses. In den Niederlanden gab es dagegen lange Zeit keine 
parlamentarische Mehrheit für den NATO-Doppelbeschluß, und 
den Regierungen unter Führung von Dries van Agt (1977-1982) 
und Ruud Lubbers (seit 1982) blieb wenig anderes übrig, als in­
nerhalb der NATO Vorbehalte zu machen und eine Entscheidung 
immer wieder zu verschieben.168 

Seit dem Zustandekommen des Doppelbeschlusses 1979 hatte 
Bundeskanzler Schmidt wiederholt auf die Gefahr einer deutschen 
„Singularisierung" hingewiesen. Seine Warnung zielte darauf, daß 
neue amerikanische Atomwaffen im Falle eines Falles nicht nur in 
der Bundesrepublik, sondern auch in anderen europäischen Län­
dern aufgestellt werden müßten. Eine deutsche Sonderstellung 
hielt er aus verschiedenen Gründen für unerwünscht. Erstens war 
die Erwartung gerechtfertigt, daß die Sowjetunion in der Verhand­
lungsphase vor allem großen politischen Druck auf die Bundesre­
publik ausüben würde. Dieser Druck würde noch massiver sein, 
wenn die neuen amerikanischen Waffen allein auf westdeutschem 
Boden aufgestellt würden. Zweitens erwartete Schmidt großen 
Widerstand in der deutschen Bevölkerung gegen die Stationierung 
neuer amerikanischer Atomwaffen. Auch befürchtete er eine Ver­
stärkung der gegen das Bündnis gerichteten Tendenzen in der 
Bundesrepublik, die noch weiter angefacht würden, wenn die 
Westdeutschen den Eindruck bekämen, daß nur sie allein die Last 
der Stationierung tragen müßten. Drittens ging er im Fall der 
Stationierung ausschließlich auf westdeutschem Gebiet davon aus, 
daß die politisch und militärisch ohnehin verwundbare Bundesre­
publik in eine noch prekärere Lage geraten würde. Auf dem euro­
päischen Festland waren außer der Bundesrepublik nur die Nieder­
lande, Belgien und Italien als Stationierungsländer vorgesehen. Aus 
diesem Grund legte Schmidt großen Wert auf die niederländische 
Zustimmung zum NATO-Doppelbeschluß.169 

In der niederländischen Diskussion über nationale Sicherheits­
interessen hatte man in den Nachkriegsjahrzehnten vielfach auf die 
mögliche Gefahr einer deutschen »Singularisierung* im Bündnis 
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hingewiesen. Eine westdeutsche Isolierung sollte vermieden wer­
den, da sie der westlichen (und damit der niederländischen) Si­
cherheit hätte schaden können. Kennzeichnend für die niederlän­
dische Debatte über den NATO-Doppelbeschluß in den frühen 
achtziger Jahren war, daß eine solche Argumentation nur eine 
geringe Rolle spielte. Befürworter des Doppelbeschlusses verwie­
sen zwar hierauf, aber die Gegner zeigten sich davon unbeein­
druckt. Diese Überlegung entsprach der Logik der Anti-Atomwaf­
fenbewegung: Sie war allgemein gegen eine Stationierung, also 
auch in der Bundesrepublik. Ihre Sympathie galt nicht der Linie 
Schmidts und Kohls, sondern den westdeutschen Gegnern der 
Stationierung. „Schafft die Kernwaffen aus der Welt, zunächst aus 
den Niederlanden", lautete der Slogan der niederländischen Pro­
testbewegung, und dieser sicherheitspolitische Sendungsdrang 
kehrte sich nun gerade gegen traditionelle Bündnisüberlegungen. 

Bemerkenswerterweise ignorierte auch die PvdA den Appell 
Schmidts an die niederländische Adresse. Einerseits blieb für die 
PvdA der alte Ausgangspunkt unberührt, demzufolge die Integra­
tion der Bundesrepublik in den Westen notwendig war und eine 
westdeutsche Isolierung in der westlichen Gemeinschaft vermieden 
werden mußte. Andererseits förderte die PvdA durch ihre Iden­
tifizierung mit dem Standpunkt der Friedensbewegung gerade eine 
mögliche westdeutsche Isolierung. Für die Mehrheit der niederlän­
dischen Sozialdemokraten ging es aber in der Sicherheitsdebatte 
nur noch um die niederländische Rolle bei der Zurückdrängung 
der NATO-Atomrüstung. Dies hatte zur Folge, daß diejenigen, die 
innerhalb der Partei für eine breiter angelegte Sicht auf die westli­
che Sicherheit plädierten und Schmidts Argumentation teilten, 
kaum Gehör fanden. Dementsprechend kann es nicht überraschen, 
daß Helmut Schmidt später in seinen Memoiren mit kaum verhoh­
lener Aversion über die PvdA und ihren damaligen Führer Joop 
den Uyl schrieb. Schmidt, der sich selbst in der Weberschen Un­
terscheidung zwischen ,Verantwortungsethik' und ,Gesinnungs­
ethik* gern der ersten Kategorie zurechnete, sah in den Uyl mit 
seinem Hang zum politischen Moralismus einen typischen Ver­
treter der zweiten Gruppe, und dies war natürlich kein Kompli­
ment. Dagegen hegte Schmidt Sympathie für die niederländischen 
Christdemokraten van Agt und Lubbers, für die die Loyalität zum 
Bündnis richtungsweisend blieb.170 Neu war Schmidts Abneigung 
gegen den Uyl und seine Partei übrigens nicht: Seit Mitte der 
siebziger Jahre hatte der Bundeskanzler sich bereits wiederholt 
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über die Belehrungen des PvdA-Vorsitzenden in der Frage der 
Berufsverbote* geärgert (vgl. Kapitel 10). 

Die Ablehnung der Argumentation Schmidts durch die PvdA 
bedeutete nicht, wie erwähnt, daß die niederländischen Sozial­
demokraten ihre Meinung über die deutsche Frage und die Stel­
lung der Bundesrepublik in der westlichen Gemeinschaft verändert 
hatten. Im Gegenteil, für den Uyl war es eine große Beruhigung, 
daß die Integration der Bundesrepublik in den Westen „unum­
kehrbar" geworden war, wie er es 1986 formulierte. Eine Verbes­
serung der deutsch-deutschen Beziehungen hielt er zwar für wün­
schenswert, aber sie mußte im größeren Rahmen der Zusammenar­
beit zwischen Ost und West stattfinden. Dagegen sah er „keinerlei 
Heil" darin, für die deutsche Wiedervereinigung einzutreten.171 

Mit diesem Standpunkt teilte die PvdA den breiten niederländi­
schen Konsens, der seit den siebziger Jahren entstanden war. Kon­
kret befragt nach der Parteilinie zur deutschen Wiedervereinigung, 
äußerten sich 1986 alle Fraktionsvorsitzenden im Parlament sehr 
zurückhaltend. Beinahe alle verhielten sich ausweichend und ver­
wiesen auf die Bedeutung der Verbesserung des Ost-West-Verhält­
nisses im allgemeinen, auf die Notwendigkeit der Verbesserung der 
Menschenrechte in ganz Osteuropa und auf die zentrale Bedeutung 
der Bundesrepublik als Bündnispartner. Ed Nijpels von der W D 
erklärte, die Politik seiner Partei sei „sicher nicht darauf gerichtet, 
die Unterdrückung der Bevölkerungen in Osteuropa fortbestehen 
oder die Zweiteilung in Europa fortdauern zu lassen".172 Für den 
CDA wies Bert de Vries darauf hin, daß die Wiedervereinigung, 
„sofern überhaupt schon erwünscht", auf absehbare Zeit eine 
„politische Unmöglichkeit" sei.173 Engwirda (D66) war der Mei­
nung, daß die besondere Stellung der Bundesrepublik in den Ost-
West-Beziehungen und die Realität der „deutsch-deutschen Gefüh­
le ... nicht per definitionem negativ" bewertet zu werden brauch­
ten, weil Westdeutschland dadurch als Motor für eine Annäherung 
zwischen West- und Osteuropa fungieren könne.174 Im Außen­
ministerium dachte man ähnlich. Anläßlich einer Anfrage der mit 
der FDP verbundenen Friedrich-Naumann-Stiftung formulierte das 
Ministerium im Juli 1984 den niederländischen Standpunkt zur 
deutschen Wiedervereinigung. Mit derselben Zurückhaltung wie 
zwei Jahre später bei den erwähnten Fraktionsvorsitzenden hieß es 
darin, daß „grundsätzlich am Selbstbestimmungsrecht jedes Volkes 
festgehalten wird" und daß die Anerkennung der Unterschiede in 
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den politischen Systemen in Europa nicht die Trennung der Bevöl­
kerungen in Europa besiegeln dürfe.175 

Aufsehenerregend sind diese Aussagen nicht. Eine explizite Dis­
tanzierung vom deutschen Wiedervereinigungsstreben war un­
denkbar, da dies einen Affront gegenüber den Westdeutschen 
sowie einen fundamentalen Bruch mit dem jahrzehntelang verkün­
deten westlichen Standpunkt dargestellt hätte. Gleichzeitig ver­
weisen die Formulierungen aber auf eine deutlich reservierte nie­
derländische Haltung in der Wiedervereinigungsfrage. Damit ent­
sprachen die Niederlande dem ,mainstream* des westlichen Den­
kens über die deutsche Frage in den achtziger Jahren. Einerseits 
betrachtete man den europäischen Status quo als nicht hinnehm­
bar und aufgrund des Rüstungswettlaufs als potentiell instabil. 
Andererseits gab es keine realistische Alternative zu der gegebenen 
Situation, und in der deutschen Teilung sah man einen stabilisie­
renden Bestandteil der europäischen Ordnung. Auf absehbare Zeit 
blieb das Ziel beschränkt auf die Beherrschung der Ost-West-Ge­
gensätze und die Erweiterung der politischen Freiheiten in Mittel-
und Osteuropa. Die nationalen Bestrebungen der Bundesrepublik 
hatten sich in diesem Rahmen zu bewegen, und solange dies der 
Fall war, sah man in der Deutschlandpolitik Bonns einen willkom­
menen Beitrag zur allgemeineren westlichen Politik. Darüber hin­
aus war aber schnell eine kritische Grenze erreicht, und in man­
cher westlichen Hauptstadt schlummerte noch der alte ,Rapallo-
Reflex', wie sich in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre zeigte. 

Seitdem 1985 Gorbatschow in der Sowjetunion an die Macht 
gelangt war und sich die Haltung des amerikanischen Präsidenten 
Reagan hinsichtlich der Rüstungskontrolle verändert hatte, waren 
die Ost-West-Beziehungen in Bewegung geraten. Im Dezember 
1987 unterzeichneten die Führer der beiden Supermächte den INF-
Vertrag, der den Abzug und die Vernichtung der atomaren Mit­
telstreckenwaffen vorsah, über die sich in den frühen achtziger 
Jahren die Gemüter so sehr erhitzt hatten. Rund ein Jahr zuvor 
hatten Reagan und Gorbatschow in Reykjavik die Welt überrascht 
(und verunsichert), indem sie sich gegenseitig mit Abrüstungsvor­
schlägen »überboten* hatten.176 In der Bundesrepublik rief vor 
allem Außenminister Hans-Dietrich Genscher schon in einem 
frühen Stadium dazu auf, die Beziehung zu Moskau auf eine neue 
Grundlage zu stellen und Gorbatschow konstruktiv gegenüber­
zutreten. Ging der deutsche Minister mit seiner Umarmung der 
Vision Gorbatschows von einem europäischen Haus* nicht zu 
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weit? Verbarg sich hinter Genschers häufig wolkigem Sprach­
gebrauch über das neue Europa und die Schlichtung der Ost-West-
Gegensätze ein deutschnationales Interesse, das zu den Interessen 
der Bündnispartner in einem Spannungsverhältnis stand? Diese 
Fragen kamen in jenen Jahren auf. Kritische ausländische Beobach­
ter sprachen vom „Genscherismus", einer Variante der alten 
Furcht vor deutschen »Rapallo'-Neigungen.177 

In diesem Klima sich wandelnder Ost-West-Beziehungen mit 
noch ungewissem Ausgang besuchte Honecker im September 1987 
die Bundesrepublik. Zweimal hatte Moskau in den vorhergehen­
den Jahren einen solchen Besuch blockiert, aber nun stand diesem 
historischen Ereignis nichts mehr im Weg. Für Ost-Berlin und 
Honecker persönlich war damit auf dem langen Weg zur Anerken­
nung der DDR ein Höhepunkt erreicht. Die faktische Anerken­
nung der frühen siebziger Jahre wurde nun durch einen Empfang 
gekrönt, der sich kaum von dem eines ausländischen Staatsober­
haupts unterschied. So gesehen bedeutete Honeckers Besuch in 
Bonn eigentlich nicht mehr als eine Bestätigung des Status quo, der 
in derselben Periode durch Reisen Honeckers in die Niederlande, 
nach Belgien, Frankreich und Spanien weiter unterstrichen wur­
de.178 Aber der deutsch-deutsche Gipfel bot im Ausland auch Stoff 
für Spekulationen über tieferliegende Motive. Amerikanische und 
französische Zeitungen berichteten über neutralistische Tendenzen 
in der Bundesrepublik, und vor diesem Hintergrund verfaßte man 
in der niederländischen Botschaft in Bonn im Sommer 1987 eine 
ausführliche Denkschrift mit dem Titel „Deutscher Schwenk nach 
Osten?" Einerseits fiel die Antwort beruhigend aus: Eine Alterna­
tive zur amerikanischen Sicherheitsgarantie sei für die Bundesre­
publik nicht in Sicht, und so könne Bonn sich beim Balancieren 
zwischen atlantischer Gemeinschaft, europäischer Integration und 
Entspannung „keine großen riskanten Schritte erlauben, ohne daß 
ernste Unglücke geschehen". Andererseits sah man auch Entwick­
lungen, die, „wenn man sie aneinanderreiht, Besorgnis erregen 
könnten": Die NATO-feindliche Haltung der Grünen, die sozial­
demokratische Terminologie der „Sicherheitspartnerschaft" in der 
Beziehung zu Osteuropa sowie eine neutralistische Strömung in 
der Bevölkerung weckten Argwohn. Grund zu großer Sorge gab es 
nicht - die Haltung Moskaus und Ost-Berlins zur deutschen Frage 
hatte sich ja nicht geändert -, aber die Entwicklungen verwiesen 
doch noch einmal auf die Notwendigkeit, jeglicher Entfremdung 
zwischen der Bundesrepublik und ihren westlichen Freunden ent-
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gegenzutreten.179 Damit wird erneut der rote Faden sichtbar, der 
das Denken Den Haags über die deutsche Frage seit Jahrzehnten 
bestimmt hatte: Die Deutschen durften nicht den Eindruck gewin­
nen, daß ihre spezifischen nationalen Interessen bei den Partnern 
kein Gehör fanden, weil dadurch gegen das Bündnis gerichtete 
Tendenzen angefacht werden und deutschnationale Töne die 
Oberhand bekommen könnten. Hier blieb Wachsamkeit trotz der 
inzwischen eingebürgerten »Normalität* der deutschen Teilung 
eine Konstante bei der Wahrnehmung der innerdeutschen Bezie­
hung. Charakteristisch für diese Wachsamkeit war der Leitartikel 
im NRCHandelsblad anläßlich des Besuchs Honeckers. Einerseits 
hatte man Sympathie für den innerdeutschen Gipfel, weil der 
Stabilität in Europa mit einem nüchternen und freundschaftlichen 
Umgang der beiden deutschen Staaten untereinander gedient war. 
Andererseits durfte das Verhältnis nicht in eine deutsch-deutsche 
Dynamik ausarten, die über den Rahmen der allgemeinen Ost-
West-Beziehung hinaus in Richtung der Wiedervereinigung ging: 
„Auch die heutigen westdeutschen Führer haben eingesehen, daß 
die »Deutsche Frage* keine Frage direkter, praktischer Politik, 
sondern eine Frage für die Geschichte ist. Dies macht dieses Tref­
fen zwischen den beiden Deutschlands akzeptabel11 (Kursivsetzung 
FW).180 

Auf deutscher Seite blieben solche ambivalenten Gefühle in 
Den Haag (und anderen westlichen Hauptstädten) selbstverständ­
lich nicht unbemerkt. Ausführlich legte der westdeutsche Bot­
schafter in Den Haag, Otto von der Gablentz, im Außenministeri­
um dar, daß der Empfang Honeckers in Bonn nicht als ein Kurs­
wechsel in der westdeutschen Politik gesehen werden dürfe. Das 
Zustandekommen der Europäischen Union und die Sicherheit 
innerhalb des NATO-Bündnisses, so die Botschaft von der Ga­
blentz', blieben die Ecksteine der Außenpolitik, und es könne 
keine Rede davon sein, daß sich die Bundesrepublik „nun mehr auf 
den Osten als auf den Westen richtet".181 Dieser Eindruck war auf 
niederländischer Seite übrigens keineswegs entstanden. In Den 
Haag war man in den späten achtziger Jahren höchstens angesichts 
des ungewissen Ausgangs der sich verändernden Ost-West-Bezie­
hungen wieder mehr auf der Hut. Dominierend blieb aber die 
Vorstellung, daß sich die Bundesrepublik keine »Alleingänge* 
erlauben konnte und wollte. 
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Schlußfolgerung 

Zur Zeit des Baus der Berliner Mauer 1961 war Den Haag noch 
aktiv für die deutsche Wiedervereinigung eingetreten. Zwar sah 
man ein, daß die deutsche Einheit zu westlichen Bedingungen 
vorläufig nicht zu verwirklichen war, aber das durfte kein Grund 
sein, sich mit der deutschen Teilung abzufinden. Ihre Akzeptanz 
hätte nicht nur die sowjetische Herrschaft über Mittel- und Ost-

- europa legitimiert, sondern auch die Westdeutschen der westlichen 
Gemeinschaft entfremdet und dadurch die Sicherheit des Westens 
gefährdet. Achtundzwanzig Jahre später, am Vorabend des Falls 
der Berliner Mauer 1989, hatte sich die niederländische Haltung 
grundlegend geändert. Verbal wurde das deutsche Wiedervereini­
gungsstreben noch immer unterstützt, aber die Zurückhaltung, 
mit der dies geschah, machte deutlich, daß diese Unterstützung 
nicht mehr als ein Lippenbekenntnis geworden war. Man sah in 
der Teilung schon lange keine potentielle Bedrohung der europäi­
schen Sicherheit mehr, sondern gerade einen stabilisierenden Be­
standteil des Ost-West-Verhältnisses. In den fünfziger und frühen 
sechziger Jahren war das öffentliche Eintreten für die deutsche 
Wiedervereinigung für Den Haag noch Bestandteil einer erwünsch­
ten westlichen Politik der Stärke gegenüber der Sowjetunion gewe­
sen. Mit der Anpassung an die Detente in den späten sechziger 
Jahren hatten aber auch die Niederlande den europäischen Status 
quo akzeptiert, und die offensiven Plädoyers für Wiedervereini­
gung gehörten der Vergangenheit an. Statt dessen ging es seither 
um den Abbau der Spannungen zwischen Ost und West und die 
Förderung politischer Freiheiten in Mittel- und Osteuropa. Diese 
Veränderung führte aber nicht zur öffentlichen Distanzierung vom 
Vereinigungsziel. Eine solche Distanzierung war nicht nur un­
möglich, weil sie im Widerspruch zum Grundsatz des nationalen 
Selbstbestimmungsrechts gestanden hätte, sondern vor allem, weil 
ein solcher Affront gegenüber den Deutschen unerwünschte Fol­
gen für die Bündnistreue Westdeutschlands hätte haben können. 
Allerdings wuchs seit den siebziger Jahren in den Niederlanden 
(und darüber hinaus) ein stillschweigender Konsens, daß Europa 
am besten mit dem Fortbestehen zweier deutscher Staaten gedient 
war. 

Der Angelpunkt dieser Entwicklung liegt in den späten sechzi­
ger und frühen siebziger Jahren. Die Niederlande begrüßten die 
neue Ostpolitik, mit der Bonn die europäischen Nachkriegsgren-
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zen als unverletzlich akzeptierte und die DDR als zweiten deut­
schen Staat anerkannte. Positiv daran war, daß die deutsche Frage 
für die Bundesregierung nun nicht länger Gegenstand unerreich­
barer nationaler Träumereien, sondern ein Thema praktischer und 
realistischer Politik war. Auf die Anerkennung der DDR durch 
den Westen folgte die Gewöhnung an die scheinbare Normalität 
der Teilung. Furcht vor europäischer Instabilität, die Unvorstell­
barkeit des Gedankens, daß Moskau die DDR (und die anderen 
Satellitenstaaten) freiwillig aufgeben könnte, und das Bewußtsein, 
daß für die Nachkriegsgenerationen in Westdeutschland das Stre­
ben nach Wiedervereinigung kaum noch Anziehungskraft besaß, 
führten zu der Vorstellung, daß die deutsche Frage ihre Lösung in 
dauerhafter Zweistaatlichkeit finden würde. Nach dem Fall der 
Mauer im November 1989 mußten die Niederlande - ebenso wie 
die anderen Bündnispartner - diese Haltung gezwungenermaßen in 
kurzer Zeit revidieren. Im folgenden Kapitel wird sich zeigen, daß 
den Niederlanden dies besser gelang, als man aufgrund der inzwi­
schen gewachsenen Zustimmung zur deutschen Teilung vermuten 
würde. 

Außer dieser grundlegenden Veränderung gab es in den Jahren 
zwischen 1961 und 1989 auch Kontinuität in der niederländischen 
Meinungsbildung zur deutschen Frage. Sie bestand darin, daß die 
Fortführung der Westbindung der Bundesrepublik so sehr im 
lebenswichtigen Interesse des Westens (und damit der Niederlande) 
lag, daß die Deutschen schon aus diesem Grund nie das Gefühl 
bekommen durften, von den Partnern mit ihrer nationalen Frage 
im Stich gelassen zu werden. Politik gegenüber der Bundesrepu­
blik bedeutete also immer auch, eine deutsche Isolierung zu ver­
hindern; damit ging es nicht zuletzt um eine Frage der Psycholo­
gie. Obwohl die Bedeutung dieses psychologischen Faktors all­
mählich abnahm, blieb es ein Element der niederländischen Poli­
tik, Verständnis für die deutsche Position zu zeigen. Daß sich aus 
diesem Verständnis und Einfühlungsvermögen der Niederlande 
(und der anderen Bündnispartner) nur eine zurückhaltende verbale 
Unterstützung des Einigungsstrebens ergab, die in Bonn einen 
wenig überzeugenden Eindruck hinterließ, ändert daran nichts. 
Die verständnisvolle Haltung war ein fester Bestandteil der nieder­
ländischen Politik gegenüber Bonn, um einer Entfremdung zwi­
schen der Bundesrepublik und ihren Bündnispartnern entgegen­
zutreten. 
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So kommt man immer wieder auf das ,A und O' der Haager 
Deutschlandpolitik seit 1949 zurück: dauerhafte Verankerung 
Deutschlands in der westlichen Gemeinschaft, wobei den Nieder­
landen eine spezifische Mischung aus atlantischen und europäi­
schen Elementen vor Augen stand. In der Sicherheitspolitik lag der 
Schlüssel in der atlantischen Bindung und der dominierenden 
Stellung der Vereinigten Staaten. Solange nur Washington in der 
Lage war, den Europäern Schutz vor der Sowjetunion zu bieten 
und die Amerikaner ihre Führungsrolle (auch hinsichtlich der 
nuklearen Bewaffnung) erfüllten, blieb die NATO auch ein In­
strument zur sicherheitspolitischen Einbindung der Bundesre­
publik. Der zentrale Bezugspunkt für die niederländische Beur­
teilung der westdeutschen Sicherheitspolitik war stets, ob sie die 
atlantische Westbindung stärken oder schwächen würde. Ob es um 
Adenauers Gaullismus der frühen sechziger Jahre, die neue Ost­
politik ein Jahrzehnt später oder die Kernwaffendiskussion der 
frühen achtziger Jahre ging - die zentrale Frage war jedesmal, ob 
die betriebene Politik eine Schwächung der atlantischen Veranke­
rung zur Folge hätte. Außer in den frühen sechziger Jahren war 
die Antwort meist zufriedenstellend: Die aktuelle Entwicklung 
bot nie ernsthaften Anlaß zu Zweifeln an der atlantischen Treue 
der Bundesrepublik. Allerdings wurde immer auf mögliche Ent­
wicklungen und Tendenzen hingewiesen, die auf eine latente nie­
derländische Unsicherheit hindeuten. 

Der Primat der NATO hatte auch zum Ziel, eine Form der 
europäischen politischen Zusammenarbeit zu verhindern, in der 
die Bundesrepublik und Frankreich gemeinsam den Ton angaben. 
Eine Schwächung der atlantischen Bindung hätte außer dem ameri­
kanischen auch das britische Engagement für die europäische Si­
cherheit vermindert und auf dem Kontinent unvermeidlich zu 
einer engeren deutsch-französischen Zusammenarbeit geführt. In 
diesem Fall drohte nicht nur eine Aushöhlung der supranationalen 
EG zugunsten intergouvernementaler Zusammenarbeit, sondern 
auch eine kontinental-europäische Sogkraft, die den niederlän­
dischen Spielraum eingeschränkt hätte. Vor diesem Hintergrund 
kam es in den frühen sechziger Jahren zu einem heftigen deutsch­
niederländischen Zusammenstoß bei den Besprechungen über eine 
europäische politische Union. Für die Niederlande lautete die 
europäische Komponente der deutschen Westbindung: wirtschaft­
liche Integration in eine supranationale Europäische Gemeinschaft 
(unter Einschluß von Großbritannien), begrenzte europäische 
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politische Zusammenarbeit und ein Vorgehen gegen intergou-
vernementale Strukturen. 

Angesichts dieser niederländischen Auffassung von der euro­
päisch-atlantischen Westbindung stellten die sechziger Jahre ein 
unsicheres Jahrzehnt dar. Man betrachtete den gaullistischen Kurs 
Adenauers in seinen letzten Kanzlerjahren, das zwar pro-atlan-
tische, aber zugleich wenig tatkräftige Auftreten seines Nachfol­
gers Erhard und den wieder stärker pro-französischen Kurs unter 
Kiesinger als eine mögliche Gefahr für das europäisch-atlantische 
Gebäude, das in den fünfziger Jahren errichtet worden war. Zu­
gleich wurden in der Bundesrepublik ein wachsendes Selbstbe­
wußtsein sowie eine zunehmende nationale Enttäuschung wahr­
genommen, was wiederholt zu der Frage führte, wie berechenbar 
der westdeutsche Partner in Zukunft sein werde. Diese Unsicher­
heit wurde durch die internen westlichen Spannungen über die 
Atombewaffnung, de Gaulles anti-angelsächsische Politik und die 
anfänglichen Zweifel Den Haags über die sich anbahnende Detente 
zwischen Washington und Moskau noch verstärkt. 

Um 1970 ging dieses Jahrzehnt der Unsicherheit zu Ende. 
Selbstverständlich lag dies nicht nur an der Bundesrepublik - der 
Rücktritt de Gaulles war ebenso von großer Bedeutung -, aber 
Bonn spielte bei der Abnahme der niederländischen Beunruhigung 
doch eine wichtige Rolle. Die neue deutsche Regierung unter der 
Führung von Willy Brandt gab der Europäischen Gemeinschaft 
neuen Schwung, und der britische EG-Beitritt war endlich in 
Reichweite. Positiv wirkte auch, daß die Bundesrepublik durch die 
Anerkennung der Nachkriegsgrenzen und die Suche nach einem 
modus vivendi mit der DDR ihren Realitätssinn bewies. Zwar 
erhob sich 1970 in Den Haag die Frage, ob die Bundesregierung 
mit ihrer Annäherungspolitik nicht zu weit ging, die - ungewollt 
- zu einer Schwächung der europäischen und atlantischen Gemein­
schaft führen konnte. Diese Ungewißheit, die übrigens mehr mit 
dem unverminderten Mißtrauen gegenüber der Sowjetunion als 
mit Zweifeln an der westdeutschen Bündnistreue zu tun hatte, 
nahm aber rasch ab, als sich zeigte, daß die Einheit des Westens 
nicht in Gefahr geriet. Das ermöglichte, bei der Ratifizierung der 
Ostverträge 1972 die deutsche Politik öffentlich zu unterstützen. 
Für viele Niederländer kam dazu noch die große Zustimmung zu 
den moralischen Aspekten der Ostpolitik. Der Kniefall Willy-
Brandts am Mahnmal des Warschauer Ghettos symbolisierte einen 
neuen deutschen Umgang mit der NS-Vergangenheit, nach dem 
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man in den Niederlanden stets sehnsüchtig Ausschau gehalten 
hatte. Gerade in den Niederlanden, wo die Bedeutung einer engen 
Verbindung von Moral und Außenpolitik oft betont wird, führte 
dieses ,andere* Gesicht Deutschlands zu einer Welle der Sympathie 
und des Vertrauens in die sich wandelnde Bundesrepublik. 

Durch die Ostpolitik Brandts war die Bundesrepublik seit den 
frühen siebziger Jahren für viele Niederländer „ein normaler Staat" 
geworden, wie es das NRCHandelsblad 1975 formulierte. Natür­
lich bedeutete diese »Normalität* nicht das Ende der ambivalenten 
Gefühle, des Unbehagens oder der Wachsamkeit mit Blick auf die 
bundesdeutsche Außenpolitik. Aber solche Gefühle resultierten 
eher aus dem Bewußtsein der Abhängigkeit eines kleinen Landes 
von seinem großen Nachbarn als aus Zweifeln über die Dauerhaf­
tigkeit der Westbindung. Dies bedeutet, daß die Bundesrepublik 
am Vorabend des Falls der Mauer 1989 so gesehen wurde, wie sie 
war: ein zuverlässiger Bündnispartner, der die Verflechtungen der 
Westintegration nicht aufs Spiel setzen wollte und konnte. Dieses 
angesammelte ,Vertrauenskapital' und die Fortsetzung der deut­
schen europäisch-atlantischen Integrationspolitik im Vereinigungs­
jahr 1989/90 sollten dazu führen, daß man in den Niederlanden im 
allgemeinen nüchtern und zustimmend auf die deutsche Vereini­
gung reagierte. 
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Die deutsche Vereinigung 1989-1990 

Vierzig Jahre Bundesrepublik und DDR 

Im Frühjahr 1989 bereitete sich die Bundesrepublik auf die Feier 
ihres vierzigsten Geburtstags vor. Ein ganz normaler Staat? lautete 
der Titel eines der vielen Bücher, die zu diesem Thema erschienen 
und in denen mit angemessenem Stolz auf vierzig Jahre westdeut­
sche Demokratie, Stabilität und Integration in den Westen zurück­
geblickt wurde.1 So »normal* die Bundesrepublik in vieler Hinsicht 
inzwischen auch geworden war - das Fragezeichen im Titel ver­
wies doch zugleich auf ungelöste deutsche Probleme. Sie hingen 
nicht nur mit der immer wieder aufflackernden Diskussion über 
die Bedeutung des Dritten Reiches für die deutsche Identität zu­
sammen, sondern hatten auch mit der Frage zu tun, welche Rolle 
das Streben nach Wiedervereinigung noch spielte. Auf dem linken 
politischen Flügel waren in den achtziger Jahren Stimmen laut 
geworden, die eine Distanzierung von dem im Grundgesetz festge­
legten Wiedervereinigungsgebot forderten und dafür eintraten, die 
Identität der Bundesrepublik in einem Verfassungspatriotismus 
und nicht im Festhalten an einer auf Wiedervereinigung gerich­
teten gemeinsamen deutschen Identität zu suchen. „Die Bundes­
republik auf dem Wege zur Nation?" hatte der Amsterdamer Hi­
storiker Jürgen Hess in den frühen achtziger Jahren formuliert.2 

Hess und den anderen Befürwortern einer eigenen westdeutschen 
Identität ging es darum, den „Spagat-Charakter" der Diskussion 
über die nationale Frage und die westdeutsche Identität zu been­
den. Stand das Ziel der Wiedervereinigung einer Identifizierung 
mit der Bundesrepublik nicht im Weg? War es - angesichts der 
geringen Chance auf Wiedervereinigung - nicht besser, sich mit 
der Bundesrepublik als politischem Vaterland zu identifizieren 
und sich von dem Staatsziel Wiedervereinigung zu verabschieden, 
das als nationale Illusion nur in Enttäuschung und Unzufrieden­
heit münden konnte? Solche Fragen waren in den achtziger Jahren 
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gewiß nicht unumstritten, aber sie verwiesen doch auf eine wach­
sende Bereitschaft, das Wiedervereinigungsziel in Frage zu stellen.3 

Wie im vorigen Kapitel bereits erwähnt, wandelten sich die 
Ost-West-Beziehungen seit Mitte der achtziger Jahre fundamental. 
Gorbatschows Politik des Glasnost und der Perestroika, der INF-
Vertrag von 1987 und der wachsende Spielraum, den Polen und 
Ungarn sich mit der offensichtlichen Billigung Moskaus erwarben, 
deuteten an, daß auch die deutsche Frage an Aktualität gewinnen 
konnte. „Wenn das Sowjetimperium auseinanderzufallen beginnt, 
wenn Polen und Ungarn beschleunigt den Weg in Richtung auf 
Marktwirtschaft und Mehrparteiensystem gehen", so der nieder­
ländische Publizist W.L. Brugsma im Dezember 1988, „dann wird 
die DDR zu den Falkland-Inseln Moskaus ... ,La force des choses* 
treibt sie dann westwärts."4 Anfang Mai 1989 begann die ungari­
sche Regierung mit dem Abbau des eisernen Vorhangs an der 
Grenze zu Österreich. Damit war die Grenze zum Westen noch 
nicht offen, aber der durchschnittene Stacheldraht wirkte wie ein 
Katalysator in einem Prozeß, der ein halbes Jahr später in den Fall 
der Mauer mündete. 

Dies alles bedeutete, daß das vierzigjährige Bestehen der Bun­
desrepublik im Mai 1989 unter einem doppelten Stern stand. Ei­
nerseits riefen manche Verfassungspatrioten dazu auf, die Zwei­
staatlichkeit der deutschen Nation mit Inhalt zu füllen. Anderer­
seits hatte das Eintreten für die Wiedervereinigung nicht länger 
nur noch Pflichtcharakter, es wuchs das Bewußtsein, daß die Wie­
dervereinigungsfrage ihren akademischen Charakter verlor. 

In den Niederlanden blieb dieses Doppelgestirn selbstverständ­
lich nicht unbemerkt. Die veränderte Tonlage der Diskussion über 
die deutsche Frage „wirft einen Schatten voraus", hieß es Ende Mai 
in einem Bericht der Bonner Botschaft an Den Haag über die 
Festlichkeiten anläßlich des vierzigjährigen Bestehens der Bundes­
republik. Die Liberalisierung in Osteuropa, so die Erwartung, 
könne eines Tages Bonn schwer unter Druck setzen, sich intensiv 
mit Reformen in der DDR zu beschäftigen. Dies brauche nicht 
negativ zu sein - im Gegenteil: Enge deutsch-deutsche Zusammen­
arbeit oder Wiedervereinigung, eingebettet in eine gesamteuropäi­
sche Integration, sei ein „anziehendes" Modell. Andererseits könne 
die Entwicklung aber auch zu einem verminderten deutschen 
Interesse an der europäischen Zusammenarbeit zugunsten einer 
sich aufdrängenden gesamtdeutschen Priorität führen. Und dies sei 
eine Perspektive, die West und Ost gleichermaßen „zum Nachden-
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ken zwingt", so der Bericht aus Bonn.5 Außenminister Hans van 
den Broek (CDA) ließ sich verständlicherweise in der Öffentlich­
keit nicht zu einem solchen Nachdenken verleiten. Auf einem 
niederländischen Symposium in Den Haag anläßlich des vierzig­
sten Geburtstags der Bundesrepublik behauptete er, daß eine Wie­
dervereinigung Deutschlands ohne europäische und atlantische 
Einbettung „per definitionem kein Thema" sei.6 Mit dieser Äuße­
rung, die eher einer Beschwörungsformel glich, machte der Mini­
ster deutlich, in welchen Bahnen seiner Meinung nach eine eventu­
elle Wiedervereinigung stattzufinden hätte. Integration und Ver­
ankerung Deutschlands blieben in Den Haag die zentralen Begrif­
fe, und die alten Status quo /?/#5-Vorstellungen der fünfziger Jahre 
gaben dabei die Richtung vor: Ebenso wie der westdeutsche Staat 
müßte auch das vereinigte Deutschland Mitglied der NATO und 
der anderen westlichen Gemeinschaften sein. 

Die gewachsene Aktualität der deutschen Frage führte in Den 
Haag allerdings noch nicht zu Überlegungen, welche Konsequen­
zen dies haben könnte. Die erste Aktennotiz im Außenministeri­
um zu einer möglichen deutschen Einigung entstand erst Ende 
September 1989 und beruhte obendrein auf einem Zufall. Anlaß 
war eine Bemerkung des deutschen Finanzministers Theo Waigel 
Anfang Juli 1989, daß man die Gebiete östlich von Oder und 
Neiße der offenen deutschen Frage hinzurechnen müsse. Aus den 
Reihen der CSU und des nationalkonservativen Flügels der CDU 
konnte man solche Aussagen häufiger hören, und sie wurden in 
der Botschaft in Bonn und im Haager Außenministerium stets mit 
dem Satz kommentiert, daß damit dem internationalen Ansehen 
der Bundesrepublik geschadet werde, man ihnen aber keine große 
politische Bedeutung beimessen müsse. Dabei wäre es auch diesmal 
geblieben, wenn nicht ein pensionierter Botschafter zwei Monate 
später das Ministerium um eine Stellungnahme gebeten hätte.7 Die 
zu diesem Zweck verfaßte Aktennotiz setzte sich einerseits in 
nüchternem Ton mit einer eventuellen Wiedervereinigung ausein­
ander und brachte auch Verständnis für die juristische Haarspalte­
rei über Deutschland in den Grenzen von 1937 auf. Andererseits 
war es mit dieser Nüchternheit zu Ende, sobald der frühere deut­
sche Expansionismus unter die Lupe genommen wurde. Zwar 
räumte man ein, daß das Streben nach „Lebensraum" in Europa 
nicht mehr zeitgemäß sei, fügte aber hinzu, daß ein vereinigtes 
Deutschland aus Bundesrepublik und DDR ebensowenig natürli­
che Grenzen haben werde wie das Deutsche Reich 1871 oder 1919: 

189 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

„1871 war Deutschland Bismarck zufolge »saturiert* - 1914 war es 
das längst nicht mehr, um von 1939 zu schweigen. Vielleicht ist es 
doch besser, wenn Deutschland geteilt bleibt."8 Obwohl eine solch 
klare Wendung gegen die Wiedervereinigung für die später in 
Gang kommende Diskussion im Ministerium nicht illustrativ ist, 
macht sie doch deutlich, daß bei manchen Mitarbeitern Unbeha­
gen, Angst und Ablehnung zu Beginn sehr wohl vorhanden waren. 

Die einzige Analyse und politische Empfehlung in dieser Phase 
stammte nicht aus dem Außenministerium, sondern kam vom 
Beirat Frieden und Sicherheit („Adviesraad Vrede en Veiligheid"). 
Der Rat war im Dezember 1988 von Außenminister van den 
Broek und Verteidigungsminister Frits Bolkestein (WD) beauf­
tragt worden, ein Gutachten über die Veränderungen der sowjet­
russischen Innen- und Außenpolitik und deren Folgen für Europa 
und die westliche Sicherheitspolitik zu erstellen. Die Veränderun­
gen in der sowjetischen Politik, so der Rat in seinem im September 
1989 vorgelegten Bericht, boten die Aussicht auf ein Ende der 
deutschen Teilung. Auch wenn eine Wiedervereinigung nicht 
unmittelbar bevorstehe, müsse die deutsche Frage sowohl in der 
aktuellen Politik als auch in der Diskussion über die zukünftige 
europäische Sicherheit im Mittelpunkt stehen. Konkret bedeutete 
dies - und diese Empfehlung war nichts anderes als eine aktuali­
sierte Version der niederländischen Haltung zur deutschen Frage 
aus den fünfziger und sechziger Jahren -, Verständnis für die na­
tionalen Interessen der Bundesrepublik aufzubringen und sie, wo 
möglich, zu unterstützen: „Ohne eine verständnisvolle Haltung 
könnte einmal das erreicht werden, was unter allen Umständen 
vermieden werden muß: eine Empfänglichkeit der Bundesrepublik 
für »Sonderangebote* aus dem Osten."9 Es liege im wohlerwogenen 
westlichen Interesse, im sich wandelnden Europa eine deutsche 
Isolierung zu verhindern, und die weitere Einbettung der deut­
schen Ostpolitik in die westliche Gemeinschaft sei dafür eine 
Forderung ersten Ranges. Habe der Westen also eigentlich keine 
andere Wahl als die Bundesrepublik zu unterstützen, so sei al­
lerdings bedingungsloser Beifall zu einer eventuellen Vereinigung 
angesichts der unabsehbaren Folgen für die europäische Sicher­
heitsstruktur auch nicht möglich. Dies bedeutete, daß eine Ver­
einigung nur als Abschluß der tiefgreifenden politischen und psy­
chologischen Veränderungen in Europa Zustandekommen durfte. 
Setzte man die Wiedervereinigungsfrage dagegen frühzeitig auf die 
Tagesordnung, würde dies destabilisierende Konsequenzen haben. 
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Es war zweifellos ein Verdienst des Rates, sich in seinem Gut­
achten ausführlich mit der Wiedervereinigungsfrage zu beschäfti­
gen, umso mehr, da die Minister es versäumt hatten, in ihrem 
Auftrag die deutsche Frage zu erwähnen. Aber das Gutachten war 
nicht frei von Widersprüchen: Einerseits behauptete man, daß die 
Wiedervereinigungsfrage wieder aktuell geworden war, anderer­
seits warnte man vor deren frühzeitiger Behandlung. Es war der 
wie immer scharfsinnige außenpolitische Kommentator Jerome L. 
Heldring, der Ende Oktober 1989 im NRC Handelsblad auf diesen 
Widerspruch hinwies. Unter der Überschrift „Hinter den Tatsa­
chen herrennen" stellte er fest, daß schon allein das Gerede über 
eine vorzeitige Beschäftigung mit der Wiedervereinigungsthematik 
suggeriere, „... daß wir (die Niederlande bzw. der Westen, FW) 
den Verlauf der deutschen Frage einigermaßen in der Hand haben. 
Nun, dem ist nicht so."10 Hier handelte es sich nicht um eine apo­
kalyptische Prophezeiung Heldrings, sondern um eine Auffor­
derung, sich auf eine schnellere und viel weniger lenkbare Ent­
wicklung einzustellen, die nicht ohne weiteres der vom Rat skiz­
zierten und gewünschten Route folgen werde. Dafür sei das Tem­
po der Entwicklungen zu hoch und die Wahrscheinlichkeit des 
Wiedervereinigungsdrangs in der ostdeutschen Bevölkerung zu 
groß. Heldring sollte recht behalten. Auf der politischen Ebene, 
sowohl in Den Haag als auch in Bonn und anderen Hauptstädten, 
hielt man dagegen noch bis zur Jahreswende 1989/90 an dem Ge­
danken fest, daß die Wiedervereinigung erst der Schlußstein einer 
neuen europäischen Ordnung sein könne. Dahinter stand nicht 
nur die Hoffnung auf Lenkbarkeit und Beherrschbarkeit, sondern 
mit dieser Formel konnte man sich auch allmählich daran gewöh­
nen, daß die deutsche Wiedervereinigung bevorstand. 

Der Voraussage Heldrings entsprechend hatten die Entwicklun­
gen in der DDR inzwischen eine Dynamik angenommen, die in 
Bonn und anderswo beinahe täglich zur Anpassung an eine neue 
Situation zwang. Seit der Öffnung der österreichisch-ungarischen 
Grenze Anfang September war eine ständig wachsende Flücht­
lingswelle in Gang gekommen. Darüber hinaus hatten tausende 
DDR-Bürger Zuflucht in den westdeutschen Botschaften in Prag 
und Warschau gesucht und damit ihre Ausreise in die Bundesre­
publik erzwungen. Gleichzeitig wurden in der DDR Oppositions­
bewegungen gegründet, und wöchentlich wuchs die Anzahl der 
Teilnehmer an den Leipziger Montagsdemonstrationen. Unter 
dem Motto „Wir bleiben hier" hofften sie auf Reformen und einen 
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„Sozialismus mit menschlichem Gesicht". Der Verfall der Macht 
der SED war bereits weit fortgeschritten, als die DDR am 7. Okto­
ber ihr vierzigjähriges Bestehen feierte. Zwei Tage später trotzten 
in Leipzig 70.000 Menschen ihrer Angst vor einem gewalttätigen 
Eingreifen des Staates, und nach diesem friedlich verlaufenen 9. 
Oktober nahm die Zahl der Demonstranten von Woche zu Woche 
weiter zu. Anfang November 1989 waren in Ost-Berlin unter 
Losungen wie „DDR = Direkte Demokratische Reformen" mehr 
als eine halbe Million Menschen auf den Beinen. Das SED-Regime 
hatte inzwischen einen Rückzieher nach dem anderen machen 
müssen und zerfiel mit atemberaubender Geschwindigkeit. Am 18. 
Oktober hatte das Politbüro Erich Honecker zum Rücktritt ge­
zwungen. Sein Nachfolger Egon Krenz versuchte, die Protestbe­
wegung zu kanalisieren, aber mit der Halbherzigkeit seiner Re­
formpolitik erreichte er nur das Gegenteil. Anfang November trat 
die Regierung Stoph zurück, einen Tag später wurde ein verklei­
nertes und weniger kompromittiertes Politbüro gewählt.11 Auch 
bei dem Versuch, die Bevölkerung mit erleichterten Reisemög­
lichkeiten zufriedenzustellen, hatte die SED ihre alte Kraft zur 
Regieführung völlig eingebüßt: Die Art und Weise, in der Politbü­
romitglied Günter Schabowski die neuen Reisemöglichkeiten 
während einer Pressekonferenz am 9. November 1989 ankündigte, 
führte noch am selben Abend ungewollt zum Fall der Mauer.12 

Der Fall der Mauer und der sZehn-Punkte-Plan' Kohls 

Ebenso wie andere Länder teilten die Niederlande die deutsche 
Freude über diese Entwicklung. Eine Welle der Sympathie für die 
ostdeutsche Bevölkerung ging durch die Medien. Neben dieser 
Freude über die Freiheit für die DDR-Bürger waren aber auch 
Verwirrung und Unsicherheit hinsichtlich der Zukunft Deutsch­
lands und Europas spürbar. De Volkskrant sprach von ergreifenden 
Bildern aus Berlin, die optimistisch stimmten, schloß aber gleich­
zeitig nicht aus, daß „ein arroganter deutscher Einheitsstaat" kom­
men werde. Die Trouw brachte sowohl ihre hoffnungsvollen Er­
wartungen als auch ihre Unsicherheit in einem Kommentar mit 
dem Titel „Morgens beten ... abends danken?" zum Ausdruck und 
stellte die Frage, ob angesichts des Tempos der Entwicklungen 
noch Gelegenheit zum Nachdenken bleibe.13 Es ist bemerkens­
wert, daß dieses Nachdenken im offiziellen und politischen Den 
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Haag auch im November 1989 noch kaum in Gang kam. Erst mit 
der Veröffentlichung von Helmut Kohls ,Zehn-Punkte-Plan* für 
die deutsche Einheit am 28. November begann allmählich der 
Prozeß der Meinungsbildung.14 

Kennzeichnend für die Trägheit der Diskussion in Den Haag 
waren die Regierungserklärung von Ministerpräsident Ruud Lub­
bers Ende November 1989 und die anschließende Parlaments­
debatte. Am 27. November stellte Lubbers das politische Pro­
gramm seiner neuen Regierung aus Christ- und Sozialdemokraten 
vor (CDA und PvdA), die einen Monat zuvor gebildet worden 
war. Gewiß, das neue Kabinett sei „sehr erfreut" über die sich 
ankündigende Liberalisierung in Mitteleuropa und über die „Bre­
schen", die in die Berliner Mauer geschlagen worden waren. Als 
westliche Antwort darauf trat Lubbers für Einigkeit innerhalb der 
NATO und für eine beschleunigte westeuropäische Integration 
ein, um auf der Grundlage dieser verstärkten Zusammenarbeit die 
Beziehungen zu Osteuropa zu intensivieren. Das war kein ver­
kehrter Ausgangspunkt, aber doch ein bescheidener Beitrag der 
neuen Regierung zur internationalen Diskussion über die sich 
vollziehende europäische Umwälzung. Dies galt umso mehr, da die 
neue Regierung es „als einen Auftrag von höchster Dringlichkeit" 
betrachtete, diese Entwicklung weiter zu fördern.15 Auffällig abwe­
send in den Darlegungen Lubbers' war außerdem die deutsche 
Frage, und ebensowenig wie der Ministerpräsident hatte die Zwei­
te Kammer das Bedürfnis nach einer Diskussion über den nieder­
ländischen Standpunkt hinsichtlich einer möglichen deutschen 
Wiedervereinigung. Selbst als am 28. November die ersten Berich­
te über den ,Zehn-Punkte-Plan* Kohls eingingen, wurde die Wie­
dervereinigungsfrage im Parlament als „noch nicht auf der Tages­
ordnung" (Thijs Wöltgens, Fraktionsvorsitzender der PvdA) abge­
tan.16 Dies stimmte insofern, als Ende November 1989 noch fast 
niemand voraussah, daß sich die deutsche Einheit mit einer derart 
hohen Geschwindigkeit vollziehen würde, wie sie sich dann in den 
kommenden Monaten zeigen sollte. Auch Kohl selbst ging in 
dieser Phase noch von einem Zeitraum von mehreren Jahren aus. 
Aber spätestens nach seiner Initiative war es offensichtlich, daß die 
Wiedervereinigung ein wichtiges internationales Thema geworden 
war, das auch eine niederländische Meinungsbildung erforderte. 
Außerdem beschäftigten sich in der niederländischen Tagespresse 
bereits seit Wochen Kolumnisten, Leitartikler und andere Fach­
kundige mit den Entwicklungen in Ostdeutschland - die Wieder-

193 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

Vereinigung war inzwischen ein Gegenstand der öffentlichen De­
batte geworden. „Die Welt tut ... gut daran, sich auf ein Deutsch­
land in absehbarer Zeit vorzubereiten", hatte Heldring einige Tage 
nach dem Fall der Mauer im NRC Handelsblad geschrieben, aber 
Parlament und Regierung hatten auch Ende November noch 
Schwierigkeiten, sich dies klarzumachen.17 

Die einzige Ausnahme bildete der Fraktionsvorsitzende der 
Linksliberalen (D66) und spätere Außenminister (1994-1998) Hans 
van Mierlo, der der Regierung vorwarf, an der deutschen Frage 
völlig vorbeigegangen zu sein: „Wer sich bei dem Gedanken an ein 
vereinigtes Deutschland im striktesten Sinn nicht wohl fühlt - und 
dazu gehöre ich ... -, braucht sich nicht sicherer zu fühlen, wenn 
dieser Punkt nicht auf der Tagesordnung steht. Tabus rufen unbe-
herrschbare Kräfte hervor." Dies mochte auf Unbehagen verwei­
sen, eine Stellungnahme gegen die Wiedervereinigung war es nicht. 
Van Mierlo wünschte eine Debatte über die Grundsätze, die bei 
einer eventuellen Wiedervereinigung im Mittelpunkt stehen müß­
ten. Sein eigener Beitrag dazu war die Betonung des „unwider­
sprochenen Rechts der Deutschen auf Selbstbestimmung" und der 
Bedeutung der Einbettung einer deutschen Einigung in einen 
fortschreitenden westeuropäischen Integrationsprozeß, der prinzi­
piell auch mittel- und osteuropäischen Ländern offenstehen 
sollte.18 Von van Mierlo auf diese Weise herausgefordert, sprach 
Lubbers am nächsten Tag - nachdem man Kohls überraschenden 
,Zehn-Punkte-Plan' studiert hatte - in zurückhaltenden Wendun­
gen über die Pläne des Bundeskanzlers. Zwar vermied der Mini­
sterpräsident Kritik an Kohl, und im Vergleich zu der kühlen bis 
negativen Haltung in anderen westlichen Hauptstädten war seine 
Reaktion sicher gemäßigt. Es war aber nicht zu übersehen, daß er 
sich, wie viele andere auch, von der Initiative Kohls überrumpelt 
fühlte, die ohne vorherige Abstimmung mit den Bündnispartnern 
präsentiert worden war. Er wollte „nicht zu kritisch sein" und 
„einiges Verständnis" für die schwierige Lage des Bundeskanzlers 
aufbringen. Für die niederländische Regierung, so der umsichtig 
formulierende Lubbers, stehe der „Aspekt der europäischen Hei­
lung im Vordergrund", und dazu gehöre „die Gemeinschaft zwi­
schen den Völkern, die dieselbe Sprache sprechen".19 Dies waren 
vage Formulierungen - der Begriff deutsche Wiedervereinigung 
wurde sorgfältig vermieden - , die eher auf eine skeptische und 
distanzierte Haltung deuteten als auf Unterstützung für den von 
Kohl skizzierten Weg zur deutschen Einheit. Dabei wies Lubbers 
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darauf hin, er wolle den Eindruck vermeiden, daß Den Haag mit 
erhobenem Zeigefinger „das Tüpfelchen aufs i" setzen und Bonn 
mit ungebetenen Ratschlägen versehen wolle. Letzteres war sicher 
ein richtiger Ausgangspunkt, aber der Ministerpräsident blieb 
selbst einen Anstoß für eine Debatte über einen niederländischen 
Standpunkt hinsichtlich der deutschen „Heilung" schuldig. So 
schlug der Versuch van Mierlos fehl, darüber eine Diskussion zu 
beginnen, da auch seine Kollegen im Parlament seinen Aufruf 
größtenteils ignorierten. 

Zwei Wochen später mußte das Parlament dann doch anerken­
nen, daß die Wiedervereinigungsfrage sehr wohl aktuell war. Auf 
der NATO-Gipfelkonferenz Anfang Dezember 1989 in Paris hatte 
der amerikanische Präsident George Bush sich für ein vereinigtes 
Deutschland ausgesprochen, eingebettet in die NATO und die 
Europäische Gemeinschaft.20 Denselben Standpunkt hatte Bush bei 
einem vorausgegangenen Treffen mit Gorbatschow vor Malta 
eingenommen. Einige Tage nach dem NATO-Gipfel, am 8. und 9. 
Dezember, fand in Straßburg die halbjährliche Sitzung des Euro­
päischen Rates statt. Nach einer zähen Diskussion wurde in die 
Abschlußerklärung ein Abschnitt aufgenommen, in dem die euro­
päischen Staatsmänner bekräftigten, was sie bereits seit Jahrzehn­
ten versprochen hatten, was aber nun verwirklicht werden müßte: 
die Schaffung einer Situation in Europa, „in der das deutsche Volk 
durch freie Selbstbestimmung seine Einheit wiederfinden wird".21 

Eine Sitzung in entspannter Atmosphäre war es nicht gewesen, 
und die Unterstützung der Europäer war spärlich. „In all den 
Jahren, in denen ich Bundeskanzler bin", sollte Kohl später nicht 
ohne Verbitterung erklären, „habe ich niemals einen EG-Gipfel in 
so eisiger Atmosphäre miterlebt wie diesen".22 

Spärlich war auch die Unterstützung für die Wiedervereinigung 
im niederländischen Parlament in der Debatte über diesen Gipfel. 
Gemeinsam mit der Regierung wurden die Abgeordneten sich der 
Tatsache bewußt, daß man nun, da sich die deutsche Einheit voll­
zog, dem deutschen Volk nicht vorenthalten durfte, was man 
anderen Völkern zugestand, wie Maarten van Traa (PvdA) sich 
ausdrückte.23 Zweifellos wäre dieses Einverständnis weniger zu­
rückhaltend formuliert worden, wenn die Debatte nicht beinahe 
völlig im Zeichen der Unsicherheit über deutsche Garantien für 
eine endgültige Anerkennung der polnischen Westgrenze gestan­
den hätte. Lubbers berichtete, daß man in Straßburg „auf dem 
Begriff ,das deutsche Volk* herumgebohrt habe."24 Wer mußte 
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dazu gerechnet werden, und was bedeutete das für das Selbstbe­
stimmungsrecht und für die Ostgrenzen eines vereinigten Deutsch­
lands? Hinter den Kulissen hatte Bundeskanzler Kohl in Straßburg 
keinen Zweifel daran gelassen, daß die Ostgrenze des vereinigten 
Deutschlands an Oder und Neiße verlaufen würde. Nach Bonn 
zurückgekehrt, weigerte er sich aber, dies öffentlich zu bestätigen 
und stellte sich auf den formal richtigen Standpunkt, daß sich nur 
ein vereinigtes und souveränes Deutschland darauf festlegen konn­
te. Obwohl Lubbers wissen ließ, „froh" zu sein, daß man in Straß­
burg „Klarheit" bekommen habe und van den Broek Genscher 
zitierte, der wiederholt - auch öffentlich - erklärt hatte, daß es 
keine deutschen Gebietsansprüche gegenüber Polen gebe, reagierte 
die Zweite Kammer beunruhigt auf die verwirrenden Signale aus 
Bonn.25 Waren die Abgeordneten Ende November einer Debatte 
über die deutsche Frage noch ausgewichen, so konzentrierten sie 
sich nun auf den Teilaspekt der polnischen Westgrenze. Dies war 
zwar kein unwichtiges Element, aber zu grundlegenden Aussagen 
über die deutsche Einheit gelangten die noch immer überrumpel­
ten Parlamentarier auch jetzt nicht. 

Angemessener und konkreter reagierte man dagegen im Außen­
ministerium. Noch bevor der genaue Inhalt von Kohls ,Zehn-
Punkte-Plan* bekannt war, merkte die Planungsabteilung (PLAN) 
in einem für Minister van den Broek bestimmten Memorandum 
an, daß Kohl mit seinem Vorschlag nur täte, was man in der jetzi­
gen Situation von ihm erwarten könne. Der Bundeskanzler ver­
diente für seinen Plan die Unterstützung Den Haags: „Der Westen 
(die Niederlande) kann wenig anders als der Initiative Kohls 
zustimmen. Wir sind stets für Wiedervereinigung in Selbstbestim­
mung gewesen, während Kohl auch die richtigen Parameter und 
Zeitpläne benennt. Außerdem kann von seinem Plan eine stabili­
sierende Wirkung auf die ostdeutsche Situation ausgehen (und auf 
die inneren Verhältnisse in der Bundesrepublik)." Allerdings war 
die prinzipielle Unterstützung für Kohl nicht ganz frei von Ein­
schränkungen. Voraussetzung sei, daß der Vereinigungsprozeß sich 
nach westlichen Bedingungen vollziehe: „Auf die Wiedererschaf­
fung eines Deutschlands aus dem 19. Jahrhundert ist niemand 
erpicht ... Die Deutschen müssen also beim Wort genommen 
werden, daß sie in den Westen eingebettet bleiben wollen." Dem­
entsprechend wurde die Bedeutung der NATO und der EG unter­
strichen, umso mehr, da die deutsch-deutsche Dynamik und der 
Zerfall des Warschauer Paktes die westliche Gemeinschaft „poten-
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tiell in Unordnung" brächten.26 Eine vergleichbare Nüchternheit 
legten auch andere Beobachter an den Tag. So machte Botschafter 
van der Tas in Bonn zwar eine kritische Anmerkung in bezug auf 
den Überraschungseffekt der Rede Kohls und die fehlende Bera­
tung mit den Bündnispartnern, aber den Plan selbst lobte er als ein 
Denkmodell mit ordnendem Charakter und flexiblem Zeitrah­
men.27 Nicht anders war die Reaktion in der Europaabteilung des 
Außenministeriums. Auch hier bedauerte man, daß Kohl seinen 
,Zehn-Punkte-Plan* ohne vorhergehende Beratung verkündet 
hatte; andererseits hatte man Verständnis für die Initiative, die 
außerdem inhaltlich ganz auf der Linie des jahrzehntelang von den 
Partnern unterstützten Wiedervereinigungsstrebens lag.28 Trotz 
dieser angemessenen Reaktionen im Außenministerium gilt aber 
auch für das regierungsamtliche Den Haag, daß der Prozeß der 
Meinungsbildung über die Wiedervereinigung spät in Gang kam. 
Wirklich intensiv sollte man sich erst ab Anfang Januar 1990 da­
mit beschäftigen, als in einer ,brainstorm'-Sitzung unter Leitung 
des Ministers selbst der Faden von Ende November wieder aufge­
nommen wurde. 

Wie ist es zu erklären, daß die Meinungsbildung der amtlichen 
und politischen Kreise Den Haags so spät einsetzte? Hatte man 
sich bereits derart an die deutsche Teilung gewöhnt, daß es viel 
Zeit kostete und ein erhebliches Vorstellungsvermögen brauchte, 
um von dieser scheinbaren Normalität Abstand zu gewinnen? War 
es die Unvorstellbarkeit einer sowjetrussischen Zustimmung zur 
Wiedervereinigung? War es vielleicht ein zu großer Schritt von der 
jahrelang bekundeteten Unterstützung des deutschen Einheits­
strebens zu einer tatsächlichen Unterstützung, nun, da das Ziel 
näher rückte? Oder wollte man diesen Schritt nicht wagen, weil 
der Gedanke an ein vereinigtes Deutschland vor allem Schaudern 
und Unbehagen hervorrief? Zweifellos spielten all diese Faktoren 
eine mehr oder weniger große Rolle für die Betroffenen. Vielleicht 
fürchtete man auch, durch eine öffentliche Diskussion über die 
Wiedervereinigung dem Thema einen größeren Realitätsgehalt zu 
geben, als es im November 1989 für viele hatte. Von großer Bedeu­
tung war gewiß auch, daß die Bürgerbewegung in der DDR - und 
ging es bei der Wiedervereinigung nicht in erster Linie um das 
deutsche Selbstbestimmungsrecht? - keineswegs eine Vereinigung, 
sondern eine reformierte DDR anstrebte. 

Im November/Dezember 1989 fand jedoch die „Wende in der 
Wende" statt, erschienen die ersten Transparente mit den Losun-
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gen „Wir sind ein Volk" und „Deutschland einig Vaterland", und 
zu diesem Zeitpunkt begann sich die Masse der ostdeutschen Be­
völkerung mit dem Ruf nach nationaler Einheit von der Bürgerbe­
wegung abzuwenden.29 Zwar erscholl dieser Ruf massenhaft erst 
im Dezember 1989, aber auch einen Monat zuvor war er bereits zu 
vernehmen, ohne daß dies wirklich nach Den Haag durchdrang. 
Teil dieser Fehlwahrnehmung war eine Überschätzung der Re­
formmöglichkeiten in einer selbständig weiterbestehenden DDR. 
Obwohl der Mitte November angetretene Ministerpräsident Hans 
Modrow ein gewisses Vertrauen bei der DDR-Bevölkerung genoß 
und als integer galt, verspielte er rasch seinen Kredit, weil auch er 
nicht radikal mit der Vergangenheit brach. Aber selbst wenn er 
dies gewollt hätte oder wenn ein demokratischer Politiker Mini­
sterpräsident geworden wäre, hätte dies die Implosion der DDR 
nicht verhindern können. Die Mehrheit der Bevölkerung wünsch­
te keine Experimente in Form eines Dritten Weges, sondern woll­
te so rasch wie möglich an den Früchten der westdeutschen sozia­
len Marktwirtschaft teilhaben. Daß dies eine selbständig weiter­
existierende DDR nicht würde bieten können, erkannte niemand 
besser als die ostdeutsche Bevölkerung selbst, die auch nach dem 
Fall der Mauer in großer Zahl in die Bundesrepublik abwanderte 
und vor demselben Hintergrund stets lauter nach der Einheit rief. 
Es war diese Entwicklung, die für die Dynamik der Vereinigung 
sorgte, aber in Den Haag wurde sie im November/Dezember 1989 
noch ungenügend erkannt. 

Selbstverständlich läßt sich eine solche Weisheit im nachhinein 
leicht formulieren. Außerdem wurde auch in anderen Hauptstäd­
ten die Geschwindigkeit des Einigungsprozesses Ende 1989 noch 
stark unterschätzt. Wie erwähnt ging selbst Bundeskanzler Kohl 
Ende November 1989 noch davon aus, daß die staatsrechtliche 
Vereinigung einige Jahre dauern und erst nach verschiedenen Zwi­
schenstadien mit konföderativen Strukturen zustande kommen 
würde. Egon Bahr, der Stratege der Ostpolitik Willy Brandts in 
den frühen siebziger Jahren, war der Meinung, daß man erst 
Friedensverträge mit beiden deutschen Staaten schließen müsse 
und konnte sich eine deutsche Wiedervereinigung erst nach der 
Auflösung des Warschauer Paktes und der NATO und der Schaf­
fung einer neuen europäischen Sicherheitsstruktur vorstellen.30 

Die SPD, zerrissen zwischen nationalen Fürsprechern wie Willy 
Brandt und post-nationalen Skeptikern wie Oskar Lafontaine, 
plädierte im Dezember nach langen und mühsamen Beratungen für 

198 



5 Die deutsche Vereinigung 1989-1990 

einen langsamen und allmählichen Vereinigungsprozeß.31 Abgese­
hen von den Grünen, die sich erst 1990 für die deutsche Einheit 
aussprachen, galt für alle westdeutschen Parteien, daß die Wieder­
vereinigung und die Vertiefung der europäischen Integration par­
allel verlaufen mußten, und auch dies sprach eher für eine lang­
same Entwicklung. Kurz gesagt, in der falschen Einschätzung der 
Dynamik der Entwicklungen in Deutschland bildete Den Haag 
keine Ausnahme. Allerdings bleibt es bemerkenswert, daß das 
politische Den Haag Anfang Dezember mit Blick auf die Wieder­
vereinigung noch »sprachlos* war und die adäquaten internen 
Reaktionen des Außenministeriums auf Kohls ,Zehn-Punkte-Plan* 
erst Anfang Januar 1990 eine Fortsetzung erfuhren. 

Lubbers 

Inzwischen war im Kanzleramt in Bonn bereits der Eindruck 
entstanden, daß die niederländische Regierung die Entwicklungen 
in Deutschland mit Argusaugen verfolgte. Auf dem informellen 
Treffen der EG-Regierungschefs am 18. November 1989 in Paris, 
zu dem Mitterrand eingeladen hatte, um die Bedeutung der 
Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa für die Zwölf zu bespre­
chen, hatte die deutsche Einheit unausgesprochen die Tagesord­
nung beherrscht. Bereits dabei war Kohl aufgefallen, daß vor allem 
Thatcher und Lubbers „ausgesprochen kühl" auf die Ereignisse in 
Deutschland reagierten.32 Obwohl der niederländische Minister­
präsident auf dem NATO-Gipfel Anfang Dezember dann den 
wiedervereinigungsfreundlichen Standpunkt George Bushs unter­
stützte33, hörte man einige Tage später im Europäischen Rat wie­
der ganz andere Töne von ihm. Das „Herumbohren** nach einer 
Definition des deutschen Volkes, das Lubbers in seinem Bericht 
vor dem Parlament erwähnen sollte, war in erheblichem Maße von 
dem niederländischen Ministerpräsidenten selbst ausgegangen. So­
gar der britischen Premierministerin Margaret Thatcher, die ihr 
Mißtrauen gegenüber Deutschland selten verheimlichte, fiel die 
wenig glückliche Wortwahl Lubbers* auf. Am Rande des Gipfel­
treffens waren sich die britische Premierministerin und der franzö­
sische Präsident darin einig, „den deutschen Moloch in die Schran­
ken (zu) weisen**, wie sie es später ausdrückte. Bei den offiziellen 
Treffen des Europäischen Rates, so Thatcher in ihren Memoiren, 
„herrschte allerdings ein ganz anderer Gesprächston. Doch sagte 
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der niederländische Ministerpräsident Lubbers beim gemeinsamen 
Abendessen der Regierungschefs, seiner Meinung nach fördere 
Kohls Zehn-Punkte-Plan die Wiedervereinigung. Er halte das 
Gerede von Selbstbestimmung für gefährlich, und es sei besser, 
nicht von einem ,deutschen* Volk zu sprechen." Mit Gefühl für 
Understatement kommentierte sie die Intervention Lubbers': 
„Diese Bemerkungen erforderten einigen Mut ..."34 

Ob Lubbers dies wörtlich so gesagt hat, ist nicht von entschei­
dender Bedeutung, sehr wohl aber der Eindruck, den er hinterließ: 
den eines unglücklich argumentierenden niederländischen Mini­
sterpräsidenten, der der Wiedervereinigungspolitik Kohls massiv 
mißtraute. Ebenso wie für Großbritannien, so Kohl im Rückblick 
auf den Straßburger Gipfel, sei „für die niederländische Haltung ... 
die Erinnerung an den Zweiten Weltkrieg maßgebend. Minister­
präsident Ruud Lubbers vertrat ein Volk, das unter der deutschen 
Besatzung besonders gelitten hatte".35 Darin klang zwar Verständ­
nis für die niederländischen Vorbehalte an, aber Kohl sollte sei­
nem christdemokratischen Parteifreund Lubbers diese „fast tribu­
nalartige Befragung" über die Oder-Neiße-Grenze und seinen An­
teil daran nicht mehr verzeihen. Rund einen Monat später, im 
Januar 199.0, brachte Lubbers erneut - und diesmal öffentlich -
seine skeptische Haltung gegenüber der Wiedervereinigung zum 
Ausdruck, als er in einer Rede an der Universität Tilburg davon 
sprach, es sei wünschenswert, „weiterzumachen mit den Staaten 
und Grenzen zwischen den Staaten, wie Europa sie jetzt kennt". 
Gewiß erkannte er die Legitimität des deutschen Wiedervereini-
gungsstrebens an, aber er ließ keinen Zweifel daran, daß er dem 
europäischen Status quo - natürlich mit offenen Grenzen und 
freiem Verkehr - den Vorzug gab.36 War es verwunderlich, daß so 
in Deutschland stets wieder das Bild eines mißtrauischen und 
abweisenden niederländischen Ministerpräsidenten bekräftigt 
wurde? 

Lubbers sollte sich 1994, als er vergeblich versuchte, Helmut 
Kohls Unterstützung seiner Kandidatur für den Vorsitz der EG-
Kommission zu erlangen, alle Mühe geben, dieses Bild zu kor­
rigieren. Die Gelegenheit dazu bot sich u.a., als er am 12. Mai 1994 
die Laudatio bei der Verleihung des Internationalen Karlspreises 
der Stadt Aachen an die norwegische Ministerpräsidentin Gro 
Harlem Brundtland hielt. In Anwesenheit Kohls lobte er den 
Bundeskanzler für dessen Mut und staatsmännisches Handeln 
während der Vereinigung: „Auch in jener Zeit stand ich an seiner 
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Seite", erinnerte sich Lubbers und fuhr fort: „Auch für mich be­
stand kein Zweifel daran, daß sich eine historische Chance bot, 
eine der schwersten Wunden des Zweiten Weltkrieges zu heilen. 
Es ist das historische Verdienst Helmut Kohls, daß er im richtigen 
Augenblick den Entwicklungen Rechnung getragen und mit Erfolg 
in sie eingegriffen hat. Weitblick zeichnet den Staatsmann aus."37 

Die Rede war eine Peinlichkeit, nicht zuletzt, da Lubbers diese 
Gelegenheit noch auf andere Weise mißbrauchte, um für seine 
eigene Kandidatur zu werben. Am Ende seiner Laudatio konnte er 
es nicht lassen, viel Aufhebens davon zu machen, daß es u.a. Frau 
Brundtland gewesen war, die ihn zu seiner Kandidatur für den 
Vorsitz der EG-Kommission ausdrücklich ermutigt hatte. Mit 
diesem doppelten Fauxpas verspielte Lubbers an jenem 12. Mai 
1994 den letzten Kredit, den er bei Kohl noch hatte, und man 
kann sagen, daß er von diesem Tag an die Schlacht um die Nach­
folge von Delors endgültig verloren hatte. Übrigens sollte er auch 
nach seiner gescheiterten Kandidatur die Legendenbildung hin­
sichtlich seiner Haltung zur deutschen Einheit fortsetzen. So 
behauptete er 1997, daß er „von Anfang an ein großer Befürworter 
der deutschen Einheit" gewesen sei.38 Seine Bemerkungen aus dem 
Jahr der Vereinigung selbst weisen in eine andere Richtung. 

Das in Bonn entstandene negative Bild über die Haltung der 
Niederlande zur Wiedervereinigung kann dagegen nicht auf die 
Meinungsbildung in der niederländischen Presse zurückgeführt 
werden. Auf den Leitartikelseiten erschienen zwar hin und wieder 
bösartige oder kritische Kommentare, aber sie waren nicht re­
präsentativ für den eher wohlwollenden Tenor hinsichtlich der 
sich abzeichnenden deutschen Einheit.39 Wie unten anhand von 
Umfrageergebnissen noch zu zeigen ist, reagierte auch die nieder­
ländische Bevölkerung keineswegs negativ. Die Meinungsbildung 
des Außenministeriums und von Minister van den Broek selbst 
deckte sich mit diesem Bild ausgeglichener niederländischer Re­
aktionen, kann also ebensowenig den negativen Eindruck beim 
Bundeskanzler verursacht haben. Zweifellos brauchte van den 
Broek, wie viele andere auch, einige Zeit, um sich auf die bevorste­
hende Vereinigung einzustellen, aber im Unterschied zu Lubbers 
ließ er das in der Öffentlichkeit nicht erkennen und sprach bereits 
in einem frühen Stadium positiv über die deutsche Wiederver­
einigung. Als Ende November 1989 aus einer Umfrage hervorging, 
daß gerade Jugendliche Kohls ,Zehn-Punkte-Plan* zustimmten, 
bezeichnete van den Broek es als „auffällig und sehr positiv", daß 
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vor allem Jüngere „dem künstlich geteilten Deutschland das Stre­
ben nach Einheit gönnen".40 Zwei Wochen später wandte er sich 
öffentlich gegen Schreckensreaktionen auf die Entwicklungen in 
Deutschland. Er wies auch darauf hin, daß es beiden deutschen 
Staaten innerhalb des Rahmens der Europäischen Gemeinschaft 
„selbstverständlich" freigestellt sein müsse, sich für eine Wieder­
vereinigung zu entscheiden.41 Kennzeichnend für die andere 
Herangehensweise van den Broeks war darüber hinaus, daß er 
hinter den Kulissen auf die Tilburger Rede des Ministerpräsidenten 
äußerst kritisch reagierte. Nachdem Lubbers seine eigenen Aus­
sagen, es sei wünschenswert, an den bestehenden europäischen 
Grenzen festzuhalten, in einem für die deutsche Vereinigung gün­
stigen Sinn zurechtgebogen hatte, meinte van den Broek zwar 
öffentlich, daß es keine Meinungsverschiedenheiten zwischen ihm 
und dem Ministerpräsidenten gebe, aber in Wirklichkeit war er 
bestürzt und verärgert über die Unklarheiten, die Lubbers ver­
ursacht hatte.42 Vor diesem Hintergrund ist es um so mehr zu 
bedauern, daß im Außenministerium die Diskussion über die 
deutsche Einheit erst ab Anfang Januar 1990 intensiv geführt wur­
de. Hätten die Reaktionen auf den ,Zehn-Punkte-Plan* rasch eine 
Fortsetzung in Form einer gründlichen Meinungsbildung erfahren 
- und mit dem NATO-Gipfel und beim Treffen des Europäischen 
Rates wäre dazu auch Veranlassung gewesen -, hätte das Außen­
ministerium vielleicht in einem früheren Stadium der niederlän­
dischen Position seinen Stempel aufdrücken können. Nun geschah 
dies erst ab der zweiten Januarhälfte 1990. Von diesem Zeitpunkt 
an wurde eine klare und positive Linie in der niederländischen 
Regierungspolitik sichtbar, aber das Image eines mißtrauischen 
Partners konnte die Regierung in Den Haag nicht mehr abschüt­
teln. 

Brainstorming im Außenministerium 

Ebenso wie die Reaktionen innerhalb des Außenministeriums auf 
den ,Zehn-Punkte-Plan* Kohls wurde die interne Meinungsbildung 
zur deutschen Vereinigung im Januar 1990 vom Geist der Nüch­
ternheit und des Realismus getragen. Das erste ausführliche Dis­
kussionspapier, erstellt für ein Brainstorming' unter Leitung des 
Ministers, bildete die Grundlage für die künftige Politik, wobei 
innerhalb des Ministeriums rasch ein breiter Konsens zustande 
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kam. In Beantwortung der „logischen ersten Frage ... was wollen 
wir? Wiedervereinigung oder Fortbestehen der Teilung?" wurde in 
diesem von der Planungsabteilung erarbeiteten Papier das Für und 
Wider Punkt für Punkt abgehandelt. Gegen die Wiedervereinigung 
spreche, daß Deutschland zu stark werde, vielleicht nicht in mi­
litärischer Hinsicht, aber politisch und wirtschaftlich. Dies würde 
bedeuten - und das war ein zweiter Aspekt -, daß Deutschland die 
EG dominieren oder sein Interesse daran verlieren werde. Drittens 
bedeute die Wiedervereinigung eine Niederlage für Gorbatschow, 
mit der möglichen Folge, daß dessen Reformpolitik untergraben 
werde. Dem stehe entgegen, daß Selbstbestimmung Teil „unserer 
fundamentalen Werte" sei. Im Zusammenhang damit stehe „die 
Freude über die durchbrochene Mauer" und die große Sympathie 
in den Niederlanden für die Volksbewegung in der DDR. Für die 
Wiedervereinigung spreche auch, daß die DDR damit in die westli­
che Einflußsphäre übergehe und daß jede andere Lösung „wahr­
scheinlich vorübergehender Natur und instabil" sein werde. Hinzu 
komme, daß der Westen Konsequenzen aus der jahrzehntelangen 
Unterstützung des deutschen Wiedervereinigungsziels ziehen 
müsse. Tue man dies nicht und erschienen die westlichen Partner 
infolgedessen als „Hindernis" bei der Vereinigung, dann werde das 
„gerade die nationalistische Reaktion in Deutschland hervorrufen, 
die wir vermeiden wollen". Schließlich sei es „unklug", sich „dem 
Unvermeidlichen zu widersetzen", da man so die Möglichkeit 
verspiele, den Prozeß noch einigermaßen zu kanalisieren. In einer 
solchen Argumentation war in der Frage einer Entscheidung für 
oder gegen die deutsche Einheit „der Zug abgefahren", und es ging 
eigentlich nur noch um die Bedingungen, unter denen sie zustande 
kommen sollte.43 

Diese Bedingungen waren ebenfalls eindeutig. Obwohl die 
Umrisse des zukünftigen Europa notgedrungen vage blieben, war 
offensichtlich, daß die EG und die NATO Ecksteine dieses Europa 
bleiben würden und daß das vereinigte Deutschland Mitglied bei­
der Organisationen sein mußte. Nur die EG, so der dahinterste­
hende Gedanke, verfügte über „die emotionale Ladung, die nötig 
ist, um Deutschland zu binden und alte Feinde zu versöhnen". Zur 
Stärkung dieses Ecksteins von Europa hielt man die Vertiefung der 
Integration innerhalb der bestehenden EG für erforderlich, wäh­
rend gleichzeitig vor der raschen Ausweitung der Zahl der Mit­
gliedsländer gewarnt wurde, da dies zur Verwässerung der Gemein­
schaft führen werde. Hinsichtlich der NATO-Mitgliedschaft des 
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vereinigten Deutschlands hielt man - im Gegensatz zu den fünfzi­
ger und sechziger Jahren, als Den Haag ebenfalls diese Status quo 
p/ws-Vorstellungen formuliert hatte - die Chance auf eine Ver­
wirklichung nun tatsächlich für gegeben. Schließlich sei die Zeit 
vorbei, als Moskau im Tausch für die Wiedervereinigung die Ent-
militarisierung und Neutralisierung ganz Deutschlands fordern 
konnte, so der Bericht der Abteilung PLAN. Dies bedeutete al­
lerdings nicht, daß der Westen seine Position der Stärke völlig 
ohne Rücksichtnahme auf die sowjetischen Sicherheitsinteressen 
und Empfindlichkeiten ausnutzen sollte. So könne man der So­
wjetunion hinsichtlich des Status Ostdeutschlands innerhalb der 
NATO (z.B. in Form einer Entmilitarisierung) entgegenkommen. 
In demselben Zusammenhang trat man für eine Institutionalisie­
rung der KSZE ein, die zu einem zusätzlichen Instrument der 
Konfliktbeherrschung in Europa heranwachsen könne. Gerade in 
einer „Zeit, in der die Sowjetunion viel zu schlucken hat (und das 
Ende ist, was dies betrifft, noch nicht in Sicht)", spreche viel für 
eine solche Regelung. Die Vorsichtigkeit gegenüber Moskau kam 
abschließend im Umgang mit dem Warschauer Pakt zum Aus­
druck, dessen allmähliche Aushöhlung vorausgesagt wurde: Der 
Westen dürfe diesen Zerfallsprozeß nicht zielgerichtet beschleuni­
gen, da die „Aufrechterhaltung der Fassade" eines noch einigerma­
ßen intakten Warschauer Paktes als „face saver" für Gorbatschow 
nützlich sein könne. Hinsichtlich der Rolle der Niederlande in 
diesem Prozeß enthielt der Bericht PLANs schließlich eine klare 
Richtlinie. Zu Recht hielt man es für wenig sinnvoll, von nieder­
ländischer Seite den vielen Vorschlägen und Ideen, die inzwischen 
die Runde machten, weitere hinzuzufügen. Dagegen bestehe das 
Bedürfnis nach der Formulierung klarer Kriterien zur Prüfung von 
schon vorliegenden oder zukünftigen Plänen.44 Mit anderen Wor­
ten: keine niederländischen Blaupausen, sondern eine gewissen­
hafte Beobachtung und eine Beteiligung an der internationalen 
Diskussion, wenn niederländische Interessen auf dem Spiel stan­
den. 

Damit war die Linie vorgegeben, die Außenminister van den 
Broek in den kommenden Monaten auch konsequent verfolgen 
sollte: Unterstützung des Vereinigungsprozesses unter der Bedin­
gung der Einbettung des vereinigten Deutschlands in eine neue 
europäische Friedensarchitektur, deren Ecksteine die EG und die 
NATO bilden mußten. Es war diese Linie, die van den Broek am 
25. Januar 1990 auch im Parlament in einer ausführlichen Rede 
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erläuterte und für die er breite parlamentarische Unterstützung 
erhielt.45 Aus zwei Gründen war dies ein wichtiger Augenblick für 
die niederländische Politik gegenüber der deutschen Wiederver­
einigung. Erstens stand diese Politik nun für jeden sichtbar fest, 
und van den Broek war derjenige, der seitdem den Ton angab. 
Zweitens lagen die Niederlande nun, wenn auch mit Verspätung, 
auf der Linie der amerikanischen Regierung, die seit Anfang De­
zember 1989 für eine Vereinigung zu diesen Bedingungen plädiert 
hatte. Schließlich kam hier Unterstützung für Helmut Kohl zum 
Ausdruck, der mit seinem ,Zehn-Punkte-Plan' in eine ähnliche 
Richtung gewiesen hatte. 

Selbstverständlich blieben trotz dieses klaren Ausgangspunktes 
noch viele Fragen offen. Obwohl man an der Spitze des Außen­
ministeriums davon ausging, daß „der Westen als Sieger im Kalten 
Krieg die Bedingungen des folgenden Friedens bestimmt", stellte 
sich zugleich die Frage nach der „bottom line" der Sowjetunion.46 

Würde Moskau einer NATO-Mitgliedschaft des vereinigten 
Deutschlands zustimmen, oder würde es doch versuchen, an einem 
neutralen Deutschland festzuhalten? Welche Zwischenlösungen 
waren denkbar? Nicht weniger wichtig war die Frage nach der 
Reihenfolge, in der Europa seine neue Sicherheitsstruktur erhalten 
sollte: Sollte die deutsche Einheit, wie man hoffte, ihr Schlußstein 
sein? Konnte man beides parallel betreiben, oder war die deutsch­
deutsche Dynamik so groß, daß eine Wiedervereinigung bereits 
früher stattfinden würde? Drohte im letzteren Fall nicht eine sehr 
unübersichtliche und instabile Sicherheitslage in Europa? Und 
mußte man dann nicht versuchen, den Vereinigungsprozeß zu 
verzögern? Oder würde dadurch in der Bundesrepublik die Er­
kenntnis wachsen, daß der Westen die Vereinigung eigentlich 
nicht wollte - mit allen nachteiligen Folgen für die zukünftige 
Zusammenarbeit mit Deutschland? Auf diese Fragen konnte es im 
Januar 1990 noch keine Antwort geben, und das machte den Aus­
gang des Einigungsprozesses ungewiß und unvorhersehbar. Damit 
blieb bei aller Zustimmung ein Gefühl des Unbehagens hinsicht­
lich der Beherrschbarkeit der Umstände, unter denen die deutsche 
Einheit Zustandekommen sollte. 

Hinzu kam - und da hörte die Unterstützung für Kohl ein­
deutig auf - , daß man im Außenministerium über die Haltung des 
Bundeskanzlers zur Oder-Neiße-Frage irritiert war: „ ... es ist von 
Bedeutung, daß wir ... den Deutschen stets deutlich machen, daß 
die polnische Westgrenze endgültig für unantastbar erklärt wird 
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und daß Unklarheiten (Kohl) auch von uns nicht mehr akzeptiert 
werden", hieß es in einem Bericht aus der Führungsetage des Mini­
steriums Anfang Januar 1990. Darin wurde „vernünftige niederlän­
dische Politik" folgendermaßen zusammengefaßt: „Mit deutscher 
Wiedervereinigung völlig einverstanden, wenn polnische West­
grenze völlig garantiert."47 Diese Irritationen, die wie erwähnt 
auch im Parlament weit verbreitet waren und ebenfalls durch 
Ministerpräsident Lubbers wiederholt zum Ausdruck gebracht 
wurden, sollten in den kommenden Monaten nicht verschwinden. 
Als Bundeskanzler Kohl Anfang März 1990 als Vorbedingung für 
die deutsche Anerkennung der polnischen Westgrenze forderte, 
daß Polen endgültig auf Wiedergutmachungszahlungen verzichtete 
und die Rechte der deutschen Minderheit garantierte, berichtete 
die Bonner Botschaft kritisch über den „Hauch von Provinzialis­
mus ... und Naseweisheit" aus dem Kanzleramt und über eine 
„Reihe unwahrscheinlicher Fehlschläge" des Bundeskanzlers 
selbst.48 Solche Kommentare zum Auftreten Kohls in der Oder-
Neiße-Frage waren keine Ausnahme. In einem ausführlichen Be­
richt der Planungsabteilung aus den ersten Märztagen 1990 wurde 
Kohl mangelndes politisches und historisches Feingefühl vorge­
worfen, wodurch er „der internationalen Position der Bundesre­
publik nicht unerheblich geschadet" habe.49 Ernsthafte Zweifel, ob 
die Bundesrepublik die polnische Westgrenze letztendlich anerken­
nen werde, gab es im Außenministerium allerdings nicht. Kohls 
eigene Zusicherungen hinter den Kulissen, die klaren Aussagen 
Genschers zu diesem Thema und die Haltung der übergroßen 
Mehrheit der deutschen Bevölkerung, für die die Oder-Neiße-
Grenze eine Selbstverständlichkeit war, wogen schwerer als der 
Kniefall Kohls vor dem rechten Flügel des politischen Spektrums. 

So gesehen ging es bei der Aufregung, die in den Niederlanden 
(und im übrigen Ausland) immer wieder entstand, weniger um 
tatsächliche Ängste vor einer revisionistischen deutschen Politik, 
sondern eher um Irritationen über den politischen Stil des Bun­
deskanzlers, der sich weigerte, das erlösende Wort zu sprechen. So 
bezahlte Kohl dafür, daß er einen kleinen Teil der deutschen Wäh­
lerschaft im Boot halten wollte, einen relativ hohen Preis zum 
Nachteil seines Ansehens im Ausland. Zweifellos hätte seine Eini­
gungspolitik in der internationalen Meinungsbildung weniger 
Empfindlichkeiten und Irritationen hervorgerufen, wenn er in 
einem frühen Stadium allen Spekulationen über territoriale Unsi­
cherheiten entgegengetreten wäre. Seine Haltung hatte zur Folge, 
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daß selbst wohlwollende Beobachter ihrer Irritation über die 
Wiedervereinigungspolitik wiederholt Ausdruck verliehen. 

„ You are notpart ofthe game" 

Keine niederländischen Blaupausen, aber doch Prüfungskriterien, 
die an die früheren Status quo p/ws-Vorstellungen anknüpften und 
auch die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze einschlössen - das 
war das Ergebnis der Haager Meinungsbildung im Januar 1990. 
Dies bedeutete einerseits eine Position an der Seitenlinie, aber 
andererseits auch den Willen zum Mitreden, wenn es um nieder­
ländische Interessen ging. Das war nachdrücklich der Fall, als 
während der ,Open skies'-Konferenz in Ottawa im Februar 1990 
die beiden deutschen Staaten und die früheren Großen Vier ihren 
Beschluß bekanntgaben, Gespräche über die „external aspects of 
the establishment of German unity, including issues of security of 
the neighboring states" zu beginnen. In der Versammlung der 
NATO-Mitgliedsländer, in der dieser Beschluß bekanntgegeben 
wurde, reagierte Minister van den Broek sofort: Bedeutete dies, 
daß in den 2 + 4-Beratungen Sicherheitsfragen der Nachbarländer 
besprochen werden sollten, ohne daß diese selbst anwesend seien? 
Der Vertreter von Hans-Dietrich Genscher, der selber für kurze 
Zeit abwesend war, vergrößerte van den Broeks Beunruhigung, 
indem er darauf hinwies, daß mit dieser Formulierung auch die 
zukünftigen Beziehungen Deutschlands zur NATO gemeint wa­
ren. Ob dies keine Angelegenheit sei, die die Interessen aller Bünd­
nispartner berühre, fragte daraufhin der niederländische Minister 
und wurde dabei von den anderen Bündnispartnern unterstützt, 
vor allem von seinem italienischen Kollegen de Michelis. Auf den 
Vorschlag van den Broeks, eine andere Formulierung zu wählen, 
teilte ihm zu seiner Bestürzung der amerikanische Außenminister 
Baker mit, daß der Text bereits an die Presse gegeben worden sei. 
In klaren Worten wurde den kritischen NATO-Ministern zu 
verstehen gegeben, daß es sich hier um eine Angelegenheit der vier 
für Deutschland als Ganzes verantwortlichen Mächte handelte: „If 
you don't like it, Fm sorry, but you have no legal rights", hieß es 
hinterher aus der Umgebung Bakers.50 Schließlich erreichte man in 
einem gesonderten Gespräch zwischen Baker, Genscher und van 
den Broek den Kompromiß, daß auf der anschließenden Presse­
konferenz mitgeteilt werden sollte, mit dem Hinweis auf die Si-

207 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

cherheit der Nachbarländer seien keine NATO-Mitglieder ge­
meint. Damit war für diesen Augenblick das Maximum erreicht 
worden, wenn auch ohne irgendwelche Zusagen hinsichtlich der 
Einbeziehung der Niederlande und der anderen NATO-Staaten bei 
den Sicherheitsaspekten der deutschen Einigung. 

„Ich war auf das höchste alarmiert", schrieb Genscher später in 
seinen Erinnerungen über die Interventionen van den Broeks und 
de Michelis\ Eine Verwirklichung ihrer Vorschläge hätte die 
Wiederaufnahme des Gesprächs mit dem sowjetischen Außen­
minister Schewardnadse bedeutet, und der hatte gerade mit viel 
Mühe dem vorliegenden Text zugestimmt. Noch wichtiger war, 
daß die Bundesrepublik - und das galt auch für die Vier Mächte -
den Kreis der direkt Betroffenen so klein wie möglich halten woll­
te. „Gehören Sie zu den vier für Deutschland verantwortlichen 
Mächten? Sind Sie einer der beiden deutschen Staaten? Sie sind 
keines von beiden", fuhr Genscher van den Broek und de Michelis 
an und endete mit dem Satz: „You are not part of the game."51 

Letzteres erwies sich in den kommenden Monaten übrigens 
nicht als ein großes Problem, und der Zusammenstoß von Ottawa 
blieb ein einmaliges Ereignis. Allerdings hatte »Ottawa* noch ein 
Nachspiel in den Niederlanden, da der Vorfall sowohl in der Pres­
se als auch im Parlament Irritationen und Besorgnis hervorgerufen 
hatte. Dabei ging es nicht um Unbehagen angesichts der kommen­
den deutschen Vereinigung - dafür gab es inzwischen eine breite 
parlamentarische Unterstützung52 - , sondern um die marginale 
Einbeziehung der Niederlande, der NATO und der EG in den 
Einigungsprozeß. „Die Niederlande müssen ein Mitspracherecht 
über die Struktur der kommenden deutschen Vereinigung haben", 
meinte der VVD-Abgeordnete F.W. Weisglas in der Parlaments­
debatte über ,Ottawa*, und auch die anderen Parteien äußerten 
sich in vergleichbarer Weise.53 Irritiert stellten beinahe alle Redner 
fest, daß die Niederlande seit November 1989 wiederholt vor 
vollendete Tatsachen gestellt worden waren und wichtige 
Entscheidungen zur deutschen Einheit aus den Medien hatten 
erfahren müssen. Maarten van Traa (PvdA) zog eine Parallele 
zwischen dem ,Zehn-Punkte-Plan' und »Ottawa* und ließ ein 
„zwei Mal, aber nie wieder" fallen.54 Das Parlament hatte denn 
auch wenig Vertrauen in die inzwischen erfolgte Zusage Gen­
schers, die europäischen Partner ständig und umfassend auf dem 
laufenden zu halten und über die sich vollziehende Vereinigung zu 
konsultieren. „Ich will kein Defätist sein", so Eisma (D66), aber 
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die bisher gemachten Erfahrungen - zu denen seiner Meinung nach 
auch die von Bonn angekündigte deutsch-deutsche Wirtschafts­
und Währungsunion gerechnet werden mußte - stimmten ihn 
ausgesprochen skeptisch. 55 Also wiederholten die Parlamentarier 
auf ihre Weise, was van den Broek sowohl in Ottawa als auch 
kurze Zeit später auf einem Treffen im Rahmen der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit in Dublin bereits getan hatte: Sie 
gaben der niederländischen Forderung nach Konsultation und 
Mitsprache bei den internationalen politischen Aspekten der Eini­
gung Ausdruck. So gesehen gab es auch keine Meinungsverschie­
denheit zwischen dem Parlament und dem Minister, aber der Ton, 
in dem dieser Wunsch vorgebracht wurde, war doch anders: Die 
meisten Abgeordneten sprachen nicht ohne Entrüstung und Ent­
täuschung über die vollendeten Tatsachen, mit denen die Nieder­
lande konfrontiert wurden. Van den Broek dagegen wollte von 
diesem beleidigten Tenor nichts wissen, den er irritiert als apoliti­
sches „Meckern" charakterisierte. Es gehe, so der nüchtern argu­
mentierende Minister, um die Sicherstellung eines maximalen 
niederländischen Einflusses, sofern niederländische Interessen im 
Spiel waren, und nicht um die fortwährende Zurschaustellung von 
Skepsis: „Es gibt auch noch so etwas wie politische Psychologie. 
Ich möchte nicht durch die Welt laufen, auch nicht durch die 
Bundesrepublik, mit der Botschaft: Denkt daran, das ist wirklich 
das letzte Mal gewesen, so geht es nicht."56 

Der Widerstand des Ministers war verständlich. Von einer 
beleidigten und belehrenden niederländischen Haltung war nicht 
nur keinerlei Ergebnis zu erwarten, sondern van den Broeks eigene 
energische und sachliche Intervention in Ottawa hatte inzwischen 
Wirkung gezeigt. Bereits einige Tage später hatte der amerikani­
sche Außenminister Baker ihm geschrieben, daß die USA offen für 
niederländische Vorschläge seien, auf welche Weise die NATO-
Konsultationen hinsichtlich der Vereinigung strukturiert werden 
sollten.57 Ebenso wichtig war, daß die Haltung Genschers auf dem 
EPZ-Treffen am 20. Februar in Dublin viel entgegenkommender 
gewesen war als einige Tage zuvor in Ottawa und daß man inzwi­
schen verabredet hatte, daß Genscher noch vor Ende Februar für 
weitere Gespräche mit van den Broek nach Den Haag kommen 
sollte. 

„Wie immer, wenn es darum ging, überflüssige Probleme ab­
zubauen", schrieb Genscher in seinen Erinnerungen über diesen 
Besuch, „reiste ich auch in die Niederlande ... Das Gespräch sollte 
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helfen, mögliche Verstimmungen auf niederländischer Seite ab­
zubauen."58 Sofern es dabei um van den Broek selbst ging, hatte 
Genscher mit seiner Absicht Erfolg. Als „auffallend konstruktiv" 
beschrieb van den Broek die Haltung seines deutschen Kollegen in 
einem Telegramm an die Botschaft in Bonn. Genscher hatte ihn 
nicht nur davon überzeugt, daß die Bundesregierung mit den Kon­
sultationen im Rahmen der NATO und der EG ernst machen 
würde, sondern auch über die Parameter des Vereinigungsprozes­
ses gab es zwischen den beiden Ministern anscheinend keine Mei­
nungsverschiedenheiten: Einbettung in die NATO und die EG, 
fortgesetztes Engagement der Vereinigten Staaten für die europäi­
sche Sicherheit und Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze.59 Das 
NRC Handelsblad mochte den Besuch Genschers auch skeptisch als 
„Seelenmassage" und „Operation Lächeln" charakterisieren, für 
van den Broek hatte er die Spannungen größtenteils abgebaut.60 

Auch in den kommenden Monaten war van den Broek mit den 
Informationen und Konsultationen zufrieden, die sowohl bilateral 
als auch auf NATO- und EG-Ebene begonnen hatten. Als der 
niederländische Botschafter in Bonn, van der Tas, Anfang Mai am 
Vorabend der ersten konkreten 2 + 4-Verhandlungen vorschlug, die 
Bundesregierung um ein besonderes ,Briefing* zu bitten, wimmelte 
das Ministerium einen solchen Schritt ab: „Der Eindruck muß 
jederzeit vermieden werden, daß die Niederlande unzufrieden über 
den Gang der Dinge sind", hieß es in der Europaabteilung, wo 
man offensichtlich deutsche Irritationen über die niederländische 
Haltung fürchtete. Der Minister selbst sah das nicht anders. Umge­
hend ließ er van der Tas wissen, daß die Einbeziehung der Nieder­
lande in den Vereinigungsprozeß den Erwartungen entspreche und 
daß eine solche Bitte in Bonn zu Unrecht den Eindruck erwecken 
könnte, die Niederlande seien nicht zufrieden.61 Daß der Minister 
nach ,Ottawa* keinen Anlaß mehr sah, sich über die niederlän­
dische Einbeziehung in den Vereinigungsprozeß zu beklagen, hing 
gewiß nicht nur mit dem Verlauf der Konsultationen im Rahmen 
der EPZ und der NATO zusammen. Es war zweifellos wichtiger, 
daß unter amerikanisch-deutscher Regie im Frühjahr 1990 exakt 
das Ziel näherrückte, das Den Haag mit seinen Status quo plus-
Vorstellungen stets vor Augen gestanden hatte. Zwar blieb die 
NATO-Mitgliedschaft des vereinigten Deutschlands bis zum Be­
such Helmut Kohls bei Gorbatschow im Juli 1990 umstritten, aber 
es war deutlich sichtbar, daß Bush und Kohl darauf zusteuerten. 
Solange es diese Gewißheit gab und Den Haag ausreichend infor-
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miert wurde, bestand tatsächlich keinerlei Notwendigkeit, auf eine 
Intensivierung der Kontakte zu drängen. 

Primat der NA TO 

Davon unberührt blieb selbstverständlich, daß Den Haag die eige­
ne Meinungsbildung über die Rolle Deutschlands in einer zukünf­
tigen europäischen Sicherheitsstruktur fortsetzte. Das Ergebnis 
dieser vor allem im März 1990 geführten Debatte bestätigte noch 
einmal die Bedeutung der NATO und machte deutlich, daß man 
im Außenministerium eine Sonderstellung für den Osten Deutsch­
lands in Form einer Entmilitarisierung nur für eine Übergangszeit 
für akzeptabel hielt. Es war nicht nur schlecht vorstellbar, daß ein 
vereinigtes Deutschland seine eventuelle Hauptstadt Berlin und 
einen nicht unerheblichen Teil seines Territoriums unverteidigt 
lassen könnte, sondern eine dauerhafte Entmilitarisierung vertrug 
sich auch nicht mit der Position, daß Deutschland ein gleichbe­
rechtigtes und vollständig souveränes Mitglied im NATO-Bündnis 
sein mußte. Anders formuliert: Für das vereinigte Deutschland 
durfte es keine geteilte Sicherheit geben, da diese wenig stabil 
gewesen wäre und in Deutschland einen „Versailles-Komplex" 
hätte wecken können. Irgendeine vertragliche Festlegung einer 
Sicherheitsgrenze quer durch Deutschland hätte darüber hinaus die 
Bindung zwischen der NATO und dem vereinigten Deutschland 
geschwächt. Dies wiederum hätte eine sicherheitspolitische Ketten­
reaktion zur Folge haben können, mit einem „besonders ungün­
stigen Ergebnis" für die Niederlande, so eine Aktennotiz der Ab­
teilung für Atlantische Sicherheit vom März 1990: Ein deutscher 
Austritt aus der militärischen Struktur der NATO und der Abzug 
der ausländischen Truppen aus Deutschland seien dann auf längere 
Sicht nicht unvorstellbar, mit der Folge eines möglichen Endes der 
integrierten NATO-Verteidigung und der substantiellen amerika­
nischen Präsenz in Europa.62 Um eine solche Entwicklung zu 
verhindern, mußte aus Haager Sicht die NATO-Mitgliedschaft des 
vereinigten Deutschlands uneingeschränkt und nach einer Über­
gangszeit frei von diskriminierenden Bestimmungen sein. Darin 
lag die beste Garantie für die fortdauernde Integration Deutsch­
lands in die atlantische Gemeinschaft, der man bei weitem den 
Vorzug vor einer europäischen Sicherheitsorganisation und vor 
allem vor der KSZE gab, in der Den Haag keinen Beginn für ein 
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neues System europäischer Sicherheit sehen wollte. Natürlich 
mußte mit dem Ende des Kalten Krieges auch die NATO ihren 
Charakter verändern, aber für Den Haag blieb sie die interna­
tionale Organisation, die für eine maximale Garantie der europäi­
schen Sicherheit am besten geeignet war (dauerhaftes Gegenge­
wicht zur Sowjetunion, Verankerung der amerikanischen Bindun­
gen an Europa, Bewahrung des westlichen politischen Zusammen­
halts, Koordination der Abrüstung, Einrahmung der deutschen 
Vereinigung, ,out of area'-Interventionen usw.). Für ein kleines 
Land wie die Niederlande war die NATO außerdem von Bedeu­
tung, weil das Bündnis mit seiner gut funktionierenden multilate­
ralen Organisationsstruktur der Neigung größerer Mächte ent­
gegenwirkte, schwierige Angelegenheiten unter sich zu regeln.63 

Vor diesem Hintergrund meldete sich Den Haag im Frühjahr 
1990 wiederholt zu Wort, wenn sich auf dem Gebiet der Sicher­
heitspolitik unerwünschte Entwicklungen ankündigten. Als die 
Sowjetunion im Mai 1990 vorschlug, die Regelung der sicher­
heitspolitischen Aspekte der deutschen Einheit bis zur Zeit nach 
der staatlichen Vereinigung auszusetzen, faßte das NRC Handels-
blad die Haager Reaktion unter der Schlagzeile zusammen: „Nie­
derlande weisen sowjetisches Angebot für Vereinigung Deutsch­
lands zurück".64 In der Tat sah Außenminister van den Broek 
ebenso wie einige Monate zuvor in Ottawa niederländische Si­
cherheitsinteressen unmittelbar betroffen, was zu einer sofortigen 
Reaktion führte. In Anwesenheit Genschers und anderer Kollegen 
aus den NATO-Staaten kritisierte er eine eventuelle Entkoppelung 
der äußeren und inneren Aspekte der deutschen Vereinigung. 
Nicht zu Unrecht fürchtete er „weitreichende Komplikationen" 
für die europäische Sicherheit, wenn ein vereinigtes Deutschland 
keinen eindeutigen militärischen Status erhielt. Drohte bei einer 
Entkoppelung nicht die Gefahr, daß Deutschland automatisch 
Mitglied zweier Bündnisse werde - mit der Folge, daß es als westli­
cher Partner keine eindeutige Rolle mehr spielen konnte? Völlig 
beruhigt hinsichtlich der atlantischen Standfestigkeit Genschers 
war van den Broek dabei nicht: Dessen ausweichende und vage 
Antwort einschließlich der leicht drohenden Ergänzung, daß Bonn 
Reaktionen aus dem Ausland, die vom deutschen Standpunkt 
abweichen würden, schwer akzeptieren könne, bestätigten van den 
Broek die Berechtigung seiner Intervention.65 Wachsam blieb der 
niederländische Minister 1990 auch aufgrund der Vorliebe Gen­
schers für paneuropäische Sicherheitsstrukturen und für eine weit-
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reichende Stärkung der KSZE. Europäische Sicherheit auf einer 
solchen Grundlage würde seiner Meinung nach „nicht sturmfest" 
sein und auf eine „Schön-Wetter-Konstruktion" beschränkt blei­
ben.66 Leider, so der Minister im Juni 1990, neige „die BRD Gen­
schers" stark in diese Richtung.67 Eine weitgehende Stärkung der 
KSZE werde nicht nur auf Kosten der NATO, sondern auch der 
EG gehen: „Dann kann eine Situation entstehen", erläuterte er im 
Juli 1990 im NRC Handelsblad, „in der das vereinigte Deutschland 
sich als größte Macht in Europa innerhalb des KSZE-Prozesses 
relativ ungebunden verhalten und alle möglichen Gelegenheits­
kombinationen und Formen der Zusammenarbeit nutzen kann. 
Ich sage nicht, daß Deutschland das anstrebt, aber wenn es uns 
nicht rasch gelingt, die Europäische Gemeinschaft zur Vollendung 
zu bringen und die politische Union tatsächlich zu vereinbaren, 
wird der Zusammenhalt der Zwölf langsam verloren gehen."68 

Inzwischen hatte man seit dem Herbst 1989 bereits Schritte 
unternommen, um diesen Zusammenhalt innerhalb der EG zu 
stärken. Es ist hier nicht der Ort für eine detaillierte Analyse der 
Entwicklung zur Europäischen Politischen Union und zur Wirt­
schafts- und Währungsunion. Bedeutsam ist aber, daß die sich 
abzeichnende deutsche Vereinigung die vorhandenen Pläne hierfür 
beschleunigt hatte. Vor allem der französische Präsident Mitter­
rand hatte darauf zugesteuert und Helmut Kohl im Europäischen 
Rat in Straßburg im Dezember 1989 dafür gewonnen, bereits 1990 
mit der zwischenstaatlichen Regierungskonferenz über die Wirt­
schafts- und Währungsunion zu beginnen. Daraufhin war im Früh­
jahr 1990 eine deutsch-französische Initiative zu einer kurzfristigen 
zweiten Konferenz erfolgt, deren Ergebnis eine Europäische Politi­
sche Union sein sollte. Auf der Sitzung des Europäischen Rates im 
April 1990 in Dublin begrüßten die zwölf Staats- und Regierungs­
chefs diese Initiative, die die Grundlage für den Vertrag von Maa­
stricht vom Dezember 1991 bildete. Angesichts der Bedeutung, die 
Den Haag der EG für die weitere Integration Deutschlands bei­
maß, und der Plädoyers für eine weitere Verstärkung dieser In­
tegration unterstützten die Niederlande eine solche Entwicklung 
nachdrücklich. Über die genaue Struktur einer Europäischen 
Union gab es natürlich noch wenig Klarheit; aber es ging um die 
Aussicht, daß die EG sich aufmachte, ihre Rolle als Eckstein des 
zukünftigen Europa auszufüllen.69 Ende 1989 hatte man häufig die 
Formulierung verwendet, daß die Wiedervereinigung Deutschlands 
das Schlußstück einer - übrigens nicht näher definierten -

213 



Teil 1 Europäische Sicherheit und deutsche Frage 1945-1990 

europäischen Vereinigung sein müsse. Anfang 1990 hatte man von 
der Parallelität des deutsch-deutschen und europäischen 
Zusammengehens gesprochen. Im Frühjahr 1990 hatte sich gezeigt, 
daß hierfür die Entwicklungen in Deutschland zu schnell abliefen. 
Die Pläne für eine Europäische Politische Union sorgten nun 
dafür, daß dennoch die Verbindung zwischen der deutschen Ver­
einigung einerseits und der Beschleunigung und Vertiefung der 
europäischen Integration andererseits zustande gekommen war. 

Die Haltung Helmut Kohls gegenüber den atlantischen und 
europäischen Aspekten des deutschen Vereinigungsprozesses 
schloß eng an diejenige von Den Haag an: keine Entkoppelung der 
äußeren und inneren Aspekte der Einheit, Priorität der atlanti­
schen Bindung und die Betonung der Notwendigkeit, die EG zu 
einer Politischen Union sowie einer Währungsunion umzuformen. 
Insofern überraschte es nicht, daß man auf niederländischer Seite 
trotz aller Kritik an Kohls Haltung zur Oder-Neiße-Grenze vor 
allem seine Politik unterstützte, während Genschers Sicherheits­
denken Stirnrunzeln hervorrief. Kein Wunder auch, daß van den 
Broek es „selbstverständlich sehr befriedigend" fand, als Helmut 
Kohl im Juli 1990 die Zustimmung Gorbatschows zur NATO-
Mitglieds chaft des vereinigten Deutschlands erreichte.70 Nach einer 
Übergangsfrist von vier Jahren, in der die 380.000 Mann starken 
sowjetischen Truppen aus der DDR abgezogen wurden, sollten 
auch die östlichen Länder Deutschlands zum NATO-Vertrags-
gebiet gehören und die dort stationierten deutschen Truppen 
unter NATO-Kommando stehen. Von der Stationierung nicht­
deutscher NATO-Einheiten und der Aufstellung von Atomwaffen 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR wollte man allerdings abse­
hen.71 

Mit dieser Regelung war exakt das erreicht worden, was Den 
Haag 1989/90 immer wieder gefordert hatte. Damit war zum 
zweiten Mal in der Nachkriegsgeschichte hinsichtlich der sicher­
heitspolitischen Integration Deutschlands eine Regelung getroffen 
worden, die sich vollständig mit den niederländischen Zielset­
zungen deckte. In den frühen fünfziger Jahren hatte Den Haag 
eine gleichberechtigte Position Deutschlands in der NATO ange­
strebt, und 1955 hatte man dies nach dem Scheitern der EVG auch 
erreicht. 45 Jahre später wurde auch das vereinigte Deutschland 
ein gleichberechtigtes Mitglied des Atlantischen Bündnisses, wo­
mit zugleich die alten Status quo p/#s-Vorstellungen verwirklicht 
wurden. In beiden Fällen war das Ergebnis unter der Führung der 
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Großmächte zustande gekommen, zu denen 1990 auch die Bundes­
republik zählte. Und in beiden Fällen hatte Den Haag nur eine 
Nebenrolle bei der Verstärkung der atlantischen Kräfte gespielt. 
Davon unberührt bleibt, daß das Land diese Rolle sowohl in den 
frühen fünfziger Jahren als auch 1989/90 aktiv ausfüllte und stets 
intervenierte, wenn sich unerwünschte Entwicklungen ankündig­
ten. Dies war nicht nur der Fall, wenn nach Ansicht Den Haags 
die Forderung nach Mitsprache und Konsultation ungenügend 
honoriert wurde, sondern vor allem, wenn man befürchten mußte, 
daß Deutschland unzureichend in die atlantische Gemeinschaft 
eingebunden würde und das amerikanische Engagement für die 
europäische Sicherheit zurückgehen könnte. Auch hinsichtlich 
dieses letzten Gesichtspunktes springt die Kontinuität seit den 
frühen fünfziger Jahren ins Auge. In der Sicherheitspolitik war der 
Primat des „Atlantizismus" nicht nur ungebrochen; die deutsche 
Vereinigung und das Ende des Kalten Krieges hatten ihn sogar 
nachdrücklich bestätigt. Zeugte diese Haltung von einer „pro­
atlantischen Hartnäckigkeit", wie der Utrechter Politologe Duco 
Hellema den Kurs van den Broeks kritisch bezeichnet hat?72 Mach­
te der Minister sich das Verschwinden der sowjetischen Bedrohung 
und die sich grundlegend verändernde europäische Sicherheitslage 
nicht ausreichend klar? Es mag sein, daß der Primat seiner atlanti­
schen Orientierung so stark war, daß in Den Haag Überlegungen 
zu anderen Sicherheitsstrukturen für Europa von vornherein keine 
Chancen hatten, ernstgenommen zu werden. Allerdings ist heute, 
zehn Jahre später, festzustellen, daß eine gemeinsame europäische 
Sicherheitspolitik oder gar ein paneuropäisches Sicherheitssystem 
noch ebensoweit weg ist wie im deutschen Vereinigungsjahr, und 
daß die NATO die einzige funktionierende Sicherheitsorganisa­
tion ist. Diese Tatsache verweist eher auf den Realismus der nie­
derländischen Politik unter van den Broek im Jahre 1990 als auf 
Starrheit oder ungerechtfertigte atlantische Hartnäckigkeit. 

Ebenso wie in den fünfziger Jahren, als die Bundesrepublik in 
die westliche Gemeinschaft aufgenommen wurde, standen wäh­
rend des Vereinigungsprozesses mit Blick auf Deutschland die 
Begriffe Integration, Einbettung, Einrahmung und Verankerung 
im Mittelpunkt. Verbarg sich dahinter die Angst vor einem ver­
einigten Deutschland? Wiederholte sich die Argumentation der 
fünfziger Jahre, daß die Integration von Deutschland auch einen 
Schutz vor Deutschland bieten mußte? Zweifellos verbarg sich 
hinter dem niederländischen Plädoyer für Integration auch die 
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Überlegung, daß Deutschland nicht aus eigener Kraft das Schicksal 
des Kontinents bestimmen durfte. Die Verankerung Deutschlands 
bot die maximale Garantie für ein europäisches Deutschland und 
gegen ein deutsches Europa, wie man im Vereinigungsjahr wie­
derholt formulierte. Aber dieser Gedanke verband sich nicht mit 
historischen Assoziationen über mögliche deutsche Machtabenteu­
er, wie es z.B. bei der britischen Regierung 1989/90 der Fall war.73 

Die Meinungsbildung hinter den Haager Kulissen hatte einen 
nüchternen und sachlichen Charakter und unterschied sich im 
Tonfall grundlegend von der der fünfziger Jahre. Trotz der Konti­
nuität in der Verwendung von Begriffen wie Integration, Ver­
ankerung usw. hatten sich die dahinterstehenden Zielsetzungen auf 
grundlegende Weise verändert. Standen in den frühen fünfziger 
Jahren der Schutz vor Deutschland und der Schutz mit Deutsch­
land vor der Sowjetunion im Mittelpunkt, ging es 1990 in erster 
Linie um die Sicherung der Errungenschaften der deutschen In­
tegration in den Westen. Eine Schwächung der Verankerung 
Deutschlands würde nicht nur den Zerfall der Europäischen Ge­
meinschaft einläuten, sondern auch das amerikanische Engagement 
für die europäische Sicherheit ernsthaft gefährden. Anders ausge­
drückt: Wenn die bestehenden westlichen Strukturen an Kohäsion 
verlieren sollten, drohe in Europa ein Rückfall in das traditionelle 
Staatensystem der Vorkriegszeit.74 

Die Furcht vor einem Ende der deutschen Integration - und 
dies ist ein wesentlicher Unterschied zu den fünfziger Jahren - war 
allerdings kein Ergebnis niederländischen Mißtrauens gegenüber 
Deutschland. Dafür war das Vertrauen in die westlich-demokrati­
sche Einstellung der Bundesrepublik nach vierzig Jahren der In­
tegration in die westliche Gemeinschaft zu groß. Dafür wußte man 
auch zu gut, daß die Fortsetzung der Integration im Rahmen der 
EG auch im deutschen Interesse lag. „Es gibt keinen Grund an­
zunehmen, daß Deutschland nicht länger der solide Partner sein 
wird, der es stets gewesen ist", hieß es in der Europaabteilung des 
niederländischen Außenministeriums kurz nach der Vereinigung, 
und diese Aussage kennzeichnete die dort vorherrschende An­
sicht.75 Die Unsicherheit, daß Deutschland dennoch zu einem 
Vagabunden in Europa werden könnte, ist denn auch eher als 
Variante der Besorgnisse aus den frühen siebziger Jahren über die 
mögliche Eigendynamik der damaligen Ostpolitik zu sehen. Hatte 
man damals befürchtet, daß die Bundesrepublik durch die Ent­
spannungspolitik ein schwächeres Glied innerhalb der westlichen 
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Gemeinschaft werden könnte, ging es nun um die geopolitische 
Unvermeidbarkeit einer deutschen Einmischung in das instabile 
Mittel- und Osteuropa. Eine Schwächung der westlichen Zusam­
menarbeit würde Deutschland, ob es wollte oder nicht, zu einer 
selbständigen Beschäftigung mit den mittel- und osteuropäischen 
Ländern zwingen. Und diese Beschäftigung würde nicht nur weni­
ger effektiv als ein gemeinsames westeuropäisches Vorgehen sein, 
sondern auch zu einer weiteren westlichen Desintegration führen 
und der europäischen Sicherheit schaden. Nur ein eng zusammen­
arbeitendes Westeuropa könnte einen Beitrag zum sozialen, wirt­
schaftlichen und politischen Aufbau in den ehemaligen Ostblock­
ländern liefern. Insofern kann es nicht überraschen, daß die Nie­
derlande einer Beschleunigung und Vertiefung des westeuropäi­
schen Integrationsprozesses Priorität vor einer Erweiterung der 
EG einräumten. 

Das Integrationskonzept der niederländischen Regierung, das 
mit Ausnahme der Grünen von allen großen politischen Parteien 
unterstützt wurde, gründete also weniger auf der Furcht vor einem 
vergrößerten Deutschland, als man bei einer oberflächlichen Be­
trachtung annehmen könnte. Im Vordergrund stand die Bewah­
rung der Errungenschaften und Strukturen der westlichen Ge­
meinschaft als Basis für das zukünftige Europa, nicht aus Angst 
vor Deutschland, sondern weil diese Strukturen ohne Deutschland 
beschädigt würden. Aus niederländischer Perspektive war un­
strittig, daß das »Europäische Haus*, dem man angesichts seiner 
vagen Konzeption ohnehin skeptisch gegenüberstand, auf Treib­
sand gebaut wäre, wenn das einzige Fundament - die Europäische 
Gemeinschaft - untergraben würde. Und für die Feststellung, daß 
Deutschland für dieses Fundament einen Eckstein bildete, genügte 
ein Blick auf die europäische Landkarte. 

Diese Haager Nüchternheit angesichts der deutschen Vereini­
gung schloß Kritik und Besorgnisse aber nicht völlig aus. Die Wei­
gerung Helmut Kohls, bereits in einem frühen Stadium für Klar­
heit hinsichtlich der Oder-Neiße-Grenze zu sorgen, das Bewußt­
sein, im Abseits zu stehen („you are not part of the game"), die 
Ungewißheit über die Zukunft der europäischen Sicherheit und 
Integration; all dies trug dazu bei, daß die Wahrnehmung des Ver­
einigungsprozesses im Außenministerium sicher nicht frei von Un­
behagen oder gemischten Gefühlen war. Es ist nicht ausgeschlos­
sen, daß dieses Unbehagen noch größer war, als aus dem schriftli­
chen Niederschlag der Meinungsbildung hervorgeht. Schließlich 
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gehörte zu der nüchternen und zustimmenden Haltung des Außen­
ministeriums die Überzeugung, daß der Westen der Bundesre­
publik nicht den Eindruck vermitteln dürfe, gegen die Wiederver­
einigung zu sein oder sie verzögern zu wollen, wie dies London 
und Paris anfänglich taten. In diesem Fall, so die Haager Überle­
gungen, drohe eine massive Verschlechterung der Beziehungen 
zwischen Bonn und den übrigen westlichen Hauptstädten, mit 
möglichen kontraproduktiven Effekten für das Ziel einer fortge­
setzten Integration Deutschlands. Es ist denkbar, daß diese ra­
tionale Kalkulation einen Teil des Unbehagens über die Einheit 
unter der Oberfläche hielt. 

Meinungsumfragen und die Medien 

Vervollständigt wird das Bild der Nüchternheit und Zustimmung 
auf der einen Seite und der Kritik und Unsicherheit auf der ande­
ren Seite durch die Ergebnisse von Meinungsumfragen. Einen Tag 
nach der Bekanntgabe von Kohls ,Zehn-Punkte-Plan* ging aus 
einer Umfrage hervor, daß eine Mehrheit von 54% der Niederlän­
der für die Wiedervereinigung war, 27% waren dagegen, und 19% 
hatten „keine Meinung". Bemerkenswerterweise äußerten sich vor 
allem die Jüngeren positiv, und der Anteil der Befürworter nahm 
ab, je älter die Befragten waren. Differenziert nach Alter sahen die 
Ergebnisse folgendermaßen aus: 

Tabelle 3: Reaktionen auf den .Zehn-Punkte-Plan' 
(November 1989) nach Alter in % 

Frage: „Helmut Kohl, der Bundeskanzler Westdeutschlands, hat Plane 
für die schrittweise Wiedervereinigung von West- und Ost­
deutschland vorgelegt. Sind Sie für oder gegen eine deutsche 
Wiedervereinigung?" 

18-24 25-34 35-44 45-54 55-64 65+ 

57 55 52 47 44 

21 26 31 31 37 

22 19 17 22 19 

100 100 100 100 100 
Quelle: Algemeen Dagblad, 1.12.1989. 

Befürworter 

Gegner 

Keine Meinung 

Gesamt 

Ges. 

54 

27 

19 

100 

18-2-

65 

25 

10 

100 
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Überblickt man die verfügbaren Umfragen aus den Jahren 
1989/90, entsteht für die Niederlande folgendes Bild: 

Tabelle 4: Die Niederländische Bevölkerung und die deutsche Einheit 
(März 1989 - Oktober 1990) in % 

Quelle 

NIPO* 

Flash/Eurobarometer 

Intomart 

Interview 

NIPO** 

Interview 

Intomart 

NIPO 

NIPO 

Intomart 

Flash/Eurobarometer 

Eurobarometer 

* gleichgültig: 7% 
** gleichgültig: 20% 

Monat/ 
Jahr 

03.89 

11.89 

13.11.89 

29.11.89 

02.90 

15.2.90 

02.90 

03.90 

04.90 

07.90 

10.90 

11.90 

Befür­
worter 

57 

76 

60 

54 

51 

52 

50 

66 

64 

67 

70 

70 

Gegner 

14 

12 

18 

27 

24 

23 

25 

24 

22 

9 

16 

16 

Keine 
Meinung 

22 

12 

22 

19 

5 

25 

25 

10 

14 

25 

14 

15 

Quelle: Der niederländische Beirat für Frieden und Sicherheit, 
Deutschland als Partner, Anhang 3, S. 86. 

Beinahe durchgängig sprach sich eine große Mehrheit für die 
deutsche Einheit aus (bis zu 76%). Der Anteil der Gegner 
schwankte zwischen 9 und 27% und derjenigen „ohne Meinung" 
zwischen 5 und 25%. Auffallend war, daß die Zahl der Befürwor­
ter im Zeitraum zwischen Ende November 1989 und Februar 1990 
geringer war als davor und danach. Wahrscheinlich gingen viele 
Niederländer bis zur Präsentation von Kohls ,Zehn-Punkte-Plan* 
davon aus, daß die deutsche Vereinigung noch kein aktuelles The­
ma sei, und dies erleichterte ihnen die Zustimmung. Als sich das 
Bewußtsein verbreitete, daß die Vereinigung nicht mehr länger 
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eine theoretische Frage war, sank die Zahl der Befürworter bis auf 
50% im Februar 1990. Genau in jenen Monaten gesteigerten Unbe­
hagens beschleunigte sich der Vereinigungsprozeß, wuchs die 
Kritik an Kohl wegen seiner Haltung in der Oder-Neiße-Frage und 
wurde die westdeutsche Dominanz im Umgang mit der DDR 
besonders deutlich.76 Der Rückgang der Zahl der Befürworter 
einer Vereinigung zeigte sich auch in anderen Ländern, war aber 
gerade in den Niederlanden besonders groß. 

Tabelle 5: Europäische Völker und die deutsche Einheit 
(1989/90) in % 

Spanien 

Portugal 

Griechenland 

Irland 

Italien 

Frankreich 

Deutschland 
(West) 

Deutschland 
(Ost) 

Niederlande 

Großbritannien 

Belgien 

Luxemburg 

Dänemark 

EG 12 

11.89 

84 

83 

83 

81 

80 

80 

78 

-

76 

71 

71 

63 

59 

78 

dafür 

2.90 

81 

74 

74 

75 

77 

66 

77 

90 

59 

64 

61 

52 

56 

71 

dagegen 

11.90 11.89 2.90 

81 

85 

78 

83 

80 

73 

85 

94 

70 

72 

69 

66 

69 

78 

7 

7 

3 

7 

10 

9 

14 

-

12 

17 

15 

28 

22 

12 

5 

5 

11 

8 

11 

15 

11 

6 

21 

18 

19 

25 

26 

13 

keine Meinung 

11.90 11.89 

4 

3 

9 

7 

9 

13 

6 

4 

16 

16 

16 

22 

18 

10 

9 

10 

15 

13 

10 

10 

8 

-

12 

12 

14 

9 

19 

11 

2.90 

13 

21 

15 

18 

12 

19 

11 

5 

20 

17 

19 

23 

18 

16 

11.90 

15 

12 

14 

11 

11 

14 

9 

2 

15 

11 

15 

12 

13 

12 

Quelle: Eurobarometer 

Im November 1989 lag die durchschnittliche Zustimmung in 
der gesamten Europäischen Gemeinschaft bei 78% (Niederlande 
76%) und sank im Februar 1990 auf 71% (Niederlande 59%). Im 
November 1989 standen die Niederländer der Einheit positiver 
gegenüber als die Briten, Belgier, Dänen und Luxemburger; drei 
Monate später war die Zustimmung bei Briten und Belgiern etwas 
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größer (64 bzw. 61%) und nur bei Dänen und Luxemburgern 
geringer (56 bzw. 52%) als bei den Niederländern. Seit März 1990 
wuchs die Zahl der niederländischen Befürworter wieder. Gründe 
dafür könnten sein, daß sich die Skeptiker nun mit der Unver­
meidlichkeit der bevorstehenden Vereinigung aussöhnten77 oder 
nach anfänglichem Unbehagen feststellten, daß Deutschland sich 
nicht in einem nationalistischen Rausch, sondern nach demokrati­
schen Spielregeln vereinigte. Vergleicht man schließlich den Pro­
zentsatz der niederländischen Befürworter im November 1990 mit 
dem europäischen Durchschnitt, dann ist festzustellen, daß die 
Zustimmung zur deutschen Einheit in den Niederlanden immer 
noch geringer war (70 bzw. 78%). Gleichwohl ist hinzuzufügen, 
daß sich die Haltung der Niederländer kaum von derjenigen der 
Franzosen, Briten, Belgier, Luxemburger und Dänen unterschied, 
und daß der relativ hohe europäische Durchschnittswert durch die 
große Zustimmung in Deutschland selbst und in den südeuropäi­
schen Staaten zustande kam. 

Schließlich berichteten die Medien 1989/90 sehr ausführlich 
über die Entwicklungen in Deutschland. Im Rahmen der vorlie­
genden Untersuchung würde es zu weit führen, hierauf detailliert 
einzugehen. Es reicht aus, einige Grundlinien zu skizzieren. Über­
blickt man das gesamte Vereinigungsjahr, dann ist hinsichtlich der 
niederländischen Tagespresse die Schlußfolgerung gerechtfertigt, 
daß sie die deutsche Vereinigung überwiegend positiv kommen­
tiert hat.78 Dies schließt selbstverständlich Unterschiede in den 
Beurteilungen nicht aus, z.B. zwischen der vergleichsweise kritisch 
eingestellten Volkskrant und dem durchweg nüchtern zustimmend 
argumentierenden NRC Handelsblad. Ebensowenig bedeutet dies 
das Fehlen jeglicher Kritik an bestimmten Aspekten der Wieder­
vereinigungspolitik. So waren sich auch die niederländischen Me­
dien weitgehend einig in ihrem negativen Urteil über die Haltung 
Kohls zur Oder-Neiße-Grenze. Außerdem entstand in der Presse 
ebenso wie im Außenministerium und im Parlament Unsicherheit 
über die Zukunft der europäisch-atlantischen Zusammenarbeit und 
die Rolle, die Deutschland darin spielen würde. Hin und wieder 
machte man sein Unbehagen auch durch die Verwendung suggesti­
ver deutscher Ausdrücke wie „rücksichtslos", „Heim ins Reich", 
Kohls „Blitzkrieg" usw. deutlich. Viele politische Karikaturisten 
ließen ihrem Assoziationsvermögen freien Lauf, was zu vielen 
Karikaturen mit direkten Anspielungen auf das Dritte Reich und 
den Zweiten Weltkrieg führte. Würde man sich auf diese Aspekte 
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der Bildformung konzentrieren, käme man allerdings zu der vor­
schnellen Schlußfolgerung, daß das Vertrauen vieler Kommentato­
ren 1989/90 auf das Niveau der sechziger Jahre absank.79 Dies war 
ganz gewiß nicht der Fall. Es war vielmehr charakteristisch, daß 
Zustimmung dominierte, aber Kritik, Unbehagen und Unsicher­
heit zu einem Gesamtbild führten, das auch Ambivalenz erkennen 
ließ. 

Genau dieses Bild ergibt sich auch aus den Leitartikeln der 
Tageszeitungen zum 3. Oktober 1990. „Natürlich muß man sich 
daran gewöhnen", schrieb das NRCHandelsblad, „das gilt auch für 
die Niederlande. Wer ein kleines Häuschen mit einem kleinen 
Garten hat, sieht bei den Nachbarn nicht gerne eine zusätzliche 
Etage hinzukommen, denn erreicht die Sonne dann noch den 
Rasen?"80 „Glückwunsch ... und Beunruhigung", lautete die Schlag­
zeile des Leitartikels im Algemeen Dagblad, wo man sich fragte, 
wie das neue Deutschland mit seiner gewachsenen Macht umgehen 
würde.81 Für die Volkskrant war es verständlich, daß „dieses neue 
vereinigte Deutschland nicht überall mit großer Begeisterung 
aufgenommen wird".82 Die Trouw verwies noch einmal auf die 
Notwendigkeit, daß „die deutsche Politik nicht die europäische 
bestimmt, sondern die europäische Politik die deutsche". Gleich­
zeitig zeigte diese Zeitung aber ihr Vertrauen in das neue Deutsch­
land, indem sie für einen permanenten Sitz Deutschlands im Si­
cherheitsrat der Vereinten Nationen eintrat: „Deutschland wird in 
der Weltpolitik eine gewichtigere Rolle spielen müssen."83 Auch 
das NRC Handelsblad brachte sein Vertrauen zum Ausdruck. Im 
Sommer 1990 hatte man bereits darauf hingewiesen, daß Helmut 
Kohl „ohne Kraftprotzerei" den politischen Spielraum ausgenutzt 
hatte, um die Einheit zu verwirklichen, und niemand „»Rapallo* 
oder »Verrat*" rufen konnte, weil das „diplomatische Nachspiel der 
Volksbewegung ... den Spielregeln entsprechend" abgelaufen war.84 

Positiv war auch die Feststellung, daß sich die Vereinigung auf 
sehr nüchterne Weise „ohne nationalistische Demagogie der Füh­
rer und ohne nationalistische Äußerungen der Bevölkerung" voll­
zog.85 Anläßlich der Vereinigung im Oktober stellte man fest, daß 
es nun darum ging, „die konkrete Utopie zu verwirklichen, die 
den Vätern der europäischen Vereinigung vor Augen stand: ein 
Wegschmelzen des Nationalstaates als Fixpunkt des sozioökono-
mischen und politischen Handelns. Deutschland 120 Jahre nach 
der Schlacht von Sedan ist keine »verspätete Nation*, sondern ein 
Land, in dem Freiheit und Demokratie nun für jeden gelten, und 

222 



5 Die deutsche Vereinigung 1989-1990 

dazu passen Glückwünsche".86 HetParool verneinte die Frage, ob 
„der deutsche Stein ... nicht zu schwer im europäischen Magen" 
liegen werde, „weil sich die Welt und die Deutschen verändert 
haben". Es sei „ein vielsagendes Detail", daß der alte Name Bun­
desrepublik Deutschland auch die offizielle Bezeichnung des neuen 
Deutschlands bleibe. „Es ist eine Frage der Symbolik: Bundesre­
publik steht für eine offene, bescheidene, westlich orientierte und 
demokratische Gesellschaft." Das sei ebenso vertrauenerweckend 
wie die Tatsache, daß „die Deutschen wissen, daß sie durch die 
europäische Zusammenarbeit viel zu gewinnen haben ,..".87 

Schlußfolgerung 

„Holland fällt der Abschied (von der deutschen Teilung, FW) 
schwer", faßte Anfang Oktober 1990 die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung die niederländische Haltung zusammen.88 Das war eine 
stark vereinfachte Schlußfolgerung, die eher an das hartnäckige 
Klischee von ,anti-deutschen* Niederlanden anschloß, als daß sie 
der Haager Politik und dem niederländischen Blick über die Ost­
grenze im Jahre 1989/90 gerecht wurde. Gewiß verfolgten die 
Niederlande im Jahr der deutschen Vereinigung sorgfältig die 
Entwicklungen in dem größer werdenden Nachbarland, aber dabei 
stand Zustimmung und nicht Mißtrauen im Vordergrund. Das 
Bewußtsein, daß der Bündnispartner Westdeutschland schon lange 
ein demokratischer und westlich ausgerichteter Staat war, bildete 
die Grundlage einer durchgehend nüchternen Wahrnehmung, in 
der grelle Schreckensreaktionen und Visionen von einem »Vierten 
Reich* Ausnahmen blieben. Unter der Oberfläche spielten die 
deutschen Machtverirrungen der Vergangenheit sicher eine Rolle, 
aber das spürbare Unbehagen hing eher mit der Unsicherheit 
hinsichtlich der Zukunft Europas nach dem Verschwinden der so 
vertraut gewordenen Nachkriegsordnung zusammen als mit Miß­
trauen gegenüber Deutschland. Große politische Veränderungen 
bringen schließlich stets Unsicherheit mit sich, und dies gilt ganz 
gewiß, wenn es um einen tiefgreifenden Wandel der internationa­
len Beziehungen geht. 

Um diese Unsicherheit auf ein Minimum zu beschränken, 
stand in der niederländischen Politik die Kontinuität der deut­
schen Einbettung in die NATO und die Europäische Gemein­
schaft im Vordergrund. Den Haag war für die Argumentation 
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sicher empfänglich, daß der westliche Sieg im Kalten Krieg vor­
sichtig ausgespielt werden müsse, um die Position Gorbatschows 
nicht in Gefahr zu bringen. Dennoch entwickelten sich die An­
sichten im Außenministerium Anfang 1990 rasch in eine Richtung, 
die man als »maximalen* NATO-Standpunkt bezeichnen könnte: 
Für das vereinigte Deutschland müsse eine uneingeschränkte Si­
cherheitsform gelten, und die vergrößerte Bundesrepublik müsse 
insgesamt und ohne Beschränkung Mitglied des Atlantischen 
Bündnisses werden. Auf der politischen und wirtschaftlichen 
Ebene zielte Den Haag auf die Vertiefung der Europäischen Ge­
meinschaft und stand aus Angst vor einem geringeren Zusammen­
halt einer raschen Ausweitung der EG ablehnend gegenüber. 

Dieser Standpunkt entsprach ganz der Außenpolitik der Nach­
kriegszeit. Dies galt nicht nur für die NATO und die Europäische 
Gemeinschaft als Ecksteine der Politik, sondern auch für die Hal­
tung gegenüber Deutschland und der deutschen Frage. Seit den 
frühen fünfziger Jahren hatte man eine Lösung der Wiedervereini­
gungsfrage gewünscht, sofern sie zu einer Status quo plus-¥osiiion 
für den Westen führte. Dabei hatte Den Haag stets auf die Not­
wendigkeit hingewiesen, Deutschland als gleichberechtigten Part­
ner zu behandeln. Geschah dies nicht, dann drohte eine Spaltung 
zwischen der Bundesrepublik und ihren Partnern mit allen nach­
teiligen Folgen für die interne westliche Zusammenarbeit. Diese 
Überlegung hatte im Vereinigungsjahr nichts von ihrer Bedeutung 
verloren. Das galt auch für das Bewußtsein, daß eine negative oder 
retardierende Haltung in bezug auf die Vereinigung in Deutsch­
land zu einem gegen das Bündnis gerichteten Reflex führen konn­
te. In der Öffentlichkeit und in den Gesprächen mit Genscher 
betonte Außenminister van den Broek wiederholt, daß er mit 
seinen Interventionen hinsichtlich der äußeren Aspekte der Ver­
einigung nicht an dem selbstverständlichen Ziel der deutschen 
Einheit rütteln wolle und daß er ebensowenig auf eine Verzöge­
rung aus sei. Da diese Aussagen van den Broeks mit der nüchter­
nen und sachlichen Meinungsbildung im Ministerium völlig über­
einstimmten, muß man zu dem Schluß kommen, daß die nieder­
ländische Zustimmung zur deutschen Vereinigung nicht auf eine 
öffentliche Übung in politischer Psychologie an die Adresse 
Deutschlands reduziert werden kann. Solange die Integration 
Deutschlands in die westliche Gemeinschaft fortgesetzt und ver­
stärkt wurde, unterstützte das Außenministerium die Entwicklung 
zur deutschen Einheit. Nachdem seit Ende Januar 1990 van den 
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Broek anstelle von Lubbers die niederländische Politik in dieser 
Frage bestimmte, entsprach der Haager Standpunkt weitgehend 
der wiedervereinigungsfreundlichen Haltung Washingtons. Daß 
man in Bonn dennoch die niederländische Haltung wiederholt mit 
der Politik der widerstrebenden Briten und der bremsenden Fran­
zosen gleichsetzte, ging auf das Auftreten von Ministerpräsident 
Lubbers zurück, der Ende 1989 das Bild von den mißtrauischen 
Niederlanden geschaffen hatte - ein Bild, das nahtlos an die deut­
sche Wahrnehmung der »ohnehin schwierigen* Niederlande an­
schloß. Betrachtet man die Diskussion im Haager Außenministe­
rium, die seit Ende Januar 1990 betriebene Politik, die Grundzüge 
der Meinungsbildung in den niederländischen Medien und die 
Ergebnisse der Meinungsumfragen, dann ist festzustellen, daß 
dieses deutsche Bild in hohem Maße auf einer fehlerhaften Wahr­
nehmung beruhte. 
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Einleitung 

In den frühen fünfziger Jahren plädierten die Niederlande für eine 
positive Integration der Bundesrepublik in den Westen (siehe Kapi­
tel 3). Es stellt sich nun die Frage, wie die Niederlande diese Poli­
tik mit der Forderung nach materieller und immaterieller Wieder­
gutmachung für die erlittenen Kriegsschäden verbanden. Auf der 
Pariser Reparationskonferenz von 1945-46 hatte Den Haag eine 
Forderung von 25,75 Mrd. Gulden für Schäden infolge von Kriegs­
handlungen und Raub von Gütern und Wertpapieren vorgelegt. 
Zählt man die Forderungen der anderen Alliierten hinzu und stellt 
dem die Zahlungsmöglichkeiten des ruinierten Deutschland gegen­
über, dann konnte es auch kurz nach 1945 keinen Zweifel daran 
geben, daß eine Erfüllung dieser Forderungen nicht infrage kam. 
Außerdem nahmen die Westmächte schon bald nach 1945 aus 
wirtschaftlichen Gründen und aus Überlegungen der internationa­
len Politik Kurs auf eine milde Behandlung Deutschlands. Daß 
auch nach niederländischer Ansicht ein »zweites Versailles* in 
jedem Fall verhindert werden mußte, bedeutete aber nicht das 
Ausbleiben von Spannungen im Verhältnis zum ehemaligen Feind 
und künftigen Partner. 

Beendigung des Kriegszustands 

Der Zerfall der alliierten Kriegskoalition 1947 und die darauf fol­
gende deutsche Teilung konfrontierten die ehemaligen Kontra­
henten mit dem völkerrechtlichen Novum eines faktischen Kriegs­
endes, ohne daß ein Friedensvertrag in Sicht war. Dies bedeutete, 
daß die Westmächte nach der Gründung der Bundesrepublik mit 
,ihrem* deutschen Staat in Erwartung eines Friedensvertrags eine 
(vorläufige) Lösung in bezug auf Entschädigung, Rückgabe geraub-
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ter Güter, Gebietsfragen usw. finden mußten. Außerdem mußte 
man den noch andauernden Kriegszustand beenden. Erst dann 
konnte der Rechtsverkehr mit Deutschland wiederhergestellt und 
eine völkerrechtliche Grundlage für die Anknüpfung diplomati­
scher Beziehungen mit der Bundesrepublik gelegt werden. Hinzu 
kam, daß der formell noch andauernde Kriegszustand 1949 ein 
Anachronismus geworden war, da man auf vielen Feldern den Weg 
zur Zusammenarbeit bereits eingeschlagen hatte. 

Die Beendigung des Kriegszustands war für sich genommen 
eine Selbstverständlichkeit, über die man nicht zu diskutieren 
brauchte. Anders verhielt es sich mit der Frage, inwiefern dabei 
Aspekte einbezogen werden konnten, die unter »normalen* Ver­
hältnissen in einem Friedensvertrag hätten geregelt werden kön­
nen. In Den Haag beantwortete man Anfang 1950 diese Frage mit 
Nachdruck positiv. Es sollte verhindert werden, daß die Beendi­
gung des Kriegszustands zu einem einseitigen Akt der westlichen 
Länder wurde, dem von deutscher Seite nichts gegenüberstand. 
Dies bedeutete konkret, daß die niederländische Regierung bei den 
Großen Drei darauf drang, die Bundesrepublik zur Anerkennung 
von bis dahin getroffenen Maßnahmen bei der Entschädigung und 
Rückgabe zu verpflichten. Geschähe dies nicht, so die Furcht in 
Den Haag, könnte die Bundesrepublik diese Schritte künftig an­
fechten - mit allen Konsequenzen, nämlich Rechtsunsicherheit, 
einer Störung des politischen Klimas und eventuell sogar dem 
Verlust geltend gemachter Finanzinteressen.1 

Die im Benelux-Verbund 1950 unternommenen Versuche, die 
Westalliierten von diesem Standpunkt zu überzeugen, blieben aber 
erfolglos. „Man kann ... nur feststellen, daß die Großen Drei der 
Versuchung erlegen sind, die Dinge untereinander abzumachen", 
klang es im August 1950 enttäuscht aus der Deutschland-Abteilung 
des Außenministeriums, nachdem die Westmächte hatten wissen 
lassen, daß keine deutsche Gegenleistung gefordert werden würde.2 

Damit waren alle Bestimmungen vom Tisch, die den Gedanken an 
einen Friedensvertrag hätten aufkommen lassen können, und die 
Außenminister der USA, Englands und Frankreichs riefen im 
September 1950 die anderen Staaten auf, mit Hilfe der nationalen 
Gesetzgebung eine Beendigung des Kriegszustands ohne Gegen­
leistung vorzubereiten. 

Nach dem Scheitern des Versuchs, der Bundesrepublik im in­
ternationalen Zusammenhang Verpflichtungen aufzuerlegen, ver­
suchte die niederländische Regierung, mit Hilfe der nationalen 
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Gesetzgebung noch soviel wie möglich an finanziellen Interessen 
geltend zu machen. Dabei stand die Frage des sogenannten Feind­
vermögens im Mittelpunkt. Entsprechend dem ,Besluit Vijandelijk 
Vermögen' (Gesetz über das Feindvermögen) vom Dezember 1946 
war das gesamte Vermögen sowohl inländischer als ausländischer 
feindlicher Staatsbürger (vor allem Deutscher) beschlagnahmt und 
der Verwaltung des ,Nederlands Beheers Instituut' (Niederlän­
disches Verwaltungsinstitut) unterstellt worden. Nach einer Schät­
zung von 1951 ging es dabei um eine Gesamtsumme von 450 Mio. 
Gulden. Diejenigen, die nach diesem Gesetz ihr Vermögen verlo­
ren hatten, aber nachweisen konnten, daß sie während des Krieges 
der alliierten Sache gedient hatten, konnten ,entfeindet4 werden 
und ihr Vermögen zurückerhalten. Nachdem nun Deutschland 
und seine Bürger in Kürze nicht länger als »feindlich* zu betrach­
ten waren, mußte man dies abschließend regeln. Ohne entspre­
chende Beschlüsse könne man erwarten, daß die Bundesrepublik 
künftig darauf dringen würde, dieses Vermögen zurückzubekom­
men, so der Bericht eines interministeriellen Ausschusses (Kom-
mission-Francois), der das Kabinett in dieser Sache beriet. Und 
dies sei „ein Drang, dem die Niederlande unter Berücksichtigung 
ihrer wirtschaftlichen Stellung gegenüber Deutschland schwieriger 
würden widerstehen können, je weiter der Krieg zurückliegt und 
sich die Beziehungen zu unseren östlichen Nachbarn verbessern".3 

Um sich dagegen und gegen jeden weiteren Rückfluß feindlichen 
Vermögens zu wappnen, entschied sich die Regierung für einen 
harten Schnitt: Vom Tage der Einbringung des Gesetszentwurfs 
über die Beendigung des Kriegszustands (17.3.1951) an sollten 
keine weiteren ,Entfeindungsanträge* mehr zugelassen werden. 
Abgesehen von den laufenden Verfahren sei das feindliche Ver­
mögen als endgültig beschlagnahmt anzusehen.4 

Dieser Plan wurde im Parlament scharf kritisiert, weil er den 
betroffenen Deutschen ohne jede Vorwarnung die Möglichkeit 
nahm, noch einen Antrag auf Entfeindung einzureichen. Obwohl 
die Regierung ihren Gesetzentwurf hartnäckig verteidigte, wurde 
sie durch eine Entschließung gezwungen, die Entfeindungsfrist bis 
zum Tag des Inkrafttretens des Gesetzes zu verlängern. Aufgrund 
dieser - sicher nicht unberechtigten - Intervention der Zweiten 
Kammer sollten in der verbleibenden Zeit noch einige tausend 
Personen ein Gesuch um Entfeindung einreichen. Wie viele davon 
positiv beschieden wurden, läßt sich nicht genau feststellen, aber 
angesichts der zunehmenden Milde bei der Entfeindung dürfte es 
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den niederländischen Staat sicher mehrere Millionen Gulden ge­
kostet haben.5 

Als am 26. Juli 1951 der Kriegszustand mit Deutschland been­
det wurde, sah die Bilanz der niederländischen Regierung also 
wenig erfolgreich aus. Bei den Großen Drei hatte sie kein Gehör 
gefunden, und auch auf nationaler Ebene war es nicht gelungen, 
das feindliche Vermögen möglichst weitgehend sicherzustellen. 
Ohne daß dies 1951 bereits zu erkennen gewesen wäre, zeichnete 
sich aber ein Silberstreif am Horizont ab. 1965 wurde nämlich die 
Gesamtsumme an konfisziertem deutschem Vermögen auf 750 
Mio. Gulden veranschlagt, und dies war bedeutend mehr als der 
1951 geschätzte Gesamtwert des feindlichen Vermögens (also ohne 
Abzug der Entfeindungen) von 450 Mio. Gulden. 

Grenzen und andere Fragen 

Das Ergebnis der niederländischen Annexionspolitik der ersten 
Nachkriegsjahre ist im Kapitel 2 bereits erwähnt worden: Die von 
Außenminister van Kleffens geforderte Ausdehnung der Nieder­
lande um ein Drittel (ca. 10.000 km2 des deutschen Grundgebietes) 
wurde ebensowenig erfüllt wie die folgenden niederländischen 
Forderungen (ca. 5.000 km2 bzw. 1.750 km2 deutschen Grundge­
bietes). Schließlich kamen im April 1949 69 km2 deutsches Grund­
gebiet vorläufig unter niederländische Verwaltung. Im niederlän­
dischen Parlament hielt sich der Enthusiasmus über diese so­
genannten Grenzkorrekturen in Grenzen. Manche Abgeordneten 
fanden das Ausmaß der Grenzkorrekturen zu gering, andere woll­
ten überhaupt keine Grenzkorrekturen, weil eine solche Politik 
nicht in die europäische Zusammenarbeit passen würde, die auch 
mit Deutschland angestrebt werden sollte. Einer der Gründe für 
das letztliche Einverständnis des Parlaments mit den Grenzkorrek­
turen war, daß die Niederlande dadurch in anderen Verhandlun­
gen mit Deutschland gestärkt würden. So könne man an eine 
Rückgabe der Grenzgebiete denken, falls die Bundesrepublik zu 
angemessenen Gegenleistungen bereit wäre. 

Die Entwicklung der fünfziger Jahre sollte diesem Gedanken­
gang folgen. Bereits im Dezember 1949 steuerte Ministerpräsident 
Drees in diese Richtung, als sich herausstellte, daß die Wiederauf­
bauarbeiten in den neuen Gebieten 17 Mio. Gulden kosten wür­
den. Drees, der nie ein Anhänger der Annexionen gewesen war, 
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Wasserwirtschaftliche Pläne im Ems-Dollart-Gebiet. 
Quelle: BuZa, 912.13, Duitsland West, Grenscorrecties 

Eems-Dollard Commissie, Dl. I, 1951. 

aber nun offensichtlich vor allem angesichts der Höhe des Betrags 
erschrak, schlug im Ministerrat vor, die beiden größten Gebiete 
(um Ehen und Tudderen; siehe Karte S. 41) im Austausch gegen 
deutsche Zugeständnisse im Ems-Dollart-Gebiet zurückzugeben. 

Vergeblich hatten die Niederlande bereits in den vorangegan­
genen Jahren versucht, alliierte Unterstützung für die Lösung 
dieses viel älteren Grenzkonflikts um die Emsmündung zu erhal­
ten. Nach Ansicht der Deutschen verlief die Grenze hier an der 
niederländischen Küste, während die niederländische Seite das 
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sogenannte Talwegprinzip vertrat, was bedeutete, daß die Grenze 
in der Flußmitte zu ziehen war. Mit den Grenzkorrekturen als 
Faustpfand sollte Den Haag nach langwierigen internen Beratun­
gen ab Ende 1951 versuchen, die Anerkennung des niederländi­
schen Rechtsstandpunktes über den Grenzverlauf durch die Bun­
desrepublik zu erreichen. Darüber hinaus planten die Niederlande 
wasserwirtschaftliche Arbeiten in der Ems: Die nördliche Rinne, 
die Ostfriesische Bucht, sollte eingedämmt werden, wodurch die 
entlang der Groninger Küste verlaufende Watumer Bucht der 
einzige Zugang zu Delfzijl und Emden geworden wäre. Hinzu kam 
noch die Forderung nach einer Grenzveränderung im Dollart, der 
ganz zu den Niederlanden gehören sollte und damit hätte einge-
poldert werden können. Informell wurde der Bundesrepublik 
Ende 1951 bedeutet, daß Verhandlungen über die Rückgabe der 
Grenzkorrekturgebiete und gleichzeitig über das Ems-Dollart-
Gebiet beginnen könnten, wenn sie die Initiative ergreife. 

Für die Bundesrepublik waren die Grenzkorrekturen in den 
fünfziger Jahren zwar „die wichtigste offene deutsch-niederländi­
sche Frage"6, aber eine Koppelung beider Grenzfragen war aus 
deutscher Sicht ausgeschlossen. Der Gebietsverlust von 1949 sei 
unrechtmäßig gewesen, und für die Rückgabe dieser Gebiete 
brauchten dementsprechend keine besonderen Gegenleistungen zu 
erfolgen, lautete der deutsche Standpunkt. Zweifellos spielte dabei 
für die Bundesregierung eine wichtige Rolle, daß ein solcher 
Tausch die Anerkennung der Grenzkorrekturen implizierte, was 
die deutsche Rechtsposition in viel wichtigeren territorialen Fra­
gen (Ostgebiete, Saarland) geschwächt hätte. Nicht weniger wich­
tig war, daß das Bundesverkehrsministerium die niederländischen 
Wasserwirtschaftspläne als ein „unübersehbares Wagnis" für den 
Wasserhaushalt des Gebietes und die Erreichbarkeit von Emden 
betrachtete.7 Verhandlungstaktisch, so Bundesverkehrsminister 
Hans-Christoph Seebohm im Mai 1952, erscheine es außerdem 
klug, Gespräche über Grenzfragen auf einen späteren Zeitpunkt zu 
verschieben, „in dem die außenpolitische Lage der Bundesrepublik 
sich weiter gebessert hat und für die Rückgabe der Gebiete von 
Elten und Seifkant ein geringerer Preis ... gezahlt zu werden 
braucht".8 

Damit trat ein Aspekt in den Vordergrund, der bei der Lösung 
aller aus dem Krieg stammenden Fragen eine Rolle spielte: Der 
Zeitfaktor arbeitete für die Bundesrepublik, und dessen war man 
sich sowohl in Bonn als auch in Den Haag bewußt. So gesehen war 
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die niederländische Bedingung, daß Bonn die Initiative für Ge­
spräche ergreifen sollte, ein Fehlgriff. Schließlich hatte Den Haag 
sich so die Möglichkeit zum Handeln genommen und mußte einen 
Schritt der Deutschen abwarten. Der erfolgte zwar im Sommer 
1952, bot aber für die Niederlande keinen akzeptablen Ausgangs­
punkt für Gespräche, weil Bonn nicht von seinem Standpunkt 
abrückte, die beiden Grenzfragen seien getrennt zu lösen. 

Das niederländische Verhandlungskonzept drohte jedoch aus 
einem noch viel wichtigeren Grund zu scheitern. Hinter den Ku­
lissen wuchsen seit Ende 1951 auch in Den Haag Zweifel an der 
technischen und finanziellen Durchführbarkeit der wasserwirt­
schaftlichen Pläne im Ems-Dollart-Gebiet. Eine Einpolderung des 
Dollart, so wurde in zunehmendem Maße deutlich, würde zu einer 
erheblichen Störung der Gezeitenströme führen, und die von den 
Niederländern geplante Abschließung des ostfriesischen Törchens 
schien ebensowenig eine glückliche Idee, weil sich gerade dieser 
Fluß und nicht die Bucht von Watum als die Hauptrinne erwies. 
Trotz dieser alarmierenden Tatsachen war von einer Änderung der 
Pläne oder der Strategie keine Rede. Die Niederlande forderten 
noch immer eine deutsche Initiative, versäumten es aber, in Erwar­
tung dieses Schrittes das eigene Verhandlungskonzept zu überden­
ken. 

Im Frühjahr 1954 hatten die Minister Luns und Beyen dann 
auch nichts Neues zu bieten, als Adenauers Mitarbeiter Herbert 
Blankenhorn Den Haag besuchte, um einen Durchbruch zu er­
reichen. Über eine Rückgabe der Grenzkorrekturgebiete könne 
erst gesprochen werden, so lautete ihre Botschaft für Blankenhorn, 
„nachdem von deutscher Seite zu erkennen gegeben worden ist, zu 
welchen Zugeständnissen territorialer Art im Dollart- und Ems-
Gebiet Deutschland bereit ist".9 An dieser Koppelung der beiden 
Grenzfragen sollte man noch bis 1958 festhalten. Das Rückzugsge­
fecht über die geplanten Wasserwirtschaftsarbeiten wurde nach 
dem Besuch Blankenhorns noch einige Zeit fortgesetzt, bis diese 
Pläne 1955 endgültig aufgegeben wurden. Minister Beyen hatte 
sicherlich Recht, als er im August 1955 im Kabinett bemerkte, daß 
die Niederlande in dieser Sache „eine komische Figur" gemacht 
hatten.10 

Blankenhorns Besuch in Den Haag diente nicht nur dem Ziel, 
die Gespräche über die Grenzfragen in Gang zu bringen. Er bot 
den Niederlanden Verhandlungen über eine Generalbereinigung 
an, in der alle noch offenen Fragen zwischen beiden Ländern ge-
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regelt werden sollten. Grenzfragen, aus dem Krieg herrührende 
Rückerstattungsfragen, Feindvermögen, die Schiffahrt auf dem 
Rhein - alle diese Punkte sollten parallel und zusammenhängend 
besprochen werden, um einen endgültigen Strich unter die Vergan­
genheit zu ziehen. Das Ziel dieses deutschen Schrittes waren Ver­
handlungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit. „Es muß ... 
verhindert werden", hieß es im Auswärtigen Amt, „daß die hollän­
dische Regierung weiter ihre Praxis fortsetzt, für sie günstige 
Punkte der gesamten zwischen Deutschland und Holland zu be­
reinigenden Fragen aufzugreifen, während sie sich allen deutschen 
Gegenwünschen vollkommen unzugänglich zeigt."11 Dabei bezo­
gen sich die deutschen Wünsche nicht nur auf die Grenzkorrek­
turen, sondern auch auf Teile des erwähnten Feindvermögens. 
Weil Den Haag gerade dies verhindern wollte - schließlich stand 
Deutschland bei den Niederlanden in der Schuld und nicht umge­
kehrt -, wiesen Luns und Beyen solche Gespräche zurück und 
blieben bei einer getrennten Regelung für Teilbereiche. Auch an 
diesem Standpunkt sollte man noch einige Jahre festhalten. Erst 
Anfang 1957 stimmten die Niederlande Verhandlungen über eine 
Generalbereinigung zu. 

Tatsächlich war im Frühjahr 1954 noch eine ganze Reihe bilate­
raler Probleme ungelöst. Die wichtigsten waren: 1) die Rückerstat­
tung geraubter Güter, 2) die sogenannten Traktatländereien (Teil 
des Feindvermögens), 3) die strafrechtliche Verfolgung von NS-
Verbrechern und 4) die Rheinschiffahrt. 

1) Rückerstattung geraubter Güter. Eisenbahnwagen, Kunst­
werke, Maschinen, Wertpapiere, Gold, Schmuck, Schiffe, Lastwa­
gen - praktisch nichts Wertvolles war in den Kriegsjahren der 
Raubgier der Besatzer entgangen. Von den Gesamtkriegsschäden 
von 25,75 Mrd. Gulden waren rund 3,5 Mrd. durch Raub ent­
standen. Schon wenn man an die enormen praktischen Probleme 
bei der Auffindung verschwundener Besitztümer denkt, von denen 
noch dazu ein Teil durch Kriegshandlungen verlorengegangen war, 
mußte nach der deutschen Niederlage eine vollständige Rückgabe 
als illusorisch gelten. Bis Ende 1948 waren lediglich Güter im Wert 
von knapp 390 Mio. Gulden (rund 11%) zurückgegeben worden. 
Obwohl 1949-50 die mit der Rückgabe befaßten niederländischen 
Instanzen in der Nachfolge der Besatzungsmächte aufgelöst wur­
den, blieb diese Frage in den fünfziger Jahren in drei Bereichen 
aktuell. Relativ unproblematisch kamen 1950 und 1952 Abkom­
men über die Rückgabe von Binnenschiffen bzw. auf Reichsmark 
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lautenden Wertpapieren zwischen den Niederlanden und der Bun­
desrepublik zustande. Hinsichtlich der sogenannten Auslands­
bonds kam man trotz vielfältiger diplomatischer Aktivitäten zu 
keiner Übereinstimmung. Das Problem bei diesen Vorkriegsobli­
gationen (zumeist Dawes- und Young-Anleihen) bestand vor allem 
in der Art und Weise, wie sie aus den Niederlanden entwendet 
worden waren. Es mußte zwischen »direktem* und »indirektem* 
Raub unterschieden werden. War ersterer noch ziemlich leicht 
festzustellen, verhielt es sich bei »indirektem* bzw. »technischem* 
Raub anders. Am 1. April 1941 hatte die deutsche Besatzungs­
macht die Devisengrenze zwischen Deutschland und den Nieder­
landen aufgehoben. Infolge dieser Maßnahme war die Niederlän­
dische Nationalbank gezwungen gewesen, zu einem von den Deut­
schen festgelegten Kurs Reichsmark in Gulden zu wechseln. Mit 
den so erhaltenen Gulden waren während des Krieges deutsche 
Schulden in den Niederlanden »getilgt* und Waren und Wertpapie­
re »gekauft* worden. Verständlicherweise versuchte Den Haag 
nach 1945, auch die über diesen »indirekten* Raub verschwunde­
nen Auslandsbonds zurückzubekommen, deren Wert einer ge­
samten Rückgabeforderung von 200 Mio. Gulden entsprach. Pro­
blematisch für die Niederlande war allerdings, daß auf der Londo­
ner Schuldenkonferenz von 1952-53 festgelegt worden war, daß 
„claims arising out of the war" bis zu einer zukünftigen Friedens­
konferenz aufgeschoben werden sollten. Infolge dessen war auch 
der Schadensersatz für den »indirekten* Raub auf die Zukunft 
verschoben. Auch wenn es dadurch für die Niederlande kaum 
noch Aussichten auf Erfolg gab, setzten sie nach 1953 ihre Bemü­
hungen fort, die Bundesrepublik und die Besatzungsmächte zu 
einer Regelung zu überreden. 

Für Den Haag ging es in dieser Frage um mehr als nur die 
Versilberung einer Forderung von 200 Mio. Gulden. Bundeskanz­
ler Adenauer schätzte die niederländische Haltung richtig ein, als 
er im April 1955 seinen Finanzminister Fritz Schäffer wissen ließ, 
daß die Niederländer „eine allgemeine politische Geste (erwarten), 
die von deutscher Seite den guten Willen erkennen läßt, einen 
Schlußstrich unter eine wenig erfreuliche währungspolitische Epi­
sode des zweiten Weltkriegs zu ziehen". Eine Regelung dieser Fra­
ge, so Adenauer, sei für die Niederlande so wichtig geworden, daß 
wahrscheinlich erst danach über die zahlreichen anderen politi­
schen und ökonomischen bilateralen Probleme gesprochen werden 
könne, die einer Verbesserung der deutsch-niederländischen Bezie-
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hungen noch im Weg standen.12 Trotz dieser Intervention des 
Bundeskanzlers sollte erst in der Generalbereinigung von 1960 
eine Einigung über den Schadensersatz erreicht werden. 

2) Traktatländereien. Eine Sonderstellung in der komplexen 
Frage, des Feindvermögens nahmen die Traktat- oder Grenzlände-
reien ein. Dabei ging es um Ackerland auf der niederländischen 
Seite der Grenze, das bis 1945 deutschen Bauern gehört hatte, aber 
nach dem Krieg ebenso wie anderer deutscher Besitz als Feindver­
mögen beschlagnahmt worden war. Insgesamt betraf dies ein Ge­
biet von ca. 4.400 ha innerhalb eines Streifens von 5 km entlang 
der Grenze, das zu 85% von in Deutschland liegenden Bauernhö­
fen aus bewirtschaftet worden war. Die restlichen 15% waren an 
niederländische Bauern verpachtet gewesen. Natürlich konnten die 
rund 1100 ursprünglichen deutschen Besitzer mit Hilfe einer 
Entfeindungsuntersuchung versuchen, ihren Grund und Boden 
zurückzuerhalten, aber diese Möglichkeit bot nur für eine kleine 
Minderheit Aussicht auf Erfolg. Unter dem massiven Druck deut­
scher Bauernorganisationen strebte die Bundesregierung die Mög­
lichkeit des teilweisen Rückkaufs der Grundstücke an, aber die 
rund 300 ha, die die Niederlande in den frühen fünfziger Jahren 
anboten, wies die Bundesrepublik als ein „mehr als kümmerliches 
Angebot" zurück.13 Auf deutscher Seite dachte man an 1500 bis 
2000 ha, was aus niederländischer Perspektive undenkbar viel war. 
Eigentlich ging es hier, wie im Auswärtigen Amt Ende 1952 fest­
gestellt wurde, um eine „zweitrangige Angelegenheit". Dennoch 
bedrohte sie „die zarte Pflanze der deutsch-holländischen Bezie­
hungen".14 Unglückliche politische Manöver der deutschen Seite15, 
Mißverständnisse und niederländische Schroffheit infolge der 
geringen deutschen Bereitschaft, den Niederländern auf anderen 
Gebieten entgegenzukommen - in der Frage der Traktatländereien 
verdichtete sich der mühsame bilaterale Normalisierungsprozeß. 
So entwickelte sich diese Frage zu der „emotionalsten der nieder­
ländisch-deutschen Grenzdifferenzen", wie es 1954 in der nieder­
ländischen Botschaft in Bonn hieß.16 Deswegen blieb sie auf der 
bilateralen Tagesordnung ganz oben, wobei sich beide Parteien so 
sehr in ihre eigene Position verrannt hatten, daß es äußerst schwie­
rig war, dem anderen ohne Gesichtsverlust entgegenzukommen. 

3) Strafrechtliche Verfolgung von NS-Verbrechern. In den Nieder­
landen hatten in den Nachkriegsjahren 240 Deutsche wegen NS-
Verbrechen vor Gericht gestanden, wovon 18 zum Tode und 190 
zu Gefängnisstrafen zwischen einem Jahr und lebenslänglich verur-
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teilt worden waren.17 Grundsätzlich war die Vollstreckung der 
Strafen eine rein niederländische Angelegenheit. Aber genauso wie 
diese Frage in den frühen fünfziger Jahren zu einem Thema zwi­
schen den Besatzungsmächten und der Bundesregierung wurde18, 
so sollte sie auch in den deutsch-niederländischen Beziehungen 
eine Rolle spielen. Ob es nun um die Begnadigung zum Tode 
Verurteilter oder um vorzeitige Freilassung ging: Bonn interve­
nierte des öfteren zugunsten deutscher Gefangener in den Nieder­
landen. Im August 1950, gut einen Monat nachdem der ehemalige 
SD-Chef in Amsterdam, Willy Lages, in zweiter Instanz zum Tode 
verurteilt worden war, wandte sich das Bundeskanzleramt in einer 
Note an die niederländische Vertretung bei der Alliierten Hohen 
Kommission. Darin hieß es, daß Lages „trotz der damit für ihn 
verbundenen persönlichen Gefährdung nach Kräften und bereit­
willig alles getan hat, um Exzesse zu verhindern und politisch Ver­
folgten zu helfen".19 Da das für Lages nun wirklich nicht zutraf, 
riefen solche und andere Interventionen auf niederländischer Seite 
verständlicherweise Irritationen hervor, und man versuchte wie­
derholt, diesen deutschen Jnterventionsdrang' zu bremsen, indem 
man mit einer kontraproduktiven Wirkung drohte. Die deutschen 
Gesuche blieben daher erfolglos. Die positiven Bescheide hinsicht­
lich der Gnadengesuche von u.a. Franz Fischer, Ferdinand H. aus 
der Fünten (1951) und Willy Lages (1952) waren eine rein nationa­
le Angelegenheit, bei der Königin Juliana die zentrale Rolle spielte. 
Vor allem aufgrund ihrer moralischen Einwände gegen die Todes­
strafe sind in den Niederlanden nur fünf deutsche Naziverbrecher 
hingerichtet worden.20 

Anders verhielt es sich dagegen mit der Entscheidungsfindung 
hinsichtlich der Frage, ob deutsche NS-Verbrecher wie sonstige 
Verbrecher für eine vorzeitige Freilassung nach Verbüßung von 
zwei Dritteln ihrer Haftzeit in Frage kamen. Hier führte die Kom­
bination von wiederholten deutschen Interventionen und der 
großzügigeren Freilassungspolitik der umliegenden Länder im 
Außenministerium dazu, daß man eine Ausnahmestellung der 
Niederlande und zunehmenden deutschen Druck befürchtete. Vor 
diesem Hintergrund schrieb Außenminister Stikker seinem Kolle­
gen Mulderije vom Justizressort im März 1952, daß es „empfeh­
lenswert wäre, das Problem der deutschen Kriegsverbrecher so 
schnell wie möglich mit Blick auf die öffentliche Meinung zu 
liquidieren".21 Um seinen widerstrebenden Kollegen zu einer sanf­
teren Haltung zu zwingen, schaltete Stikker den Ministerrat ein 
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und verhehlte dabei nicht, „daß das Ausmaß, in dem die Nieder­
lande Interesse an einem normalen Verhältnis zu Westdeutschland 
haben, ebenfalls ein Faktor" bei der Bestimmung seines Stand­
punktes gewesen sei.22 Der Minister hatte aber mit seinem Vorsatz 
keinen Erfolg, denn das Kabinett einigte sich lediglich auf den 
Kompromißvorschlag von Ministerpräsident Drees, die Kriegsver­
brecher „in den meisten Fällen" nach zwei Dritteln ihrer Haftzeit 
zu entlassen.23 Dies hatte zur Folge, daß das Thema auch in den 
kommenden Jahren wiederholt auf der Tagesordnung erschien und 
die Niederlande sich Mitte der fünfziger Jahre international genau 
in der Ausnahmestellung befanden, die Stikker hatte vermeiden 
wollen. 

Während Norwegen und Dänemark Ende 1953 die letzten 
Deutschen hatten gehen lassen, Anfang 1955 die letzten drei Ent­
lassungen in Belgien bevorstanden und auch in Luxemburg nur 
noch drei deutsche Kriegsverbrecher im Gefängnis saßen, gab es in 
den Niederlanden 1955 noch 51 deutsche Verurteilte. Zwar hatte 
Frankreich mit 88 Häftlingen noch die meisten deutschen Gefan­
genen, aber dies waren nur noch 10% der ursprünglichen Anzahl, 
und hinzu kam, daß die Politik dort auf eine schnelle Abwicklung 
ausgerichtet war. Auch in der Bundesrepublik erfolgten seit 1953 
immer mehr Freilassungen. So blieb die Frage der deutschen NS-
Verbrecher ein empfindlicher Punkt im bilateralen Verhältnis: 
Auf der niederländischen Seite verstand man nicht, wieso sich ein 
demokratisches Deutschland das Schicksal dieser Verbrecher so zu 
Herzen nahm, während die Deutschen in den abwehrenden Re­
aktionen aus den Niederlanden Zeichen einer „verkrampften 
Haltung" sahen.24 

Die ohnehin geringe niederländische Bereitschaft zu vorzeitigen 
Entlassungen wurde noch weiter beeinträchtigt durch die Nach­
wirkungen einer Affäre, die Ende Dezember 1952 begonnen hatte. 
Am Abend des zweiten Weihnachtstages waren aus dem Gefängnis 
in Breda sieben Gefangene entkommen und in bereitstehenden 
Autos in die Bundesrepublik geflüchtet. Ursprünglich waren sie 
alle niederländischer Nationalität gewesen, aber sechs von ihnen 
war diese wegen Kollaboration mit den Nazis entzogen worden. 
Alle saßen 1952 eine lebenslange Haftstrafe ab, und fünf waren 
sogar in erster Instanz zum Tode verurteilt worden.25 An der 
deutschen Grenze angehalten und wegen illegalen Grenzübertritts 
zu einer Buße von 10 DM verurteilt, wurden sie am nächsten Tag 
von den deutschen Behörden freigelassen. Damit begann ein diplo-
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matisches und juristisches Tauziehen zwischen der niederländi­
schen und der westdeutschen Regierung um die Ausweisung oder 
Auslieferung dieser ,Sieben von Breda*, in das in zunehmendem 
Maße auch die britischen Besatzungsbehörden hineingezogen 
wurden. Der Ausgang der Affäre war für die Niederlande äußerst 
unbefriedigend: Nur einer der sieben (J. De Jonge) wurde wieder 
den niederländischen Behörden übergeben. Die Auslieferung der 
übrigen sechs wurde seit dem Frühjahr 1954 nach und nach durch 
verschiedene Oberlandesgerichte verhindert, die die deutsche 
Nationalität der Betroffenen anerkannten oder nicht ausschlössen, 
daß sie diese besaßen. Nach dem deutschen Grundgesetz (Art. 16) 
war ihre Auslieferung damit ausgeschlossen. Zu Beginn strebte die 
Bundesregierung aus politischen Gründen zwar eine Rückführung 
an, aber im Laufe des Jahres 1953 verschob sich ihre Perspektive. 
Vom Sommer an ging es der Bundesregierung nicht länger um eine 
Lösung, die den deutsch-niederländischen Beziehungen zugute 
kam, sondern seitdem stand für sie die Frage im Mittelpunkt, wer 
in dieser Angelegenheit entscheidungsbefugt war: die Bundesre­
publik oder die Besatzungsmächte. Und damit wurde ein Nerv der 
westdeutschen Politik der frühen fünfziger Jahre berührt. Wie 
sehr die Bundesregierung auch nach einer Verbesserung des 
Deutschlandbildes im Ausland strebte, im vorliegenden Fall hatten 
die nationale Souveränität und innenpolitische Überlegungen eine 
größere Priorität. Die Folge war, daß die Bundesrepublik in einer 
für die Niederlande wichtigen Angelegenheit den Eindruck bestä­
tigte, sich zu wenig von der Nazi-Vergangenheit zu distanzieren. 

4) Rheinschiffahrt, Ebenfalls belastend für das bilaterale Verhält­
nis wirkte sich die Frage der niederländischen Teilnahme an der 
deutschen Binnenschiffahrt aus. Ebenso wie bei dem Grenzkon­
flikt in der Ems-Mündung ging es hier nicht um eine Frage, die 
sich durch die Besatzungszeit ergeben hatte, aber dennoch wurde 
das Problem ständig auf die Liste der zu regelnden zwischenstaatli­
chen Angelegenheiten gesetzt. Im Mittelpunkt des deutsch-nieder­
ländischen Interessenstreites stand die Interpretation der Akte von 
Mannheim (1868), die die Freiheit der Rheinschiffahrt festlegte. 
Der deutschen Auffassung zufolge galt diese Freiheit nur für den 
grenzüberschreitenden Schiffsverkehr, während für den innerdeut­
schen Verkehr das Recht einer nationalen Regelung vorbehalten 
blieb. Die Niederlande forderten dagegen aufgrund der Akte das 
Recht auf ungehinderte Teilnahme an der Rheinschiffahrt. In 
beiden Ländern befand sich die Binnenschiffahrt seit 1945 in einer 
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schwierigen Lage. Sowohl die niederländischen als auch die deut­
schen Binnenschiffer hatten durch die deutsche Teilung ihren 
Einzugsbereich östlich der Elbe verloren und drängelten sich nun 
um einen Platz im westdeutschen Verkehr. Die Folgen des La­
dungsüberschusses im Westen trafen die Niederlande umso härter, 
als die niederländische Rheinflotte genauso groß war wie die der 
anderen Rheinanlieger (einschließlich Belgien) zusammen; oben­
drein war sie stark abhängig vom deutschen Transportangebot. 
Trotz vielfältiger bilateraler (und multilateraler) Verhandlungen 
war es in den frühen fünfziger Jahren nicht gelungen, hier eine 
Regelung zu finden. 

Nicht alle der oben genannten Bereiche waren genauso wichtig 
oder hatten gleich viel mit der Besatzungszeit zu tun. Insgesamt 
machten sie jedoch deutlich, daß der bilaterale Normalisierungs­
prozeß Mitte der fünfziger Jahre auf der ganzen Linie festgefahren 
war. Bei einer Lösung der materiellen Fragen wie den Grenzkor­
rekturen, der Ems-Dollart-Frage, den Traktatländereien und der 
Rückgabe der Auslandsbonds lagen die Positionen von Bonn und 
Den Haag noch zu weit auseinander. Die Niederlande verlangten 
ein Entgegenkommen Deutschlands und den Ausgleich wenigstens 
eines Teils der historischen Schuld durch eine großzügige Geste. 
Aus niederländischem Blickwinkel blieben diese Gesten aber aus, 
was die Hartnäckigkeit, mit der Den Haag an seinen Grundposi­
tionen festhielt, nur noch steigerte. So betrachtet konnte sogar die 
deutsche Haltung hinsichtlich der Rheinschiffahrt als ein Beweis 
für die geringe deutsche Bereitschaft gelten, ,etwas gutzumachen*. 
Dieses Gefühl wurde für die niederländische Seite weiter verstärkt 
durch die deutsche Haltung hinsichtlich immaterieller Fragen (NS-
Verbrecher, die entkommenen Gefangenen von Breda). „Auf deut­
scher Seite soll man nicht allzusehr vergessen, was sie vor zehn 
Jahren getan haben", forderte Außenminister Beyen im Mai 1954 
im Ministerrat, und dieser Satz enthielt den von vielen geteilten 
Vorwurf, daß in Deutschland genau dies geschah.26 Aus niederlän­
discher Perspektive hatte Den Haag außerdem das moralische 
Recht, den Weg der bilateralen Normalisierung zu bestimmen, 
wobei die Bundesregierung sich darüber im klaren sein mußte, daß 
Zugeständnisse der niederländischen Seite nicht mehr als Gesten 
sein konnten. 

Wie oben bereits erwähnt, strebten die Niederlande nach ge­
trennten Verhandlungen über Teilbereiche und wollten vermei­
den, daß alles an einem Verhandlungstisch - in einer General-
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bereinigung - geklärt würde. Denn dann würde die Bundesre­
publik ihre Forderungen leichter vorbringen können (Rückgabe 
der Grenzkorrekturgebiete ohne Konzessionen im Ems-Dollart-
Gebiet, Traktatländereien usw.), und dies würde das Endergebnis 
in einem für die Niederlande ungünstigen Sinn beeinflussen kön­
nen. Außerdem würde eine Koppelung aller Probleme den Cha­
rakter der Verhandlungen verändern: Sie wären mehr zu einem 
beiderseitigen Geben und Nehmen geworden, was im Gegensatz 
zu der niederländischen Ansicht stand, daß Deutschland moralisch 
und materiell etwas gutzumachen hatte. Darin lag der wichtigste 
Grund, daß die Niederlande den deutschen Vorschlag vom Mai 
1954, über eine Generalbereinigung zu verhandeln, abgelehnt 
hatten. 

Das Problem war allerdings, daß ein Festhalten an getrennten 
Regelungen für jeden Teilbereich ebenfalls keine Aussicht auf ein 
positives Ergebnis bot. Gefühlsmäßig mochte es befriedigend sein, 
bei der Form der Verhandlungen keine Zugeständnisse zu machen, 
aber einer fairen Einzelregelung war man damit keinen Schritt 
näher gekommen. Hinzu kam, daß die Niederlande mit ihren 
Forderungen gegenüber Deutschland ziemlich allein standen. Im 
Gegensatz zu Belgien, Luxemburg und Frankreich unterstanden 
ihrer Verwaltung noch relativ große und dichtbevölkerte Grenz­
korrekturgebiete, nur die Niederlande hatten 1945 im Grenzgebiet 
umfangreiche Traktatländereien beschlagnahmt, und im Gegensatz 
zu den anderen Ländern waren die Niederlande gegen eine großzü­
gige Freilassungspolitik hinsichtlich der deutschen Kriegsverbre­
cher. Durch die Aufhebung der Devisengrenze zwischen den Nie­
derlanden und Deutschland 1941 hatte außerdem die Ausplün­
derung ein größeres Ausmaß als in anderen westlichen Ländern 
angenommen. Dem stand zwar gegenüber, daß nirgendwo soviel 
deutsches Vermögen wie in den Niederlanden beschlagnahmt 
worden war, aber dies hatte wiederum zur Folge, daß die deut­
schen Forderungen an die Adresse der Niederländer ebenfalls 
umfangreicher waren. Kurz - die Niederlande befanden sich in 
einer Sonderstellung, und nichts wies darauf hin, daß Den Haag 
von den Westmächten Unterstützung erhalten würde, um Bonn 
unter Druck zu setzen. Außerdem konnte man davon ausgehen, 
daß mit zunehmender Dauer die niederländische Verhandlungs­
position immer schwächer würde. Schließlich war das »Wirtschafts­
wunder* in Gang gekommen, und die Bundesrepublik war mit der 
Ratifizierung der Pariser Verträge im Mai 1955 zu einem beinahe 
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gleichberechtigten Partner in der westlichen Gemeinschaft gewor­
den. Obwohl die niederländische Regierung diese Entwicklung zur 
Gleichberechtigung von Beginn an unterstützt hatte, wurden die 
Konsequenzen für das bilaterale Verhältnis nicht ohne Irritation 
kommentiert. So meinte Finanzminister J. van der Kieft im Juni 
1955 im Ministerrat, mit der Bundesregierung sei seit der Wieder­
erlangung der Souveränität „nicht mehr viel" anzufangen, und 
Luns sprach sogar von der „bösen Absicht" der Deutschen, die 
glaubten, sich nun wieder „viel erlauben zu können".27 

So nah der Krieg in mancher Hinsicht noch sein mochte, als 
Druckmittel gegenüber Bonn konnte die Besatzungszeit nur an 
Kraft verlieren. Obwohl man dies im Außenministerium durchaus 
einsah, hielt die niederländische Regierung auch nach dem Inkraft­
treten der Pariser Verträge im Mai 1955 an der alten Verhand­
lungsstrategie fest. Von Bonn aus plädierte der niederländische 
Botschafter Lamping im September 1955 für einen anderen Weg. 
Anlaß seiner Intervention war der Wunsch des deutschen Außen­
ministers Heinrich von Brentano, in die Niederlande zu reisen und 
die bilateralen Gespräche dort wieder aufzunehmen, wo sie seit 
dem Besuch Blankenhorns im Mai 1954 steckengeblieben waren. 
Die Niederlande, so der Botschafter, seien von der Bundesrepublik 
stets „sehr konsequent und effizient mit leeren Versprechungen 
abgespeist worden", wenn sie ihre Wünsche vorgebracht hätten. 
Ob es nun um die Rückgabe der Auslandsbonds, die Rheinschiff­
fahrt, die Grenzfragen oder die entkommenen ,Sieben von Breda4 

ging, in keinem einzigen Bereich hätten die Niederlande bis dahin 
„ein Bein auf den Boden bekommen". Nachdem Bundeskanzler 
Adenauer sich bis 1955 vor allem auf eine Verbesserung der multi­
lateralen Stellung der Deutschen konzentriert habe, werde von 
Brentano als neu ernanntem Minister viel daran gelegen sein, in 
den bilateralen Beziehungen Fortschritte zu erzielen. Mit anderen 
Worten: Die Zeit sei reif, um positiv auf seine Initiative einzuge­
hen, umso mehr, da mit dem Verstreichen der Jahre die niederlän­
dische Verhandlungsposition weiter geschwächt werde, so Lam­
ping. Konkret bedeutete dies die Einbringung der Grenzkorrektu­
ren in Gespräche über alle offenen Fragen mit dem Ziel, deutsche 
Zugeständnisse auf anderen Feldern zu erlangen. 

Lampings „ausgesprochene Vorliebe" für das „Eintopfverfah­
ren"28 führte in Den Haag allerdings nicht zu einer Wende in der 
Haltung gegenüber einer Generalbereinigung. Natürlich war von 
Brentano in Den Haag willkommen, aber trotz der veränderten 
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internationalen Stellung der Bundesrepublik und der fortgeschrit­
tenen Zeit strebten die verantwortlichen Minister Luns und Beyen 
keineswegs einen Durchbruch an. Aus innenpolitischen Gründen 
betrachtete man im Außenministerium einen offiziellen Besuch 
des deutschen Ministers sogar als „höchst ungelegen". In den Nie­
derlanden sollten 1956 Wahlen stattfinden, und für das Kabinett 
war es „sehr beschwerlich", um in seinem letzten Amtsjahr diese 
„so empfindliche Frage" tatkräftig aufzugreifen. Sollte es tatsäch­
lich zu einem Besuch kommen, müßte das Ergebnis auf eine Be­
standsaufnahme der zu behandelnden Fragen beschränkt bleiben. 
Daß man damit nicht viel mehr tat als die Probleme zu verschie­
ben, sah man zwar ein, aber unter den gegebenen Umständen 
wurde dies Ende 1955 als die einzig mögliche Lösung angesehen.29 

Deshalb verwundert es nicht, daß der Besuch von Brentanos An­
fang März 1956 tatsächlich über das Niveau einer tour d'horizon 
nicht hinauskam, bei der beide Seiten die inzwischen bekannten 
Standpunkte nur wiederholten. 

Auch nach den niederländischen Parlamentswahlen und der 
langwierigen Kabinettsbildung 1956 machte die Meinungsbildung 
im Ministerium jedoch keine wesentlichen Fortschritte. Alle mit 
der Bundesrepublik zu regelnden Fragen waren in den Jahren 
zuvor immer wieder durchgesprochen worden, aber es fehlte an 
politischer Planung und einer klaren Antwort auf die deutschen 
Vorschläge. Inzwischen hatten Dänemark (1955), Belgien, Grie­
chenland und Jugoslawien (1956) reinen Tisch mit Deutschland 
gemacht, und die Bundesrepublik hatte einen großen Erfolg bei 
der Abstimmung im Saarland verbuchen können.30 Natürlich blieb 
eine Normalisierung im Verhältnis zu den Niederlanden auch ein 
deutsches Interesse, aber - so der erneut warnende Lamping im 
Dezember 1956 - „die Zeit ist ... vorbei, daß die Deutschen eine 
Regelung mit den ehemals feindlichen Niederlanden als einen 
großen Erfolg betrachten würden". Erneut trat er für eine kohä­
rente niederländische Strategie und die gleichzeitige Besprechung 
des gesamten Komplexes gegenseitiger Forderungen ein. „Gute 
Analyse", vermerkte Luns zu dieser Empfehlung des Botschafters, 
aber seine Haltung schien dadurch nicht wirklich beeinflußt zu 
werden.31 Zwar sollten einige Monate später, im April 1957, Ge­
spräche über eine Generalbereinigung in Gang kommen, aber von 
einer tatsächlichen Veränderung in der niederländischen Ver­
handlungsstrategie sollte vorerst noch keine Rede sein. 
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Die Generalbereinigung (1957-1963), 
Staatsbesuche (1969, 1971) und 

Begnadigung deutscher Nazi-Verbrecher (1964-1989) 

Beginn der Verhandlungen 

Im Dezember 1956 ergriff von Brentano erneut die Initiative zu 
Gesprächen, und diesmal änderten die Niederlande ihre Meinung. 
Anfang 1957 hielt man es im Außenministerium sogar für wichtig, 
„so rasch wie möglich" mit Deutschland zu einer Regelung zu 
gelangen.1 Auf einmal hatten es die Niederlande eilig und wollten 
innerhalb weniger Monate eine Übereinkunft erzielen. Angesichts 
der bevorstehenden Bundestagswahlen vom September 1957 sollte 
der Augenblick maximaler deutscher Konzessionsbereitschaft ge­
kommen sein. Nach den Übereinkünften der Bundesrepublik mit 
Belgien und Frankreich könne das innenpolitische Prestige der 
Bundesregierung durch ein Abkommen mit den Niederlanden 
weiter gesteigert werden, hieß es nicht ohne Selbstüberschätzung 
in der Vorlage für den Ministerrat, in der die Aufnahme von Ver­
handlungen vorgeschlagen wurde. Außerdem hielt man die Chan­
cen Adenauers auf einen Wahlsieg im September 1957 für nicht 
allzu groß, und von einer Regierung unter Beteiligung der SPD 
seien weniger Zugeständnisse zu erwarten. Schließlich orientierten 
sich die deutschen Sozialdemokraten weniger nach Westen und 
würden deswegen auch an einer Verbesserung der Beziehungen zu 
den Niederlanden weniger Interesse haben. Deswegen hatte Den 
Haag „großes Interesse" am Zustandekommen einer Regelung 
noch vor den Bundestagswahlen. „Unter Berücksichtigung unserer 
äußerst wichtigen Handelsbeziehungen zur Bundesrepublik und 
dem guten Einvernehmen im multilateralen Zusammenhang", so 
Luns in seiner Aufzeichnung für das Kabinett, „erscheint es mir 
wünschenswert, kurzfristig auf die deutsche Initiative einzuge­
hen".2 

So geschah es, und bei seinem Besuch in Bonn Anfang März 
1957 vereinbarte Luns mit von Brentano, dem Bundestag noch vor 
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der Sommerpause jenes Jahres eine allgemeine Übereinkunft zur 
Ratifizierung vorzulegen.3 Obwohl Den Haag nun also auf ein 
baldiges Zustandekommen einer Generalbereinigung zusteuerte, 
stand die Instruktion für den niederländischen Delegationsleiter 
der Verwirklichung eines solchen Plans im Weg. Das Kabinett 
hielt nämlich an der Forderung nach deutschen Konzessionen im 
Ems-Gebiet im Austausch gegen die Rückgabe der Grenzkorrek­
turgebiete um Elten und Tudderen fest. Gerade an diesem Junktim 
hatten sich seit den frühen fünfziger Jahren die Gespräche stets 
festgefahren, und es wies nichts darauf hin, daß sich die deutsche 
Haltung in dieser Sache geändert hatte. Den Haag überschätzte das 
Interesse Bonns an einer raschen Generalbereinigung und sollte 
sich erneut so in dieser Frage festbeißen, daß die Verhandlungen 
wieder ins Stocken gerieten, noch bevor sie richtig in Gang ge­
kommen waren. Die anderen Elemente der Instruktion für den 
Regierungskommissar für deutsche Angelegenheiten, zu dem in­
zwischen Ex-Minister Beyen ernannt worden war, waren weniger 
problematisch. Als Ausgangspunkt für eine umfassende Rückgabe­
regelung dachte man an eine Gesamtsumme von 200 Mio. Gulden. 
Auf deutschen Wunsch hin sollte auch eine endgültige Lösung der 
Traktatländerfrage möglich sein, während die Niederlande eine 
Regelung der Rheinschiffahrt fordern wollten. Schwieriger war 
dagegen die Frage der Wiedergutmachung für Opfer des National­
sozialismus.4 

Im Hinblick auf den letzten Punkt verfolgten die Niederlande 
eine doppelte Strategie. Im Januar 1956 hatten acht europäische 
Länder (die Benelux-Staaten, Frankreich, Großbritannien, Däne­
mark, Norwegen und Griechenland) auf niederländische Initiative 
hin die Bundesregierung unter politischen und moralischen Druck 
gesetzt, indem sie gemeinsam gegen die deutsche Gesetzgebung in 
dieser Sache (Bundesergänzungsgesetz und Bundesentschädigungs­
gesetz) protestierten. Diese Gesetze sahen nämlich eine Entschädi­
gung nur für diejenigen vor, die aus rassistischen, religiösen oder 
politischen Gründen in Deutschland (in den Grenzen von 1937) 
verfolgt worden waren und schloß damit viele Ausländer aus. 
Außer diesem multilateralen Weg verfolgten die Niederlande seit 
Anfang 1957 auch einen bilateralen Weg, indem sie die Wieder­
gutmachung in die Gespräche über eine Generalbereinigung ein­
brachten.5 Auf deutscher Seite mußte dies zu größter Vorsicht 
führen, da Zusagen im bilateralen Zusammenhang sofort Folgen 

248 



7 Die Generalbereinigung, Staatsbesuche und Begnadigung deutscher Nazi-Verbrecher 

für die anderen sieben Staaten gehabt hätten, die in Bonn eine 
Protestnote eingereicht hatten. 

Nachdem Beyen und sein deutscher Gegenspieler Professor 
Erich Kaufmann Anfang April 1957 die Verhandlungen über eine 
Generalbereinigung aufgenommen hatten, wurde schnell deutlich, 
daß ein rasches Ergebnis eine Illusion war. Es erwies sich als pro­
blematisch, daß die Niederlande nun zwar bereit waren, alle Teil­
bereiche in einer abschließenden Regelung unterzubringen, ihre 
Verhandlungsstrategie aber im Vergleich zu den Jahren 1949-1957 
praktisch unverändert geblieben war. Die niederländischen Forde­
rungen in bezug auf den Grenzverlauf in der Ems-Mündung bzw. 
eine Verlegung der Grenze im Dollart bis an die deutsche Küste 
hatten weiterhin Vorrang, und so verstrich der Sommer 1957 ohne 
Fortschritte. Gewiß waren eine Reihe von Unterausschüssen ge­
bildet worden, und verschiedene Verhandlungsrunden hatten statt­
gefunden, aber von einem energischen Streben nach einem baldi­
gen Ergebnis war schon bald nichts mehr zu spüren. Obwohl Ade­
nauer und von Brentano beide zu erkennen gaben, an zügig ver­
laufenden Verhandlungen interessiert zu sein, erwiesen sich die 
bevorstehenden Bundestagswahlen eher als Bremse denn als Stimu­
lans für das Verhandlungstempo. Insoweit Bonn zu Zugeständ­
nissen in der Ems-Dollart-Frage bereit war, wurde diese Bereit­
schaft mit den Wahlen vor der Tür sicher nicht größer. Die Regie­
rung von Niedersachsen übte außerdem fortwährend Druck auf 
Bonn aus, keine Zugeständnisse zu machen. Als nachteilig für die 
Niederlande erwies sich in diesem Zusammenhang, daß die 
Grenzkorrekturgebiete um Elten und Tudderen, um deren Rück­
gabe es ging, nicht zu Niedersachsen, sondern zu Nordrhein-West­
falen kommen sollten. Mit anderen Worten: Mit dem territorialen 
»Faustpfand* konnte Den Haag einen gewissen Druck auf Bonn 
(oder Düsseldorf) ausüben, nicht aber auf Hannover. 

Die Gespräche zwischen Beyen und Kaufmann gerieten außer­
dem völlig in eine Sackgasse, weil das Auftreten Kaufmanns bei der 
niederländischen Seite heftige Irritationen hervorrief. Die Nieder­
länder waren davon ausgegangen, daß Kaufmann ein wohlwollen­
der Gesprächspartner sei, weil er jüdischer Herkunft war und 
während des Zweiten Weltkriegs in den Niederlanden als Illegaler 
untergetaucht war. Doch diese Annahme stellte sich als ein Trug­
schluß heraus, denn Kaufmann entpuppte sich in ihren Augen als 
ein ganz besonders unbeugsamer Unterhändler. Bereits Anfang 
August 1957 gab Beyen in seinem ersten Bericht für den Minister-
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rat zu verstehen, in weiteren Gesprächen mit Kaufmann „kein 
Heil" mehr zu sehen.6 In den folgenden Monaten sank das Verhält­
nis zwischen den beiden Delegationsleitern auf einen Tiefpunkt. 
Nach Ansicht Beyens war Kaufmann „aggressiv und autoritär", 
und der Ex-Minister sah sich keineswegs als den „besten Resonanz­
körper für diese Klangfarbe". Daß Beyen außerdem seinem Gegen­
spieler mit seinem „freundlichsten Lächeln" gesagt hatte, er müsse 
„scheinbar sehr lange Professor gewesen" sein, um ihm gegenüber 
einen Ton anzuschlagen, als ob er - Beyen - „einer seiner Schüler 
sei, der einen Fehler in seinen Hausaufgaben gemacht hatte", ver­
deutlicht, daß das Verhältnis zwischen den beiden Unterhändlern 
Fortschritte blockierte.7 Kaufmann, so Beyen Ende Oktober 1957, 
„hat nun einmal recht, hat immer recht gehabt, hat immer ver­
nünftige Vorschläge gemacht, und wehe demjenigen, der seine 
Vorschläge nicht akzeptiert oder seine Instruktionen nicht befolgt: 
es wird ihm schlecht ergehen, aber das hat er nur sich selbst 
zuzuschreiben".8 Zur selben Zeit ließ auch Außenstaatssekretär 
Ernst van der Beugel in einem Gespräch mit seinem deutschen 
Kollegen Hallstein wissen, „daß Kaufmann so wie ein deutscher 
Nationalist im Jahre 1928 verhandelte und ... daß dies in die heuti­
ge Atmosphäre nicht mehr paßte". Hallstein seinerseits äußerte 
scharfe Kritik an Beyen, und ebenso wie van der Beugel betrach­
tete er es als wünschenswert, Beyens bevorstehende Ernennung 
zum niederländischen Botschafter in Paris zum Anlaß zu nehmen, 
auch auf deutscher Seite einen neuen Verhandlungsführer zu er­
nennen.9 

Dennoch sollte es unter Beyen und Kaufmann noch einen 
Schritt vorwärts gehen, nachdem von deutscher Seite hinsichtlich 
der Ems-Frage der Begriff des ,Strombaugebietes* eingeführt wor­
den war. Dies hatte zum Ziel, vorläufig den prinzipiellen Rechts­
streit über den Grenzverlauf beiseite zu lassen und sich auf die 
Frage zu konzentrieren, wie eine gemeinsame Herrschaft über das 
umstrittene Gebiet konkret aussehen konnte. Beyen, der Ende 
August bereits intern für eine sanftere Haltung in der Grenzfrage 
plädiert hatte10, empfahl nun dem Kabinett, diesen Weg weiter-
zuverfolgen und die Forderung nach der Talweggrenze nicht 
länger aufrechtzuerhalten. Es gebe nicht nur „keinerlei Chance", 
dafür die Zustimmung der Deutschen zu bekommen; wichtiger sei, 
daß nun eine Übereinkunft in Reichweite zu kommen schien, die 
die niederländischen Interessen an der Ems ausreichend sicherte. 
Außerdem - und das war eine bemerkenswerte Aussage, nachdem 
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die Niederlande jahrelang die Anerkennung der Talweggrenze als 
unumstößliche Voraussetzung verfochten hatten - hielt Beyen 
diese Grenze für „schwer zu verteidigen", weil dadurch Teile der 
Ems unter niederländische Souveränität kommen würden und Den 
Haag die Kosten der wasserwirtschaftlichen Arbeiten zu überneh­
men gehabt hätte, die es bis jetzt nicht getragen hatte und auch 
nicht tragen wollte. Eine Übereinstimmung über den Verlauf der 
sogenannten Strombaugebiete schien möglich und damit - so 
Beyen, der Ende 1957 plötzlich optimistisch gestimmt war - auch 
über die Absteckung eines Grenzverlaufs entlang dieser Linien. 
Damit schien die größte Kluft zwischen den Niederlanden und der 
Bundesrepublik überbrückt zu sein und eine Generalbereinigung 
in Reichweite - auch, weil auf den anderen Gebieten pragmatische 
Regelungen möglich erschienen.11 

Beyens Plädoyer, auf dieser Basis weiterzuverhandeln, wurde 
im Kabinett aber kühl aufgenommen. J. Algera, Minister für Ver­
kehr und Wasserwirtschaft, stellte verärgert fest, daß „die Deut­
schen bei diesen Verhandlungen grenzenlos fordernd" seien und 
fragte sich, ob „die Niederlande eigentlich soviel Bedürfnis ... an 
einer Generalbereinigung" hätten. Ebenso wie sein Kollege vom 
Wohnungsbau, Minister H.B.J. Witte, bekam er den Eindruck, 
daß die Niederlande zuviele Zugeständnisse machten, während 
doch eigentlich Deutschland ihnen entgegenkommen müßte. Bey­
en habe sich als ein zu weicher Unterhändler erwiesen und sich zu 
sehr mit der deutschen Position identifiziert. Ministerpräsident 
Drees hatte „dasselbe unbehagliche Gefühl" wie Witte, neigte 
allerdings dazu, unter der Bedingung einer akzeptablen Abstek-
kung der Strombaugebiete die alten Forderungen in bezug auf den 
Grenzverlauf in der Ems fallenzulassen.12 Luns stand dieser Idee 
dagegen „fröstelnd" gegenüber und wollte vorläufig an der Talweg­
grenze festhalten. Bleibe die Bundesrepublik bei der Ablehnung 
dieser niederländischen Forderung, müsse man „die Dinge noch 
einmal betrachten".13 Dies war eine bemerkenswerte Halsstarrig­
keit eines Ministers, der doch seit Jahren hätte feststellen können, 
daß auf diese Weise jeder Fortschritt blockiert war. 

Der Tenor der Diskussion im Ministerrat war bezeichnend für 
die Art und Weise, wie die niederländische Seite von 1949 bis zu 
den Ratifizierungsdebatten über die Generalbereinigung 1963 alle 
Verhandlungen mit der Bundesrepublik über aus dem Krieg her­
rührende Fragen kommentierte: Die Deutschen seien sich ihrer 
Schuld, die sie sowohl materiell als auch immateriell zu begleichen 
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hätten, zu wenig bewußt und trügen damit die Verantwortung für 
den trägen Verlauf der Gespräche. Seit die Verhandlungen über die 
Generalbereinigung im April 1957 begonnen hatten, war es nach 
Ansicht der Niederländer vor allem Kaufmann gewesen, der mit 
seinem wenig diplomatischen Auftreten diese Haltung verkörpert 
hatte. Infolgedessen wurde die niederländische Regierung in ihrer 
Haltung nur noch bestärkt, vor allen Dingen „nicht zu nachgie­
big" zu erscheinen, wie Ministerpräsident Drees es im Januar 1958 
im Ministerrat ausdrückte.14 Dennoch überwog der Realismus, und 
im selben Monat stimmte der Ministerrat auf Fürsprache des Mini­
sterpräsidenten dem Vorschlag Beyens doch zu, auf der Grundlage 
der sogenannten Strombaugebiete weiterzuverhandeln. Im Mittel­
punkt sollte der Zugang für Seeschiffe nach Delfzijl und eine für 
die Niederlande möglichst günstige Verteilung der finanziellen 
Lasten stehen. Damit hatten die Niederlande ihre Forderung nach 
der Talweggrenze in der Ems zwar nicht aufgegeben, aber doch 
erstmals ein prinzipielles Zugeständnis gemacht. So wurde kurz 
vor Beyens Ernennung zum Botschafter in Paris die Tür zu einer 
Lösung des Emsstreites doch noch einen Spalt weit geöffnet. 

Nachdem das niederländische Kabinett den Begriff und das 
dahinter stehende Konzept der Strombaugebiete akzeptiert hatte, 
ging es um die Frage, inwiefern eine Übereinstimmung hinsicht­
lich der Verteilung der Gebiete erreicht werden konnte. Das nie­
derländische Entgegenkommen hing von deutschen Zugeständ­
nissen bei der Abgrenzung der Gebiete ab, aber für die Bundes­
regierung, die unter starkem Druck aus Niedersachsen stand, bil­
dete der Status quo den Ausgangspunkt. Dies bedeutete, daß das 
Problem nur einen anderen Namen erhalten hatte, ansonsten aber 
unverändert fortbestand: Auf deutscher Seite fürchtete man negati­
ve Konsequenzen für die Zukunft Emdens, wenn die Niederlande 
Handlungsfreiheit erhielten und zur Verbesserung des Zugangs zu 
Delfzijl wasserwirtschaftliche Arbeiten ausführten. Die Nieder­
lande wünschten ihrerseits eine Garantie für die Groninger Hafen­
stadt, aber eine solche Garantie hätte möglicherweise wieder Fol­
gen für Emden gehabt. Infolgedessen waren die Gespräche schon 
bald erneut festgefahren. 

Auch in anderen Bereichen befanden sich Beyen und Kaufmann 
nach insgesamt 29 Treffen Ende Januar 1958 noch in der Anfangs­
phase. Angesichts der Koppelung mit der Ems-Dollart-Frage war 
das Gespräch über die Grenzkorrekturen noch kaum in Gang 
gekommen. Auf finanziellem Gebiet waren Beyen und Kaufmann 
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im Juni 1957 übereingekommen, eine Abfindungszahlung für die 
verschiedenen niederländischen Forderungen anzustreben, aber 
deren Höhe war bis zum Beginn des Jahres 1958 noch kein Thema 
der Gespräche gewesen. Hinsichtlich der Entschädigung der Opfer 
des Nationalsozialismus hatten die Niederlande im Sommer 1957 
ihre Vorstellungen spezifiziert und eine Forderung von 125 Mio. 
DM auf den Tisch gelegt. Aber auch hier war noch kein Fort­
schritt erzielt worden, weil die Bundesregierung über ihre Haltung 
zu der oben genannten Wiedergutmachungs-Note der acht euro­
päischen Länder noch nicht entschieden hatte. In bezug auf die 
Rheinschiffahrt hatte die Bundesrepublik noch nicht die von den 
Niederlanden geforderte Zusage gegeben, daß die bestehenden 
Möglichkeiten für die Teilnahme am innerdeutschen Verkehr 
nicht zum Nachteil der Niederlande geändert würden und daß 
beide Parteien den Internationalen Gerichtshof um ein Urteil 
bitten sollten. Schließlich war man in der Frage der Traktatlände-
reien ebensowenig weitergekommen.15 

Stillstand 

Der Weggang Beyens nach Paris und die enttäuschende Bilanz der 
bisherigen Verhandlungen veranlaßten Luns, Anfang April 1958 
seinem deutschen Kollegen vorzuschlagen, die Gespräche stärker 
auf Ministerebene zu konzentrieren.16 Dies war aus niederlän­
discher Sicht kein unvernünftiger Schritt. Von Brentano schien 
niederländischen Wünschen zugänglich zu sein, hatte sich bis 
dahin aber nur aus der Ferne mit den Verhandlungen befaßt.17 

Außerdem hätte so der „dickköpfige" Kaufmann auf elegante 
Weise von der Bühne verschwinden können, auch wenn natürlich 
die Gefahr bestand, daß er der „böse Geist hinter den Kulissen" 
bleiben würde.18 Tatsächlich ließ von Brentano Luns im Mai 1958 
wissen, daß auch er finde, daß Kaufmann „nicht der richtige Un­
terhändler" sei und die deutsche Delegation sich bis jetzt „zu starr" 
verhalten hätte.19 Damit waren die Tage Kaufmanns als Leiter der 
deutschen Delegation gezählt. Im September 1958 wurde Rudolph 
Lahr sein Nachfolger. 

Aber auch der intensivere Ministerkontakt, der im Frühjahr 
1958 in Gang kam, beschleunigte das Tempo der Verhandlungen 
nicht. Luns erhöhte den moralischen Druck auf Deutschland, 
indem er Anfang Mai seinen Kollegen noch einmal darauf hinwies, 
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daß die niederländische Seite „zu Recht von dem Gedanken ausge­
he, daß Deutschland die Gelegenheit gegeben wird, etwas gut­
zumachen von dem enormen geistigen und materiellen Leid", das 
den Niederlanden während des Krieges angetan worden war. Wenn 
die Bundesrepublik „nicht ein diesen Umständen Rechnung tra­
gendes Angebot" mache, so verdeutlichte Luns von Brentano, 
müsse ein Festlaufen der Gespräche befürchtet werden.20 Nachdem 
im Jahre 1957 die niederländische Vorbedingung der Talweggrenze 
in der Ems die Verhandlungen erschwert hatte, tauchte nun eine 
neue Vorbedingung auf, die die Verhandlungen sogar völlig zum 
Stillstand bringen würde. In einem Gespräch mit von Brentano in 
Den Haag machte Luns im Juni 1958 eine zufriedenstellende Rege­
lung der Wiedergutmachung zur conditio sine qua non für das 
Zustandekommen einer Generalbereinigung. Über die Höhe der 
Summe konnte es keinen Zweifel geben: die bereits 1957 von 
Beyen genannten 125 Mio. DM, ein Betrag, der anhand der Krite­
rien des Bundesentschädigungsgesetzes auf einer sehr allgemeinen 
Schätzung der Anzahl der in den Niederlanden Verfolgten beruh­
te. Diese neue Vorbedingung bedeutete, daß die Gespräche über 
andere Teilbereiche unterbrochen werden sollten, bis man über 
die Entschädigung eine Übereinstimmung erzielt hatte. Mit dieser 
Forderung entschieden sich die Niederlande endgültig für eine 
bilaterale Lösung der Wiedergutmachung und gaben die bis dahin 
verfolgte Doppelstrategie eines sowohl multilateralen als auch 
bilateralen Ansatzes auf. 

Trotz dieses neuen Hindernisses für eine echte Belebung der 
Verhandlungen erzielten Luns und von Brentano in ihrem Haager 
Gespräch vom Juni 1958 jedoch einen Fortschritt. Für die Ems-
Dollart-Frage sollte nun endgültig nach einer pragmatischen Lö­
sung gesucht werden. War die niederländische Regierung im Janu­
ar 1958 noch davon ausgegangen, daß Gespräche über die Strom­
baugebiete in der Ems zur Festlegung einer Grenze in diesem 
Gebiet führen würden, ging man nun noch einen Schritt weiter 
und vereinbarte, daß der Grenzverlauf kein Teil der General­
bereinigung sein sollte. Beide Parteien sollten an ihrem Rechts­
standpunkt festhalten und die Grenzfrage eventuell in einer späte­
ren Phase dem Internationalen Gerichtshof oder einem deutsch­
niederländischen Schiedsgericht vorlegen. Nachdem nun die Aus­
arbeitung einer gemeinsamen Verwaltung das Ziel geworden war, 
war diesem Problem, das sich jahrelang hingezogen hatte, der 
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Stachel gezogen und seine Lösung zu einer technischen Frage 
geworden.21 

Obwohl von deutscher Seite vorgeschlagen wurde, in Erwar­
tung eines Abkommens über die Wiedergutmachung auf tech­
nischer Ebene über andere Teilfragen weiterzuverhandeln, hielten 
die Niederlande strikt an der neuen Vorbedingung fest. Wenn die 
Unterausschüsse ihre Arbeit fortsetzen würden, so befürchtete das 
Außenministerium, sei es für die Deutschen leicht, die Frage der 
Wiedergutmachung in die Länge zu ziehen. „Wir dürfen keine 
Zugeständnisse machen", so meinte Anfang Juli 1958 der Chef der 
Europa-Abteilung, H J . Levelt, der zusammen mit dem Generaldi­
rektor für politische Angelegenheiten, van Houten, auf der Beam­
tenebene die Gespräche mit Deutschland koordinierte.22 

Nach dem jahrelangen Poker um die Grenze feilschte man seit 
dem Sommer 1958 ums Geld, genauer: um Wiedergutmachungs­
geld. Nun war Bonn am Zug, und dort sorgte eine Pattsituation 
zwischen dem Außen- und dem Finanzministerium für eine Unter­
brechung der deutsch-niederländischen Verhandlungen bis Ende 
1958. Im Auswärtigen Amt war man bereit, auf die niederlän­
dischen Forderungen positiv zu reagieren. Gehe man auf die nie­
derländischen Forderungen ein, verfüge man damit sogar über 
„einen wertvollen Präzedenzfall" gegenüber den anderen sieben 
Ländern, die 1956 gegen die deutschen Wiedergutmachungsrege­
lungen protestiert hatten. Demgegenüber sperrte sich Finanz­
minister Franz Etzel gegen eine Beschlußfassung, weil dadurch der 
ohnehin umfangreiche Etatposten der Entschädigung zu sehr 
gestiegen wäre.23 In diesem internen Konflikt der deutschen Seite 
hatte das Auswärtige Amt durch die Unterstützung aus dem Kanz­
leramt die besseren Karten in der Hand. Bereits im Juni 1958 war 
im Auftrag Adenauers darauf hingewiesen worden, daß es in der 
Entschädigungsfrage „um die Stellung der Bundesrepublik in West­
europa geht; hierfür sollten mehrere 100 Mio. DM oder gar einige 
Mrd. DM keine entscheidende Rolle spielen ... Auch bei den 
Verhandlungen mit Holland sollte man dem Vertragspartner 
durch großzügigste Angebote entgegenkommen; das wäre im 
Endergebnis sicherlich kein Verlustgeschäft".24 Schließlich wurde 
Ende Oktober - erneut auf Anweisung Adenauers - ein Durch­
bruch erzielt und (vorläufig) eine Gesamtsumme von 400 bis 500 
Mio. DM für die acht Länder zusammen bereitgestellt. 
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Durchbruch 

Nachdem diese Summe im großen und ganzen feststand, konnten 
auch die Gespräche mit den Niederlanden weitergehen. Dabei hielt 
man sich im Auswärtigen Amt weder an die oben zitierte Empfeh­
lung Adenauers noch an die eigene, anfänglich wohlwollende 
Reaktion auf die niederländische Forderung von 125 Mio. DM. 
Statt dessen wurden den Niederlanden im Januar 1959 ca. 30 Mio. 
DM in Aussicht gestellt - mit der Folge, daß die Verhandlungen 
erneut äußerst mühsam verliefen. Im Ministerrat berichtete Luns 
im Januar und Februar 1959 praktisch wöchentlich über die „au­
ßerordentlich unbefriedigend" verlaufenden Verhandlungen.25 

Luns ließ den deutschen Delegationsleiter Lahr wissen, daß eine 
Fortsetzung des Gesprächs auf dieser Grundlage „keinen Sinn" 
habe, da er „so etwas weder in der Regierung noch im Parlament 
rechtfertigen" wolle.26 Um der Bundesregierung eine Erhöhung 
ihres Angebots zu erleichtern, teilte Den Haag mit, daß man bereit 
sei, den Wiedergutmachungsbetrag in der Gesamtsumme zu „ver­
stecken", die die Bundesrepublik bezahlen sollte (Pauschalsumme). 
Die anderen sieben Länder brauchten dann nicht genau zu wissen, 
wieviel die Niederlande bekommen hatten, so daß die Bundes­
regierung keine Präzedenzwirkung befürchten müsse. Inzwischen 
ging man im Auswärtigen Amt von je ca. 100 Mio. DM an indivi­
dueller Entschädigung für die Niederlande, Frankreich und Grie­
chenland aus, und so konnte Lahr von Brentano vorschlagen, den 
Niederlanden eine Pauschalsumme von 200 Mio. DM anzubieten 
(100-125 Mio. Wiedergutmachung und 75-100 Mio. für die ande­
ren Forderungen). Als Obergrenze, „bei der eine Generalbereini­
gung für uns noch interessant ist", sei an 225 Mio. DM zu den­
ken.27 Nachdem die Bundesregierung im März 1959 diesen Vor­
schlag Lahrs übernommen hatte und den Niederlanden eine Ge­
samtsumme von 200 Mio. DM angeboten hatte, rückte ein Ergeb­
nis in greifbare Nähe. Gewiß, die in diesem Betrag enthaltenen 75 
Mio. DM für die übrigen finanziellen Forderungen waren für die 
Niederlande „selbstverständlich vollkommen inakzeptabel", wie 
Luns dem niederländischen Botschafter in Bonn mitteilte.28 Aber 
die Standhaftigkeit bei der Wiedergutmachung hatte Wirkung 
gezeigt: Knapp zwei Jahre, nachdem Beyen die 125 Mio. DM erst­
mals in die Verhandlungen eingebracht hatte, hatten sich die Nie­
derlande genau diese Summe gesichert. 
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Nachdem die Vorbedingung der Wiedergutmachung erfüllt 
war, hatten die Niederlande ihren wichtigsten Trumpf allerdings 
auch ausgespielt, und nun war es an Deutschland, Druck auszu­
üben. Luns versuchte zwar wiederholt, mit moralischen Argumen­
ten weitere deutsche Zugeständnisse zu erreichen, aber in den 
wiederaufgenommenen Verhandlungen hatten die Deutschen die 
besseren Karten. Auf der niederländischen Seite dauerte es eine 
Weile, bevor man sich dessen bewußt wurde, aber Lahr erkannte 
dies genau und betrachtete es als einen Erfolg seiner Verhandlungs­
strategie. „Nach dem Grundsatz: schaffe dir einen Ruf und ruhe 
dich darauf aus, habe ich den Niederländern in der ersten Verhand­
lungsrunde ihren Hauptwunsch erfüllt", schrieb er im Sommer 
1959 an seinen Bruder: „Seitdem bin ich der verständnisvolle 
Unterhändler, der sich Hartnäckigkeit an anderen Stellen erlauben 
darf".29 Konkret bedeutete dies, daß Lahr rasch deutlich machte, 
daß für Deutschland die Rückgabe aller bewohnten Grenzkorrek­
turgebiete eine absolute Voraussetzung war und daß auch die 
Bundesrepublik die Verhandlungen scheitern lassen konnte. Im 
Sommer 1958 hatte Luns gegenüber von Brentano noch das „Miß­
verständnis" ausgeräumt, daß die Niederlande bereit seien, über 
alle Grenzkorrekturen zu reden, und er hatte festgestellt, daß nur 
Elten und Tudderen für eine Rückgabe in Frage kämen.30 Diesen 
Standpunkt mußte man nun aufgeben, um so mehr, da auch Luns 
inzwischen anerkennen mußte, daß ein Scheitern der Verhand­
lungen für die Niederlande ein größerer Nachteil als für die Bun­
desrepublik wäre: An Entschädigung für die NS-Opfer würde man 
in diesem Fall nichts oder einen viel kleineren Betrag erhalten, und 
auch die anderen finanziellen Forderungen würden verlorengehen. 
Auch die inzwischen erzielte Übereinkunft in der Ems-Dollart-
Frage, die wichtige Garantien für Delfzijl enthielt und zu einer 
grundsätzlich gleichberechtigten Stellung in der Emsmündung 
führte, wäre dann wieder aufgehoben.31 So sahen sich die Nieder­
lande gezwungen, auch andere Grenzkorrekturgebiete in die Ge­
spräche einzubeziehen, mit der Folge, daß am Ende 94% aller 
Grenzkorrekturgebiete an die Bundesrepublik übergeben werden 
sollten. 

In finanzieller Hinsicht wurde im zweiten Halbjahr 1959 der 
Abstand zwischen den beiden Parteien allmählich kleiner. Zu 
Beginn der Verhandlungen 1957 hatten die Niederlande zur Bedie­
nung der finanziellen Forderungen 222 Mio. DM angestrebt, ex­
klusive der 125 Mio. DM für die Wiedergutmachung. Zählt man 
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die anderen Posten hinzu, dann sahen die gesamten niederlän­
dischen Forderungen im Frühjahr 1959 wie folgt aus:32 

- Wiedergutmachung NS-Opfer 
- Auslandsbonds, Kredite 
- Rückgabe der Investitionen 

in Elten/Tudderen 
- Restsumme RM-Abkommen 1952 
- Entschädigung Niederländische 

Gesandtschaft Berlin 

Im Sommer 1959 waren die Niederlande schon auf einen Betrag 
von 290 Mio. DM zurückgegangen. Um die Bundesrepublik so nah 
wie möglich an diese Summe heran zu bekommen, zog Luns noch 
einmal alle Register. In einer Besprechung, die er mit von Brenta­
no und Etzel führte, soll er die deutschen Minister angefahren 
haben: „Was glauben Sie eigentlich! Sie denken, daß Sie hier gleich­
berechtigt sitzen, aber da irren Sie sich. Wir sind zu höflich, um es 
zu sagen, aber Sie sprechen hier als Besiegter mit dem Sieger. Wir 
sind der Sieger! Was denken Sie!"33 Im November 1959 einigten 
sich Finanzminister Zijlstra und sein deutscher Kollege Etzel 
schließlich auf 275 Mio. DM. Ebenso wie bei der Wiedergutma­
chung war es Adenauer gewesen, der eine entgegenkommende 
deutsche Haltung angestrebt hatte. Kurz vor diesem Treffen der 
beiden Finanzminister hatte er Etzel zu einer Erhöhung des Ange­
bots gedrängt, da sich dies sicher „anderweitig gut bezahlt" machen 
werde.34 Daß die Niederlande schließlich den vereinbarten Betrag 
noch um 5 Mio. DM erhöhen konnten, lag an einem taktischen 
Fehler Etzels, der seine Unterlagen nicht gründlich studiert hatte. 
Die Festsetzung der Endsumme hatte man stets als Schlußstein der 
Verhandlungen betrachtet, und es gab kleine Restposten, die noch 
nicht diskontiert waren. Dabei ging es u.a. um Investitionen in 
den kleineren Grenzkorrekturgebieten und um einen Betrag von 1 
Million DM „zur endgültigen Regelung eines ansonsten im Finanz­
vertrag nicht ausdrücklich genannten Schadensfalls".35 

Dieser kryptische Satz aus einem vertraulichen Notenwechsel 
zwischen dem Außenministerium und der deutschen Botschaft in 
Den Haag betraf die Erfüllung einer Forderung von Prinz Bern­
hard (aus dem Hause Lippe-Biesterfeld) im Zusammenhang mit 
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seiner Apanage aus der Vorkriegszeit. Diese Angelegenheit hatte 
nicht unmittelbar mit den Verhandlungen über die Generalbereini­
gung zu tun, spielte jedoch wiederholt am Rande eine Rolle. Vor 
diesem Hintergrund ist eine kurze Erläuterung der privaten An­
sprüche von Prinz Bernhard angebracht. 

Bis 1918 war der regierende Fürst von Lippe zur Unterhaltung 
der sogenannten Agnaten verpflichtet gewesen. Nachdem durch 
die Revolution die Fürsten der Kleinstaaten von der Bühne 
verschwunden waren, war diese Verpflichtung auf das Land Lippe 
übergegangen. 1919 traf dieses Land mit dem Fürstenhaus eine fi­
nanzielle Regelung, die aber später von der Familie angefochten 
wurde. In diesem Zusammenhang ergingen 1936 und 1938 Ge­
richtsurteile, die für Prinz Bernhard bedeuteten, daß er für den 
Zeitraum von 1919 bis 1938 noch Ansprüche geltend machen 
konnte. Von einem Gericht in Celle wurde ihm im Oktober 1941 
eine Summe von 60.000 RM zugesprochen, die in zweiter Instanz 
am 20. Juli 1944 auf 87.000 RM erhöht wurde. Nach 1945 kam der 
Prinz auf eine Forderung von beinahe 1,4 Mio. DM über rück­
ständige Auszahlungen und die endgültige Abfindung der Apana­
ge. Auch verlangte er die Rückgabe eines Teils des Familienver­
mögens. Das deutsche Justizministerium hielt die rechtliche Basis 
dieser Forderungen für größtenteils unbegründet, war jedoch 1952 
bereit gewesen, die Angelegenheit durch die Zahlung von 130.000 
DM aus der Welt zu schaffen. Im Kanzleramt wollte man wegen 
der positiven Haltung Bernhards gegenüber der Bundesrepublik 
250.000 DM bezahlen. Da weiterhin nichts geschah, ergriff Prinz 
Bernhard 1953 erneut die Initiative und sprach „in sehr ausführ­
licher und unverblümter Form" Bundeskanzler Adenauer darauf 
an.36 Der schlug vor, im Zusammenhang mit einer umfassenden 
bilateralen Abfindung zu einer Regelung zu gelangen, was der 
Prinz ablehnte. Obwohl 1955 eine Übereinkunft in Reichweite 
schien, schleppte sich die Sache hin. Nicht zuletzt aufgrund unge­
nügender Garantien für absolute Geheimhaltung hatte man Ende 
der fünfziger Jahre noch immer keine Lösung erreicht. 

Bis dahin war das Außenministerium nicht eingeschaltet gewe­
sen. Allerdings hatte Delegationsleiter Beyen, offenbar als persön­
licher Abgesandter des Prinzen, bei den Verhandlungen über eine 
Generalbereinigung im Sommer 1957 Kaufmann auf die politische 
Bedeutung dieser Frage hingewiesen, „die natürlich nur außerhalb 
des Vertrages geregelt werden könne".37 Schließlich sollte im Janu­
ar 1960 eine Lösung gefunden werden, die dem Vorschlag Adenau-
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ers von 1953 folgte. Nachdem beide Seiten Möglichkeiten gefun­
den hatten, den Betrag intern zu verbuchen, ohne daß dies öffent­
lich bekannt wurde, kam man überein, eine Abfindungssumme 
von 1 Million DM für Prinz Bernhard in der Pauschalsumme des 
allgemeinen Vertrags zu »verstecken*. Infolgedessen wurde diese 
Gesamtsumme im Januar 1960 einschließlich einiger anderer Rest­
posten auf insgesamt 280 Mio. DM festgesetzt. Auch die deutsche 
Seite hielt übrigens einen Teil des Vertrags geheim, und auch dies 
hing mit einem Fürstenhaus zusammen. Das Mobiliar von Haus 
Doorn, dem letzten Wohnsitz des 1918 in die Niederlande geflüch­
teten Kaisers Wilhelm IL, war 1945 als Feindvermögen beschlag­
nahmt worden. Gleichzeitig hatten die Niederlande die Erben des 
1941 verstorbenen letzten Hohenzollern-Kaisers mit einer Erb­
schaftssteuerforderung konfrontiert. Da sie über das Erbe nicht 
verfügen konnten, wollten die Erben dem verständlicherweise 
entgehen und versuchten außerdem, einen Teil des Mobiliars in 
ihren Besitz zu bringen. Obwohl Luns sich anfänglich dagegen 
wehrte38, wurde am Ende in einer Geheimklausel die Steuerschuld 
erlassen, und den Erben wurde eine Reihe von Privatgegenständen 
(darunter 22 Schnupftabakdosen, die noch von Friedrich IL 
stammten) zur Verfügung gestellt. 

Nachdem Ende Januar 1960 das letzte Hindernis - der genaue 
Grenzverlauf bei Beek/Wyler - aus dem Weg geräumt worden 
war, konnte am 8. April, drei Jahre nach Beginn der Verhand­
lungen, der Ausgleichsvertrag unterzeichnet werden. Auf den 
deutschen Vorschlag, diese Feierlichkeit mit „einem gewissen 
spektakulären Charakter" zu begehen, reagierte Luns ablehnend, 
weil man auf der niederländischen Seite die Verhandlungen mit 
dem Gefühl abgeschlossen habe, „ein schweres Opfer" gebracht zu 
haben.39 Vor allem mit Blick auf die öffentliche Meinung und die 
zu erwartenden kritischen Reaktionen im Parlament wollten die 
Niederlande die Unterzeichnung „nüchtern" und im kleinen Kreis 
gestalten. Auch die bei einem solchen Anlaß übliche Auszeich­
nung der Unterhändler sollte erst in der zweiten Maihälfte (nach 
dem Totengedenken am 4. und dem Befreiungstag am 5. Mai) 
stattfinden, „und dann auch ohne Öffentlichkeit".40 Bereits früher 
hatte man im Außenministerium ablehnend auf den deutschen 
Vorschlag reagiert, in der Präambel des Vertrags von der Wie­
derherstellung „alt-nachbarlicher Freundschaft" zu sprechen. Ein 
solcher Satz sei „deutlich zu stark", und es sei „gut genug", sich auf 
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die Zielsetzung zu beschränken, die freundschaftlichen Beziehun­
gen zu fördern.41 

Ergebnis 

Am 8. April 1960, fünfzehn Jahre nach Kriegsende, hatten nun 
auch die Niederlande als letzter Staat nach Dänemark (1955), Bel­
gien (1956) und Luxemburg (1959) den sprichwörtlichen Strich 
unter die Vergangenheit im Verhältnis zu Deutschland gezogen. 
Der Ausgleichsvertrag war ein Mantelvertrag, der aus drei Einzel­
verträgen und zwei Abkommen bestand: 

1) Im Grenzvertrag wurde festgelegt, daß die wichtigsten 
Grenzkorrekturen wieder rückgängig gemacht werden sollten. 
Insgesamt ging es dabei um 94% der 1949 unter niederländische 
Verwaltung gekommenen Gebiete. Gleichzeitig nutzte man die 
Gelegenheit, um kleine Grenzanomalien zu bereinigen, was übri­
gens auch bedeutete, daß kleine Teile ursprünglich niederländi­
schen Bodens an die Bundesrepublik abgetreten wurden. Weiter­
hin enthielt der Vertrag Absprachen über die wasserwirtschaftliche 
Verwaltung von grenzüberschreitenden und grenzbildenden Bek-
ken und Flüßchen. Ein wichtiger Bestandteil des Vertrages war die 
Regelung der jahrelang äußerst schwierigen Frage der Grenzlände-
reien. Von den ursprünglich beschlagnahmten 4.400 ha Grund und 
Boden waren bereits ca. 400 ha aufgrund der ,Entfeindung' zurück­
gegeben worden. Dem sollten nun noch ungefähr 1.670 ha hin­
zugefügt werden, die zurückgekauft werden konnten. Damit 
konnte beinahe die Hälfte des ursprünglichen Areals in deutsche 
Hände zurückkehren. 

2) Der Ems-DoHart- Vertrag enthielt eine pragmatische Regelung 
für die Ems und die Einrichtung einer ständigen Ems-Dollart-
Kommission, die die gemeinsame Verwaltung des umstrittenen 
Gebietes beaufsichtigen sollte. Außer den divergierenden Rechts­
standpunkten und wachsenden Prestigeüberlegungen hatten vor 
allem die Hafeninteressen von Delfzijl und Emden eine Regelung 
lange Zeit blockiert. Die Durchführung wasserwirtschaftlicher 
Arbeiten zugunsten des einen Hafens hätte den anderen »trocken­
legen* können. Vor allem Niedersachsen hatte alle niederländi­
schen Pläne in der Gegend mit Argusaugen verfolgt. Der Vertrag 
enthielt nun Absprachen, die die Hafenverwaltungen beider Städte 
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beruhigen konnten. Über den Grenzstreit hatte man keine Eini­
gung erzielt, beide Parteien konnten ihn der internationalen Ge­
richtsbarkeit oder einem Schiedsgericht vorlegen. Für die Nieder­
lande, die keineswegs sicher waren, einen solchen Prozeß gewin­
nen zu können, war nicht unwichtig, daß auch nach einer endgül­
tigen Grenzfestlegung die vereinbarte wasserwirtschaftliche Ver­
waltung in Kraft bleiben würde. 

3) Dem Finanzvertrag zufolge erhielten die Niederlande 280 
Mio. DM zur Befriedigung aller aus dem Krieg herrührenden fi­
nanziellen Forderungen, abgesehen von Reparationen. Über letzte­
re behielten sich die Niederlande - ebenso wie andere Länder -
das Recht vor, bei einem späteren Friedensvertrag noch Forderun­
gen vorzubringen. Der nun vereinbarte Betrag sollte in drei Raten 
ausbezahlt werden. Die 125 Mio. DM, die als Wiedergutmachung 
für niederländische Bürger vorgesehen waren, wurden auf deut­
schen Wunsch hin in dem Vertrag nicht ausdrücklich genannt, um 
die deutsche Verhandlungsposition gegenüber anderen Ländern 
nicht zu schwächen.42 Außerdem wurde mit dem Finanzvertrag ein 
Schlußstrich unter das Problem der Feindvermögen gezogen. Dazu 
gehörte auch die Rückgabe des ehemaligen deutschen Gesandt­
schaftsgebäudes am Lange Vijverberg in Den Haag, das nach 
gründlicher Restaurierung erneut in Gebrauch genommen werden 
sollte. 

4) In dem Abkommen über die niederländische Teilnahme an 
der innerdeutschen Rheinschiffahrt wurde der eigentliche Konflikt 
nicht gelöst. Die Niederlande erhielten keine Zusage, daß sich ihre 
Stellung nicht verschlechtern würde. Allerdings fand man eine 
Formulierung zur Anerkennung der Rechtsgewalt des Interna­
tionalen Gerichtshofs über die Interpretation der Akte von Mann­
heim. 

5) Das Kriegsgräberabkommen schließlich enthielt Regelungen 
über die Instandhaltung von Ehrenfriedhöfen und Gedenkstätten 
für Niederländer, die während des Krieges in Deutschland umge­
kommen waren. Darin sagte die Bundesregierung auch zu, minde­
stens zehn Jahre lang die Kosten für die Reisen von jährlich 1.000 
niederländischen Angehörigen nach Deutschland zu erstatten, die 
solche Orte besuchen wollten.43 

Der Vertrag war kaum unterzeichnet, als die Niederlande in 
zwei Bereichen um Nachverhandlungen baten. Zunächst drohten 
neue Schwierigkeiten bei der umstrittenen Ems-Mündung. Nach­
dem Niedersachsen in diesem Gebiet eine Konzession zur Gewin-
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nung von Erdgas und Erdöl vergeben hatte, war die Frage nach der 
Souveränität in diesem Gebiet wieder akut. Ganz im Geiste des 
Ausgleichsvertrags wurde im Mai 1962 in Bennekom im Haus des 
inzwischen zum Staatssekretär ernannten van Houten eine Rege­
lung getroffen, die die Niederlande zufriedenstellte und beiden Sei­
ten in dem umstrittenen Gebiet faktisch dieselben Rechte zuge­
stand. Eine zweite, gleichzeitig unterzeichnete Übereinkunft be­
traf Absprachen über die sogenannte Spaltungstheorie. Nach ent­
sprechenden Entscheidungen des Bundesgerichtshofs war es durch­
aus vorstellbar, daß das in Deutschland vorhandene Vermögen des 
niederländischen Unternehmens „Algemene Kunstzijde Unie" 
(AKU) unter denjenigen deutschen Aktionären aufgeteilt würde, 
die nach dem Krieg vom Gesetz über das Feindvermögen betroffen 
gewesen waren.44 Man schätzte, daß es dabei für die Niederlande 
um einen Verlust von insgesamt 360 Mio. DM ging, also um ca. 80 
Mio. DM mehr, als die Niederlande nach jahrelangen mühsamen 
Verhandlungen von Deutschland bekommen hatten. Bonn reagier­
te auch auf diese niederländische Forderung wohlwollend. Eventu­
elle Gerichtsurteile im Sinne der Spaltungstheorie und damit zu­
gunsten der früheren deutschen Aktionäre wurden im voraus 
durch die Festlegung blockiert, daß alle deutschen Ansprüche auf 
von den Niederlanden beschlagnahmtes Feindvermögen ausge­
schlossen seien. 

Hatten die Niederlande, gemessen an ihren eigenen Zielen, mit 
dem Ausgleichsvertrag von 1960 und dem ergänzenden Abkom­
men von 1962 ein zufriedenstellendes Ergebnis erreicht? Diese 
Frage kann man bejahen. Gewiß hatte Deutschland beinahe alle 
Grenzkorrekturgebiete zurückbekommen, aber die Niederlande 
hatten ohnehin seit 1949 nie den Wunsch gehabt, diese Gebiete 
endgültig zu annektieren. Seit 1951 waren sie als Tauschobjekt in 
den Verhandlungen angeboten worden, um Deutschland zur An­
erkennung des niederländischen Standpunktes über den Grenzver­
lauf in der Ems zu bewegen. Zwar war dies trotz der lange ge­
forderten Koppelung beider Fragen nicht gelungen, aber die prak­
tische Regelung, die für das umstrittene Flußgebiet getroffen wur­
de, sicherte vollkommen die niederländischen Interessen. Die 
Grenzkorrekturen waren also kein »Faustpfand* gewesen, um 
Deutschland zu territorialen Konzessionen zu zwingen, aber sie 
hatten doch die niederländische Verhandlungsposition gestärkt. 

Es spricht vieles dafür, daß die Niederlande dadurch letztend­
lich eine größere Pauschalsumme erhielten, als die Bundesrepublik 
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anfänglich zu zahlen bereit gewesen war.45 Als die Verhandlungen 
1957 begannen, hatte Den Haag hinsichtlich der finanziellen As­
pekte eine Summe von 222 Mio. DM vor Augen. Einschließlich 
der geforderten 125 Mio. DM an Wiedergutmachung und einiger 
kleinerer Forderungen hatten sie dann eine Gesamtsumme von ca. 
380 Mio. DM angesetzt, wovon man am Ende ungefähr 75% 
»hereingeholt* hatte. So gesehen war das Ergebnis des Finanzver­
trags viel besser, als die unmittelbar danach losbrechende Kritik 
vermuten ließ. Dies galt umso mehr, da man an Wiedergutma­
chung genau den Betrag erhalten hatte, der verlangt worden war 
und einen Teil der übrigen niederländischen Forderungen an Repa­
rationen betraf, die nach den internationalen Absprachen erst in 
einem Friedensvertrag geregelt werden sollten. 

Von den beiden Abkommen des Ausgleichsvertrags setzte das 
Rheinschiffahrtsabkommen zwar dem juristischen Streit über die 
Akte von Mannheim kein Ende, aber wirklich unbefriedigend war 
das Ergebnis auch hier nicht. Schließlich hatten auf niederlän­
discher Seite anfangs Zweifel bestanden, ob diese Frage überhaupt 
in die Verhandlungen über eine Generalbereinigung eingebracht 
werden sollte. Vor diesem Hintergrund war nicht nur die deutsche 
Zusage, danach zu streben, keine Regelungen zu treffen, die den 
niederländischen Interessen wesentlich schaden würden, sondern 
auch einen eventuellen Schiedsspruch in dieser Sache zu akzeptie­
ren, als ein Erfolg für die Niederlande anzusehen. Das Kriegs­
gräberabkommen war materiell nicht so wichtig und konnte als 
eine Geste gegenüber Niederländern gelten, die Familienangehöri­
ge in Deutschland verloren hatten. 

Dies führt zu dem Schluß, daß die Niederlande zwar bei einem 
entscheidenden Punkt (Ems-Dollart) nicht ihren Willen hatten 
durchsetzen können, aber - gemessen an den eigenen Zielsetzun­
gen - ein positives Ergebnis verbucht hatten. Dem kann man 
hinzufügen, daß der im Finanzvertrag festgesetzte Betrag von 280 
Mio. DM nur ein relativ geringer Teil dessen war, was die Nieder­
lande seit 1945 an Geld und Gütern erhalten hatten. Viel umfang­
reicher war z.B. das Aufkommen aus dem Feindvermögen (770 
Mio. DM). Wichtig waren außerdem die Beträge, die Rückerstat­
tung von Kapital (210 Mio. DM) und von Wertpapieren (176 Mio. 
DM) ergeben hatten. Zusätzlich hatten niederländische Opfer der 
Verfolgung, die sich während des Krieges in Deutschland aufgehal­
ten hatten, aufgrund des Bundesentschädigungsgesetzes und des 
Bundesrückerstattungsgesetzes insgesamt 300 Mio. DM erhalten. 
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Zählt man noch eine Reihe kleinerer Posten hinzu, war es bis 
Anfang der sechziger Jahre bereits um eine Gesamtsumme von 
2,021 Mrd. DM gegangen.46 

Im Vergleich zu den geschätzten Kriegsschäden von 25 Mrd. 
Gulden waren auch diese 2 Mrd. DM zugegebenermaßen noch ein 
geringer Betrag. Aber ein solcher Vergleich hat wenig Sinn, weil 
die 25 Mrd. praktisch vollständig aus Reparationsforderungen be­
standen. Deren Verwirklichung war nicht nur unrealistisch, denn 
über Reparationen sollte schließlich erst auf einer Friedenskon­
ferenz gesprochen werden, sondern auch ökonomisch und poli­
tisch nicht wünschenswert. Natürlich hätte Den Haag gerne mehr 
bekommen, aber wenn Deutschland nach 1945 zu hohen Repara­
tionsleistungen gezwungen worden wäre, hätte dort von einem 
wirtschaftlichen Wiederaufbau keine Rede sein können. Und daß 
eine Erholung der deutschen Wirtschaft für den niederländischen 
Wohlstand viel wichtiger war als ein paar Millionen oder Milliar­
den mehr an Entschädigung, stand völlig außer Zweifel. Außerdem 
hätten harte Reparationsverpflichtungen im Widerspruch zu der 
gleichberechtigten Einbindung der Bundesrepublik in die westli­
che Gemeinschaft gestanden, die auch die Niederlande wünschten. 
Eine solche nüchterne Abwägung war allerdings unter den Re­
aktionen auf die Generalbereinigung kaum zu finden. 

Reaktionen und Ratifizierung 

„So kam ich unter die Deutschen. Ich forderte nicht viel und war 
gefaßt, noch weniger zu finden." Mit diesem Zitat aus Hölderlins 
„Hyperion" spickte der Staatsrat (,Raad van State*) im November 
1960 seine ausgesprochen kritische Stellungnahme an Königin 
Juliana zu dem Gesetzentwurf über den Ausgleichsvertrag.47 „Bis 
hierhin ist das moralisch und materiell schuldige Volk offensicht­
lich bereit zu gehen, das Volk des »Wirtschaftswunders4 und eines 
nationalen Pro-Kopf-Einkommens, das höher liegt als das des 
niederländischen Volkes", hieß es, und diese Bereitschaft betrach­
tete der Staatsrat als viel zu gering. Eigentlich müsse man den 
Vertrag angesichts der geringen deutschen Zugeständnisse ableh­
nen, so der Rat, aber wegen der Notwendigkeit einer Normalisie­
rung der Beziehungen zwischen beiden Ländern werde man einer 
Annahme dieser Gerenalbereinigung nicht entgehen können. Was 
die Grenze in der Ems angehe, sei es „unbegreiflich", daß Deutsch-
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land „halsstarrig" auf seinem Standpunkt beharrt habe: „Es ist 
bezeichnend für die Mentalität auf deutscher Seite, nach allem, was 
man den Niederlanden angetan hat, eine solche Haltung einzuneh­
men." Am liebsten würde der Rat sehen, daß das Kabinett die 
Verhandlungen über den Grenzverlauf neu eröffnete. Wenn das 
Kabinett dazu nicht bereit sei, müsse man in jedem Fall sofort ein 
internationales Gerichtsverfahren einleiten.48 Mit dieser Kritik 
schloß der Staatsrat nahtlos an das Unbehagen an, mit dem in den 
zurückliegenden Jahren auf Beamten- und Regierungsebene die 
deutsche Haltung in den Verhandlungen immer kommentiert 
worden war. Auch die Ratifizierungsdebatten sollten von einer 
solchen moralischen Kritik durchzogen sein. 

In der Zweiten Kammer wurde der Ausgleichsvertrag von allen 
Seiten und in praktisch jedem Punkt unter Beschuß genommen: 
die Ems-Dollart-Regelung sei unbefriedigend, die finanzielle Ver­
gütung viel zu gering, die Frage der Rheinschiffahrt nicht gelöst 
usw. Der Abgeordnete Patijn (PvdA) war der Meinung, daß sich 
Deutschland als „erstaunlich knauserig" erwiesen habe.49 Sein 
Fraktionskollege Scheps behauptete, daß ein „knallhartes" 
Deutschland die Atmosphäre vollkommen verdorben habe, und 
die Niederlande hätten Erniedrigungen hinnehmen müssen. Er 
kam zu dem Schluß, daß der Vertrag nicht annehmbar sei: 
„Deutschland muß wissen, daß die Niederlande nicht so behandelt 
zu werden wünschen."50 Bruins Slot (ARP) sprach für viele, als er 
kritisierte: „Dieser Vertrag zeigt keine Spur irgendeines Versuchs 
der Tilgung einer moralischen Schuld, des Verständnisses dafür, 
daß man einander nicht als moralisch gleichwertige Partner gegen­
übersteht."51 Damit ist der allgemeine Tonfall charakterisiert: 
enttäuscht, entrüstet, zum Teil auch verbittert über das Ergebnis, 
aber vor allem über die deutsche Haltung während der Verhand­
lungen. Diese kritische Stimmung in der Zweiten Kammer bedeu­
tete jedoch nicht, daß der Vertrag wirklich in Gefahr war. Die 
Mehrheit der Abgeordneten ließ gleichzeitig erkennen, daß sie 
geneigt war, der Regierung zu folgen und für den Gesetzentwurf 
stimmen würde. Da eine Wiederaufnahme der Verhandlungen zu 
Recht als unrealistisch gelten mußte, hätte eine Ablehnung dazu 
geführt, daß man gar nichts bekommen hätte. 

Die in die Defensive gedrängte Regierung verteidigte den Ver­
trag mit praktisch allen Ministern, die an der Ausarbeitung des 
Vertrags beteiligt gewesen waren. Luns räumte ein, daß die deut­
sche Delegation sich als ein „knallharter Verhandlungspartner" 
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gezeigt hatte und bedauerte, daß moralische Argumente kaum 
Eindruck gemacht hätten. Ebenso wie Staatssekretär van Houten 
richtete er einen „dringenden Appell" an die Abgeordneten, dem 
Vertrag zuzustimmen: Das maximal Erreichbare sei erzielt wor­
den, und eine Ablehnung werde nichts einbringen. Im Gegenteil, 
die Niederlande würden nicht nur mit leeren Händen dastehen, 
sondern auch die Beziehungen zur Bundesrepublik erheblich bela­
sten.52 Van Houten gab zu, daß viele ein solches Argument ge­
fühlsmäßig ablehnten, weil gerade die Deutschen die Verantwor­
tung für ein gutes Verhältnis zu tragen hätten. „Das ist natürlich 
richtig, aber nicht in jeder Hinsicht ganz in Übereinstimmung mit 
der Wirklichkeit, weil Deutschland nun einmal unser großes 
Nachbarland ist, weil Deutschland nun einmal unser Partner in 
zahllosen internationalen Organisationen ist, und weil es nun 
einmal für die Niederlande wichtig ist, mit diesem Land gut zu­
sammenzuleben."53 Damit berührte er den Kern des niederlän­
dischen Unbehagens: Während man das Gefühl hatte, in mora­
lischer Hinsicht viel zu kurz gekommen zu sein, mußte man ange­
sichts der tatsächlichen Kräfteverhältnisse nicht nur zugeben, daß 
es keine Mittel gab, um das eigene Recht zu erzwingen, sondern 
auch, daß eine Ablehnung dem niederländischen Interesse sowohl 
bilateral als auch multilateral schaden würde. Nur ein nachdrück­
licher Appell an den Verstand konnte die gefühlsmäßige Aversion 
gegen den Vertrag beiseiteschieben. „Wenn wir in leidlichem 
Einvernehmen mit Deutschland weiterleben wollen", hatte Mae-
nen (KVP) bemerkt, „können wir diesen Vertrag nicht verwer­
fen."54 In dieser unangenehmen Zwangslage blieb wenig anderes 
übrig, als von der eigenen Enttäuschung und Empörung viel Auf­
hebens zu machen und dem Vertrag trotzdem zuzustimmen. Dies 
geschah am 20. Februar 1963 mit der deutlichen Mehrheit von 84 
gegen 23 Stimmen. 

In der Ersten Kammer wurde der Vertrag ebenfalls mit einer 
großen Mehrheit angenommen (43 zu 18). Auch die Senatoren 
kritisierten Deutschland, aber die Debatte atmete eine nüchternere 
Atmosphäre als in der Zweiten Kammer, und van Riel (WD) 
folgerte im Rückblick auf die Verhandlungen sogar treffend sach­
lich, daß es eine „besondere Beständigkeit" der Außenpolitik gebe: 
„Selbst ein Land in einer moralisch so schwachen Position wie 
Deutschland handelt eigentlich noch zu 95 Prozent nach den 
Richtlinien strikten Eigeninteresses, ohne dabei andere Motive 
halbwegs angemessen einzubeziehen." Und dies bedeute, daß man 
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„keine allzu großen Vorstellungen haben darf ... hinsichtlich der 
Möglichkeiten des moralischen Arguments in der internationalen 
Politik".55 In der Tat enthielt der lange Weg zur Generalbereini­
gung eine solche Lektion. Die Konfrontation mit ihr hatte sich bis 
zum Ende als unangenehm erwiesen. 

Nicht viel anders waren die Reaktionen in der Presse. Hatten 
bei der Unterzeichnung des Vertrages 1960 verschiedene Zeitungen 
ihrer Enttäuschung bereits Ausdruck gegeben56, überwog auch bei 
der Ratifizierung das Unbehagen. Um dies zu lindern, hatte Staats­
sekretär van Houten vor der Debatte in der Zweiten Kammer mit 
35 Chefredakteuren über den Vertrag gesprochen und sie darauf 
hingewiesen, daß es zur Zustimmung des Vertrags keine Alternati­
ve gab.57 Wie erfolgreich van Houtens Intervention gewesen ist, 
läßt sich nicht feststellen, aber der Tenor der verschiedenen Kom­
mentare ging in die Richtung, die er angedeutet hatte. So bezeich­
nete Het Parool die 125 Mio. DM für die NS-Opfer zwar als „ein 
unverschämt niedriges Trinkgeld", aber dennoch war die Zeitung 
der Meinung, daß „nichts anderes übrig blieb" als zuzustimmen.58 

Auch das Algemeen Handelsblad hielt den Vertrag in vieler Hin­
sicht für „sehr unbefriedigend", stellte aber zugleich nüchtern fest, 
daß es wenig Sinn hatte, weiter von einem besseren Ergebnis zu 
„tagträumen", weil dies nun einmal nicht zu erreichen gewesen 
sei.59 

Vergleicht man die niederländischen Reaktionen auf die Ge­
neralbereinigung mit denjenigen in der Bundesrepublik, dann fällt 
zuerst das geringe Interesse in Deutschland auf. Waren in den 
Niederlanden die Debatten sehr emotional gewesen, mit ausführ­
lichen Beiträgen zahlreicher Abgeordneter und sechs Kabinettsmit­
gliedern, darunter dem Ministerpräsidenten, war die Behandlung 
im Bundestag kurz und sachlich. Noch bevor die Niederlande 
Nachverhandlungen verlangt hatten, war der Vertrag in Deutsch­
land im Frühjahr 1961 schon ohne besondere Anteilnahme ratifi­
ziert worden. Nur vier Bundestagsabgeordnete ergriffen kurz das 
Wort zu den Grenzkorrekturen. Auch der Bundesrat stimmte mit 
großer Mehrheit für den Vertrag, und nur das Land Niedersachsen 
enthielt sich der Stimme.60 Ebensowenig kontrovers verlief zwei 
Jahre später die Ratifizierung der Ergänzungsverträge. Ausführli­
cher als die Politik beschäftigten sich die deutschen Medien mit 
dem Vertrag. Im Mittelpunkt standen einerseits die Hoffnung auf 
einen „aussichtsreichen Neubeginn" in der bilateralen Beziehung61 

und andererseits die Sorge, daß es angesichts der niederländischen 
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Reaktionen „wohl noch Jahre dauern wird, bis ein sachliches 
Gespräch und eine freundschaftliche Partnerschaft zwischen Hol­
land und Deutschland möglich werden".62 

Die Hoffnung auf einen Neubeginn wurde schon bald ent­
täuscht. „Die auf deutscher Seite anfänglich gehegte Illusion, daß 
dieser Vertrag eine psychologische Wirkung zum Guten haben 
würde", berichtete Botschafter van Ittersum Anfang Juli 1963 aus 
Bonn, „ist einer kaum verhohlenen Enttäuschung, ja sogar Irrita­
tion darüber gewichen, daß in einflußreichen niederländischen 
Kreisen Mißtrauen und Ablehnung so deutlich weiterbestehen". 
Nicht weniger verhohlen kritisierte van Ittersum selbst die 
niederländische Haltung. Die Bundesrepublik sei inzwischen wie­
der „fein heraus", und dies bedeute, daß „die Zeit, in der die Deut­
schen mit dem Hut in der Hand für ihre kollektive Schuld ,pecca-
vi' riefen", zu Ende gehe. Natürlich stehe es den Niederlanden frei, 
„in ihren Beziehungen zu Deutschland die Mauer der Vergangen­
heit nicht niederreißen zu wollen", aber sie müßten zumindest ein 
„gewisses Maß an Höflichkeit" berücksichtigen. Mit letzterem 
spielte er u.a. auf die noch immer nicht verliehenen Auszeichnun­
gen der an den Verhandlungen beteiligten deutschen Beamten an. 
Inzwischen seien bereits zwei geeignete Gelegenheiten verstrichen 
- die Unterzeichnung des Vertrags am 8. April 1960 und der Aus­
tausch der Ratifizierungsurkunden am 1. Juli 1963. Die dritte 
Gelegenheit - das Inkrafttreten am 1. August 1963 - sollte nun 
ergriffen werden. Verleihe man die Auszeichnungen nicht, so 
warnte van Ittersum, sei dies ein deutlicher Beweis der „Lfogunst", 
der seine Auswirkung auf die „mehr als zuvor" delikaten Bezie­
hungen wahrscheinlich nicht verfehlen werde.63 Trotz van Itter-
sums nachdrücklichem Aufruf vom Juli 1963, die Überreichung 
der Orden nun rasch vorzunehmen, ließ der Königliche Beschluß 
dazu noch bis Ende Oktober 1964 auf sich warten. Dem deutschen 
Wunsch, der Überreichung „einen einigermaßen spektakulären 
Charakter" zu geben, stand die niederländische Forderung gegen­
über, sie ohne Aufsehen stattfinden zu lassen, und so sollte es auch 
geschehen.64 

Die Generalbereinigung blieb bis in die Abwicklung der letzten 
Einzelheiten hinein ein äußerst mühsamer Prozeß, und es waren 
die Niederlande, die dabei den Ton angaben. „In den niederlän­
dischen Parteien und in der Öffentlichkeit hat der Vertrag nicht 
immer eine gerechte Würdigung gefunden", hieß es im Januar 1964 
in der Instruktion des Auswärtigen Amtes für den neuen deut-
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sehen Botschafter in den Niederlanden Hans Berger. „Es wird 
daher Ihre Aufgabe sein, auf ein richtiges Verständnis in der nie­
derländischen Öffentlichkeit hinzuwirken."65 Aber das Problem 
war nun gerade, was unter „richtigem Verständnis" zu verstehen 
war. Der lange Weg zur Generalbereinigung hatte deutlich ge­
macht, daß eine gemeinsame deutsch-niederländische Antwort auf 
diese Frage schwer zu finden war. 

Die Krönung von 1969 

1962 fühlte Rudolf Lahr, der inzwischen zum Staatssekretär im 
Auswärtigen Amt ernannt worden war, bei Botschafter van Vre-
denburch vor, ob Den Haag nicht die Zeit für eine persönliche Be­
gegnung zwischen Bundespräsident Heinrich Lübke und Königin 
Juliana für gekommen halte. Mit allen westlichen Staatsoberhäup­
tern hätten inzwischen Treffen stattgefunden oder seien in naher 
Zukunft geplant. Nur mit der niederländischen Monarchin sei dies 
noch nicht der Fall. Könne ein Staatsbesuch die Beziehungen nicht 
erheblich verbessern? Mit dieser Argumentation versuchte Lahr, 
den niederländischen Botschafter für eine Begegnung der beiden 
Staatsoberhäupter zu gewinnen, aber van Vredenburch lehnte ab. 
„Ich habe geantwortet, daß er dies vorläufig vergessen könne, 
solange der deutsch-niederländische Vertrag nicht ratifiziert sei", 
berichtete er im September 1962 in einem persönlichen Schreiben 
an den Generalsekretär im Haager Außenministerium van Tuyll, 
in dem er übrigens noch einen Schritt weiter ging: Für einen 
Staatsbesuch sei es sowieso „noch viel zu früh". Die Spitze des 
Ministeriums und Minister Luns dachten darüber nicht anders. 
Höchstens sei in einiger Zeit ein Privatbesuch des Bundespräsiden­
ten bei Königin Juliana denkbar, wie sie ihn übrigens selbst vor­
geschlagen hatte. Obwohl Luns dies für „keine schlechte Idee" 
hielt, sah er keinerlei Veranlassung, selbst irgendwelche Initiativen 
zu entfalten.66 

Es sollte nicht das letzte Mal sein, daß die deutsche Seite an­
fragte, ob die Niederlande inzwischen die Zeit für einen Besuch 
für gekommen hielten, aber Den Haag blieb unvermindert abweh­
rend. Ein Besuch stehe „momentan nicht auf der Tagesordnung", 
instruierte Luns die Botschaft in Bonn Ende Februar 1963, und das 
sollte bis zum Ende der sechziger Jahre so bleiben.67 Auch die 
persönlichen Versuche Lübkes, von der niederländischen Regie-
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rung eingeladen zu werden, änderten nichts daran.68 Ebenso wie 
bei der Generalbereinigung sollten die Niederlande im Vergleich 
zu anderen westeuropäischen Ländern auch hier das Schlußlicht 
sein. Stets vor einer ,Überhastung* warnend, hatte Den Haag vor 
allem die öffentliche Meinung im Blick, wenn die Verwirklichung 
der deutschen Wünsche in die Zukunft verwiesen wurde. 1965/66 
waren u.a. die bevorstehende Hochzeit zwischen Prinzessin Bea­
trix und Claus von Arnsberg und die damit verstärkt auftretenden 
anti-deutschen Ressentiments ein Argument, und knapp zwei 
Jahre später fürchtete der Ministerrat, daß es bei einem Staats­
besuch zu Unruhen in Amsterdam kommen werde.69 

Inzwischen hatte zwar der erste offizielle Besuch eines Bun­
deskanzlers in Den Haag stattgefunden (Erhard im März 1964), 
aber dies hatte in erster Linie im Zeichen der europäischen Zu­
sammenarbeit gestanden. Obwohl in der niederländischen und 
deutschen Presse auch auf die Bedeutung dieses Besuchs für die 
Verbesserung der bilateralen Beziehungen - die die Frankfurter 
Allgemeine als „noch immer etwas unterkühlt" charakterisierte -
hingewiesen wurde, konnte er nicht als Krönung der deutsch­
niederländischen Normalisierung bezeichnet werden.70 Dazu muß­
te man auf einen Staatsbesuch warten. 

Erst mit der Wahl von Gustav Heinemann (SPD) zum Bun­
despräsidenten im März 1969 gab Den Haag seine abweisende 
Haltung in dieser Hinsicht auf. Dabei spielte vor allem eine Rolle, 
daß Heinemann im Gegensatz zu seinem Vorgänger Lübke eine 
unbestritten anti-nationalsozialistische Vergangenheit hatte. Den­
noch baute man bei der Vorbereitung von Heinemanns Besuch zur 
Verhinderung von Unruhe in der niederländischen Öffentlichkeit 
zahlreiche ,Sicherheitsmechanismen* ein. Auf den vorsichtigen 
deutschen Vorschlag eines Besuchs Anfang 1970 reagierte der 
Ministerrat ablehnend, „weil es dann 25 Jahre her ist, daß die 
Niederlande vom deutschen Joch befreit wurden".71 Hatte Den 
Haag bis dahin mit Blick auf die öffentliche Meinung keinen deut­
schen Staatsbesuch gewollt, drang man nun mit demselben Argu­
ment darauf, den Besuch vorzuziehen und noch 1969 stattfinden 
zu lassen. Ende November wurde als ein geeigneter Zeitpunkt 
angesehen, der auch genügend zeitlichen Abstand zu den Gedenk­
feiern zur Befreiung des Südens der Niederlande im September 
1944 hielt. 

So besuchte Bundespräsident Gustav Heinemann vom 24. bis 
zum 27. November 1969 als erstes deutsches Staatsoberhaupt seit 
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62 Jahren offiziell die Niederlande. Nicht nur der Zeitpunkt des 
Besuchs war wohlüberlegt, auch das Programm wurde mit 
größtmöglicher Sorgfalt vorbereitet. So setzte man auf niederlän­
discher Seite eine Kontaktgruppe ein, in der u.a. Vertreter der 
jüdischen Gemeinschaft und des ehemaligen Widerstands saßen. 
Darin wurden von jüdischer Seite Einwände gegen den Vorschlag 
des deutschen Botschafters Hans Arnold vorgebracht, daß Heine­
mann das Anne-Frank-Haus besuchen sollte. Rabbi Soetendorp sah 
darin „eine Entweihung", einen kurzen Besuch der Gedenkstätte 
der Judendeportation ,Hollandsche Schouwburg' hielt er dagegen 
für angemessen.72 Die ,Hollandsche Schouwburg', ein früheres 
Theater, war während der deutschen Besatzung die Sammelstelle in 
Amsterdam gewesen, wo für zehntausende Juden die Deportation 
zu den Konzentrations- und Vernichtungslagern begann. Tatsäch­
lich sollte Heinemann diesen für die Judenverfolgung in den Nie­
derlanden so bedeutenden Ort besuchen und dort einen Kranz 
niederlegen. Dasselbe tat er beim Nationalmonument auf dem 
Amsterdamer Dam. Als dritten symbolträchtigen Ort besuchte er 
die im Mai 1940 durch deutsche Luftangriffe zerstörte und wieder­
aufgebaute St. Laurenskirche in Rotterdam. 

Ebenfalls eine delikate Frage war, wer Heinemann von deut­
scher Seite begleiten sollte. Dies bedeutete nicht nur, daß das 
politische Vorleben seines Gefolges untersucht wurde, sondern 
damit waren auch diskrete Hinweise an Bonn verbunden, daß 
Personen, „deren politische Vergangenheit eine Angriffsfläche für 
übelwollende Kritiker" bieten könnte, sich besser krank melden 
sollten.73 Infolgedessen blieb der Protokollchef des Auswärtigen 
Amtes in Bonn zurück. Nicht weniger fürchtete man in Den 
Haag, daß die eigentlich wohlwollende Haltung der Öffentlichkeit 
in Deutschland gegenüber den Niederlanden während des Besuchs 
„in ein ,Da sieht man es, mit den Holländern ist nichts anzufan­
gen*", umschlagen könnte.74 Um dies so weit wie möglich zu ver­
hindern und eine möglichst günstige Atmosphäre gegenüber den 
Niederlanden zu schaffen, lud man im Vorfeld von Heinemanns 
Ankunft eine Anzahl deutscher Journalisten zu einer Rundreise 
durch die Niederlande ein. Für die Vertreter wichtiger deutscher 
Zeitungen wie der Zeit, der FAZ> der Süddeutschen Zeitung und des 
Spiegel stand auch ein Gespräch mit Ministerpräsident De Jong 
und Außenminister Luns auf dem Programm. Wie effektiv diese 
intensive Pressebegleitung war, ist schwer zu beurteilen, fest steht 
aber, daß die deutsche Presse ausführlich und mit viel Einfüh-
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lungsvermögen in die niederländische Erwartungshaltung über den 
Staatsbesuch berichtete. „Auch Heinemann wird nicht im Hand­
umdrehen das holländische Eis zum Schmelzen bringen, dessen 
eindrucksvolle Dicke und Festigkeit von unzähligen Bildern hol­
ländischer Maler bekannt ist", schrieb der General-Anzeiger aus 
Bonn und warnte vor zu hohen Erwartungen: „Aber er (Heine­
mann, FW) ist besonders geeignet, das Tauwetter zu fördern, das 
zu Adenauers Zeit eingesetzt hat, dann aber an einer bestimmten 
Grenze haltmachte."75 

In der Tat war es der Person Heinemanns zu verdanken, daß 
im politisch-psychologischen Normalisierungsprozeß Fortschritte 
gemacht wurden. Seine Vergangenheit als Mann der Bekennenden 
Kirche, seine religiös gefärbte Bußfertigkeit und seine moralischen 
Gesten machten den Besuch zu einem Erfolg. War man Heine­
mann in den fünfziger Jahren wegen seines neutralistischen Wie-
dervereinigungsstrebens und seines Widerstands gegen die Wieder­
bewaffnung in den Niederlanden noch mit Mißtrauen begegnet, 
flößte er 1969 gerade besonderes Vertrauen ein. Das liberale Alge-
meen Handelsblad sah in dem Bundespräsidenten „den geeigneten 
Mann, um die sachliche Versöhnung zwischen beiden Ländern zu 
personifizieren" und pries ihn als „den Vertreter des »anderen 
Deutschlands', des Deutschlands, das sich Hitler widersetzte".76 

„Willkommen", lautete die Schlagzeile des Leitartikels in der kon­
servativen Tageszeitung De Telegraaf, der sich keinen „besseren 
deutschen Abgesandten" als Heinemann vorstellen konnte, um die 
Normalisierung der Beziehungen zu besiegeln.77 Für die protestan­
tische Trouw hatte Heinemann „nach den Kriterien, die wir an 
,einen guten Deutschen1 angelegt haben", bestanden. Trouw zufol­
ge überragte Heinemann viele führende europäische Politiker bei 
weitem, und das Blatt betrachtete es als eine große Ehre, daß Hei­
nemann die Niederlande für seinen ersten Staatsbesuch ausgewählt 
hatte.78 Auch die katholische Volkskrant lobte Heinemann, dem es 
„mehr als jedem anderen seiner Landsleute gelungen ist, den Nie­
derlanden deutlich zu machen, daß ein anderes Deutschland her­
angewachsen ist. Ein neues demokratisches Deutschland, das das 
Vertrauen der Welt und auch der Niederlande wiedergewinnen 
will und es möglich macht, gemeinsam der Zukunft entgegen­
zusehen. Das ist das neue Kapitel in den Beziehungen zwischen 
beiden Ländern."79 Lob erhielt Heinemann schließlich auch von 
der sozialdemokratischen Tageszeitung Het Vrije Volk, das aller­
dings noch keinen Anlaß sah, nun auch „sofort den gewöhnlichen 
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Automatismus königlicher Gegenbesuche in Gang zu setzen". Mit 
der gleichen Zurückhaltung sprach der Kommentator von „einer 
Momentaufnahme, von der wir annehmen, daß sie ein günstiges 
Bild ergeben wird. Aber in dieses historische Album sind noch zu 
viel andere Fotos eingeklebt. Es wird eine neue Seite aufgeschla­
gen. Wir warten noch ab, bevor wir daraus ein neues Album 
machen."80 Ausführlich berichteten die Zeitungen über Heine­
manns Besuche der für die deutsch-niederländischen Beziehungen 
so schwierigen Orte wie dem Holländischen Theater, dem Na­
tionalmonument und der St. Laurenskirche in Rotterdam. End­
lich, so kann man die niederländischen Reaktionen zusammenfas­
sen, kamen von deutscher Seite die moralischen Gesten, auf die 
man so lange gewartet hatte. Damit krönte Heinemann die bilate­
rale politische Normalisierung, die sechs Jahre zuvor mit der Rati­
fizierung der Generalbereinigung formal vollzogen worden war. 

So wichtig Heinemanns Besuch auch für die Verbesserung des 
politisch-psychologischen Verhältnisses war, vor einer Überbewer­
tung soll jedoch gewarnt werden. Beinahe ein Vierteljahrhundert 
nach 1945 war ein »guter Deutscher* in die Niederlande gekom­
men, und vor allem darauf lag die Betonung. Dieses ,gute* 
Deutschland, zu dem auch der neue Bundeskanzler Willy Brandt 
gerechnet wurde, bekleidete inzwischen die höchsten Staatsämter, 
aber war es auch repräsentativ für die deutsche Bevölkerung? Eine 
bejahende Antwort darauf wurde in den Niederlanden 1969 sicher 
noch nicht gegeben. Zu Recht stellte die Rheinische Post nach dem 
Ende des Besuchs denn auch fest, daß Heinemann von den „noch 
immer mißtrauischen Nachbarn nicht als typischer Deutscher" 
angesehen wurde.81 Gerade die Tatsache, daß der Besuch in Be­
griffen von ,guten* und »schlechten* Deutschen kommentiert wur­
de, macht deutlich, wie sehr die Vergangenheit das psychologische 
Verhältnis noch bestimmte. 

Es wäre unrealistisch gewesen, von Heinemanns Besuch in den 
Niederlanden zu erwarten, daß dies beendet worden wäre. Staats­
besuche wecken nun einmal nicht das Interesse der breiten Öffent­
lichkeit, und dies galt gewiß auch für Heinemanns Aufenthalt in 
den Niederlanden. Aber selbst wenn die Anteilnahme groß gewe­
sen wäre und das Programm Gelegenheit für Kontakte zwischen 
Heinemann und der niederländischen Bevölkerung geboten hätte, 
eine grundlegende Verbesserung des politisch-psychologischen 
Verhältnisses hätte auch dadurch nicht entstehen können. Dazu 
war die Besatzungszeit, an der das Interesse in den sechziger Jahren 
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unverkennbar gewachsen war, ein zu zentraler Bestandteil des 
niederländischen kollektiven Bewußtseins geworden. Zusammen­
fassend schrieb die Frankfurter Rundschau mit treffender Nüch­
ternheit: „Es gibt keine Erfolgskontrolle für Staatsbesuche. Es war 
gut, daß es keine triumphalen Versuche und keine trivialen Pan­
nen gab. Wer erwartet hatte, daß die Holländer wegen Heinemann 
in Jubel ausbrechen würden, mag enttäuscht sein. Wer erwartet 
hatte, daß die Holländer gegen Heinemann demonstrieren würden, 
muß erfreut sein."82 Beinahe 25 Jahre nach dem Krieg war der 
höchste Repräsentant der Bundesrepublik mit Respekt und aus­
drücklicher Sympathie empfangen worden. Damit hatte Heine­
mann für die Bundesrepublik das im Augenblick bestmögliche 
Ergebnis erzielt. 

Im Oktober 1971 reiste Königin Juliana in die Bundesrepublik. 
Mit diesem Gegenbesuch konnte die Normalisierung der offiziel­
len Beziehungen als abgeschlossen gelten. Bei der Vorbereitung des 
Besuchs bemühte sich die niederländische Regierung um ein Pro­
gramm, in dem die Periode 1940-1945 nur eine untergeordnete 
Rolle spielte. Es sollte ein möglichst normaler und traditioneller 
Staatsbesuch werden, bei dem neben der gemeinsamen europäi­
schen Zukunft auch die historischen Bindungen zwischen den 
Niederlanden und Deutschland betont werden sollten. So stand 
ein Besuch Dillenburgs, dem Geburtsort Wilhelms von Oranien, 
auf dem Programm, und auch nach Münster, der Stadt des Westfä­
lischen Friedens von 1648, sollte der Weg führen. Nach den mora­
lischen Gesten Heinemanns in den Niederlanden hielt man es in 
Den Haag für wenig sinnvoll und außerdem peinlich, auf deut­
schem Boden erneut der Besatzungszeit ausführlich Aufmerksam­
keit zu widmen. Dieser Versuch, die jüngste Vergangenheit außen 
vor zu lassen, wirkte jedoch teilweise als Bumerang und rief gerade 
die Diskussion hervor, die man hatte vermeiden wollen. Die Par­
lamentsfraktion der D66 (Linksliberale) behauptete, das nun „sehr 
konventionelle Programm" erwecke den Eindruck, „daß es nie 
einen Zweiten Weltkrieg gegeben hat", und in der Presse erschie­
nen ähnlich kritische Stimmen.83 Nicht zuletzt unter dem Einfluß 
derartiger Kritik nahm man noch eine Kranzniederlegung der 
Königin auf dem Friedhof Ohlsdorf bei Hamburg in das Pro­
gramm auf, bei der sie der Niederländer gedachte, die im Konzen­
trationslager Neuengamme umgekommen waren. Obwohl die Kri­
tik an der ursprünglichen Planung des Besuchs noch wiederholt in 
den Medien zur Sprache kam und das Thema Versöhnung stärker 
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in den Vordergrund rückte, als Den Haag beabsichtigt hatte, 
konnte hinterher eine positive Bilanz gezogen werden. Nach dem 
erfolgreich verlaufenen Besuch Heinemanns 1969 finde nun eine 
Besiegelung der bilateralen Normalisierung statt, so der zustim­
mende Tenor der Berichterstattung in der niederländischen Presse. 
Das NRC Handelsbladkommentierte: „Für diesen niederländischen 
Besuch in Deutschland war kein günstigerer Augenblick denkbar. 
Nicht nur befinden sich die Ämter des Bundespräsidenten und des 
Bundeskanzlers in den Händen von Männern, die in jedem Land 
eine Zierde des öffentlichen Lebens wären, sondern das Bemühen 
der Bundesregierung, wie es sich auf die Versöhnung mit all ihren 
Nachbarn richtet, kann der Zustimmung beinahe aller Niederlän­
der sicher sein."84 

Die Vier, Drei, Zwei von Breda 1964-1989 

Nach den Staatsbesuchen von Bundespräsident Heinemann (1969) 
und Königin Juliana (1971) war der Normalisierungsprozeß auf 
Regierungsebene abgeschlossen. Allerdings gab es in den offiziellen 
Beziehungen noch ein Problem, das aus dem Krieg stammte und 
erst 1989 zum Abschluß gelangen sollte: die Freilassung der letzten 
deutschen NS-Verbrecher aus niederländischer Gefangenschaft. 
Diese Frage stellte für das Verhältnis keine schwere Belastung dar, 
kam aber in den deutsch-niederländischen Beratungen regelmäßig 
zur Sprache. Wiederholt bat Bonn um ihre Freilassung, aber die 
niederländische Regierung fühlte sich an die ablehnende Haltung 
durch die Öffentlichkeit gebunden. Erst als 1987/88 aus Kreisen 
des ehemaligen Widerstands eine Initiative zur Freilassung erfolg­
te, wagte die Regierung, dieses sensible Problem zu lösen. Nach 
sorgfältiger Vorbereitung und unter Zustimmung des Parlaments 
wurden Ende Januar 1989 die letzten zwei Gefangenen begnadigt 
und nach 43 Jahren Gefangenschaft über die Grenze abgeschoben. 

Mitte der fünfziger Jahre gab es noch relativ viele deutsche NS-
Verbrecher in niederländischer Gefangenschaft (vgl. Kapitel 6). 
Nicht ohne Widerwillen folgte Den Haag in dieser Phase der inter­
nationalen Tendenz der Begnadigung und vorzeitigen Freilassung. 
Bis 1958 hatte man 116 der insgesamt 190 zu Gefängnisstrafen 
verurteilten Deutschen vorzeitig freigelassen.85 Außerdem hatte 
inzwischen eine große Anzahl Verurteilter, die niedrige Strafen 
erhalten hatten, die Niederlande verlassen, und so befanden sich 
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1959 noch dreizehn deutsche Kriegsverbrecher in Gefangenschaft. 
Acht von ihnen - vier ursprünglich zum Tode Verurteilte und vier 
zu lebenslänglicher Haft Verurteilte - saßen nach ihrer Begnadi­
gung eine Strafe von jeweils 20 Jahren ab. Da inzwischen auch für 
deutsche NS-Verbrecher die Regel galt, daß sie nach Verbüßung 
von zwei Dritteln ihrer Strafe vorzeitig entlassen wurden, waren 
sie alle 1960 auf freiem Fuß.86 Von den fünf verbleibenden Ge­
fangenen - ursprünglich zum Tode verurteilt und nach Begnadi­
gung lebenslänglich inhaftiert - wurde einer 1959 zum zweiten 
Mal begnadigt und freigelassen. Ende 1960 waren also noch vier 
Gefangene übriggeblieben: Lages, aus der Fünten, Kotälla und 
Fischer. Bei allen vier lief noch ein Gnadengesuch, um die lebens­
längliche Gefängnisstrafe auf zwanzig Jahre zu verkürzen. Diese 
Gesuche wurden 1964 abgelehnt. 

Damit war für die ,Vier von Breda* in dreierlei Hinsicht eine 
Ausnahmesituation entstanden. Erstens waren sie die einzigen 
deutschen Gefangenen, deren Gesuch um eine zeitlich befristete 
Haftstrafe abgewiesen worden war. Dies stellte nicht nur einen 
Bruch mit der bisher verfolgten Politik gegenüber deutschen NS-
Verbrechern dar, sondern stand zweitens auch im Gegensatz zu 
der Begnadigungspolitik und der Stimmung gegenüber niederlän­
dischen politischen Delinquenten. 1960 saßen noch 39 Niederlän­
der im Gefängnis, die aufgrund ihrer Rolle während der Besat­
zungsjahre die Todesstrafe oder lebenslängliche Haft erhalten 
hatten. Vier Jahre später, im Juni 1964, befanden sie sich alle auf 
freiem Fuß, ohne daß dies zu nennenswerter gesellschaftlicher 
Aufregung geführt hatte.87 Dagegen sollte die Diskussion über eine 
eventuelle Freilassung der verbleibenden deutschen Gefangenen 
von Breda viel Emotionen hervorrufen. Nachdem der Hohe Rat 
(das höchste niederländische Gericht) sich in drei der vier Fälle 
gegen eine erneute Begnadigung ausgesprochen hatte, plädierten 
Anfang 1963 die Strafrechtsprofessoren van Bemmelen und Pompe 
im Nederlands Juristenblad für eine andere Haltung. Sie wiesen 
darauf hin, daß das niederländische Recht keine tatsächlich lebens­
lange Haftstrafe kenne und die verbleibenden vier deutschen Ge­
fangenen genauso wie die niederländischen politischen Gefangenen 
behandelt werden müßten.88 Daraufhin brach ein Sturm gesell­
schaftlichen Protests los, und aus diesem Grund war die Regierung 
1964 der Meinung, daß die Zeit für eine Änderung des Strafmaßes 
noch nicht gekommen sei.89 Schließlich befanden sich die letzten 
vier deutschen Gefangenen in einer Sonderstellung, weil die nie-
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derländische Politik nun von derjenigen anderer westlicher Länder 
abwich. Die Briten und Amerikaner hatten in den späten fünfziger 
Jahren ihre letzten Gefangenen gehen lassen, die Franzosen begna­
digten 1963 die beiden letzten Deutschen, und auch in Belgien, 
Luxemburg, Norwegen und Dänemark saßen keine deutschen NS-
Verbrecher mehr in Haft. 

Die Freilassung Willy Lages' im Jahre 1966 bildete nur schein­
bar eine Ausnahme in der verhältnismäßig straffen niederländi­
schen Politik. Lages erhielt keine Begnadigung, sondern ihm wur­
de aufgrund seines Gesundheitszustands eine Unterbrechung der 
Strafe zugestanden. Der ehemalige SD-Chef in Amsterdam hatte 
einen Herzanfall gehabt, und man vermutete eine Krebserkran­
kung. Es wurde erwartet, daß er nicht mehr lange leben würde, 
und die Sterbesakramente hatte er bereits erhalten. Ohne vorher­
gehende Zustimmung des Kabinetts und ohne das Parlament infor­
miert zu haben, machte Justizminister I. Samkalden von der Mög­
lichkeit Gebrauch, Lages' Strafe zu unterbrechen. Eine Fortset­
zung der Strafe diene keinem Ziel mehr, so der Minister, da Lages 
bald sterben werde. Formal war eine Unterbrechung der Strafe für 
maximal drei Monate möglich, aber die Rückführung nach 
Deutschland bedeutete praktisch seine Freilassung. Mit Zustim­
mung des Kabinetts erklärte Samkalden, daß er nicht vorhabe, 
Lages nach drei Monaten, sofern er dann noch lebe, in die Nieder­
lande zurückzuholen.90 Ein solcher Versuch wäre übrigens auch 
chancenlos gewesen, da das deutsche Grundgesetz die Auslieferung 
deutscher Staatsbürger verbietet. Obwohl die Regierungsparteien 
in der Zweiten Kammer (KVP, ARP, PvdA) im Nachhinein die 
Politik Samkaldens unterstützten, herrschte im Parlament Unbe­
hagen über die Strafunterbrechung vor, weil niemand vorhersagen 
konnte, wie lange Lages noch leben würde. Charakteristisch für 
dieses Unbehagen war die Äußerung des PSP-Abgeordneten Slote-
maker de Bruine, daß es Gewißheit über die Richtigkeit des Be­
schlusses von Samkalden erst dann gebe, wenn Lages tatsächlich in 
kurzer Zeit sterben werde. Sei das nicht der Fall, habe der Minister 
zu Unrecht die Strafunterbrechung beschlossen. Nach diesem 
Maßstab war Samkalden in der Tat zu weit gegangen: Lages lebte 
noch bis 1971.91 

Samkaldens Argumentation, die Diskussion im Parlament und 
die Reaktionen in der Presse deuteten nicht auf einen Stimmungs­
wandel in den Niederlanden hinsichtlich der deutschen Gefange­
nen in Breda hin. Im Gegenteil, Samkaldens Erläuterung, daß es 
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hier nur um eine Einzelfallentscheidung ohne Auswirkungen auf 
die übrigen Gefangenen gegangen sei, bekräftigte die bisherige 
Politik. Nur darum brachte er im Parlament die Mehrheit der 
Abgeordneten hinter sich, und nur darum hielt sich der öffentliche 
Protest in Grenzen.92 Die Diskussion über Lages' Strafunterbre­
chung hatte den Konsens verstärkt, daß eine Begnadigung uner­
wünscht sei, und infolgedessen war die Chance der übrigen Drei 
von Breda, in absehbarer Zeit freizukommen, gesunken. 

Bis zum Ende der sechziger Jahre hatte Den Haag auf die 
wiederholten Bitten der deutschen Seite um eine mildere nieder­
ländische Politik stets ablehnend reagiert. Allerdings war man im 
Außenministerium auch nicht völlig unempfindlich gegenüber 
dem deutschen Druck gewesen. Vor dem Hintergrund der 
großzügigeren Freilassungspolitik der anderen Bündnispartner 
hatte Außenminister Stikker in den frühen fünfziger Jahren bereits 
darauf hingewiesen, daß eine niederländische Sonderstellung nicht 
wünschenswert sei, da sie das niederländische Verhältnis zu 
Deutschland nachteilig beeinflussen könne. Der - wenn auch 
widerwillige - niederländische Anschluß an die internationale 
Praxis, in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre Gefangene auf 
Bewährung und vorzeitig freizulassen, hing denn auch mit der 
Furcht vor einer Isolierung der Niederlande zusammen. Sobald das 
Thema allerdings in bilateralen Gesprächen zur Sprache kam, wies 
man auf den kontraproduktiven Effekt deutscher Bemühungen 
hin. Typisch für diese Haltung war die Reaktion auf die inoffiziel­
le deutsche Bitte in der Endphase der Verhandlungen über die 
Generalbereinigung. Im Sommer 1959 fühlte der deutsche Delega­
tionsleiter Lahr zweimal bei seinem niederländischen Kollegen van 
Houten vor, ob es möglich sei, bei der Unterzeichnung des 
deutsch-niederländischen Vertrags die letzten dreizehn deutschen 
Gefangenen freizulassen. Van Houten reagierte sehr ablehnend 
und warnte, daß ein offizielles deutsches Ersuchen in den Nieder­
landen nicht verstanden werden und dem deutsch-niederländischen 
Verhältnis „großen Schaden" zufügen würde. Es sei doch das Ziel 
der Generalbereinigung, so der niederländische Delegationsleiter, 
die Beziehungen zu verbessern und sie nicht „mit noch einer Hy­
pothek aus der Kriegszeit zu belasten". Er hielt nicht nur persön­
lich eine vorzeitige Freilassung für unerwünscht, sondern erwarte­
te in diesem Fall auch zusätzliche Probleme bei der parlamentari­
schen Behandlung der Generalbereinigung. „Völlig einverstanden", 
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notierte Luns, und so wurde die Frage der Gefangenen von Breda 
aus den Besprechungen herausgehalten.93 

In der Folgezeit hielt Bonn sich zurück, und in den frühen 
sechziger Jahren stellte man im niederländischen Außenministeri­
um zufrieden fest, die Bundesregierung sei offenbar inzwischen 
davon überzeugt, daß es hier um Schwerverbrecher und nicht um 
„Kriegsgefangene" gehe.94 In den sechziger Jahren beschränkte sich 
das deutsche Engagement hauptsächlich auf Begnadigungsgesuche 
der Evangelischen Kirche, die sich seit 1945 für die geistliche Be­
treuung der „Kriegsverurteilten in ausländischem Gewahrsam" 
eingesetzt hatte. Wiederholt suchte die Kirche auch das Gespräch 
mit einflußreichen Persönlichkeiten in den Niederlanden, um die 
Freilassung zu erreichen. Dabei hatte sie die niederländische Ge­
fängnisseelsorge auf ihrer Seite, die ihrerseits 1968 bei Justizmini­
ster C.M.F. Polak (WD) ein offenes Ohr fand, um die Möglich­
keiten der Freilassung erneut zu prüfen. Polak persönlich war 
gegen Gnade für die Drei von Breda - dafür waren seiner Meinung 
nach ihre Verbrechen zu schwer, und außerdem könnte eine Be­
gnadigung die Monarchie diskreditieren -, aber er befürwortete die 
Einbringung eines Gesetzentwurfs, nach dem zu lebenslänglicher 
Haft Verurteilte nach zwanzig Jahren freikommen sollten. Auf 
diese Weise brauchte man keine Gnade zu gewähren und hätte 
doch eine rechtsstaatlich und humanitär angemessene Lösung 
gefunden. Im Juni 1969 erhielt er vom Kabinett grünes Licht, um 
bei den Fraktionen in der Zweiten Kammer vertraulich vorzufüh­
len, welche Chancen ein solcher Gesetzentwurf haben würde.95 

Das Ergebnis lautete, daß 85 Abgeordnete zugestimmt hätten, 65 
hätten ihn abgelehnt.96 Das Kabinett, mit großer Mehrheit für die 
Freilassung, schloß sich dem Urteil Polaks an, daß diese Parla­
mentsmehrheit zu gering sei, um die Frage der Drei von Breda zu 
lösen. Dafür benötigte man nicht eine einfache parlamentarische 
Mehrheit, sondern eine, die auf einen breiten politischen und 
gesellschaftlichen Konsens verwies. Daß es auch an letzterem 
mangelte, zeigte sich an den scharfen Protesten aus jüdischen Krei­
sen und dem ehemaligen Widerstand. Das Kabinett befürchtete 
eine Spaltung der Bevölkerung und öffentliche Unruhen, vor allem 
in Amsterdam, wenn es den eingeschlagenen Weg fortsetzte. Im 
September 1969 wurde beschlossen, von dem geplanten Gesetz­
entwurf abzusehen.97 Dieser Beschluß der Regierung konnte auf 
breite Zustimmung in der Bevölkerung rechnen. Kurze Zeit später 
zeigte eine Meinungsumfrage, daß nur 24% der niederländischen 
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Bevölkerung für eine Freilassung waren, 58% dagegen und 18% 
dazu keine Meinung äußerten.98 

Bei den Beratungen des Kabinetts hatten die Beziehungen zur 
Bundesrepublik keine Rolle gespielt. Nur Minister Luns hatte auf 
die Politik anderer Länder verwiesen und aus diesem Grund be­
dauert, daß die geplante Freilassung nicht zustandekam.99 Dagegen 
wurden bei der Bekanntgabe der Regierungsentscheidung die Bun­
desrepublik und das bilaterale Verhältnis berücksichtigt. Auf Vor­
schlag von Außenstaatssekretär de Koster beschloß das Kabinett 
am 19. September 1969, daß die Regierungsposition erst nach den 
Bundestagswahlen vom 28. September bekanntgemacht werden 
sollte, um der rechtsextremistischen NPD keine Munition im 
Wahlkampf zu liefern. Zugleich müsse der Beschluß lange vor dem 
bevorstehenden Staatsbesuch von Bundespräsident Heinemann 
veröffentlicht werden, damit dessen Aufenthalt in den Nieder­
landen von dieser Frage nicht überschattet würde. Am Tag nach 
den Wahlen in Deutschland informierte Staatssekretär de Koster 
persönlich den deutschen Botschafter Arnold, wobei er darauf 
hinwies, daß der Ablehnungsbeschluß „völlig unabhängig" von 
den bilateralen Beziehungen sei, die sich seit 1945 in „vortreff­
licher Weise" entwickelt hätten. Letzteres sah der Diplomat Ar­
nold natürlich nicht anders, aber er blieb dennoch dabei, von einer 
„Hypothek" für das bilaterale Verhältnis zu sprechen, um so 
mehr, als beinahe nirgendwo anders noch Deutsche im Gefängnis 
saßen.100 

Die Regierung hatte gehofft, daß nun, nachdem die Freilassung 
vorläufig vom Tisch war, auch die Diskussion abebben würde, 
aber diese Hoffnung erfüllte sich nicht. Bei der parlamentarischen 
Behandlung des Justizhaushalts Ende Oktober 1969 rief die KVP, 
unterstützt durch eine bischöfliche Erklärung, Justizminister 
Polak dazu auf, seinen Gesetzentwurf doch noch einzubringen. 
Dieser Schritt der KVP war unklug, denn in der Freilassungsdebat­
te hatte sich inzwischen ein Muster gezeigt, nach dem jede öffentli­
che Diskussion die Freilassung eher behinderte als förderte. Nach­
dem Polak das Parlament gewarnt hatte, es werde eine lange und 
mühsame öffentliche Debatte geben, wenn der katholische Vor­
schlag angenommen werde, zog die KVP ihn zurück. Die befürch­
tete Zunahme öffentlicher Emotionen war aber nicht mehr auf­
zuhalten. Gerade um 1970 zeigten sich bei vielen Überlebenden 
die psychischen Folgen der Besatzungszeit, und das politische und 
gesellschaftliche Interesse für die immaterielle und materielle Ver-
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sorgung der Kriegsopfer wuchs.101 Stärker als jemals zuvor schob 
sich nun das Argument in den Vordergrund, daß die Überlebenden 
der NS-Verfolgung eine Freilassung nicht ertragen könnten, und 
daß diese humanitären Überlegungen wichtiger seien als das 
Schicksal der lebenslänglich inhaftierten deutschen NS-Verbre-
cher. Genau dieses Argument sollte bis 1989 jede Bewegung in 
dieser Frage blockieren. 

Die Emotionen über die Drei von Breda erreichten Anfang 
1972 einen Höhepunkt, als die 1971 angetretene konservativ-libe­
rale Regierung Biesheuvel (ARP) erneut auf eine Freilassung zu­
steuerte. Kurz nach seinem Amtsantritt hatte der neue Justizmini­
ster und spätere Ministerpräsident (1977-1982) A.A.M. van Agt 
(KVP) zu verstehen gegeben, er sei für eine Freilassung und habe 
dem Parlament zugesagt, daß es in die Entscheidungsfindung dazu 
einbezogen werde. Einerseits lag eine solche Zusage auf der Hand. 
Die politische und gesellschaftliche Brisanz der Frage erforderte 
einen breiten Konsens, und auch das vorherige Kabinett hatte die 
Freilassung von einer umfassenden parlamentarischen Unterstüt­
zung abhängig gemacht. Sofern die Regierung den Weg des vorhe­
rigen Kabinetts wählte - Freilassung aufgrund eines neuen Ge­
setzes - , war eine parlamentarische Mehrheit nötig. Andererseits 
war die Zusage van Agts verfassungsmäßig betrachtet nicht un­
problematisch, weil dadurch die Zweite Kammer auch im voraus 
bei einer eventuellen Begnadigung einbezogen würde, und dies lag 
nicht in ihrer Kompetenz. Das Begnadigungsrecht ist schließlich 
die Prärogative der Krone, und das Parlament kann nur im Nach­
hinein eine eventuelle Mißbilligung aussprechen. So verständlich 
die Zusage van Agts auch war, so hatte er damit den Spielraum der 
Regierung erheblich eingeschränkt. Das Problem wurde dringend, 
als sich der Hohe Rat Ende 1971 einstimmig für die Begnadigung 
der Drei von Breda aussprach. Das Kabinett sah sich mit einem 
komplizierten Verfahrensdilemma konfrontiert, das die interne 
Kabinettsdiskussion über Wochen völlig beherrschte. Einerseits 
war die Regierung Anfang 1972 mit großer Mehrheit für die 
Freilassung, und es sprach viel für den Weg der Begnadigung; auf 
diese Weise wäre man dem Gutachten des Hohen Rates gefolgt 
und hätte eine lange emotionale Diskussion vermieden. Anderer­
seits mußte die Regierung ins Parlament gehen, aber dort durfte 
laut Verfassung nicht über Gnade debattiert werden.102 

Die Lösung, die das Kabinett auf Drängen van Agts fand, be­
stand darin, dem Parlament schriftlich mitzuteilen, daß die Ge-
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fangenschaft der Drei von Breda beendet werden müßte, aber die 
Regierung nicht beabsichtigte, dazu einen Gesetzentwurf vor­
zulegen. Damit war deutlich, daß das Kabinett den Weg der Begna­
digung beschreiten wollte. Obwohl Gutachten des Hohen Rates 
bezüglich Begnadigungen generell geheim sind, machte das Kabi­
nett angesichts des einmaligen Charakters der Angelegenheit da­
von eine Ausnahme und fügte hinzu, einstimmigen Gutachten 
pflege man zu folgen. Gleichzeitig wollte die Regierung, ebenfalls 
aufgrund des Ausnahmecharakters der Frage, das Parlament nicht 
vor vollendete Tatsachen stellen. Die Klippen der Verfassung 
umsegelnd, bat sie die Kammer nicht, einen Beschluß über die 
Begnadigung zu fassen, sondern sich in ihren Beratungen auf die 
Hauptfrage zu konzentrieren: Fortsetzung der Gefangenschaft 
oder Freilassung?103 

Anfänglich sah es danach aus, daß ca. 85 Abgeordnete (ebenso 
viele wie 1969) das Regierungsvorhaben unterstützen würden.104 

Aber so wie das Kabinett nicht ohne parlamentarische Zustim­
mung entscheiden wollte, so wollte das Parlament seinen endgülti­
gen Standpunkt nicht ohne eine öffentliche Anhörung festlegen. 
Der emotionale Verlauf dieser Anhörung, bei der die Gegner der 
Freilassung eine große Mehrheit bildeten, ließ die Stimmung im 
Parlament umschlagen. Jüdische Organisationen, Vertreter des 
ehemaligen Widerstands und mehrere hochangesehene Psychiater 
machten deutlich, daß eine Freilassung für die große Mehrheit der 
Überlebenden psychisch unerträglich sei. Eine Welle der Emotio­
nen ging durch das Land, die Anerkennung des Leids der Kriegs­
opfer schien auf dem Spiel zu stehen, und Befürworter der Freilas­
sung gerieten unter einen so starken emotionalen Druck, daß sich 
das Stimmenverhältnis umkehrte. Ende Februar 1972 nahm die 
Zweite Kammer mit 85 zu 61 Stimmen eine Entschließung des 
PvdA-Sprechers J. Voogd an, in der der Regierung ernstlich zu 
bedenken gegeben wurde, von ihrem Plan zur Freilassung Abstand 
zu nehmen.105 Die Regierung befürchtete eine „Desintegration der 
Gesellschaft" und hatte kaum eine andere Wahl, als die Entschei­
dung des Parlaments vorläufig zu akzeptieren.106 

In den stundenlangen Sitzungen, die das Kabinett Anfang 1972 
den Drei von Breda widmete, war das politische oder psychologi­
sche Verhältnis zur Bundesrepublik nie zur Sprache gekommen. 
Auch die öffentliche Anhörung, die Parlamentsdebatte und die 
Diskussion in den Medien hatten einen internen Charakter gehabt 
und sich ausschließlich auf den niederländischen Rechtsstaat, den 
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Umgang mit Kriegsopfern und implizit auf die Stellung der Besat­
zungszeit im nationalen Gedächtnis bezogen. Deutsche Presse­
kommentare, die das Ergebnis der Debatte mit antideutschen 
Gefühlen in den Niederlanden erklärten, gingen dementsprechend 
am Kern der Sache vorbei.107 Dennoch kann man die Diskussion 
über die Drei von Breda nicht losgelöst von den deutsch-nieder­
ländischen politisch-psychologischen Beziehungen sehen. Der 
heftige Ausbruch der Kriegserinnerungen und die damit einher­
gehende emotionale Schockwelle bremsten zweifellos - wenn auch 
unausgesprochen und im Hintergrund - den Prozeß der politisch­
psychologischen Normalisierung. Drei Deutsche, die schwere 
Verbrechen begangen hatten und in den frühen fünfziger Jahren 
der Todesstrafe entkommen waren, hatten sich zu einem Symbol 
des Bösen entwickelt. Und obwohl dieses Böse in Deutschland 
bereits lange ausgerottet worden war, blieb die Konfrontation mit 
drei seiner wichtigen Repräsentanten ein Nährboden antideutscher 
Ressentiments. 

Hinzu kam, daß Bonn in den siebziger und achtziger Jahren die 
Kriegsverbrecherfrage wiederholt auf die deutsch-niederländische 
politische Tagesordnung setzte. Viele der deutschen Gesuche um 
Freilassung blieben der niederländischen Öffentlichkeit verborgen, 
aber in Den Haag mußte man sich immer wieder mit den Drei von 
Breda beschäftigen. Am Vorabend des Besuchs von Heinemann in 
den Niederlanden hatte Botschafter Arnold 1969 nach den Mög­
lichkeiten für eine Freilassung gefragt, und dies tat er erneut kurz 
vor dem Staatsbesuch von Königin Juliana 1971.108 Bei der Vor­
bereitung des Besuchs von Ministerpräsident den Uyl in Bonn 
1973 kündigte die Bundesregierung an, über diese Frage sprechen 
zu wollen, worauf den Uyl Bundeskanzler Brandt und Außen­
minister Walter Scheel mitteilte, daß er dies nicht wünsche.109 Im 
Frühjahr 1974 schrieb Scheel einen Brief an seinen niederländi­
schen Kollegen Max van der Stoel, in dem er die Frage erneut 
anschnitt.110 Im September dieses Jahres wurde Außenstaatssekre­
tär Kooijmans bei einem Besuch in Bonn darauf angesprochen, 
und kurze Zeit später fragte man den neuen niederländischen 
Botschafter in Bonn, van Lynden, bei seinem Antrittsbesuch im 
Auswärtigen Amt, ob er zu diesem Thema „etwas mitgebracht" 
habe.111 In einem seiner letzten Berichte aus Bonn hatte dessen 
Vorgänger de Beus über ein Gespräch mit Egon Bahr berichtet, der 
wegen des Problems an ihn herangetreten war. De Beus hatte in 
diesem Bericht nicht ohne Sorge darauf hingewiesen, daß „die 
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Frage der Drei von Breda immer mehr Aufmerksamkeit in seriö­
sen Kreisen bekommt, so daß es im Interesse der deutsch-nieder­
ländischen Beziehungen gut wäre, wenn bald eine Lösung gefun­
den würde".112 Damit war de Beus nicht zum ersten Mal für Bewe­
gung in dieser Frage eingetreten. Auch aus der Evangelischen 
Kirche hatte der Druck zugenommen: Anfang 1974 wurde in den 
protestantischen Wochenzeitungen Deutsches Allgemeines Sonntags­
blatt und Der Weg eine unbeantwortet gebliebene kirchliche Bitte 
um Gnade an Ministerpräsident den Uyl veröffentlicht. De Beus 
kritisierte indirekt, daß den Uyl nicht reagiert hatte, indem er vor 
einer Belastung der „guten Beziehungen zwischen unseren beiden 
Ländern" warnte, wenn man auf niederländischer Seite keine No­
tiz von diesem gewachsenen deutschen Interesse nehme.113 Das 
Interesse der deutschen Öffentlichkeit hatte tatsächlich zugenom­
men. Dies zeigte sich, als der »Verband der Heimkehrer, Kriegs­
gefangenen und Vermißtenangehörigen Deutschlands e.V.* unter 
dem Motto „Gebt sie endlich frei!" ungefähr 1 Million Unter­
schriften sammelte, die in mehreren Etappen der niederländischen 
(und italienischen) Botschaft in Bonn übergeben wurden. 

Immer wieder lautete die niederländische Reaktion auf die 
deutschen Interventionen, daß diese Frage in den Niederlanden 
äußerst schwierig sei, daß der Gesundheitszustand der Drei regel­
mäßig kontrolliert werde und jede öffentliche Debatte eine Lösung 
nur erschwere. Aber auch die stille Diplomatie Bonns, die in den 
folgenden Jahren unverändert fortgesetzt wurde, blieb ohne Wir­
kung. Obwohl die niederländische Regierung sich nach dem miß­
lungenen Begnadigungsversuch von 1972 das Recht vorbehalten 
hatte, zu Einzelfreilassungen überzugehen, waren ihr zugleich die 
Hände gebunden. Im Sommer 1972 hatte van Agt dem ,Centraal 
Orgaan Voormalig Verzet en Slachtoffers' (,Zentralorgan ehemali­
ger Widerständler und Opfer* - COVVS) zugesagt, sich vor einer 
Freilassung mit dieser Dachorganisation zu beraten. Auch sollte 
eine Gruppe sogenannter Vertrauensleute gebildet werden, die 
ebenfalls in die Entscheidungsfindung einbezogen werden sollten. 
Dies bedeutete faktisch ein Vetorecht für das COVVS, wie sich 
kurz darauf im Fall Kotälla zeigte. 

Als Kotälla im Herbst 1973 eine Gehirnblutung erlitt und sein 
Ableben nicht auszuschließen war, betrieb Justizminister van Agt 
seine Freilassung, aber durch die negative Reaktion des COVVS 
und den ablehnenden Rat der Vertrauensleute wagte er einen 
solchen Beschluß nicht, und alles blieb unverändert.114 Sechs Jahre 
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später, im Sommer 1979, verschlechterte sich der Gesundheitszu­
stand Kotällas dramatisch, und erneut wagte es das Kabinett nicht, 
gegen den Wunsch des COVVS seinen eigenen Willen durchzuset­
zen. Einige Wochen später starb Kotälla in Gefangenschaft. 

Peinlicherweise hatte Den Haag im Mai 1979 ein deutsches 
Gnadengesuch noch abgewiesen und dabei betont, daß der Ge­
sundheitszustand der Drei keinen Anlaß zur Freilassung bot.115 

Daraufhin hatte Außenminister Genscher im Juni 1979 in einem 
persönlichen Brief an seinen niederländischen Amtskollegen van 
der Klaauw unter Hinweis auf Kotällas Zustand erneut um dessen 
Freilassung ersucht. Dieser Brief erreichte das Außenministerium, 
nachdem die Entscheidungsfindung abgeschlossen und Justizmini­
ster J. de Ruiter in Urlaub gegangen war. Infolgedessen führte der 
Brief Genschers nur zu dem Plan, daß van der Klaauw bei seinem 
für August 1979 vorgesehenen Besuch in Bonn Genscher die letz­
ten Informationen über Kotällas Gesundheit mitteilen sollte.116 

Das hatte sich nun erübrigt, und van der Klaauw blieb bei seinen 
Gesprächen in Bonn nicht viel anderes übrig, als auf die unver­
änderte Lage der übriggebliebenen Zwei von Breda zu verweisen. 
Wohl kontrollierte man nun den Gesundheitszustand Fischers und 
aus der Füntens intensiver, weil Den Haag unter allen Umständen 
neue Todesfälle in Gefangenschaft vermeiden wollte. 

In deutschen politischen Kreisen verlor manch einer in den 
frühen achtziger Jahren das Vertrauen in die stille Diplomatie. 
Dabei war der CDU-Bundestagsabgeordnete Alois Mertes die 
treibende Kraft. Anfänglich ließ er sich noch von dem alten nie­
derländischen Argument überzeugen, daß Öffentlichkeit kontra­
produktiv sei, aber im August 1982 wurde u.a. auf seine Initiative 
hin ein Antrag im Bundestag eingebracht, der die Bundesregierung 
aufforderte, sich für die Freilassung der letzten »Kriegsverurteilten* 
in ausländischen Gefängnissen einzusetzen. Einstimmig nahm der 
Bundestag im Dezember dieses Jahres einen Antrag an, in dem aus 
humanitären Gründen auf die Freilassung von Fischer, aus der 
Fünten, Rudolf Hess (Spandau) und Walter Reder (Italien) gedrun­
gen wurde. Kurze Zeit später wurde Mertes selbst in der neuen 
Regierung Kohl/Genscher Staatsminister im Auswärtigen Amt, 
und auch in dieser Eigenschaft intervenierte er wiederholt bei 
niederländischen Diplomaten. Auf niederländischer Seite führten 
die öffentlichen deutschen Plädoyers für die Freilassung in den 
frühen achtziger Jahren zu neuem Stirnrunzeln (Parlamentsanfra­
gen, kritische Betrachtungen in der Presse über den deutschen 
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,Druck'), aber die Regierung konnte den Geist in der Flasche 
halten, indem sie immer wieder darauf hinwies, daß es keinen 
Anlaß für eine Wiedereröffnung der Diskussion gebe. Für Beruhi­
gung sorgte auch Bundespräsident Richard von Weizsäcker, der 
kurz vor seinem Staatsbesuch 1985 wissen ließ, daß er in dieser 
Sache nicht an die Niederlande appellieren werde, was ihn übri­
gens nicht davon abhielt, einige Zeit später in einem Brief an 
Königin Beatrix doch um Freilassung aus humanitären Gründen 
zu bitten.117 Damit war die Bundesrepublik wieder auf den Weg 
stiller Diplomatie zurückgekehrt, den man bis zur Freilassung der 
Zwei 1989 noch einige Male beschreiten und nicht mehr verlassen 
sollte.118 

Bis es im Januar 1989 schließlich zur Freilassung von Fischer 
und aus der Fünten kam, blieb die Regierung ihrem Grundsatz 
treu, daß ohne eine Zustimmung des ehemaligen Widerstands eine 
Freilassung nicht stattfinden könne. Das erste Signal für eine ver­
änderte Haltung in diesem Kreis kam im April 1987, als der Vor­
sitzende der ,Stichting Samenwerkend Verzet' (Stiftung Zusam­
menarbeitender Widerstand), Hans Teengs Gerritsen, zu erkennen 
gab, daß er selbst und ein Teil des Vorstands eine Freilassung 
wünschten, um so endlich Ruhe in eine immer wieder aufflam­
mende Debatte zu bringen. Im Mai 1988 folgte ein vergleichbarer 
Aufruf von neunzehn prominenten Niederländern, darunter er­
neut Teengs Gerritsen, anderen Vertretern des ehemaligen Wider­
stands, einigen Professoren und Ex-Politikern. Die grundlegenden 
juristischen und ethischen Argumente, die nun genannt wurden, 
waren nicht neu. Im Unterschied zu früheren Stellungnahmen 
wurden diese Argumente nun aber auch von Vertretern des Wider­
stands vorgebracht, und dies verwies auf ein verändertes Diskus­
sionsklima. Anders als 1972 schienen die Befürworter der Freilas­
sung nun in der Lage zu sein, ihr Plädoyer als moralisch legitimiert 
zu präsentieren.119 Im Unterschied zu damals vermieden Regierung 
und Parlament nun, den Kreis der in die Entscheidungsfindung 
Einbezogenen zu groß werden zu lassen, und der unter einer straf­
fen Regie vorbereitete Begnadigungsbeschluß wurde im Januar 
1989. sehr schnell in der Öffentlichkeit abgehandelt. Dennoch 
blieb die Freilassung umstritten, und im Vergleich zu 1972 hatte 
sich die öffentliche Meinung nicht wesentlich verändert: eine 
Mehrheit von 52% der niederländischen Bevölkerung lehnte die 
Begnadigung ab (1972: 58%), während nur 34% dafür waren (1972: 
24%).120 Auch das Stimmenverhältnis im Parlament deutete auf 
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eine große Kontinuität hin. Mit 85 zu 55 Stimmen verwarf die 
Zweite Kammer im Januar 1989 den Antrag von I. Haas-Berger 
(PvdA), in dem die Regierung aufgefordert wurde, nicht zu einer 
Freilassung überzugehen. 1969 hatte die Regierung bei einem 
vergleichbaren Abstimmungsergebnis im Parlament ihren Plan zur 
Freilassung zurückgezogen. Nun tat sie, zielgerichtet und mit der 
für notwendig gehaltenen Unterstützung durch einen Teil des 
früheren Widerstands, was sie bereits 1969 und 1972 gewollt hatte 
und hätte tun können: ein problematisches Erbe liquidieren. We­
nige Monate nach ihrer Freilassung starben aus der Fünten (Mai 
1989) und Fischer (September 1989). 

1964 war für die letzten vier deutschen Gefangenen eine Aus­
nahmesituation entstanden, nachdem ihre Bitte um Umwandlung 
der lebenslangen Gefängnisstrafe in zwanzig Jahre Haft abgelehnt 
worden war. Gerade in der Phase, in der ihre Gnadengesuche 
behandelt wurden, wuchs das Interesse an der Besatzungszeit, und 
es entstand eine größere Sensibilität für die deutschen Verbrechen 
in den Jahren 1940-1945 (vgl. Kapitel 9). Diese Wende im gesell­
schaftlichen Klima, die Tatsache, daß die Gefangenen von Breda zu 
einem Symbol für die fünfjährige Unterdrückung durch die Na­
tionalsozialisten geworden waren, und die lange Zeit nicht zu 
kanalisierenden öffentlichen Emotionen ließen die Freilassungs­
diskussion immer wieder aufkommen. Die Verbrechen der Vier, 
Drei, Zwei von Breda waren besonders schwer gewesen, aber aus 
dem Blickwinkel der Rechtsgleichheit hätten sie ebenso wie andere 
von der Begnadigungspolitik profitieren müssen, die seit der zwei­
ten Hälfte der fünfziger Jahre sowohl bei niederländischen als auch 
deutschen NS-Verbrechern gegolten hatte. Zwei Mal (1969 und 
1972) unternahm die Regierung einen Anlauf zur Freilassung der 
Drei, und einmal erstrebte man eine Freilassung, um einen Todes­
fall im Gefängnis zu vermeiden (1979). In allen drei Fällen verfügte 
die Regierung über die politischen und rechtlichen Möglichkeiten, 
aber stets verlor sie aus Angst vor öffentlichen Reaktionen den 
Mut. Aus gesellschaftlicher Perspektive war das gewiß verständ­
lich, aber zugleich problematisch, da die Regierung sich damit 
völlig von der Stimmung unter den Kriegsopfern abhängig machte. 
Außerdem stellt sich die Frage, ob das Argument, das bis 1989 
einer Freilassung im Weg stehen sollte - das zusätzliche Leid, das 
Kriegsopfern damit zugefügt wäre - letztlich zutreffend gewesen 
ist. Dies läßt sich zwar nicht zufriedenstellend beantworten, aber 
es ist vorstellbar, daß eine kurze schmerzhafte Schockwelle um 
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1970 am Ende weniger Emotionen und psychisches Leid hervor­
gerufen hätte als die immer wieder aufflammende Debatte der 
siebziger und achtziger Jahre. Hätte die Regierung früher zu ihrer 
Verantwortung gestanden und dabei eine straffe Regieführung 
gezeigt, wäre vielleicht bei den Opfern viel Schmerz vermieden 
worden. Für den niederländischen Rechtsstaat wäre es in jedem 
Fall eine gute Sache gewesen. 

Die Frage nach dem Einfluß der deutschen Interventionen auf 
die niederländische Politik ist abschließend kurz zu beantworten: 
Sie hatten keine Wirkung. In den Augenblicken der Entschei­
dungsfindung spielten die deutschen Plädoyers für Freilassung in 
den Überlegungen nie eine Rolle. Dies galt auch für die Besorgnis, 
die gelegentlich von der Bonner Botschaft und im Außenministeri­
um geäußert wurde, daß eine fortgesetzte Gefangenschaft das 
bilaterale Verhältnis belasten könne. Mit Blick auf die politischen 
Beziehungen war diese Sorge sicher unbegründet, aber in den 
psychologischen Beziehungen stellte die immer wiederkehrende 
Frage einen schwierigen Fall dar. Anfänglich ärgerte man sich im 
Außenministerium, daß die deutsche Botschaft „bei jeder Gelegen­
heit" wieder wegen der Freilassung „quengelt", wie es 1972 hieß.121 

In den darauffolgenden Jahren war nicht so sehr ein Problem, daß 
die Deutschen »quengelten*, sondern daß man immer wieder er­
klären mußte, daß ein wesentlicher Teil der niederländischen 
Öffentlichkeit eine Freilassung nicht ertragen könne. Außerdem 
erforderte die Frage immer wieder große Vorsichtigkeit und diplo­
matisches Geschick, wenn bei gegenseitigen Besuchen Gerüchte 
nach außen drangen, Bonn werde erneut auf Freilassung dringen. 
Meistens gelang es, Aufregung zu vermeiden, aber das immer wie­
der auftauchende Problem kostete ebenso oft Energie und 
Aufmerksamkeit. Hinzu kam, daß viele Niederländer jede deut­
sche Bitte um Freilassung als unpassend betrachteten und nicht 
verstanden, warum das demokratische Deutschland sich dieser NS-
Verbrecher annahm. So bestätigte jeder Bericht über eine deutsche 
Intervention, ob es nun um stille Diplomatie oder öffentlichen 
kirchlichen und politischen »Druck* ging, stets wieder die Vor­
stellung, daß man in Deutschland ungenügend verstand, wieviel 
Leid der Zweite Weltkrieg in den Niederlanden verursacht hatte. 
Umgekehrt bekräftigte die jedesmal wieder sichtbare niederlän­
dische Ausnahmestellung auf deutscher Seite das Bewußtsein, daß 
das deutsch-niederländische Verhältnis mühsam war und starke 
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antideutsche Gefühle fortbestanden. Dieses wechselseitige Mißver­
ständnis wurde im Januar 1989 beendet. 

Schlußfolgerung 

Seit den ersten Verhandlungen über aus dem Krieg herrührende 
Fragen war man auf niederländischer Seite vielfältig enttäuscht 
worden, sowohl materiell als auch immateriell. Der enorme Scha­
den, den die Zeit der Besetzung verursacht hatte, konnte zwar nie 
wiedergutgemacht werden, aber dies machte nach Ansicht der Nie­
derländer eine entgegenkommende, flexible und schuldbewußte 
deutsche Haltung umso notwendiger. Man erwartete einen buß­
fertigen und wohlwollenden deutschen Gesprächspartner. 

Moralische Motive, die die Niederlande immer wieder mit 
Nachdruck vorbrachten, spielten in Bonn dagegen eine unterge­
ordnete Rolle. Bis auf wenige Ausnahmen wurden sie nur benutzt, 
um intern, z.B. gegenüber dem Finanzministerium oder dem Bun­
destag, für eine geschmeidigere Haltung zu werben. Die Bundes­
regierung strebte ab den frühen fünfziger Jahren auf ihre eigene 
Weise nach einer Lösung für bilaterale Fragen und verfolgte dabei 
ein Konzept, das mit der niederländischen Erwartungshaltung 
kollidieren mußte. Für sie war Normalisierung eher eine Frage des 
Gebens und Nehmens, wobei eben auch die deutsche Seite legitime 
Wünsche hatte, von denen die Rückgabe der Grenzkorrektur­
gebiete und der Rückkauf der Grenzländereien die wichtigsten 
waren. Deshalb steuerte Bonn schon in einem frühen Stadium auf 
eine Generalbereinigung zu, in der anschließend beide Parteien 
nach dem Prinzip do ut des ihre Wünsche vorbringen konnten. Es 
waren diese kollidierenden Erwartungshaltungen und Szenarien, 
die die Verhandlungen von den ersten Gesprächen in den frühen 
fünfziger Jahren bis zu den Ratifizierungsdebatten des Ausgleichs­
vertrags 1963 gekennzeichnet hatten, und die in Luns' Ausfall 
gegenüber von Brentano 1959 kulminierten („Wir sind der Sieger! 
Was denken Sie!"). 

Zweifellos wären die Verhandlungen weniger mühsam ver­
laufen, wenn die Bundesregierung sowohl öffentlich als auch in 
den Gesprächen selbst den Niederlanden in ihren Erwartungen 
mehr entgegengekommen wäre. Dabei geht es nicht um die Frage, 
ob die Generalbereinigung in den Niederlanden positiver aufge­
nommen worden wäre, wenn die Bundesregierung Dutzende oder 
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Hunderte Millionen DM mehr bezahlt hätte. Wahrscheinlich hätte 
dies für die niederländischen Reaktionen auf den Vertrag nicht 
einmal viel ausgemacht. Es ging eher um die fehlenden symbo­
lischen Gesten, die auf der niederländischen Seite fortwährend das 
Bild bestätigten, daß sich Deutschland und die Deutschen noch 
nicht geändert hatten. Natürlich verbarg sich hinter dem moralisti­
schen niederländischen Pastor auch ein rechnender Kaufmann, und 
sicherlich versuchten die Niederlande mit moralischen Argumen­
ten auf finanziellem Gebiet und in anderen Bereichen soviel wie 
möglich zu bekommen. Aber die Bundesrepublik hätte, auch ohne 
tiefer in den Beutel zu greifen, mehr guten Willen fördern können, 
wenn sie in den Verhandlungen eine größere Sensibilität an den 
Tag gelegt und dies auch öffentlich sichtbar gemacht hätte. So 
gesehen hatte die Bundesregierung mit der Ernennung des schrof­
fen und schulmeisterlichen Professors Kaufmann zum deutschen 
Delegationsleiter 1957 einem geschmeidigen Verlauf der Verhand­
lungen keinen Dienst erwiesen. Mehr Gefühl für Psychologie am 
Verhandlungstisch, flankiert von öffentlichen Aussagen Adenau­
ers, von Brentanos oder von Bundespräsident Heuss an die Adresse 
der Niederlande - so hätte die Bundesrepublik nicht nur die Ver­
handlungen selbst, sondern auch die Reaktionen auf deren End­
ergebnis in günstigere Bahnen lenken können. 

Aber die fünfziger Jahre waren in der Bundesrepublik nicht die 
Zeit symbolischer Gesten.122 Natürlich war sich Adenauer der 
Bedeutung der Wiedergutmachung für das Ansehen Nachkriegs­
deutschlands bewußt. Zum Schrecken seines Finanzministers war 
er sogar bereit, dafür tief in den Beutel zu greifen. Auch hinsicht­
lich der Niederlande drängte er hinter den Kulissen auf eine 
entgegenkommende Haltung, aber in der Öffentlichkeit sprach er 
darüber nicht. Während solche öffentlichen Aussagen das Klima in 
den Niederlanden günstig hätten beeinflussen können, wäre eine 
solche Haltung in der Bundesrepublik eher auf Unverständnis 
gestoßen. Die Wiedergutmachung gegenüber Israel 1952 hatte 
gezeigt, daß die übergroße Mehrheit der westdeutschen Bevölke­
rung gegen solche Regelungen war.123 Hinzu kam, daß es aus deut­
scher Perspektive viele Länder gab, zu denen sich die Beziehungen 
normalisieren mußten; die Niederlande waren darunter sicher 
nicht das wichtigste Land. Versöhnung und Normalisierung der 
Beziehungen zu den früheren Feinden lagen gewiß im deutschen 
Interesse, aber die Priorität der westdeutschen Außenpolitik lag 
selbstverständlich bei den westlichen Großen Drei und in den 
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bilateralen Beziehungen zu Frankreich. Angesichts der fortschrei­
tenden Integration der Bundesrepublik in den Westen und der 
sukzessiven Abkommen mit anderen Ländern konnte man in 
Bonn davon ausgehen, daß auch mit den Niederlanden der un­
vermeidliche Strich unter die Vergangenheit schon gezogen wer­
den würde. Die Zeit - dessen war man sich in Bonn nicht weniger 
bewußt als in Den Haag - arbeitete für Deutschland, und dies 
förderte auf deutscher Seite nicht gerade die Bereitschaft zu großen 
Zugeständnissen. Auch mußte die Bundesrepublik vorsichtig sein, 
Forderungen eines Landes zu erfüllen, weil andere Länder mit 
ähnlichen Forderungen sich darauf hätten berufen können und so 
eine Kettenreaktion mit erheblichen finanziellen Konsequenzen 
ausgelöst worden wäre. 

Der Spielraum der deutschen Seite wurde außerdem einge­
schränkt, weil in problematischen Punkten wie der Ems-Dollart-
Frage, den Grenzkorrekturen und den Grenzländereien auch die 
regionale Politik und Interessenverbände eine Rolle spielten. Dies 
verzögerte nicht nur die Entscheidungsfindung, sondern reduzierte 
aus innenpolitischen Gründen auch die Möglichkeit von Konzes­
sionen. So war das Land Niedersachsen äußerst mißtrauisch hin­
sichtlich der niederländischen Forderungen im Ems-Dollart-Ge-
biet; in Hannover fürchtete man die Folgen für die Erreichbarkeit 
und Konkurrenzstellung von Emden. Teilweise hatten die Nieder­
lande dieses Mißtrauen gefördert, weil die entwickelten wasser­
wirtschaftlichen Pläne für dieses Gebiet - abgesehen von dem 
umstrittenen Grenzverlauf - schlecht durchdacht und zum Teil 
sogar undurchführbar waren.124 

Aus niederländischer Perspektive mochte die Verantwortung 
für den trägen und mühsamen Verlauf der Verhandlungen ja bei 
den Deutschen liegen, aber die Wirklichkeit war komplizierter, 
und darin spielte auch niederländische Halsstarrigkeit eine wichti­
ge Rolle. Dies galt nicht nur für die schleppende Ems-Dollart-
Frage, das unglücklich lange Festhalten an der Verbindung mit den 
Grenzkorrekturen und die Ablehnung einer Generalbereinigung 
zwischen 1954 und 1957, sondern auch für die Vorbedingung der 
Wiedergutmachung. Nachdem die Niederlande im Sommer 1958 
eine Regelung dazu zur Bedingung für weitere Verhandlungen 
gemacht hatten, mußte es einige Monate dauern, bis wieder Bewe­
gung in die Gespräche kam, weil es bei der Entschädigung zugleich 
um eine multilaterale Frage ging. Der geringe Fortschritt der Ge­
spräche in den fünfziger Jahren bestätigte für die Niederlande 
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immer wieder neu das Bild eines westdeutschen Staates, der die 
Lektionen der Vergangenheit nur unvollkommen gelernt hatte. 
Dabei übersah man aber in Den Haag, daß die Niederlande durch 
ihre Verhandlungsstrategie auch selbst die Grundlage für die Be­
stätigung dieses Bildes legten. 

Bei der Erklärung für den mühsamen Verlauf der Verhand­
lungen in den fünfziger Jahren muß man auch bedenken, daß es 
um mehr als nur die Lösung der aus dem Krieg stammenden Fra­
gen ging. International hatte schließlich - gerade mit der nach­
drücklichen Unterstützung der Niederlande - eine Entwicklung zu 
einem partnerschaftlichen Verhältnis eingesetzt. Es spricht vieles 
für die These, daß die niederländische Schroffheit in bilateralen 
Fragen auch eine Reaktion auf die hohe Geschwindigkeit darstell­
te, in der sich dieser Prozeß vollzog. Das Tempo, mit dem 
Deutschland ab 1949 als Partner in die westliche Gemeinschaft 
eintrat, und das damit einhergehende rasch wachsende deutsche 
Selbstbewußtsein riefen Spannungen hervor, die nach einer Entla­
dung suchten. Und diese Entladung fand u.a. im Zusammenhang 
mit der Generalbereinigung statt, wobei die Niederlande bis zum 
Ende zu erkennen gaben, daß die Besatzungszeit trotz der neuen 
Bündnisgemeinschaft noch keine abgeschlossene Vergangenheit 
war. 

Mit einem Gefühl der Unvermeidlichkeit hatte die Regierung 
sich 1957 zu einer Generalbereinigung bereit erklärt. Mit ähnli­
chen Gefühlen ratifizierte man sechs Jahre später einen Vertrag, 
den nur wenige in den Niederlanden unterstützten. Der Aus­
gleichsvertrag war ein notwendiger Schritt auf dem Weg zur 
Normalisierung der Beziehungen zwischen den Niederlanden und 
Deutschland. Aber der lange Weg dorthin und das letztlich erzielte 
Ergebnis bedeuteten nicht, daß aus niederländischem Blickwinkel 
mit dem Inkrafttreten am 1. August 1963 wirklich eine neue Phase 
begonnen hatte. Dafür bestätigte das Ergebnis zu sehr alle Bilder 
von den zur Trauer unfähigen Deutschen, die sich in den fünfziger 
Jahren aufgehäuft hatten. So gesehen bestand die positive Bedeu­
tung der Generalbereinigung nur in der Tatsache, daß man über 
die umstrittenen Themen nicht mehr zu sprechen brauchte. So­
lange die Probleme ungelöst gewesen waren, hatten sie einer Ver­
besserung der Beziehungen im Weg gestanden. Die Lösung selbst 
enttäuschte vielleicht viele, aber die Tatsache, daß mit dem Krieg 
zusammenhängende Fragen das Verhältnis ab 1963 nicht länger 
belasteten, bedeutete doch, daß 18 Jahre nach Kriegsende der Weg 
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für eine weitergehende Normalisierung frei war. Aufgrund nieder­
ländischer Zurückhaltung sollte es noch rund sechs Jahre dauern, 
bis im November 1969 mit dem Staatsbesuch Bundespräsident 
Heinemanns der nächste Schritt erfolgen konnte. Auch wenn man 
die Bedeutung dieses Besuchs nicht überschätzen darf, stellten die 
symbolischen Gesten des Bundespräsidenten doch eine wichtige 
Grundlage für die Verbesserung des politisch-psychologischen 
Verhältnisses dar. Darauf konnte man nach 1969 und nach dem 
Gegenbesuch von Königin Juliana 1971 aufbauen. 

Die letzte Erbschaft des Krieges im Verhältnis zwischen Bonn 
und Den Haag wurde erst 1989 beseitigt. Es wäre übertrieben, die 
Frage der Begnadigung der deutschen NS-Verbrecher in nieder­
ländischer Gefangenschaft als eine Belastung für die offiziellen Be­
ziehungen zu betrachten, aber sie tauchte in den bilateralen poli­
tischen Kontakten der siebziger und achtziger Jahre doch immer 
wieder auf. Hauptsächlich ging es dabei um ein internes nieder­
ländisches Problem, das aber doch eine Auswirkung auf die psy­
chologische Seite der deutsch-niederländischen Beziehungen hatte. 
Die immer wiederkehrende Diskussion über eine Begnadigung 
machte jedesmal wieder deutlich, welche tiefen Emotionen Er­
innerungen an die Besatzungszeit in den Niederlanden hervor­
riefen. Außerdem stellte sie ein Element jahrzehntelangen gegen­
seitigen Unverständnisses dar. Dies führt schließlich zu der Frage 
nach der allgemeineren Entwicklung der politisch-psychologischen 
Beziehungen seit 1945. Darauf soll im folgenden eingegangen wer­
den. 
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Von 1945 bis in die späten fünfziger Jahre: 
ein deutsch-niederländisches Minenfeld 

Einleitung 

Bis zum heutigen Tag gelten die deutsch-niederländischen Bezie­
hungen in politisch-psychologischer Hinsicht als ,mühsam', »pro­
blematisch* und »schwierig*. Deutsche Botschafter, die sich auf den 
Wechsel nach Den Haag vorbereiten, lesen in ihren Instruktionen 
regelmäßig über die tiefen Wunden, die die Jahre 1940-45 in den 
Niederlanden hinterlassen haben und über die Notwendigkeit, im 
Umgang mit den Niederländern taktvoll und geduldig zu sein. 
Und tatsächlich kostet es wenig Mühe, um eine lange Liste der 
Spannungen und Zwischenfälle aufzustellen, die auf eine belastete 
psychologische Beziehung hindeuten. Um nur einige zu nennen: 
Als 1954 Deutsche erstmals wieder ohne Visum in die Niederlande 
einreisen durften und viele Tausende während der Gedenktage des 
4. und 5. Mai die blühenden Blumenfelder besuchten, wurden sie 
von Flugblättern mit der Aufschrift „Deutsche nicht erwünscht" 
willkommen geheißen. 1965 verlobte sich Prinzessin Beatrix mit 
dem deutschen Diplomaten Claus von Arnsberg, und auch dies gab 
Anlaß zur Mobilisierung antideutscher Gefühle. Im Jahre der 
Hochzeit (1966) kochten außerdem die Emotionen hoch in der 
Debatte über die Ansiedlung eines NATO-Hauptquartiers in 
Brunssum in Limburg, das unter dem Oberbefehl des ehemaligen 
hohen Wehrmachtsoffiziers Johann Adolf Graf von Kielmansegg 
stehen sollte. Dreizehn Jahre später wurde dem damaligen deut­
schen Oppositionsführer Helmut Kohl in der ZDF-Sendung »Bür­
ger fragen, Politiker antworten* von einem niederländischen Publi­
kum vorgeworfen, daß die Bundesrepublik durch die sogenannten 
»Berufsverbote* und eine harte Antiterrorpolitik einem Polizei­
staat zu ähneln beginne. Die Reaktionen auf diese Sendung waren 
in Deutschland nicht weniger scharf und emotional als die Fragen 
an Kohl, und in der deutschen Presse erschienen Leserbriefe mit 
dem Tenor, daß „die Holländer ... noch nie unsere Freunde gewe-
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sen (sind)".1 Bei der Fußballeuropameisterschaft 1988 schien der 
niederländische Sieg über die deutsche Mannschaft im Halbfinale 
wichtiger als das gewonnene Endspiel gegen die Sowjetunion, und 
im feiernden Amsterdam konnte man den Eindruck gewinnen, daß 
die Niederländer Jahrzehnte nach 1945 den Zweiten Weltkrieg aus 
eigener Kraft für sich entschieden hatten. Schließlich veröffentlich­
te in den frühen neunziger Jahren das Institut Clingendael die 
Ergebnisse einer Umfrage unter niederländischen Jugendlichen, 
aus denen man die Schlußfolgerung ziehen konnte, daß eine Mehr­
heit von ihnen negativ über Deutschland und die Deutschen dach­
te. Der Spiegel kommentierte: „Die Wunden der Vergangenheit 
wollen nicht vernarben. Im Gegenteil. Der Moffenhaat, der Haß 
auf die Deutschen, gewinnt wieder an Boden."2 

Zweifellos hat die Besatzungszeit dem niederländischen Bild 
von Deutschland und den Deutschen lange ihren Stempel aufge­
drückt. So rational und nüchtern die Politik gegenüber Deutsch­
land auf vielen Gebieten auch war, so verbargen sich dahinter doch 
Empfindlichkeiten bzw. ein Wahrnehmungsmuster, in dem negati­
ve Stereotypen, Vorurteile und anfänglich auch Feindbilder eine 
wichtige Rolle spielten. Aus den bisherigen Kapiteln ist aber auch 
deutlich geworden, daß nach 1945 allmählich auch Raum für ein 
differenzierteres und günstigeres Deutschlandbild entstand und 
die Normalisierung auf politisch-psychologischer Ebene eine viel 
positivere Entwicklung zeigte als die oben genannten Beispiele von 
Zwischenfällen und Spannungen vermuten lassen. Vergleicht man 
die niederländische Wahrnehmung der Bundesrepublik in den 
fünfziger Jahren mit der der neunziger Jahre, dann ist aus dem 
früheren Partner aus Notwendigkeit schon lange ein Partner aus 
Überzeugung geworden, mit einer vielgepriesenen demokratischen 
Bilanz.3 

Unübersehbar zeigt die Entwicklung des Deutschlandbildes ein 
anderes Muster als die Normalisierung der formalen Beziehungen 
auf der wirtschaftlichen, europäisch-atlantischen und bilateral­
politischen Ebene, wie sie in den vorangegangenen Kapiteln be­
schrieben wurde. Die Bildformung verlief nicht nur launischer, 
sondern zeichnete sich auch durch sozialpsychologische Mecha­
nismen aus, die in hohem Maß unabhängig von den florierenden 
Handelsbeziehungen, den weitgehend identischen Bündnisinter­
essen und den seit den sechziger Jahren guten Beziehungen auf 
Regierungsebene waren. Die sachliche Zusammenarbeit auf diesen 
Gebieten stand in schrillem Gegensatz zu den regelmäßig wieder-
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kehrenden kollektiven antideutschen Gefühlsausbrüchen. Zwar 
verschwanden sie meist ebenso plötzlich wie sie aufgekommen 
waren, aber Stoff für neue Zwischenfälle oder Empfindlichkeiten 
blieb immer vorhanden. 

Bei der Analyse der politisch-psychologischen Beziehung der 
Nachkriegszeit ergeben sich drei Probleme, die die Darstellung 
,harter* Fakten über diesen Aspekt der Beziehungen erschweren. 
Untersucht man die tatsächlich betriebene Politik, kann man 
durchgängig über konkrete Interessen und Beschlüsse sprechen 
und auf der Grundlage objektivierbarer Quellen ,die* niederlän­
dische Politik feststellen. Dagegen besteht die erste Schwierigkeit, 
die sich bei der Untersuchung der politisch-psychologischen Bezie­
hung stellt, in der Tatsache, daß die Quellen vergleichsweise ein­
deutige Aussagen nicht zulassen. Die Meinungsbildung unter Di­
plomaten, Politikern und Journalisten rechtfertigt nur Rück­
schlüsse auf Beobachter, die sich allein aus beruflichen Gründen 
mit Deutschland beschäftigen. Die Auffassungen innerhalb dieser 
Gruppe, die man als außenpolitische Elite umschreiben kann, 
können Hinweise auf eine Charakterisierung des allgemeinen 
gesellschaftlichen Klimas geben, aber sie können nicht ohne weite­
res mit der öffentlichen Meinung gleichgesetzt werden. Dasselbe 
gilt, wenn man andere Quellen wie die Belletristik, Spielfilme oder 
Schulbücher in die Untersuchung einbezieht.4 Da ihr Spektrum 
von nuancierten bis zu vereinfachten Schwarz-Weiß-Bildern 
reicht, spiegeln auch diese Quellen zweifellos vorhandene nieder­
ländische Deutschlandbilder wider, aber die Frage nach ihrer Re-
präsentativität läßt sich nicht exakt beantworten. 

Die einzigen ,harten* Fakten über die niederländische Haltung 
gegenüber Deutschland liefern die Ergebnisse von Meinungsumfra­
gen. Allerdings suggerieren sie ein größeres Maß an Genauigkeit 
und Zuverlässigkeit, als sie in Wirklichkeit bieten. Es ist schließ­
lich bekannt, daß die Fragestellung und moralische Vorstellungen 
darüber, was man denken oder nicht denken ,darf, die Ergebnisse 
solcher Forschungen in erheblichem Maß mitbestimmen. Dem­
nach können Meinungsumfragen höchstens als Indikator für eine 
bestimmte Stimmung oder deren Entwicklung dienen. Dies führt 
zu der Schlußfolgerung, daß man auf der Grundlage des vorhande­
nen Quellenmaterials zwar viele Bilder über Deutschland und die 
Deutschen zusammentragen kann, aber daß stets große Vorsicht 
bei verallgemeinernden Aussagen geboten ist. 
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Aus diesem ersten Problem ergibt sich - und dies ist der zweite 
Punkt -, daß man stets von niederländischen Deutschlandbilder« 
sprechen muß. So verführerisch es auch ist, ,das* niederländische 
Deutschlandbild zu zeichnen, so sehr muß man sich ständig vor 
Augen halten, daß es sich dabei um eine Vereinfachung handelt 
und daß viele Bilder und Meinungen gleichzeitig existieren. Sie 
hängen nicht nur von der Art und Intensität der Beziehung des 
Beobachters zu Deutschland ab, sondern auch von seinem persön­
lichen, ideologischen und regionalen Hintergrund. Die Komplexi­
tät dieser Bilder wird noch dadurch verstärkt, daß sich negative 
Stereotypen und sachlich fundierte Meinungsbildung auch in einer 
Person nicht ausschließen müssen. Ein niederländischer Unterneh­
mer kann z.B. aufgrund seiner eigenen Erfahrung die ökonomische 
Zuverlässigkeit seiner deutschen Partner rühmen, aber ansonsten 
,die* Deutschen als Kollektiv äußerst klischeehaft und negativ 
bewerten. Die Existenz vieler Deutschlandbilder zur selben Zeit 
ruft selbstverständlich die Frage hervor, welche von ihnen nun 
bestimmend sind, aber Kriterien, um dies festzustellen, sind inter­
subjektiv kaum überprüfbar. 

Schließlich - und dies ist das dritte Problem - stellt sich die 
Frage nach der Bedeutung von Aussagen über ,den* Deutschen. 
„Nationalcharaktere werden erfunden, weil man sie benötigt", 
stellt von der Dunk fest und verweist damit auf den Dualismus, 
der diesen Begriff kennzeichnet.5 Einerseits bestehen aufgrund von 
Geschichte und Kultur Unterschiede zwischen den Völkern, aber 
andererseits kann man diese Unterschiede nicht objektiv unter 
dem statischen Begriff des Nationalcharakters fassen, da man an­
sonsten der vielseitigen Wirklichkeit Gewalt antun würde. Den­
noch verwendet man zur selben Zeit nationale Eigenschaften, die 
immer einen »wahren* Kern haben, um diese plurale Wirklichkeit 
benennen und sich ein Bild von ihr machen zu können. Über die 
Entstehung solcher Bilder ist wenig bekannt, aber wir wissen 
immerhin, daß sie sich durch ein hohes Maß an Kontinuität aus­
zeichnen.6 Hinsichtlich der Bildformung gilt ganz allgemein, daß 
die menschliche Wahrnehmung Ereignisse oft so filtert, daß nur 
die Elemente wahrgenommen werden, die vorhandene Bilder 
bestätigen. Diese selektive Wahrnehmung verhindert unangeneh­
men Widerspruch und reproduziert den gewünschten interpretati-
ven Halt.7 Ein solches Muster in der Wahrnehmung anderer Völ­
ker bietet außerdem die Möglichkeit, die Unterschiede zur eigenen 
Nation zu akzentuieren und so die eigene Identität zu bekräftigen. 
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So darf man schlußfolgern, daß solche Bilder für den Betrachter 
eine spezifische Funktion erfüllen und die Kluft zwischen Bild und 
Wirklichkeit sehr groß sein kann. Das heißt: Aussagen von Nie­
derländern über Deutschland und die Deutschen sagen möglicher­
weise mehr über den niederländischen Betrachter und seine 
Wahrnehmung als über die deutsche Wirklichkeit aus. Daß diese 
Diskrepanz zwischen Bild und Wirklichkeit je nach Betrachter 
sehr unterschiedlich sein kann - der eine wird aus welchen G-
ründen auch immer eher eine »objektive* Meinungsbildung an­
streben als der andere - unterstreicht um so mehr, daß es ,das* 
niederländische Deutschlandbild nicht gibt. Statt dessen muß man 
sich stets um die Wiedergabe verschiedener Deutschlandbilder und 
ihrer Funktionen bemühen. 

In den vorangegangenen Kapiteln haben wir bereits viele 
Deutschlandbilder Revue passieren lassen. Im folgenden geht es 
um die Frage nach der Entwicklung der politisch-psychologischen 
Normalisierung seit 1945. Welche Bilder existierten von ,den* 
Deutschen und von Deutschland? Wie sahen die vorherrschenden 
Bilder aus, und in welchem Ausmaß haben sie sich verändert? 
Kann man davon sprechen, daß die Deutschlandbilder allmählich 
nuancierter und differenzierter geworden sind, oder handelte es 
sich um eine Wellenbewegung, in der sich Phasen stärker in Er­
scheinung tretender antideutscher Gefühle mit Phasen einer positi­
ver gefärbten Wahrnehmung abwechselten? Welche Versuche 
wurden unternommen, um die Beziehungen zu verbessern? Und 
schließlich: Wie kann - mehr als fünfzig Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs - die politisch-psychologische Beziehung 
heute charakterisiert werden? Muß man in den in der jüngeren 
Vergangenheit aufgetretenen Spannungen noch Nachwirkungen 
der Besatzungszeit sehen, oder gehören diese Spannungen zu einer 
normalen Beziehung zwischen zwei Nachbarländern, die sich in 
Größe und politisch-ökonomischem Gewicht stark voneinander 
unterscheiden? 

Im folgenden geht es aber nicht nur um das Bild der Deutschen 
und Deutschlands im allgemeinen, sondern auch um die niederlän­
dische Perzeption der deutschen politischen Kultur. 1934 schrieb 
der niederländische Kulturhistoriker Johan Huizinga, die Grenze 
zwischen West- und Mitteleuropa verlaufe zwischen Delfzijl und 
Vaals. Östlich dieser Linie höre der demokratische, freie und 
angelsächsisch geprägte Westen auf. Zweifellos reagierte Huizinga 
damit auch auf die nationalsozialistische Machtübernahme in 
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Deutschland im Jahre zuvor, aber eigentlich ging es ihm nicht um 
einen aktuellen politischen Kommentar. Er bot eine Charakterisie­
rung der niederländischen Mentalität, die vom westlichen Frei­
heitsbegriff durchzogen war.8 Für Deutschland gelte dies nicht, 
und so betrachtete Huizinga die deutsch-niederländische Grenze 
auch als eine historisch gewachsene politisch-kulturelle Trennlinie. 
Es liegt auf der Hand, daß nach 1945 viele Niederländer diese 
Trennlinie tatsächlich auch so »fühlten*. Hatten ,die* Deutschen 
sich zwischen 1933 und 1945 nicht als ein ,unwestliches* Volk 
erwiesen, das demokratische Normen und Werte nicht respektier­
te? Infolgedessen erhob sich in den Anfangsjahren der Bundesre­
publik oft die skeptische Frage, ob die westdeutsche Demokratie 
lebensfähig sein werde.9 Wie lange hielt diese Skepsis an? Wann 
begann in den Augen der Niederländer die Verschiebung der 
politisch-kulturellen Grenze Richtung Osten, und ab wann be­
trachtete man Westdeutschland als eine normale westliche Demo­
kratie? 1989 beschrieb der Politologe Kurt Sontheimer die Demo­
kratie in der Bundesrepublik als „so stinknormal, so kreuzbrav, so 
routinemäßig, daß es fast langweilig geworden ist, über sie zu 
reden".10 Gelangten niederländische Beobachter zu einer vergleich­
baren Bewertung, oder verharrten die Niederlande bei einer über­
empfindlichen und einseitigen Wahrnehmung, die der Redakteur 
des NRC Handelsblady K.L. Poll, 1978 ironisch zum Ausdruck 
gebracht hatte: „Die deutsche Demokratie befindet sich in den 
Niederlanden schon seit Jahren in Gefahr. Rechts und links, intel­
ligent und dumm, arm und reich, jung und alt: Wir lassen uns 
lieber unser Nikolausfest wegnehmen als unsere Auffassung, daß es 
mit der deutschen Demokratie schlecht geht."11 Antworten auf 
diese Fragen sind wichtig für Einblicke in die politisch-psychologi­
sche Beziehung, weil sie angeben, inwiefern die niederländische 
Meinungsbildung der allmählichen Entwicklung in der Bundesre­
publik zu einer stabilen demokratischen politischen Kultur ge­
recht wurde. 

Typisch deutsch? 

„Deutschland, das sind die Deutschen ... Sie sind noch genauso 
selbstsicher wie damals. Sie werden noch immer von allen anderen 
schlecht behandelt. Sie haben es noch immer ,nicht gewußt*. Und 
noch immer haben alle außer ihnen die Schuld. Kurz und gut: es 
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sind noch immer echte Deutsche", hieß es im März 1950 in der 
protestantischen Tageszeitung Trouw}1 „Der deutsche Mensch hat 
sich wenig verändert", meinte auch die katholische Volkskrant in 
diesem Jahr. 1952 wurde in derselben Zeitung „hart sein und 
weitermachen" als eine deutsche Geisteshaltung charakterisiert, die 
Krieg und Niederlage überlebt habe, während Menschlichkeit von 
vielen Deutschen noch immer als eine Schwäche betrachtet 
werde.13 Auch in der diplomatischen Berichterstattung war es in 
diesen Jahren noch üblich, ,den* Deutschen kollektive Eigenschaf­
ten zuzuschreiben. Botschafter de Booy war im Herbst 1951 der 
Meinung, daß „Zusammenarbeit dem Deutschen fremd" sei.14 Sein 
Nachfolger Lamping verwies 1954 auf „den typisch deutschen 
Mangel an Gefühl für Proportionen", und im selben Jahr meinte 
der Botschaftsangestellte Hardenberg, daß Deutsche es durch­
gängig als eine Schwäche betrachteten, Verständnis für den Stand­
punkt eines anderen zu haben.15 Die diplomatische Berichterstat­
tung von Botschafter van Vredenburch (1959-1962) war ebenso 
durchsetzt mit solchen Klischees: „Der Deutsche ist folgsam; Ge­
horchen hat er seit Jahrhunderten im Blut. ... Verstand existiert in 
dem Land in großem Ausmaß, gesunder Menschenverstand ist 
dagegen noch immer in short supply. Außerdem ist der durch­
schnittliche Deutsche weder ausgeglichen noch mäßig. Das Ergeb­
nis ist ein labiler Mensch, gefügig und ehrerbietig, wenn die 
Machtverhältnisse dazu einen Anlaß geben, aber andererseits leicht 
zum Hochmut geneigt und mit der unangenehmen Veranlagung 
behaftet, sich selbst aufzuspielen."16 

In den Aussagen der späten vierziger und frühen fünfziger 
Jahre über die Deutschen und Deutschland war wenig Raum für 
Nuancen. Auch wenn man nicht ausdrücklich auf die Besatzungs­
zeit verwies, war der Schatten des Krieges stets spürbar. Viele den 
Deutschen zugeschriebene kollektive Eigenschaften paßten genau 
zu dem deutschen Charakter, den die Niederlande zwischen 1940 
und 1945 kennengelernt hatten. Daß die Besatzungszeit dem 
Deutschlandbild so massiv ihren Stempel aufdrückte, lag nicht nur 
an den Ereignissen dieser Jahre selbst, sondern auch an der bereits 
mehrfach genannten niederländischen Enttäuschung über das 
geringe deutsche Schuldbewußtsein nach 1945. „Wer gesündigt 
hat, muß öffentlich bereuen. Erst dann ist Vergebung möglich", so 
hat von der Dunk die niederländische Erwartungshaltung beschrie­
ben.17 Die ausbleibenden bzw. bestenfalls schwachen deutschen 
Schuldbekenntnisse hielten den Groll über das angetane Unrecht 
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aufrecht und erschwerten die psychologische Annäherung an den 
ehemaligen Besatzer. Die Stimmung in den Niederlanden war 
durchzogen von Enttäuschung über den ausbleibenden deutschen 
Kniefall. Charakteristisch für die Stimmung der fünfziger Jahre ist 
die Rede der Abgeordneten Tendeloo (PvdA) in der Zweiten Kam­
mer 1951: „... es ist dasselbe Deutschland, und es sind dieselben 
Deutschen ... Irgendeine echte Bereitschaft zur Wiedergutmachung 
begangenen Unrechts hat Deutschland nicht aufgebracht. Es hat 
sogar keinerlei Geste in diese Richtung gemacht, nicht einmal eine 
symbolische Geste."18 

Eine solche Erwartungshaltung war in den Niederlanden stär­
ker ausgeprägt als z.B. in Belgien, Dänemark und Frankreich, was 
die vergleichsweise mühsame politisch-psychologische Normalisie­
rung zwischen Deutschland und den Niederlanden mit erklären 
kann.19 Im Gegensatz zu diesen Ländern hatten die Niederlande 
seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts keine fremden Truppen 
mehr auf ihrem Territorium erlebt. Eine so lange Phase der Ruhe 
schien außerdem das Selbstbild des Landes zu rechtfertigen, das 
sich in einer nach Machtpolitik gierigen Welt eine Mission zu­
gedacht hatte. Kennzeichnend für dieses moralische Überlegen-
heitsgefühl ist die Aussage von Ministerpräsident de Geer (1939-
40), der die Niederlande „einen Leuchtturm in einer düsteren 
Welt" genannt hat. Die Pflege der Neutralität, die Betonung des 
internationalen Rechts und die Abkehr von Machtpolitik in Euro­
pa - von diesem Bauwerk der Außenpolitik und der eigenen Iden­
tität hatte sich 1940 herausgestellt, daß es auf falschen Hoffnungen 
ruhte, und es waren die Deutschen, die diese Illusion zerstört 
hatten. Außerdem zwangen sie während der Besatzung die Nieder­
länder, Position zu beziehen, und das Ergebnis dieser Entschei­
dung war keineswegs so heldenhaft, wie nach 1945 oft behauptet 
wurde. Zweifellos war dies vielen selbst bewußt, und was lag dann 
näher als das eigene Gewissen dadurch zu entlasten, daß man mit 
besonderem Nachdruck den beschuldigenden Finger in Richtung 
der Deutschen ausstreckte? Gewiß gründeten sich die antideut­
schen Gefühle auf die Entbehrungen und das Leid der Jahre 1940-
1945, aber auch das psychologische Phänomen des Abwälzens von 
Schuld spielte in dem Wahrnehmungsmuster der Nachkriegszeit 
eine Rolle, mit der deutsch-niederländischen Grenze als Trennlinie 
von ,gut* und ,böse*. 

Wie wurden diese Gefühle der Niederländer auf deutscher Seite 
wahrgenommen und interpretiert? In den amtlichen Instruktionen 
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des Auswärtigen Amtes wurde der neue deutsche Botschafter 
Mühlenfeld 1953 vor der „Kriegsatmosphäre" in den Niederlanden 
gewarnt, die „Den Haag auch heute noch zu einem der schwierig­
sten Auslandsposten [macht]". Noch immer reagiere man in den 
Niederlanden „außerordentlich empfindlich" auf alles, „was mit 
den bösen Erfahrungen der jüngsten deutsch-holländischen Ver­
gangenheit in Zusammenhang gebracht werden kann". Das gelte 
auch für die niederländische Presse, die zu den „schwierigsten Or­
ganen der öffentlichen Meinungsbildung im Ausland" gerechnet 
wurde. Im Gegensatz z.B. zu der belgischen oder der Schweizer 
Presse schenke die niederländische Presse Deutschland bewußt 
wenig Aufmerksamkeit, abgesehen von Ereignissen, „die geeignet 
sind, alte Wunden aufzureißen und die dann gern als Sensationen, 
verbunden mit Haßausbrüchen, gebracht werden".20 Abgesehen 
davon, daß die Feststellung unzutreffend war, in niederländischen 
Zeitungen werde wenig über die Bundesrepublik berichtet - eher 
war das Gegenteil richtig -, fällt vor allem auf, wie in dieser amtli­
chen Instruktion die Bildformung charakterisiert wird. Dies ver­
weist nämlich auf eine deutsche Wahrnehmung, die in der Kom­
munikation zwischen beiden Ländern zu Mißverständnissen und 
Unverständnis führen mußte: Aus der niederländischen Perspekti­
ve konnte man acht Jahre nach der Befreiung noch lange nicht von 
„alten Wunden" sprechen, und Artikel, die von deutscher Seite als 
Ausdruck von „Sensationen" und „Haßausbrüchen" aufgefaßt 
wurden, waren in den Augen der Niederländer eher begreifliche 
Äußerungen der Beunruhigung über das kurze Gedächtnis vieler 
Deutscher, die, wie es schien, zur Nachkriegs-Tagesordnung über­
gegangen waren. 

Die deutschen diplomatischen Berichte aus Den Haag waren in 
den fünfziger Jahren durchzogen von Reflexionen über die nieder­
ländische Ambivalenz gegenüber der Bundesrepublik. Einerseits 
sah man mit Genugtuung, daß sich auf ökonomischem Gebiet und 
im europäisch-atlantischen Bündnis die Beziehung in raschem 
Tempo normalisierte. Andererseits mußte man immer wieder 
feststellen, daß im bilateralen politischen Verhältnis und auf der 
politisch-psychologischen Ebene kaum Fortschritte zu verzeich­
nen waren. Immer wieder wurde behauptet, daß in den Nieder­
landen stärker als in anderen Länder Ressentiments und Mißtrauen 
vorherrschten. Zwar hielt man im Juli 1958 fest, daß seit einigen 
Jahren eine Verbesserung eingetreten sei, aber „das niederländische 
Ressentiment", so die Anweisung für Mühlenfelds Nachfolger 
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Josef Löns, sei „doch noch immer stark und störend".21 Der neue 
Botschafter konnte das nach einigen Monaten nur bestätigen. Ende 
Oktober 1958 beschrieb er seine niederländischen Gesprächspart­
ner in bilateralen Angelegenheiten als „kühl, abweisend und 
verschlossen", während sie auf multilateraler Ebene „mitteilsam 
und herzlich" seien.22 

Takt und Geduld - so lautete dann auch immer wieder die 
Devise für die deutschen Diplomaten in Den Haag. Selbstverständ­
lich gelang dies nicht allen gleich gut. Karl Du Mont kam 1950 als 
Generalkonsul in die Niederlande und wurde nach der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen 1951 der erste deutsche Botschafter. 
Er verfügte über die richtige ,Antenne* und wurde in den Nieder­
landen als der richtige Mann für diese delikate Aufgabe betrachtet: 
er war zurückhaltend und zeigte stets Verständnis für die nieder­
ländischen Empfindlichkeiten.23 Das galt nicht für Botschaftsrat 
Werner von Holleben, der im Kontakt mit Niederländern und in 
seinen diplomatischen Berichten Schwierigkeiten hatte, den richti­
gen Ton zu treffen. „Ob sie Journalisten, Beamte oder Kaufleute 
sind", berichtete er 1953 nach Bonn, „im Grunde bleiben die 
Niederländer Bauern, langsam in ihren Reaktionen und verhalten 
in ihren Emotionen. Sie vergessen ebenso langsam wie sie den­
ken."24 Ein derart stereotypes Bild war zwar nicht repräsentativ 
für die deutsche Meinungsbildung über die Niederlande, aber es 
macht deutlich, daß auch auf deutscher Seite Klischees die Wahr­
nehmung trüben konnten. In einem ausführlichen Bericht über die 
deutsch-niederländischen Beziehungen bekräftigte Botschafter 
Mühlenfeld 1956 „das oft gehörte Urteil, die Niederländer seien 
ein Krämervolk". Durch den jahrhundertelangen Kampf gegen das 
Meer, das Klima und die eintönige Landschaft sei „ein schwer­
blütiges Volk" entstanden, das „gefühlsmäßig langsam, aber tief 
reagiert". Hinzu komme ein „fanatisches und deshalb oft starres 
Gefühl für Recht und Gerechtigkeit", das in einer calvinistischen 
Tradition verwurzelt sei. Dementsprechend sei es nicht verwun­
derlich, „daß ein so geformtes Volk sich gegenüber dem Deutschen 
immer noch von Ressentiments leiten läßt".25 

Bei dieser Charakterskizze des niederländischen Volkes fällt 
nicht so sehr die klischeehafte Oberflächlichkeit auf. Bemerkens­
werter ist, daß Mühlenfeld die Verantwortung für die mühsame 
politisch-psychologische Normalisierung ganz auf Seiten der Nie­
derländer sah und daß sich die Frage nach der Rolle der deutschen 
Haltung dabei überhaupt nicht stellte. Daß eine solche Frage un-
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terblieb, kann übrigens vor dem Hintergrund des westdeutschen 
politisch-kulturellen Klimas der fünfziger Jahre nicht überraschen. 
Für eine Mehrheit der Deutschen stand die eigene Erinnerung an 
den Krieg im Vordergrund: Bombardierungen, Fronterfahrung, 
Niederlage, Besatzung und für Millionen auch Flucht oder Ver­
treibung. Nur eine kleine Minderheit sprach über Schuld und 
Verantwortung, und das Interesse für die Folgen des Zweiten 
Weltkriegs in anderen Ländern war gering. Je mehr Früchte das 
Wirtschaftswunder abwarf und je mehr die Bundesrepublik ihre 
Stellung als Partner in der westlichen Gemeinschaft aufbauen 
konnte, desto mehr verwischte die Vergangenheit. Man macht es 
sich zweifellos zu einfach, wenn man dieses Klima mit der bekann­
ten Formel von der „Unfähigkeit zu trauern" abtut, aber es 
herrschte doch ein „relative Stille" über das Dritte Reich.26 Nicht 
Rückblick oder Bescheidenheit, sondern ein selbstbewußtes Wir-
sind-wieder-wer-Gefühl wurde zum Kennzeichen der Lebensein­
stellung vieler Deutscher in den fünfziger Jahren. Und gerade dies 
war der niederländischen Erwartungshaltung, in der Begriffe wie 
Schuld und Buße im Mittelpunkt standen, diametral entgegen­
gesetzt. 

Man kann das politisch-psychologische Klima der gegenseitigen 
Wahrnehmung von Deutschen und Niederländern in den fünfziger 
Jahren vereinfacht so zusammenfassen: Hier blickten zwei Völker 
aufeinander, von denen das eine Volk nicht vergessen konnte, was 
das andere ihm angetan hatte und die Anerkennung erlittenen 
Unrechts erwartete. Das andere Volk sah darin eine antideutsche 
Starrheit und war nur unvollkommen in der Lage, das niederlän­
dische Kriegstrauma zu verstehen. Schließlich lag der Krieg bereits 
viele Jahre zurück, und außerdem rechtfertigte die neue politische 
und ökonomische Wirklichkeit eine andere Haltung. 

Natürlich gehörte es zu den zentralen Aufgaben der deutschen 
Diplomaten in Den Haag, dieses Klima zu verbessern, aber man 
war sich bewußt, daß die Mittel dazu begrenzt waren. „Jedes allzu 
heftige Werben um die Sympathie der Niederländer würde ... hier 
mehr Mißtrauen als Genugtuung erwecken", berichtete General­
konsul Du Mont kurz nach seiner Ankunft im Oktober 1950 an 
das Kanzleramt: „Eine gewisse Zurückhaltung, verbunden mit dem 
diskreten Hinweis auf das Vorhandensein einer holländischen 
Eigenständigkeit und Eigenart, dürfte die geeignete Haltung sein, 
um die zweifellos noch vorhandenen Ressentiments nach und nach 
abzubauen."27 Damit war die Richtschnur für die deutsche Politik 
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auf diesem Feld in den Niederlanden vorgegeben: abwarten und, 
wenn möglich, auf Initiativen von niederländischer Seite eingehen. 
Dies führte 1952 u.a. zur Finanzierung von Deutschkursen und 
der Einrichtung einer deutschen Bibliothek in Den Haag. Auch die 
1953 auf niederländische Initiative hin gegründete ,Genootschap 
Nederland-Duitsland', die sich die Verbreitung der deutschen 
Kultur in den Niederlanden zur Aufgabe machte, wurde aus Bonn 
finanziell unterstützt.28 Auf deutscher Seite sah man in der Grün­
dung dieser Gesellschaft anfänglich ein Zeichen, daß die Zeit für 
eine Intensivierung der kulturellen Beziehungen reif sei. 1956 
stellte Botschafter Mühlenfeld aber enttäuscht fest, daß diese sehr 
vorsichtig vorgehende Gesellschaft - vor allem im Vergleich zu 
ähnlichen Organisationen in anderen Ländern - nur wenige Akti­
vitäten entfaltete. Und darin sah er ein weiteres Symptom für die 
Zurückhaltung gegenüber Deutschland, die in den Niederlanden 
besonders ausgeprägt sei.29 Charakterisierte Mühlenfeld die Gesell­
schaft auch als „alles andere als aktiv", betrachteten die niederlän­
dischen Initiatoren sich doch als eine kleine aktive Vorhut auf dem 
Weg zur Verbesserung der Beziehungen. Was die deutsche Seite als 
zu wenig und halbherzig einschätzte, sah man in der Gesellschaft 
selbst gerade als mutige Schritte vorwärts. Dieser Unterschied in 
der Wahrnehmung macht erneut deutlich, wie weit beide Länder 
auf der politisch-psychologischen Ebene noch voneinander ent­
fernt waren. 

Dennoch stellte der Botschafter 1956 „erfreuliche Zeichen" 
einer fortschreitenden Normalisierung fest. Im Jahre zuvor hatte 
die niederländische Regierung Gesprächen über ein Kulturabkom­
men zugestimmt. Das werde die Möglichkeit zu einer aktiveren 
deutschen Politik bieten, wobei sogar die Gründung eines deut­
schen Kulturinstituts in Reichweite liege. Wie so oft überschätzte 
die deutsche Seite auch diesmal die Geschwindigkeit des psycholo­
gischen Normalisierungsprozesses. Zwar kam 1957 der erste deut­
sche Kulturattache nach Den Haag, aber es dauerte noch bis 1961, 
ehe ein Kulturabkommen geschlossen wurde. Damit gehörten die 
Niederlande zu den europäischen Schlußlichtern: Frankreich 
(1955), Belgien (1956), Norwegen (1957), Griechenland (1957), 
Italien (1958), Großbritannien (1959) und noch andere Länder 
waren ihnen vorangegangen. 
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Nuancierung 

Die obige Darstellung scheint auf eine große antideutsche Ein­
mütigkeit in den Niederlanden bis zum Ende der fünfziger Jahre 
hinzudeuten. So mühsam die politisch-psychologische Beziehung 
auch war, so war die Meinungsbildung über Deutschland doch 
reichhaltiger als man aufgrund des vorhergehenden vermuten 
würde. Die Ergebnisse von Meinungsumfragen machen deutlich, 
daß bereits kurz nach 1945 unterschiedliche Deutschlandbilder 
existierten, die nicht alle ausschließlich negativ waren. Sowohl 
international als auch national wurde im ersten Nachkriegsjahr­
zehnt die öffentliche Meinung erforscht, wobei die Menschen nach 
ihrer Meinung über das deutsche Volk befragt wurden. Das Ergeb­
nis einer solchen Meinungsumfrage von 1947 ist in Tabelle 6 wie­
dergegeben. 

Tabelle 6: Westliche Länder: freundlichf oder,unfreundlichr 

gegenüber dem deutschen Volk (1947) in % 

Frage: „Wie stehen Sie zum deutschen Volk in seiner Gesamtheit, freund­
lich oder unfreundlich?" 

Unfreundlich Freundlich Gleichgültig/ 
keine Meinung 

Frankreich 

Niederlande 

Kanada 

Dänemark 

England 

Vereinigte 
Staaten 

56 

53 

28 

32 

36 

28 

3 

29 

41 

40 

42 

45 

41 

18 

31 

28 

22 

27 

Quelle: NIPO-Bericht Nr. 81, 5.2.1947 
(für Dänemark: Die Tat, 17.6.1947) 

Das Ausmaß der »Unfreundlichkeit* in den Niederlanden wird 
nur von Frankreich übertroffen. In beiden Ländern antworteten 
über 50% der Befragten, daß sie dem deutschen Volk »unfreund­
lich* gegenüberstünden, während der Prozentsatz in den anderen 
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untersuchten Ländern deutlich unter 40% blieb. Auch hinsichtlich 
der Anzahl »freundlich Gesinnter' fallen deutliche Unterschiede 
auf. Während 40 bis 45% der Dänen, Kanadier, Briten und Ameri­
kaner den Deutschen freundlich gegenüberstanden, waren es in 
den Niederlanden 29% und in Frankreich nur 3%. 

Ein vergleichbares Bild bietet eine internationale UNESCO-
Untersuchung von 1948, in der die Frage gestellt wurde, welchem 
Volk man „am wenigsten freundliche" Gefühle entgegenbringe. 

Tabelle 7: Gefühle der Unfreundlichkeit gegenüber 
anderen Völkern (1948) in % 

in den in in in in 

Nid.: Frankreich: Norwegen: Italien: England: 

Russen 39 Deutsche 34 Russen 28 Russen 44 Russen 37 

Deutsche 36 Russen 32 Deutsche 22 Deutsche 16 Deutsche 16 

Engländer 4 Italiener 7 Schweden 2 Engländer 14 Japaner 9 

Amerikaner 2 Amerikaner 6 Engländer 1 Jugoslawen 8 Italiener 4 

Quelle: L. WECKE/W. SCHMETZ u.a., 
Vijandbeeld in Nederland, S. 4. 

Die Resultate machen deutlich, wie sehr der Kalte Krieg in­
zwischen seine Spuren in der internationalen Bildformung hinter­
ließ. Außer in Frankreich standen in allen Ländern die Russen auf 
dem ersten Platz. Mit Blick auf die Deutschen fällt erneut auf, daß 
sie in den Niederlanden und in Frankreich mit wesentlich un­
freundlicheren Gefühlen zu rechnen hatten als in anderen Län­
dern. Außerdem unterschied sich in den Niederlanden und Frank­
reich das Ausmaß der Unfreundlichkeit gegenüber Russen und 
Deutschen nicht wesentlich, während in Italien und England die 
Differenz erheblich war. 

In niederländischen Meinungsumfragen wurde in den folgenden 
Jahren die Frage nach der ,freundlichen* bzw. »unfreundlichen* 
Haltung gegenüber dem deutschen Volk noch einige Male wie­
derholt. Die Ergebnisse lauteten wie folgt: 
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Tabelle 8: Niederländer: freundlich' oder unfreundlich* gegenüber 
dem deutschen Volk (1947-1953) in % 

unfreundlich freundlich keine Meinung 

Januar 1947 

Januar 1948 

Januar 1950 

Dezember 1952 

November 1953 

53 

50 

36 

30 

17 

29 

27 

36 

41 

54 

18 

23 

28 

28 

29 

Quelle: Zo zijn wij. De eerste 25 jaar NIPO-onderzoek, 
Amsterdam/Brüssel 1970, S. 141. 

Diese Daten weisen darauf hin, daß die Beurteilung der Deut­
schen ab 1948 rasch positiver wurde. Ab 1950 übertraf der Anteil 
der »Freundlichen' sogar die »Unfreundlichen*, und die Ergebnisse 
von 1953 scheinen auf eine schnelle Verbesserung der Haltung 
gegenüber Deutschen und Deutschland zu verweisen. 

„Gehört Ihrer Meinung nach Westdeutschland zu Westeuropa 
oder nicht?" fragte das Umfrageinstitut NIPO Ende 1949 in einer 
Meinungsumfrage. 72% antworteten zustimmend, 9% ablehnend, 
und 19% hatten dazu keine Meinung.30 Aus diesen hohen Ja'-
Werten darf man allerdings nicht schließen, daß eine große Mehr­
heit den Abstand zwischen den Niederlanden und Deutschland als 
überwunden betrachtete. Dieses Ergebnis bestätigt eher die Zu­
stimmung der niederländischen Bevölkerung zur Integration der 
Bundesrepublik in den Westen. Aus rationalen Erwägungen wurde 
der Weg der Annäherung eingeschlagen, und dies war zweifellos 
für viele noch ein psychologischer Kraftakt, der mit ambivalenten 
Gefühlen verbunden war. Diese Ambivalenz ging auch aus einer 
NIPO-Untersuchung vom Dezember 1949 hervor, in der gefragt 
wurde, was für die Niederlande am besten sei: „Daß Deutschland 
eine starke Nation wird, daß es stärker als zur Zeit, aber nicht zu 
stark wird, oder daß es eine schwache Nation bleibt?" 
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Tabelle 9: Im niederländischen Interesse: 
Deutschland stark oder schwach? (1949) in % 

Deutschland muß werden: 

Eine starke Nation 12 

Stärker als jetzt, aber nicht zu stark 43 

Eine schwache Nation 32 

Keine Meinung 13 

Quelle: NIPO-Bericht Nr. 366, 21.1.1950. 

Die niederländischen Deutschlandbilder wurden keineswegs bei 
jedem durch die Erinnerungen an den Krieg bestimmt. Dies zeigte 
sich in einer NIPO-Umfrage vom November 1951, in der die 
Frage gestellt wurde: „Woran denken Sie als erstes, wenn Sie an 
Deutschland denken?" Zwar verbanden 36% der Befragten zuerst 
eine negative Assoziation mit Deutschland, die mit der Besatzungs­
zeit zu tun hatte, aber 10% dachten eher an die Schönheit der 
Natur, 8% an die Verwüstungen in Deutschland und 6% an die 
Industrie und den hohen technischen Standard der Deutschen; ca. 
17% der Befragten konnten diese Frage nicht beantworten. Mit 
anderen Worten: Nur bei einem Drittel rief die Frage negative 
Gefühle hervor, die mit dem Krieg zusammenhingen.31 Weitrei­
chende Schlußfolgerungen über sich schnell positiv verändernde 
Deutschlandbilder darf man aus diesen Fakten übrigens nicht 
ziehen. Dies zeigte sich z.B. bei einer UNESCO-Umfrage von 
1958 nach den wechselseitigen Ansichten von Franzosen, Deut­
schen, Wallonen, Flamen und Niederländern. In den spontanen 
niederländischen Äußerungen über die Deutschen übertraf die 
Anzahl negativer Antworten die positiven in einem Verhältnis 
von 5:4. Damit waren die Niederländer im Vergleich zu den ande­
ren Völkern gegenüber den Deutschen am kritischsten.32 Dennoch 
geben die hier vorgestellten Umfrageergebnisse genug Anlaß, den 
Eindruck einer großen antideutschen Übereinstimmung in den 
fünfziger Jahren zu relativieren. 

Eine solche Schlußfolgerung liegt auch nahe, wenn man auf die 
bereits aufgeworfene Frage nach der Bedeutung persönlicher, 
ideologischer, sozialer und regionaler Faktoren bei dem Bild von 
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Deutschland und den Deutschen eingeht. So ist es bemerkenswert, 
daß gerade Menschen, die selbst Opfer der Nationalsozialisten 
waren, für ein differenziertes Deutschlandbild eintraten. So groß 
bei vielen von ihnen unmittelbar nach 1945 auch der Haß gewesen 
sein mag, so wurde sich der eine schneller, der andere langsamer 
bewußt, daß in dem Augenblick, als sie in die deutschen Konzen­
trationslager geführt wurden, viele Deutsche dort bereits jahrelang 
eingesessen hatten, und daß deshalb von Kollektivschuld keine 
Rede sein konnte.33 Gerade sie wurden nach 1945 rasch aktiv und 
nahmen Kontakt mit deutschen Gegnern des Nationalsozialismus 
auf. 

Kennzeichnend für diese Aktivitäten war - und hier wird ein 
ideologischer Faktor sichtbar - , daß es dabei um Kontakte zwi­
schen Parteifreunden und Glaubensgenossen beiderseits der Gren­
ze ging. Ein gutes Beispiel dafür bietet das Verhältnis zwischen der 
SPD und der PvdA in den ersten Nachkriegsjahren. Der gemein­
same ideologische Hintergrund, persönliche Freundschaften aus 
der Vorkriegszeit und das Bewußtsein, daß die SPD selbst zu den 
ersten Opfern der NS-Diktatur gehört hatte, führten schon kurz 
nach dem Krieg zur Wiederaufnahme von Kontakten.34 In protes­
tantischen Kreisen begegneten sich deutsche und niederländische 
Calvinisten in der Studiengemeinschaft Johannes Calvijn*. Da­
neben gab es den ,Oecumenische Raad', in dem die ehemalige 
Widerstandskämpferin Hebe Charlotte Kohlbrugge eine tonange­
bende Rolle spielte. Im Sommer 1947 besuchte eine Delegation der 
Niederländisch-Reformierten Kirche Deutschland. Schockiert über 
den Hunger und die Lebensverhältnisse in dem zerstörten Land 
und besorgt über die geistige Isolierung der Deutschen, kehrte sie 
in die Niederlande zurück. Man kam zu dem Schluß, daß es die 
Aufgabe der Niederländischen Kirche sein müsse, intensiven Kon­
takt zu führenden Kreisen der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land aufzunehmen. Auch die deutschen Gesprächspartner hätten 
wiederholt diesen Wunsch geäußert, berichtete die Delegation.35 

Bereits vor den Protestanten hatten die Katholiken wieder Kon­
takt zu ihren deutschen Glaubensbrüdern gesucht. Schon 1945 war 
eine ,Katholiek Genootschap voor geestelijke vernieuwing' (Ka­
tholische Gesellschaft für geistige Erneuerung) gegründet worden, 
die niederländische und deutsche Katholiken zusammenbringen 
sollte. 

Eine bemerkenswerte Rolle bei solchen Kontakten spielten 
ehemalige deutsche Flüchtlinge, die in den dreißiger Jahren in die 
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Niederlande gekommen waren. Der Sudetendeutsche K.J. Hahn, 
Anfang 1939 aus der Tschechoslowakei in die Niederlande geflüch­
tet, gehörte zu den Gründern der Katholischen Gesellschaft.36 

Alfred Mozer, 1933 in die Niederlande gekommen, war nach 1945 
Redakteur der PvdA-Wochenzeitung Paraat und wurde 1948 inter­
nationaler Sekretär der PvdA. Zwar spielte er in den frühen fünfzi­
ger Jahren eine Hauptrolle in heftigen Auseinandersetzungen 
zwischen PvdA und SPD über die Außenpolitik, aber er war auch 
ein wichtiger Brückenbauer in den Nachkriegsjahren.37 Der 
Gewerkschafter Heinz Umrath war 1936 in die Niederlande ge­
flüchtet und übte ab 1950 für die niederländische Gewerkschafts­
bewegung eine wichtige Funktion bei der Pflege der Kontakte 
zwischen den Baugewerkschaften in beiden Ländern aus. 

Man kann also behaupten, daß die ersten Nachkriegskontakte 
entlang ,versäulter' Linien zustandekamen. Das schloß Kritik am 
oder Spannungen im Umgang mit den deutschen Gesprächspart­
nern keineswegs aus, aber wichtiger war, daß es durch solche 
Kontakte zwischen religiös und politisch Gleichgesinnten zu einer 
ersten Differenzierung der antideutschen Gefühle kommen konn­
te. Die Zahl der Initiativen auf diesem Feld war sogar so groß, daß 
1947 das Bedürfnis nach einer Dachorganisation für die vielen 
Einrichtungen und Gruppierungen entstand, die eine Wiederauf­
nahme der bilateralen Kontakte anstrebten. 1948 wurde deshalb 
die ,Coördinatie-Commissie voor Culturele Betrekkingen met 
Duitsland' (Koordinationskommission für kulturelle Beziehungen 
zu Deutschland - CCCD) gegründet, die, vom Außenministerium 
finanziert, zahllose Begegnungen zwischen niederländischen und 
deutschen Journalisten, Wissenschaftlern, Politikern, Studenten 
usw. organisierte. Außerdem gab die CCCD mit der Duitse Kro-
niek eine eigene Zeitschrift heraus, um zu einem differenzierteren 
niederländischen Deutschlandbild beizutragen. 

Außer persönlichen und ideologischen Faktoren spielte auch 
der soziale Kontext eine Rolle in der Bildformung. Für die Ver­
treter von Handel und Industrie bestimmten nicht politische Emp­
findlichkeiten, sondern ökonomische Interessen die Wahrneh­
mung. Beinahe entschuldigend leitete die Redaktion des Industrie-
en Handelskoeriery der Zeitschrift der Niederländischen Handels­
kammer für Deutschland, 1951 einen Artikel über den „geistigen 
Hintergrund" der deutsch-niederländischen Beziehungen mit den 
Worten ein, hiermit werde von dem Grundsatz abgerückt, „in 
diesen Spalten nur über wirtschaftliche Themen zu sprechen".38 
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Für H.R. Marius, der sich ab 1946 erst bei der ,Nederlandse 
Trustmaatschappij* (Niederländische Treuhandanstalt) und später 
als Direktor der Niederländischen Handelskammer für Deutsch­
land für eine Wiederbelebung der Handelsbeziehungen einsetzte, 
waren antideutsche Gefühle mit der Befreiung vorbei, wie er 1985 
rückblickend feststellte. „Ich wollte die Drecksarbeit machen", so 
Marius, der damit zweifellos das Klima in der Kammer in den 
ersten Nachkriegsjahren treffend wiedergab.39 In dieser Atmosphä­
re war das Bild Deutschlands im wesentlichen reduziert auf das 
eines Geschäftspartners, wobei psychologische Spannungen nur als 
störend erfahren wurden. 

Abschließend muß man noch auf regionale Unterschiede in der 
Wahrnehmung von Deutschland hinweisen. „Es ist kein Zweifel, 
daß die Aufgeschlossenheit gegenüber Deutschland gegenwärtig in 
Rotterdam allgemein größer ist als in Amsterdam", berichtete 
Botschafter Mühlenfeld im Dezember 1953 dem Auswärtigen Amt. 
Obwohl durch den Krieg schwer getroffen, habe diese auch für die 
Bundesrepublik so wichtige Hafenstadt „schon verhältnismäßig 
früh wieder ein positives Interesse an Deutschland bekundet".40 

Mühlenfeld verwies hier auf ein auch in späteren Jahren häufiger 
beobachtetes Phänomen: auf die Unterschiede zwischen Amster­
dam und Rotterdam. Nicht zuletzt aufgrund der hohen Zahl der 
aus Amsterdam deportierten Juden gehörte es in den intellektuel­
len und kunstsinnigen Kreisen der Hauptstadt lange Jahre zum 
guten Ton, »antideutsch* zu sein. In der Hafenstadt Rotterdam, für 
die das Ruhrgebiet eine Art Lebensader war, ließ man sich dagegen 
schon kurz nach 1945 von einem nüchternen Handelsgeist leiten. 
Auch in der Grenzregion, in der kulturelle, landschaftliche und 
sprachliche Unterschiede geringer waren als anderswo und Kon­
takte in der Vergangenheit selbstverständlich gewesen waren, 
entspannte sich das Verhältnis schneller. Dies belegen z.B. Gesprä­
che zwischen dem Ministerium für Bildung, Künste und Wissen­
schaften und den niederländischen Sportverbänden aus dem Jahr 
1950 über die Wiederaufnahme der Sportkontakte zu Deutschland. 
In der Grenzregion war man dazu bereit, während dies nördlich 
der großen Flüsse und vor allem in Amsterdam und Umgebung auf 
entschiedene Ablehnung stieß. Im katholischen Süden gab es da­
gegen kaum derartige Empfindlichkeiten.41 

So kann man einerseits feststellen, daß sich bereits kurz nach 
1945 das Bild Deutschlands und der Deutschen in den Nieder­
landen differenzierte. Andererseits darf man den Einfluß der Nie-
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derländer, die eine Wiederaufnahme der Kontakte anstrebten, 
nicht überschätzen, denn groß war diese Gruppe nicht, und sie 
erreichte nur eine kleine Anzahl von Personen. Außerdem enthielt 
die Berichterstattung der Medien genug Stoff für eine Bekräftigung 
negativer Deutschlandbilder. Fragt man nach dem vorherrschen­
den Wahrnehmungsmuster in den fünfziger Jahren, dann blieben 
Mißtrauen und Wachsamkeit für die Mehrheit der niederländi­
schen Bevölkerung zweifellos noch der selbstverständliche Aus­
gangspunkt. 

Deutsche Demokraten? 

Dieser Ausgangspunkt prägte auch das Bild von der westdeutschen 
Demokratie. Würde die Bundesrepublik „jemals zu einer wirkli­
chen Demokratie" heranwachsen können? fragte der liberale NRC 
am Vorabend der ersten Bundestagswahl im August 1949. Die 
Antwort fiel pessimistisch aus, denn der als populistisch bewertete 
Wahlkampf lasse erkennen, daß „das alte Deutschland noch ein 
kräftiges Leben hat".42 Das Wahlergebnis änderte nur wenig an 
diesem Bild, das auch in anderen Zeitungen und im Kreis diploma­
tischer Beobachter bestand. Zwar wurden nur zwei kleine antide­
mokratische Parteien (Deutsche Rechtspartei, Wirtschaftliche Auf­
bauvereinigung) in den Bundestag gewählt, und die vor den Wah­
len kritisierte politische Apathie der Bevölkerung schien durch die 
hohe Wahlbeteiligung (78,5%) widerlegt zu sein, aber die Skepsis 
blieb groß. Die Niederländische Militärmission in Berlin betrach­
tete das Ergebnis nicht einmal als Schritt auf dem Weg zu einem 
demokratischen Deutschland, sondern höchstens als ein „gutes 
Omen".43 „Möge Gott diesen Versuch segnen", hieß es einige Wo­
chen später in der Trouw unter Hinweis auf den Untergang der 
Weimarer Republik.44 Dieser Kommentar aus dem konfessionellen 
Umfeld illustriert treffend die allgemeine Skepsis und abwartende 
Haltung in den Niederlanden. 

Auf den ersten Blick schien diese Skepsis vier Jahre später, nach 
den Bundestagswahlen vom September 1953, deutlich abgenom­
men zu haben. Erneut hatten rechtsextreme Parteien kein Bein auf 
den Boden bekommen. Erfreut nahm man vor allem das große 
Bedürfnis der westdeutschen Bevölkerung nach Kontinuität und 
Stabilität zur Kenntnis, das aus dem großen Gewinn für die 
CDU/CSU (von 31% auf 45,2%) abgeleitet werden konnte. Beina-
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he euphorisch kommentierte die Trouw, daß die Wähler sich „ge­
gen alles, was wir am deutschen Volk zu fürchten pflegen", 
entschieden hätten.45 Die Volkskrant äußerte sich ähnlich, und der 
NRC meinte, daß das Ausland mit diesem Ergebnis „sehr zufrie­
den" sein könne: „Es beweist uns - und ist dies nicht sehr erfreu­
lich? -, daß die unmittelbar nach dem Krieg unternommenen 
Versuche zur Umerziehung des deutschen Volkes nicht vergeblich 
gewesen sind."46 

Von einem wirklich gewachsenen Vertrauen in die westdeut­
sche Demokratie konnte aber noch keine Rede sein. Der Wahlaus­
gang wurde vor allem deshalb begrüßt, weil die Stellung Adenau­
ers dadurch gestärkt worden war und seine Politik der Westinte­
gration auf einer stabileren parlamentarischen Grundlage fortge­
setzt werden konnte. Auch nach 1953 blieben »Deutschland* und 
,Demokratie* zwei Begriffe von zweifelhaftem Zusammenhang, 
und über die Dauerhaftigkeit der politischen Stabilität bestand 
noch große Unsicherheit. Einerseits waren sich niederländische 
diplomatische und journalistische Beobachter darüber einig, daß 
Adenauer der einzige Garant für den Aufbau einer stabilen, west­
lich ausgerichteten und demokratischen Bundesrepublik war. 
Andererseits wurde sein Auftreten als Demokrat in den fünfziger 
Jahren vielfach kritisiert. War die „eiserne Faust", mit der der 
Bundeskanzler die politische Regie führte und die ihm in Deutsch­
land Anerkennung einbrachte, nicht bezeichnend für das, was das 
deutsche Volk verlangte, fragte sich Botschafter Lamping 1953.47 

Die Antwort war im rhetorischen Charakter der Frage bereits 
enthalten, und so blieb Adenauer bei aller Wertschätzung, die man 
ihm in den Niederlanden entgegenbrachte, der Exponent einer 
»typisch deutschen* politischen Kultur, die noch nicht als demo­
kratisch angesehen wurde. Seine Wahlsiege in den fünfziger Jahren 
- 1957 errang er mit 50,2% sogar die absolute Mehrheit - sah man 
in der niederländischen Botschaft in Bonn mit als einen Beweis für 
die These, daß das „deutsche Volk gerne und mehr als üblich ei­
nem erfolgreichen Führer folgt" und noch stets zum Personenkult 
neige.48 So blieb das Adenauer-Bild ambivalent: Seine Autorität 
schien die westdeutsche politische Stabilität am besten zu garantie­
ren, aber dieselbe Autorität brachte auch ein „absolutistisches Stre­
ben" zum Ausdruck. Dem Einhalt zu gebieten, sei eine schwere 
Aufgabe für die deutsche Demokratie, bemerkte das liberale Alge-
meen Handelsblad nach den Bundestagswahlen von 1957.49 
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Die Beurteilung der westdeutschen Demokratie in den fünfzi­
ger Jahren zeigt dasselbe Muster wie die Meinungsbildung über die 
Außenpolitik in dieser Zeit (vgl. Kapitel 3). Mißtrauen und Wach­
samkeit bestimmten das Bild, und häufig erhob sich die Frage, ob 
die »politisch unreife* Bevölkerung nicht von dem eingeschlagenen 
Weg abkommen werde. Den niederländischen Beobachtern war 
bewußt, daß das Grundgesetz der Bundesrepublik viele Sicher­
heitsmechanismen enthielt, um eine Wiederholung des unglück­
lichen Verlaufs der Geschichte der ersten deutschen Demokratie 
zu verhindern. Aber dieses Bewußtsein wurde von dem Gedanken 
überschattet, daß sich eine stabile Demokratie nur auf einer star­
ken gesellschaftlichen Grundlage entwickeln könne, und ob diese 
vorhanden sei, wurde in den fünfziger Jahren noch sehr bezwei­
felt. Dies bedeutete übrigens nicht, daß die deutsche Demokratie 
und die politische Stabilität aus niederländischem Blickwinkel 
tatsächlich in Gefahr waren, aber die Zahl der besorgniserregenden 
Anzeichen blieb groß: Wahlerfolge von rechtsradikalen Parteien in 
einzelnen Bundesländern in den fünfziger Jahren, der verbissene 
und als Zeichen der Intoleranz betrachtete parteipolitische Streit 
zwischen CDU und SPD, das vermeintliche Fortleben nationalisti­
schen Gedankengutes - es gab viele Faktoren, die eine fortdauern­
de Skepsis zu rechtfertigen schienen. Daß rechtsradikale und neo­
nazistische Parteien bei Bundestagswahlen keine große Rolle spiel­
ten, wurde stets positiv kommentiert, aber keineswegs als Garantie 
dafür angesehen, daß dies bei den folgenden Wahlen noch immer 
so sein werde. Han Helb, niederländischer Botschaftsrat in Bonn, 
berichtete 1951 nach Den Haag, daß in Deutschland „für ein Wie­
deraufleben eines totalitären Gedankens immer eine natürliche 
Basis vorhanden" sei, und diese Aussage ist repräsentativ für den 
mißtrauischen Blick, mit dem in den Niederlanden während der 
ganzen fünfziger Jahre die westdeutsche Demokratie betrachtet 
wurde.50 

Die Unsicherheit hinsichtlich der Lebensfähigkeit der Demo­
kratie in der Bundesrepublik beruhte ferner auf der Überlegung, 
daß die politische Stabilität der fünfziger Jahre in hohem Maße aus 
der Überzeugungskraft' des Wirtschaftswunders abzuleiten war. 
Was aber würde geschehen, wenn das ökonomische Wachstum 
zurückging und die Arbeitslosigkeit erneut anstieg? Drohte in 
diesem Fall der Bundesrepublik dasselbe Schicksal wie der Weima­
rer Republik? „Bonn ist nicht Weimar" lautete in den fünfziger 
Jahren der Titel eines bekannten Buches des Schweizer Publizisten 
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Fritz Rene Allemann, und tatsächlich waren die Aussichten für die 
deutsche Demokratie nach 1945 von Anfang an sehr viel günstiger 
als 1918.51 Aus niederländischer Perspektive blieb »Weimar* aber 
ein Symbol für die ungewisse Zukunft der deutschen Demokratie 
und Stabilität. Immer wieder schien durch, wie entscheidend eine 
Fortsetzung des wirtschaftlichen Erfolgs sein werde. „Es sind ... 
dieser Wohlstand und der Wunsch nach Beibehaltung des hohen 
Lebensstandards, die Adenauer die Unterstützung von Millionen 
gegeben haben, die nur rechte oder linke Extremisten werden, 
wenn sie wirtschaftlich nichts mehr zu verlieren haben", schrieb 
Botschafter Lamping Ende 1954 an das Außenministerium: „Nur 
darin liegt der Unterschied zu der Zeit vor zwanzig Jahren."52 So 
gab es bis zum Ende der fünfziger Jahre nur wenig Lichtblicke in 
der niederländischen Beurteilung der westdeutschen Demokratie. 
Selbst die beiden Stabilitätsfaktoren boten keinen wirklichen Halt: 
Der wirtschaftliche Wind konnte sich drehen, und Adenauer 
konnte von der Bühne verschwinden - sei es aus politischen Grün­
den, sei es angesichts seines hohen Alters durch den Tod. Was 
blieb einem anderes übrig, als sich an einen hochbetagten Bun­
deskanzler zu klammern, dessen Politik man als lebenswichtig für 
die Zukunft Westdeutschlands und Europas erachtete, obwohl 
man auch an ihm undemokratische Züge wahrnahm? 

Schlußfolgerung 

Auf den ersten Blick kann man die deutsch-niederländische Bezie­
hung in politisch-psychologischer Hinsicht von 1945 bis zum 
Ende der fünfziger Jahre als ,antideutsch* charakterisieren. Diplo­
maten, Journalisten und Politiker verfügten über ein undifferen­
ziertes, negatives und in hohem Maße statisches Deutschlandbild. 
Beinahe fortwährend wurde generalisierend über ,das* deutsche 
Volk geschrieben, das als larmoyant, egozentrisch und unwestlich 
in seinem politischen Verhalten charakterisiert wurde. Wendungen 
wie ,Der Deutsche hat sich wenig verändert* begegnen einem 
häufig und zeichnen ein Bild, in dem die Schatten des Dritten 
Reiches stets vorhanden sind. Auch in der deutschen Wahrneh­
mung der politisch-psychologischen Beziehung wurde stets die 
,antideutsche* Haltung der Niederländer betont, die außerdem in 
den Niederlanden länger fortzudauern schien als in anderen Län­
dern. Zwar stellte man seit Mitte der fünfziger Jahre eine allmähli-
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che Verbesserung fest, die Anlaß zu der Hoffnung gab, daß sich 
die Normalisierung, die sich auf anderen Feldern vollzog, nun 
auch auf die psychologische und politische Ebene erstrecken wer­
de. Immer wieder mußte man allerdings feststellen, daß diese Er­
wartungen zu optimistisch waren und die politisch-psychologische 
Normalisierung auf niederländischer Seite ein äußerst träger und 
mühsamer Prozeß war. 

Dennoch gab es bereits in den ersten Nachkriegsjahren zahlrei­
che Organisationen, die den Kontakt zum ,anderenc und »besseren* 
Deutschland suchten und sich gegen eine allgemeine Verurteilung 
Deutschlands und der Deutschen wandten. Die Ergebnisse von 
Meinungsumfragen zeigen überdies, daß eine rasch wachsende Zahl 
von Niederländern den Deutschen »freundlich* gesinnt war. Auch 
wenn man daraus keine weitreichenden Schlüsse über eine Ver­
besserung der politisch-psychologischen Beziehung ziehen darf, so 
verweisen solche Tatsachen doch auf eine wachsende Bereitschaft 
zur Differenzierung in der Meinungsbildung über die östlichen 
Nachbarn. Ferner hat sich gezeigt, daß es je nach regionalem und 
ideologischem Hintergrund des niederländischen Beobachters 
erhebliche Unterschiede im Deutschlandbild gab. Folglich muß 
man verschiedene Wahrnehmungsmuster unterscheiden, die gleich­
zeitig vorhanden waren, und die Schlußfolgerung ist gerechtfertigt, 
daß der Begriff »antideutsch* allein zu undifferenziert ist, um die 
niederländische Meinungsbildung über Deutschland bis zum Ende 
der fünfziger Jahre zu umschreiben. Sucht man bei aller Verschie­
denheit der Deutschlandbilder nach einem gemeinsamen Nenner, 
dann sollte man mit Blick auf die große Mehrheit der Bevölkerung 
besser von einem noch stark belasteten Klima sprechen, in dem 
antideutsche Gefühle gewiß wiederholt zum Ausdruck gebracht 
wurden, das sich ansonsten aber vor allem durch ein Bedürfnis 
nach Distanz auszeichnete. 

Hierfür muß man zwei Gründe anführen. Die heftigen anti­
deutschen Emotionen der ersten Nachkriegsjahre ebbten in erster 
Linie ab, weil ab 1947/48 mit der Sowjetunion ein neuer Feind auf 
der Bühne erschien. Mit der Gründung der Bundesrepublik 1949 
wurde darüber hinaus deutlich, daß man den westdeutschen Staat 
als Bundesgenossen akzeptieren mußte. Die Bundesrepublik wurde 
zu einem »notwendigen Partner', und kollektive antideutsche 
Gefühle paßten nicht in dieses Klima einer funktionalen Annä­
herung. Zweitens veränderte sich um 1947/48 auch der niederlän­
dische Umgang mit der Besatzungszeit. Das Interesse an einer 
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strafrechtlichen Verfolgung von NS-Verbrechern nahm ab. Die 
erste Nachkriegsphase des Wiedererlebens und Zeugnisabiegens 
ging zu Ende.53 Natürlich waren die Erinnerungen an die Besat­
zungszeit noch frisch im Gedächtnis, und auf den jährlichen Ge­
denktreffen wurden sie auch sozusagen kollektiv sichtbar. Aber 
gleichzeitig konnte man eine Müdigkeit und einen Widerwillen 
dagegen spüren, sich intensiv mit den Jahren 1940-45 zu beschäfti­
gen. Tüchtigkeit, Wiederaufbaudenken und der Wunsch, ,nach 
vorne zu schauen*, wurden bestimmend, und in diesem gesell­
schaftlichen Klima lag es näher, Deutschland instinktiv den Rük-
ken zuzuwenden und psychologischen Abstand zu halten, als 
antideutschen Gefühlen breiten Raum zu geben. Solche Gefühle 
blieben aber vorhanden und lagen dicht unter der Oberfläche. 

Die niederländische Empfindlichkeit kam auch in dem geringen 
Vertrauen in die deutsche Demokratie zum Ausdruck. Die Mehr­
heit der niederländischen Bevölkerung mochte nach der oben 
zitierten NIPO-Untersuchung Ende 1949 der Meinung sein, daß 
Westdeutschland zum Westen gehörte. Demnach begann östlich 
der Grenze zwischen Delfzijl und Vaals eine andere politische 
Kultur, die man noch keineswegs als stabil und demokratisch 
ansah. Völlig Unrecht hatten die niederländischen Beobachter 
damit übrigens nicht. Auch in der jüngeren politologischen For­
schung wird vielfach auf das Fortbestehen obrigkeitsstaatlicher 
Traditionen in der Bundesrepublik und auf Adenauers „demo­
autoritären" Regierungsstil hingewiesen.54 In dem niederländischen 
Wahrnehmungsmuster fällt allerdings die sehr generalisierende 
Typisierung ,des* deutschen Volkscharakters auf, der sich schlecht 
für eine Demokratie eigne. Damit übersah man weitgehend, daß es 
auch in Deutschland ältere demokratische Traditionen gab und 
viele in der Bundesrepublik darauf aufbauen wollten. Dieses 
Wahrnehmungsmuster hatte ferner zur Folge, daß potentiell ge­
fährliche Tendenzen stets überbewertet wurden und man in der 
politischen Stabilität der fünfziger Jahre nicht viel mehr als ein 
labiles Gleichgewicht sah. 

Zusammenfassend kann man die politisch-psychologische Be­
ziehung bis zum Ende der fünfziger Jahre mit einem Satz von 
Hermann Opitz, in diesen Jahren Korrespondent der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung in Den Haag, charakterisieren: „In bezug auf 
das deutsch-niederländische Verhältnis ist der Boden in Holland 
wie unterminiert", schrieb er 1954: „Wenn man behutsam auf ihm 
läuft, dann geschieht nichts. Aber das Hochgehen einer Mine bei 
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einem unbedachten Schritt löst eine Kettenreaktion aus."55 Daran 
sollte sich in den sechziger Jahren wenig ändern. Die Explosionen 
sollten sogar stärker sein als in der hier beschriebenen Periode. 
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Die Aktualität der Vergangenheit 
in den sechziger Jahren 

Das wiederauflebende Interesse an der Besatzungszeit 

In vielen westlichen Ländern zeigte sich um 1960, daß der Zweite 
Weltkrieg noch viel näher war, als viele in den fünfziger Jahren 
gedacht hatten oder zuzugeben bereit gewesen waren. Die Phase 
des Wiederaufbaus ging zu Ende, die internationalen Beziehungen 
schienen einigermaßen stabilisiert, und es gab allmählich mehr 
Raum für Fragen, die man bis dahin selten gestellt hatte. Kenn­
zeichnend für dieses wiederauflebende Interesse an den Kriegs­
jahren war die gegenseitige Beeinflussung über die Landesgrenzen 
hinweg. Ereignisse oder Debatten des einen Landes schwappten 
über in andere Länder und vermischten sich mit nationalen Dis­
kussionen, die dort in Gang gekommen waren. Das bekannteste 
Beispiel dafür ist die Entführung Adolf Eichmanns aus Argenti­
nien 1960 und der anschließende Prozeß in Jerusalem, der welt­
weit Aufsehen erregte. Es kann nicht überraschen, daß diese neue 
internationale Aufmerksamkeit für das Dritte Reich das Bild der 
Bundesrepublik beeinflußte. 

Auch in Deutschland selbst thematisierte man die NS-Vergan-
genheit wieder stärker. Nach einem aufsehenerregenden Prozeß 
gegen Mitglieder eines ehemaligen Einsatzkommandos, das in 
Litauen Tausende Juden ermordet hatte, wurde 1958 die »Zentrale 
Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung nationalsozia­
listischer Gewaltverbrechen* gegründet. Diese Bundeseinrichtung 
hatte die Aufgabe, systematisch die NS-Verbrechen zu erforschen, 
die außerhalb des Territoriums der Bundesrepublik begangen und 
noch nicht verfolgt worden waren. Dank der Arbeit der Zentralen 
Stelle kam die beinahe zum Stillstand gekommene strafrechtliche 
Verfolgung von NS-Verbrechern wieder in Gang. Im Vergleich zu 
den fünfziger Jahren verdoppelte sich zwischen 1961 und 1965 die 
Zahl der Verurteilungen. Gleichzeitig wuchs um 1960 die Kritik 
daran, daß ehemalige Nationalsozialisten wichtige politische und 
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gesellschaftliche Positionen innehatten. Kennzeichnend für diesen 
Wandel im politisch-gesellschaftlichen Klima war der zunehmende 
Druck auf Adenauer, sich von seinem Bundesvertriebenenminister 
Theodor Oberländer zu trennen. Oberländer, seit 1953 Minister, 
hatte in den fünfziger Jahren wiederholt seine Sympathie für die 
frühere nationalsozialistische Sudetendeutsche Bewegung Konrad 
Henleins zum Ausdruck gebracht. Dies hatte ihn zu einem um­
strittenen Minister gemacht. Lange Zeit hatte Adenauer seine 
Hand über ihn gehalten, aber im Frühjahr 1960 drohte diese Hal­
tung auf den Bundeskanzler selbst zurückzufallen, womit Oberlän­
ders Schicksal als Minister besiegelt war.1 Zum Jahreswechsel 
1959/60 war die Bundesrepublik außerdem dadurch aufgeschreckt 
worden, daß eine gerade wiedererrichtete Synagoge in Köln mit 
Hakenkreuzen beschmiert worden war. Auch andernorts waren 
antisemitische Parolen aufgetaucht, und es erhob sich die Frage, ob 
Deutschland tatsächlich mit dem Antisemitismus gebrochen hatte. 

So unterschiedlich diese Ereignisse für sich genommen auch 
waren, so läuteten sie doch im Umgang mit der NS-Vergangenheit 
eine Phase wachsenden öffentlichen Interesses und kontroverser 
Debatten ein. Der Frankfurter Auschwitz-Prozeß, die 1965 und 
1969 im Bundestag über die Verjährung von Mord geführten De­
batten, und nicht zuletzt die kritischen Fragen vieler Jüngerer an 
ihre Eltern machten die sechziger Jahre unverkennbar zu einer 
Zeit, in der sich die Bundesrepublik stärker als zuvor der Kon­
frontation mit der Vergangenheit stellte.2 So positiv diese Kon­
frontation im Prinzip auch war, so bedeutete sie für das niederlän­
dische Deutschlandbild nicht unbedingt eine Verbesserung, denn 
für viele Beobachter in den Niederlanden blieb der deutsche Um­
gang mit der Vergangenheit des Dritten Reichs halbherzig. Sie 
konnten sich durch diejenigen bestärkt fühlen, die in Deutschland 
selbst die „Unfähigkeit zu trauern" anprangerten.3 

Auch in den Niederlanden wuchs um 1960 das Interesse an den 
Kriegsjahren. Als Ausgangspunkt dieser Entwicklung gilt vielfach 
die Fernsehserie ,De Bezetting* (,Die Besatzung*), deren erster Teil 
am 6. Mai 1960 ausgestrahlt wurde und die nach 21 Folgen am 5. 
Mai 1965 endete.4 In dieser Serie wurde ein nationales Geschichts­
bild präsentiert, das der Historiker Frank van Vree - mit Worten 
aus der Serie selbst - treffend so zusammengefaßt hat: „Die ,Bezet-
ting* ist die Geschichte der Vergewaltigung eines unschuldigen und 
ahnungslosen Volkes, das aber durch seine geistige Stärke und 
Unbeugsamkeit, unter der beseelten Führung seiner Monarchin, 
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das Böse besiegt und im Prinzip ungebrochen und gereinigt aus 
diesem Kampf hervorgeht. Der Preis ist hoch, aber die Gerechtig­
keit triumphiert."5 Dieses Bild war zwar keineswegs neu, aber 
nicht zuletzt deswegen hatte die Serie so eine enorme Wirkung: In 
Verbindung mit der eindringlichen Moderation durch den Direk­
tor des ,Rijksinstituut voor Oorlogsdocumentatie* (,Reichsinstitut 
für Kriegsdokumentation', RIOD) Lou de Jong, dem fließenden 
Übergang von individuellen zu nationalen Identifikationsmomen­
ten und der langen Zeit, über die die Ausstrahlung sich erstreckte 
- einer Zeit, in der sich viele Menschen Fernsehgeräte anschafften 
- lieferte die Serie ein Geschichtsbild, das viele gern bestätigt sahen 
und das im kollektiven historischen Bewußtsein noch lange domi­
nieren sollte. 

Übrigens fühlte sich nicht jeder wohl bei diesem „Klein-aber-
tapfer-Image", das so gut an das viel ältere niederländische Selbst­
bild anschloß.6 Der Publizist W.L. Brugsma charakterisierte de 
Jong 1965 als „Rijksbureauvooroorlogsdocumentatiekwezel" 
(Reichsbüro für Vorkriegsdokumentations-Betschwester), und der 
Redakteur der linken Wochenzeitung Groene Amsterdammer, Han 
Lammers, machte kurzen Prozeß mit Lou de Jong, „dem Süßli­
chen". Er rief zu Mißtrauen gegenüber der niederländischen Selbst­
genügsamkeit und zur Erforschung der Kollaboration auf.7 Dies 
forderten auch andere, und Jacques Pressers dramatische Beschrei­
bung des Schicksals der niederländischen Juden („De ondergang", 
1965) bekräftigte, wie berechtigt diese Forderungen waren. Das 
Buch Pressers schlug wie eine Bombe ein und führte in den Medien 
zu geschockten Betrachtungen über das Versagen der niederlän­
dischen Bevölkerung in der Besatzungszeit.8 Anders als in der 
Bundesrepublik waren die kritischen Fragen über die Mitschuld 
und Kollaboration in den Niederlanden kaum ein Teil des Genera­
tionenkonflikts, den die ,68er* in diesen Jahren austrugen. Gewiß 
erscholl auch aus der niederländischen Protestbewegung der Vor­
wurf, das »Establishment* der sechziger Jahre habe bereits während 
der Kriegsjahre versagt. Und auch in den Niederlanden sahen sich 
die Kämpfer gegen die Ordnung als die wahren Erben des Wider­
stands aus der Kriegszeit. Von einer scharfen Auseinandersetzung 
über die Vergangenheit wie in der Bundesrepublik konnte aber 
keine Rede sein. Kritische Betrachtungen über passive Schuld zur 
Zeit der Besatzung kamen aus allen Altersgruppen, und die Pro­
testgeneration blieb im Rahmen des Nachkriegs-Konsenses über 
die moralischen Lektionen, die aus der Besatzungszeit zu ziehen 
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seien. Mehr noch: Sie bekräftigte diesen Konsens, indem sie in 
ihrem eigenen »Antifaschismus* die Vorbildfunktion des Wider­
stands kultivierte. 

Dieses wachsende Interesse am Zweiten Weltkrieg hatte zur 
Folge, daß die Besatzungszeit um 1960 in den niederländischen 
Deutschlandbildern wieder stärker in den Vordergrund trat. „Die 
Wiederbelebung der Kriegserinnerungen, die von den ehemaligen 
Widerstandskreisen und von der politischen Linken planmäßig 
gefördert wird, im Volk aber offenbar jetzt Widerhall findet", 
berichtete Botschafter Löns im März 1960 dem Auswärtigen Amt, 
„ist für uns nicht ohne Gefahren." Er erwartete nicht nur, daß 
Zeitungen, Verleger, Filmproduzenten, Radio und Fernsehen 
diesen Trend noch verstärken würden, sondern auch, daß Moskau 
und Ost-Berlin von dieser Gelegenheit Gebrauch machen würden, 
um die Propaganda gegen die Bundesrepublik zu steigern: „All das 
zusammen genommen dürfte eine neue Versteifung der ohnehin 
nur wenig aufgetauten Haltung der Niederländer gegenüber der 
Bundesrepublik und den Deutschen zur Folge haben", so der Bot­
schafter mit einem Unterton, der eine ,linke* Verschwörung gegen 
die Bundesrepublik vermuten ließ.9 

Insofern er damit Moskau und Ost-Berlin meinte, hatte er nicht 
Unrecht. In den fünfziger und sechziger Jahren wurden aus dem 
kommunistischen Lager regelmäßig westdeutsche Politiker be­
schuldigt, sich bei NS-Verbrechen schuldig gemacht zu haben. 
Diese »antifaschistischen* Kampagnen, die um 1959/60 intensiviert 
wurden, gründeten auf einer Kombination von Wahrheit und 
Verleumdung, wobei der ostdeutsche Staatssicherheitsdienst das 
,Beweismaterial* produzierte.10 Die DDR setzte auch noch andere 
Mittel ein, um durch die Suggestion einer »faschistischen* Konti­
nuität die Bundesrepublik zu diskreditieren. Nach dem Untergang 
der DDR 1989/90 bekannten ehemalige Stasi-Mitarbeiter, daß die 
antisemitischen Vorfälle 1959/60 durch den ostdeutschen Geheim­
dienst mit inszeniert worden waren. Völlig neu war diese Nach­
richt übrigens nicht, denn die Bundesregierung verfügte bereits 
Anfang 1960 auch selbst über Hinweise in dieser Richtung. Viel 
hatte die Bundesrepublik mit diesem Wissen damals allerdings 
nicht ausrichten können: Konkrete Beweise fehlten, und außerdem 
wußte man in Bonn, daß Beschuldigungen an die Adresse Ost-
Berlins dem eigenen Image nur weiter geschadet hätten. Nicht zu 
Unrecht vermutete man, daß die aufgeschreckten Partner der 

326 



9 Die Aktualität der Vergangenheit in den sechziger Jahren 

Bundesrepublik solche Beschuldigungen als ein Zeichen des Unwil­
lens gedeutet hätten, dem Ernst der Lage ins Auge zu sehen.11 

So listig dieses Spiel der Stasi auch war, so hatte die innerhalb 
und außerhalb der Niederlande wachsende Sensibilität gegenüber 
der Bundesrepublik ihren Ursprung natürlich nicht in Ost-Berlin, 
sondern die DDR fachte lediglich ein Feuer an, das in verschiede­
nen westlichen Ländern entflammt war. Der deutsche Botschafter 
in Den Haag berichtete in dieser Zeit wiederholt über eine wach­
sende antideutsche Stimmung in den Niederlanden und über die 
nur äußerst dünne Vertrauensschicht, die die Bundesrepublik bis 
dahin aufgebaut hatte. Mit Blick auf die niederländischen Reaktio­
nen zu den antisemitischen Vorfällen, sprach Botschaftsrat Dvorak 
von aufgestauten antideutschen Gefühlen, die sich nun in einer 
„Springflut der Kritik" einen Weg bahnten und verdeutlichten, 
wie tief die Ressentiments bei den „dickblütigen" Niederländern 
mit „extrem nachtragendem Charakter" noch saßen. Glück im 
Unglück sei, daß sich auch in anderen Ländern antisemitische 
Tendenzen gezeigt hatten. Wäre das nicht der Fall gewesen, hätte 
man in den Niederlanden wahrscheinlich völlig das Gefühl für 
Proportionen verloren, meinte der über diese ernste „Vertrauens­
krise" besorgte Botschaftsrat.12 Dvorak hatte zweifellos recht, daß 
in der niederländischen Presse ausführlich und kritisch über den 
fortlebenden Antisemitismus in Deutschland berichtet wurde. Das 
liberale Algemeen Handelsblad sah die Ursache in der halbherzigen 
Entnazifizierung und warf Adenauer vor, zu wenig für die Säube­
rung des politischen und gesellschaftlichen Lebens getan zu haben. 
Vergleichbare Kommentare erschienen in der Volkskrant und in 
der sozialdemokratischen Parteizeitung Het Vrije Volk, aber trotz 
der vielfach zum Ausdruck gebrachten Besorgnis war die nieder­
ländische Reaktion differenzierter als Dvorak nach Bonn berichtet 
hatte. Unter Hinweis auf die Entrüstung über die antisemitischen 
Vorfälle in Deutschland selbst kam Het Vrije Volk zu dem Schluß: 
„Weihnachten 1959 ist ein Zeichen an der Wand für zwei Phäno­
mene im Nachkriegsdeutschland: für das Vorhandensein einiger 
Nazischufte unter den Jüngeren, aber mehr noch für die allgemei­
ne Ablehnung ihres Auftretens."13 Darin kam eher die Bereitschaft 
zum Ausdruck, nach den richtigen Proportionen zu suchen anstatt 
Ressentiments zu kultivieren, wie Dvorak betont hatte. 

Dennoch war die deutsche Sorge über die Entwicklung des 
politisch-psychologischen Klimas verständlich. Auch der Fall 
Oberländer war bis in die Niederlande gedrungen und hatte dort 
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zu kritischen Betrachtungen über die personelle Kontinuität zwi­
schen dem Dritten Reich und der Bundesrepublik geführt. Hinzu 
kam, daß gerade in dieser Phase nach der abgeschlossenen deutsch­
niederländischen Generalbereinigung eine gereizte Stimmung in 
den Niederlanden herrschte, und daß die Besorgnis über die 
deutsch-französische Dominanz in Europa gerade in diesem Jahr 
wuchs (vgl. Kapitel 7 bzw. 4). Außerdem nahm seit 1959/60 die 
niederländische Kritik am innenpolitischen Auftreten Adenauers 
zu. Er hatte aus niederländischer Sicht nicht nur 1959 das Amt des 
Bundespräsidenten beschädigt, indem er seine Kandidatur erst 
angemeldet und dann wieder zurückgezogen hatte. Auch die Art 
und Weise, in der Adenauer die antisemitischen Vorfälle bagatelli­
siert hatte - die Täter seien „Lümmel", die „eine Tracht Prügel" 
verdienten - ließen Zweifel an seinem früher so scharfen politi­
schen Instinkt aufkommen.14 Kurz gesagt, im Adenauer-Bild traten 
stärker negative Aspekte in den Vordergrund, und auch dies ver­
größerte die niederländische Wachsamkeit gegenüber der Bundes­
republik. Und schließlich war es 1960 genau 15 Jahre her, daß die 
Niederlande befreit worden waren, und in diesem ,runden* Ge­
denkjahr zeichnete sich eine besondere Aufmerksamkeit für den 4. 
und 5. Mai ab. 

Angesichts der verschlechterten Stimmung in den Niederlanden 
riefen vor allem die Gedenktage auf deutscher Seite große Besorg­
nis hervor. Man fürchtete, daß nichtsahnende Touristen, die gera­
de während der Gedenkzeit in großer Zahl zu den blühenden 
Tulpenfeldern zogen, ungewollt zu einer Steigerung der Spannung 
beitragen könnten. Ebenso wie 1955 wurde auf Initiative der deut­
schen Botschaft in Deutschland eine Kampagne gestartet, um 
Zwischenfälle zu vermeiden.15 Über die Medien wurde die deut­
sche Bevölkerung informiert, daß man in den Niederlanden An­
fang Mai Ereignissen gedenke, „die eine besonders negative Bezie­
hung zu Deutschland haben". Infolgedessen besuchten im Ver­
gleich zum normalen Touristenverkehr nur wenige Deutsche in 
diesen Tagen die Niederlande, und diejenigen, die doch fuhren, 
bekamen beim Überschreiten der Grenze ein Papier mit entspre­
chend formulierten Informationen ausgehändigt, das auch einen 
Verhaltenskodex enthielt: keine Teilnahme an Gedenkversamm­
lungen oder Befreiungsfeiern und kein Cafe-Besuch am Abend des 
4. Mai.16 Erleichtert und nicht ohne Stolz berichtete Botschafter 
Löns nach den Gedenktagen, daß nicht zuletzt aufgrund seiner 
Initiative Zwischenfälle ausgeblieben seien. Ob dies tatsächlich der 
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Fall war, läßt sich selbstverständlich nicht belegen. Allerdings 
kann man feststellen, daß er den Anstoß zu Maßnahmen gegeben 
hatte, die zweifellos vernünftig waren und im darauffolgenden 
Jahr wiederholt wurden. 

^Holland-Studie' und Deutsche Woche 

Während es bei diesen Maßnahmen nur darum ging, die Stimmung 
nicht weiter zu verschlechtern, dachte man in der Zeit danach 
über verschiedene Aktivitäten nach, die eine positive Wende her­
beiführen sollten. Da Botschafter Löns zufolge in den Nieder­
landen die Neigung bestand, die Deutschen der NS-Zeit „als eine 
kompakte Masse von jubelnden Ja-Sagern zu betrachten", setzte er 
sich kurz nach den Gedenktagen von 1960 dafür ein, eine Aus­
stellung über den deutschen Widerstand gegen den Nationalsozia­
lismus zu zeigen. In Verbindung mit einem Film und einem Thea­
terstück über das Thema könne man so die niederländische öffent­
liche Meinung positiv verändern.17 Die Ausstellung hat es nie 
gegeben, aber Löns' Vorschlag stieß sowohl im Auswärtigen Amt 
als auch im Bundespresseamt auf offene Ohren und war bezeich­
nend für die offensivere Öffentlichkeitsarbeit, für die man sich in 
den sechziger Jahren auf deutscher Seite einsetzte. 

Immer wieder wurde deutlich, wie schwierig es war, dabei die 
Klippen der Vergangenheit zu umschiffen. Dies zeigte sich, als die 
deutsche halboffizielle Wochenzeitung Das Parlament 1962 ein 
Themenheft über die Niederlande herausgab, das mit Geleitworten 
von Außenminister Luns und seinem deutschen Kollegen Schröder 
nachdrücklich im Zeichen bilateraler Annäherung stand. Unmit­
telbar nach dem Erscheinen erhob sich in den Niederlanden Pro­
test, weil die Ausgabe eine positive Rezension des Buches „Hol­
land" enthielt, das Theodor Meursen zusammengestellt hatte. Es 
war der Redaktion des Parlaments entgangen, daß sich hinter die­
sem Pseudonym Tobie Goedewaagen verbarg, ein ehemaliger 
führender niederländischer Nazi, der 1948 zu 12 Jahren Gefängnis 
verurteilt worden war. „Lobende Kritik für Buch eines Ex-
NSBers" lautete die Schlagzeile in Het Vrije Volk, und auch das 
Algemeen Dagblad höhnte „Deutsches Lob für Alt-NSBer"(NSB: 
,Nationaal-Socialistische Beweging', die niederländische Nazi-
Partei der dreißiger und vierziger Jahre). Obwohl das Algemeen 
Handelsblad relativierend berichtete, daß die Redaktion des Parla-
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ments im guten Glauben gehandelt hatte und der NRC die Sache 
als einen kleinen Schönheitsfehler abtat: Das Unheil war gesche­
hen, und alle Aufmerksamkeit richtete sich auf die lobenden deut­
schen Worte über Goedewaagens Buch.18 Auch nachdem die für 
die Niederlande bestimmten Exemplare korrigiert und anstelle der 
beanstandeten Rezension Fotos von Niederländern in Trachten­
kleidung abgedruckt worden waren, blieb der Ausrutscher der 
Redaktion als Schatten über dem Themenheft hängen. Enttäuscht 
mußte man auf deutscher Seite feststellen, daß durch die niederlän­
dische Aufregung die positiven Motive der Initiative nur ungenü­
gend Aufmerksamkeit gefunden hatten.19 

Durch diesen Vorfall ließ man sich in Bonn allerdings nicht 
abschrecken. Inzwischen arbeitete man an einem größeren Plan in 
der Beziehung zu den Niederlanden. Nicht zuletzt, weil dieses 
Land als dasjenige bekannt war, in dem die Kriegsjahre stärker als 
anderswo die Beziehung zur Bundesrepublik trübten, wählte das 
Bundespresseamt 1962 die Niederlande als ,Testgebiet* für eine 
aktivere deutsche Politik zur Verbesserung des deutschen Images 
im Ausland. Um das ,Testgebiet* systematisch und zielgerichtet 

Tabelle 10: Das aus niederländischer Sicht sympathischste Volk 
(1962/63) in % 

Frage: „Welches Volk finden Sie am sympathischsten?" 

Österreicher 

Briten 

Amerikaner 

Deutsche 

Belgier 

Franzosen 

Schweizer 

Schweden 

Italiener 

Ungarn 

Weiß nicht 

Gesamt 

12 

11 

11 

10 

10 

10 

7 

7 

4 

2 

16 

100 

Quelle: KOCH/LAKASCHUS, Deutschenbild, S. 37. 
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bearbeiten zu können, mußte man zunächst feststellen, in welchen 
Bevölkerungsgruppen die antideutschen Gefühle am stärksten 
waren. Dazu ließ das Presseamt im Dezember 1962 und Januar 
1963 die Deutschland-Bilder der niederländischen Bevölkerung 
erforschen. Das Ergebnis dieser „Holland-Studie" bestätigte das 
Vorhandensein antideutscher Gefühle, förderte aber auch Diffe­
renzierungen zu Tage (siehe Tabelle 10).20 

Angesichts dieser Tabelle scheint man noch nicht von einem 
,Problemgebiet' Niederlande sprechen zu können.21 Schließlich 
gehörten die Deutschen für die niederländischen Befragten zu den 
sympathischsten Völkern. Nach Ansicht der Forscher war das 
Problem der Deutschen auch nicht so sehr, daß sie zuwenig Freun­
de in den Niederlanden hatten, sondern daß es „zu viele Feinde" 
gab: 

Tabelle 11: Das aus niederländischer Sicht unsympathischste Volk 
(1962/63) in % 

Frage: „Und welches Volk finden Sie am unsympathischsten?" 

Deutsche 

Briten 

Italiener 

Belgier 

Amerikaner 

Franzosen 

Ungarn 

Schweizer 

Österreicher 

Schweden 

Weiß nicht 

Gesamt 

31 

9 

9 

6 

5 

4 

4 

3 

1 

1 

27 

100 

Quelle: KOCH/LAKASCHUS, Deutschenbild, S. 38. 

Für beinahe ein Drittel der niederländischen Bevölkerung 
waren die Deutschen das unsympathischste Volk, mit weitem 
Abstand vor den Briten und Italienern. Es war aber nicht nur die 
relativ große Anzahl der „Feinde Deutschlands", die auf deutscher 

331 



Teil 3 Bildformung und Politische Kultur 1945-1995 

Seite beunruhigen mußte. Beim Vergleich des Profils der Freunde 
mit demjenigen der Feinde ergab sich eine noch ungünstigere 
Situation. Der typisch deutschfreundliche Niederländer ent­
stammte niedrigeren sozialen Schichten, war katholisch, jünger als 
30 Jahre und wohnte vor allem in kleineren Gemeinden in den 
Provinzen Nordbrabant, Limburg und Overijssel. Für den typisch 
antideutschen Niederländer galt, daß er eher aus tonangebenden 
Kreisen kam, Protestant war, über 30 Jahre alt und in den großen 
Städten im Westen der Niederlande lebte. „Es sind die Meinungs­
bildner, die opinion-leaders", schlußfolgerten die Forscher: „Nach 
diesen Mitbürgern richten sich die übrigen in Dingen der Mode 
und der Meinung. Es wird somit einsichtig, daß die Deutschfeind­
lichkeit, die nur von 31% der Bevölkerung gehegt wird, doch 
allgemein zum guten Ton gehört. Man zeigt durch seine Deutsch­
feindlichkeit, daß man ein guter, ein feiner, ein aufrechter Hollän­
der ist."22 

Letzteres war sicher nicht unzutreffend und sollte auch in 
späteren Betrachtungen über niederländische Deutschlandbilder 
noch wiederholt festgestellt werden. Interessant war weiterhin die 
These der Forscher - und auch dieser Gedanke kehrte in späteren 
Diskussionen zurück -, daß sich viele Niederländer aufgrund des 
Unterschieds in der Größe und im politisch-ökonomischen Ge­
wicht der beiden Länder von Deutschland abgrenzten. In Verbin­
dung mit dem Bewußtsein der wirtschaftlichen Abhängigkeit führe 
diese Asymmetrie zu einem Gefühl der Unsicherheit gegenüber 
dem größeren, reicheren und mächtigeren Nachbarn, vor dem man 
fortwährend auf der Hut sein müsse. Die antideutschen Gefühle 
würden außerdem genährt durch das Denken in calvinistischen 
Begriffen von „Erwählten" und „Verworfenen", wobei die Deut­
schen sich zu einem Musterbeispiel der zweiten Kategorie entwik-
kelt hätten. Diese Erklärung war weit hergeholt, aber mit ihrem 
Hinweis auf die Rolle des Calvinismus hatten die Wissenschaftler 
recht. Wie bereits mehrfach betont wurde, war die niederländische 
Erwartungshaltung gegenüber Deutschland durchzogen von einem 
,Schuld-und-Sünde-Denken': Erst nach deutscher Reue konnte von 
niederländischer Vergebung die Rede sein. 

Die im Rahmen dieser „Holland-Studie" ebenfalls geführten 
Tiefeninterviews bekräftigten die Diagnose der Niederlande als 
,Problemgebiet': Den Niederländern zufolge zeigten sich die Deut­
schen gern in Uniform, hätten einen großen Mund, seien charak­
terlich unzuverlässig und benähmen sich als Touristen, „als ob 
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Holland ihnen gehörte". Deutsche seien aufgeblasen, unverschämt 
und selbstzufrieden. Ihre Demokratie mochte funktionieren - 61% 
der Befragten betrachteten die Bundesrepublik als einen demokra­
tischen Staat, 12% nicht -, aber der Deutsche bleibe untertänig 
und füge sich gern in autoritäre Strukturen. Im Grunde ihres 
Herzens sähen viele Niederländer in den Deutschen noch immer 
„unverbesserliche Nazis", lautete dann auch eines der Ergebnisse 
der Untersuchung. 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob die Wissenschaftler das 
Problem der antideutschen Niederlande nicht größer machten, als 
es war, denn den Deutschen wurden neben negativen auch viele 
positive Eigenschaften zugeschrieben. Deutsche Männer seien zwar 
machtgierig (82%), laut (75%), kriegssüchtig (62%) und arrogant 
(60%), aber auch fleißig (86%), freundlich (78%), korrekt (74%), 
modern (72%), gewissenhaft (66%), humorvoll (64%) und roman­
tisch (64%). Bei deutschen Frauen dominierten sogar die positiven 
Eigenschaften: fleißig (83%), freundlich (80%), modern (72%), 
korrekt (69%), temperamentvoll (67%), romantisch (66%), gewis­
senhaft (65%), kultiviert (64%) und humorvoll (59%). Weniger 
zutreffend seien negative Eigenschaften: machtgierig und laut 
(48%), arrogant (46%) und kriegssüchtig (26%). Auch um das 
allgemeine Vertrauen in die deutsche Bevölkerung war es weniger 
schlecht bestellt als die Ergebnisse der Untersuchung suggerierten: 
60% der niederländischen Bevölkerung waren bereit, ihr eigenes 
Kind für einen längeren Urlaub bei einer deutschen Familie unter­
zubringen (34% waren es nicht, 6% hatten keine Meinung). Selbst 
von denjenigen, für die die Deutschen das unsympathischste Volk 
waren und die von den Wissenschaftlern als deutschfeindlich einge­
stuft worden waren, waren noch 36% dazu bereit (57% wollten 
dies nicht). 

Mit den Ergebnissen der „Holland-Studie" hatte man das »Pro­
blemgebiet' Niederlande genauer umrissen. Explizit antideutsche 
Gefühle bestanden bei ca. 30% der Bevölkerung, die hauptsächlich 
im Westen der Niederlande wohnten und zu den führenden Krei­
sen gehörten. Voller Eifer plante das Bundespresseamt mit Unter­
stützung des Auswärtigen Amtes im Frühjahr 1963 den nächsten 
Schritt. Eine groß aufgezogene Anzeigenkampagne in niederlän­
dischen Tages- und Wochenzeitungen, in der die Deutschen als 
„gute Europäer" präsentiert werden sollten, könnte das deutsche 
Image verbessern, wie man in Bonn optimistisch hoffte. Außerdem 
müsse man in den Anzeigen auch auf die deutsch-niederländische 
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Zusammenarbeit früherer Jahrhunderte verweisen, an die man 
nach 1945 angeknüpft hatte.23 

Dieses ambitionierte Projekt, das 250.000 DM kosten sollte, 
war nicht unumstritten. Botschafter Löns glaubte nicht an ein 
positives Ergebnis und reagierte außerdem irritiert, weil er erst in 
einem fortgeschrittenen Stadium über die Pläne informiert worden 
war.24 Dennoch wurde 1963/64 die Vorbereitung der Kampagne 
fortgesetzt, und Löns und seinem Nachfolger Hans Berger blieb 
wenig anderes übrig als vor überzogenen Erwartungen zu warnen 
und zu versuchen, das Projekt so weit wie möglich abzubremsen. 
Der niederländische Widerstand gegen die NS-Herrschaft, diagno­
stizierte Berger im Februar 1964 nicht zu Unrecht, sei so sehr zur 
„moralischen Grundlage" der Niederlande der Nachkriegszeit 
geworden, daß man von einer an den Verstand appellierenden 
Kampagne nur wenig erwarten könne. Außerdem sei das Bild des 
Deutschen als „eines antiliberalen, autoritätsgläubigen, zum Kol­
lektiv neigenden Menschen" wesentlich älter als der Zweite Welt­
krieg, und dieses Bild werde man durch Anzeigen nicht korrigie­
ren können. Nicht zuletzt spreche der niederländische Volkscha­
rakter gegen die Bonner Pläne: „Ein wesentlicher Charakterzug 
des Niederländers ist sein oft übertriebener Individualismus. Er 
reagiert äußerst empfindlich, sobald er das Gefühl hat, daß man 
ihm sagen will, was er denken und glauben muß ... Der im Grunde 
seines Wesens xenophobe Niederländer will sich nicht von einem 
Ausländer und schon gar nicht von einem Deutschen belehren 
lassen."25 So sehr Berger mit dieser Charakterisierung des nieder­
ländischen Volkes auch übertrieb, so hatte er zweifellos recht mit 
seiner Warnung, daß eine groß angelegte Anzeigenoffensive zur 
Verbesserung des deutschen Images in den Niederlanden nur auf 
Unverständnis, Ärger und Ablehnung stoßen werde. 

Diese und andere Warnungen hatten schließlich Erfolg, denn 
im Frühjahr 1964 wurde beschlossen, das Budget zu halbieren und 
das Projekt nur in stark reduzierter Form durchzuführen. Außer­
dem sollten die Anzeigen im Rahmen der ersten Deutschen Woche 
der Nachkriegszeit in den Niederlanden geschaltet werden. Die 
Deutsche Woche sollte im September 1964 in Rotterdam mit 
vielen deutschen kulturellen Aktivitäten veranstaltet werden. In 
diesem Rahmen bedeuteten die Anzeigen zwar eine noch nach­
drücklichere deutsche Präsenz, aber die Deutsche Woche war aus 
deutsch-niederländischen Privatinitiativen (u.a. von der Handels­
kammer) hervorgegangen, und daran konnte die deutsche Kam-

334 



9 Die Aktualität der Vergangenheit in den sechziger Jahren 

pagne nun subtil anschließen. So blieb von der großen Offensive, 
die dem Bundespresseamt anfänglich vor Augen gestanden hatte, 
wenig übrig. Vielen Zeitungslesern dürfte die Kampagne ganz 
entgangen sein. 

In allen überregionalen Zeitungen erschienen im September 
1964 vier Fotoanzeigen (in den Wochenzeitungen eine oder zwei), 
die ein Viertel einer Seite einnahmen. Entsprechend der ursprüng­
lichen Konzeption und im Zusammenhang mit dem Thema der 
Deutschen Woche ging es um eine europäische Botschaft mit ei­
nem deutsch-niederländischen Unterton. Von einer nachdrück­
lichen Profilierung der Deutschen als gute Europäer war allerdings 
keine Rede mehr, und bei drei der vier Anzeigen war die Botschaft 
so verwässert, daß man nicht einmal mehr von einer verborgenen 
Verführung sprechen konnte. So erweckte die Anzeige „Rijnwater 
is van levensbelang" (Rheinwasser ist lebenswichtig) auf den ersten 
Blick den Eindruck einer Reklame für die Binnenschiffahrt. Schau­
te man etwas genauer hin, schien es um Werbung für die Wasser­
reinhaltung zu gehen. Erst bei intensivem Studium stellte sich als 
Botschaft heraus, daß die gemeinsame Sorge für einen sauberen 
Rhein ein „weiterer Schritt zu einem gemeinsamen Europa" sei. 
Eine andere Anzeige zeigte ein Foto des Rotterdamer Hafens und 
beschrieb den Europoort als „Berührungspunkt zwischen den 
Niederlanden und Deutschland" und als „Beispiel für enge Zu­
sammenarbeit in einer modernen Europäischen Gemeinschaft". 
Weniger indirekt war die Anzeige „Europa speelt de hoofdrol!" 
(Europa spielt die Hauptrolle!) über den Erfolg deutscher Theater­
schriftsteller in niederländischen Theatern: „Das gleichgerichtete 
Interesse für unseren gemeinsamen Kulturbesitz bildet eine Brük-
ke, die zu gegenseitigem Verständnis und gegenseitiger Wertschät­
zung führt. Und das haben wir in einem vereinigten Europa bitter 
nötig." Das Symbol einer Brücke, die die Niederlande und 
Deutschland wieder zueinander bringen könnte, stand schließlich 
auch im Mittelpunkt der einzigen Anzeige mit einem deutlich 
werbenden Charakter für Annäherung nach einer Zeit „des Ter­
rors und der Knechtschaft" (siehe Abbildung S. 336).26 

Der naive Versuch, mit Hilfe einer Reklamekampagne das 
Image Deutschlands im Ausland zu verbessern, war nicht nur 
Ausdruck einer gewissen Ratlosigkeit auf deutscher Seite ange­
sichts des geringen Fortschritts bei der psychologischen Normali­
sierung. Er brachte auch das größere Selbstbewußtsein zum Aus­
druck, das die Bundesrepublik inzwischen entwickelt hatte und 

335 



Teil 3 Bildformung und Politische Kultur 1945-1995 

„Eine Brücke nach Europa ...a. Zeitungsanzeige aus Anlaß der 
Deutschen Woche in Rotterdam vom September 1964. 

Quelle: de Volkskrant vom 14. September 1964. 

das nun in einer Phase einsetzte, in der man durch das wieder­
auflebende Interesse für die Kriegsjahre eine Verschlechterung der 
Stimmung festgestellt hatte. Das vernünftige und bremsende Auf­
treten der deutschen Diplomaten in Den Haag drosselte den ambi-
tionierten Ansatz des Projekts, das in den Niederlanden anschlie­
ßend keine nennenswerten Reaktionen hervorrief. Soweit feststell­
bar, hat das Bundespresseamt es bei diesem einen Versuch im 
niederländischen »Testgebiet* belassen. Italien, das als zweites Land 
ins Visier genommen worden war, wurde professioneller bearbei­
tet, indem man erfolgreich mit führenden Zeitungen zusammen-
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arbeitete, die umfangreiche Informationsbeilagen über Deutsch­
land publizierten.27 

Soweit die Kampagne in den Niederlanden einen Effekt hatte, 
ging er wahrscheinlich nicht über zusätzliche Aufmerksamkeit für 
die Deutsche Woche in Rotterdam hinaus, deren Programm in den 
Anzeigen abgedruckt war. Dieses Programm umfaßte Theater, 
Musik und Ballett aus der Bundesrepublik, Sportwettkämpfe, 
kommerzielle Werbeaktivitäten, Ausstellungen und einen gemein­
samen Gottesdienst. In Anwesenheit von Prinzessin Beatrix, Mini­
ster Luns und anderer hoher Repräsentanten beider Länder nahm 
der deutsche Außenminister Gerhard Schröder die offizielle Eröff­
nung vor, dankte in angemessenen Worten der Stadt Rotterdam 
für die „Geste offenherziger Nachbarschaft" und hielt eine ebenso 
angemessene Rede zur europäischen Zusammenarbeit. Bürgermei­
ster G. van Walsum hinterließ einen guten Eindruck, indem er 
ausdrücklich auf die Empfindlichkeiten einging, die die deutschen 
Veranstaltungen in Rotterdam hervorriefen, aber hinzufügte, daß 
er es persönlich nicht nötig habe, die Deutschen stets wieder mit 
der Besatzungszeit zu konfrontieren.28 Indem er dieses „schmerzli­
che Thema auf beinahe schmerzlose Weise" berührt hatte, wie die 
Volkskrant van Walsums Worte umschrieb, und durch die einfühl­
samen deutschen Reaktionen darauf wurde die Deutsche Woche zu 
dem erhofften neuen Impuls auf dem Weg zu einer besseren Bezie­
hung.29 Der deutsche Botschafter äußerte sich Anfang Oktober 
1964 in einem Rückblick sogar beinahe euphorisch. Durch die 
Deutsche Woche seien niederländische Ressentiments „ein gutes 
Stück" zurückgedrängt worden, und den Zeitungsredaktionen sei 
inzwischen bewußt, daß „die sture Ablehnung alles Deutschen 
nicht unbedingt mehr ein Patentrezept ist, um die Auflagen ihrer 
Zeitungen zu erhöhen". Positiv sei außerdem, daß die Niederlän­
der während des gemeinsamen Gottesdienstes gehört hätten, daß 
die Zeit der Vergebung und Versöhnung angebrochen sei - „end­
lich, kann man sagen".30 Mit diesem plötzlichen Optimismus ging 
Berger nun ziemlich weit, aber unverständlich war seine Erleichte­
rung nicht. Nach dem erfolgreichen Besuch von Bundeskanzler 
Erhard in den Niederlanden im März 1964 (vgl. Kapitel 4) war die 
Deutsche Woche ein zweiter Lichtblick innerhalb eines Jahres: Die 
Stadt an der Maas war für eine Woche mit deutschen Flaggen 
geschmückt gewesen, alle Straßenbahnen hatten die niederlän­
dischen und deutschen Farben gezeigt, und Zwischenfälle waren 
ausgeblieben. Man hatte viel von Annäherung gesprochen, und das 
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Königshaus hatte den versöhnlichen Botschaften durch seine An­
wesenheit Glanz verliehen. Nicht zuletzt hatten auch die Medien 
wohlwollend, wenn auch nicht ausführlich, über die Deutsche 
Woche berichtet. Nach den düsteren Betrachtungen über die 
deutsch-niederländischen Beziehungen aus den vorangegangenen 
Jahren konnte tatsächlich der Eindruck entstehen, daß das Jahr 
1964 eine Veränderung zum Guten herbeigeführt hatte. 

Das Ergebnis einer NIPO-Umfrage vom Juli 1965 bestätigte 
diese positive Entwicklung. „Wie sind Ihre eigenen Gefühle gegen­
über dem deutschen Volk? Stehen Sie ihm sehr freundlich gegen­
über, ziemlich freundlich, ziemlich unfreundlich oder sehr un­
freundlich?" Inzwischen war eine große Mehrheit der niederlän­
dischen Bevölkerung den Deutschen gegenüber freundlich einge­
stellt. 

Tabelle 12: Niederländer: freundlich' oder unfreundlich*gegenüber 
dem deutschen Volk (1965) in % 

Sehr freundlich 7 
Ziemlich freundlich 61 

Ziemlich unfreundlich 16 

Sehr unfreundlich 4 

Keine Meinung 12 

Quelle: NIPO-Bericht Nr. 1063, 22.7.1965. 

Zuletzt hatte man 1953 eine vergleichbare Frage gestellt (vgl. 
Tabelle 8), und seitdem war der Anteil ,Freundlicher' von 54% auf 
68% gestiegen. Zwar hatte auch der Prozentsatz der »Unfreundli­
chen* zugenommen, aber in viel geringerem Ausmaß (von 17% 
1953 auf 20%). Mit anderen Worten: Einerseits konnte man von 
einer deutlichen Verbesserung der psychologischen Beziehung 
sprechen, andererseits gab es noch stets eine große Minderheit, die 
negative Gefühle gegenüber den Deutschen hegte. 

Diese Deutschen gegenüber unfreundliche Minderheit machte 
auch nachdrücklich von sich reden in dem 1965 erschienen Büch­
lein „Mögen wij nog anti-Duits zijn?" („Dürfen wir noch anti­
deutsch sein?"), das Beiträge von L. Aletrino, J.B. Charles, Hans 
Keilson und Han Wielek enthielt.31 Mit einem Vorwort des ehema­
ligen Ministerpräsidenten Drees (1948-1958) schien es auf den 
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ersten Blick der Zweck dieser Veröffentlichung zu sein, eine diffe­
renzierte Diskussion über die deutsch-niederländische Beziehung 
in Gang zu bringen. Der Leser, der daran interessiert war, dürfte 
das Buch allerdings schnell enttäuscht zur Seite gelegt haben. In 
seinem zurückhaltend formulierten Vorwort kam Ex-Premier 
Drees nicht viel weiter als die Hoffnung auszudrücken, daß zwi­
schen den jüngeren Generationen beider Länder das Verständnis 
wachsen möge. Darüber hinaus schien Annäherung für ihn vor 
allem zu bedeuten, „konsequent zu sein ohne zu überstürzen": Er 
rekapitulierte die inzwischen fortgeschrittene Normalisierung auf 
wirtschaftlicher Ebene und im multilateralen Zusammenhang und 
fragte vorsichtig, ob „eine schroff aufrechterhaltene Kühle" damit 
wohl zu vereinbaren sei. Dies klang nicht unvernünftig, aber 
Drees bremste sofort wieder ab, indem er sich von dem „festlichen 
Aufwand" der Deutschen Woche vom September 1964 distanzier­
te. Für den Publizisten Aletrino war die zentrale Frage des Buches 
einfacher zu beantworten: In einer schneidend antideutschen Dar­
legung vertrat er die Ansicht, daß höchstens in der Zukunft die 
jetzt sehr jungen Niederländer ihren deutschen Altersgenossen die 
Hand zur Freundschaft ausstrecken dürften.32 Der linke Schrift­
steller und ehemalige Widerstandskämpfer J.B. Charles, der nach 
1945 in mehreren Publikationen vor einem wiederauflebenden 
deutschen Faschismus gewarnt hatte, fand es zwar „Unsinn", anti­
deutsch zu sein, aber der Tenor seines Artikels ging in eine andere 
Richtung: Westdeutschland blieb für ihn eine Gefahr für den 
Frieden.33 Bemerkenswert an diesem Buch war, daß die beiden 
einzigen nuancierten Betrachtungen von zwei deutschen Emigran­
ten der Vorkriegszeit stammten: von dem PvdA-Senator Han 
Wielek (Pseudonym für Willy Kweksilber) und dem Schriftsteller 
und Psychoanalytiker Hans Keilson. So gesehen hatte sich wenig 
verändert seit den ersten Nachkriegsjahren, als deutsche Flücht­
linge wie Alfred Mozer und K.J. Hahn zu den ersten gehörten, die 
für einen differenzierten Blick auf Deutschland eintraten. Wielek 
ging auf die Hauptfrage des Buches nicht ein, aber seine historische 
Betrachtung über den deutschen Widerstand gegen Hitler konnte 
man als ein indirektes Plädoyer für ein nuanciertes Deutschland­
bild lesen. Der einzige wirklich konstruktive Beitrag stammte von 
Hans Keilson. Er widersetzte sich „antiweißen, antischwarzen, 
antijüdischen oder antideutschen" Verallgemeinerungen und ent­
hüllte die psychologischen Mechanismen, die Stereotypen und 
Vorurteilen zugrunde lagen. Auch den Ausdruck „antideutsch" 
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betrachtete er kritisch. Schwang darin nicht etwas von dem na­
tionalsozialistischen Gedankengut der Höher- oder Minderwertig­
keit von Völkern mit? War der Begriff außerdem nicht „fatal, weil 
sich als Alternative nur ,pro-deutsch* anzubieten scheint?" Weiter­
hin wandte er sich gegen die oft zu hörende Überlegung, daß eine 
Verminderung antideutscher Gefühle die Aufgabe der folgenden 
Generation sein solle. So hielt er den Alteren vor, daß sie „die 
Geschichte schreiben, die die Jüngeren morgen lernen müssen". 
Der Artikel Keilsons stellte kein süßliches Plädoyer für eine Annä­
herung dar, sondern einen Aufruf zur kritischen Selbstbetrachtung 
an die Adresse der Niederländer, der in den anderen Beiträgen 
völlig fehlte. 

War der Tenor der Beiträge von Aletrino und Charles nun 
kennzeichnend für die meinungsbildenden Kreise in den Nieder­
landen in den sechziger Jahren? Die detaillierte Pressestudie von 
Jörg Helm über das niederländische Deutschlandbild im Jahre 
1966 scheint tatsächlich in diese Richtung zu deuten. Er macht in 
dem Bild der Bundesrepublik viele „aktualisierte Rückbezüge" auf 
die Vergangenheit aus und kommt zu dem Schluß: „Etwas über­
spitzt ist festzustellen: Das Deutschlandbild ... wird von Assozia­
tionen zur nationalsozialistischen Herrschaftsperiode wie von 
einem roten Faden durchzogen."34 Vergleicht man Helms negative 
Schlußfolgerung über die niederländische Presse mit den positiven 
Ergebnissen der NIPO-Umfrage von 1965 (vgl. Tabelle 12), dann 
ergibt sich genau das Bild, das sich auch bereits 1963 in der 
„Holland-Studie" gezeigt hatte: Das Problem für Deutschland war 
nicht, daß man zu wenig Freunde in den Niederlanden hatte, 
sondern daß diese sich kaum zu Wort meldeten. Es war vor allem 
eine meinungsmachende deutsch-unfreundliche Minderheit, die 
von sich reden machte. Diese Minderheit war auch sehr aktiv im 
Zusammenhang mit der Aufregung um die Verlobung und die 
Hochzeit von Prinzessin Beatrix mit Claus von Arnsberg 1965/66. 

Die Hochzeit von Prinzessin Beatrix und Claus von Arnsberg 

„Sehr beunruhigt wegen der Vergangenheit: Deutscher ...", notier­
te Ministerpräsident Cals (KVP) Anfang Mai 1965, nachdem 
Königin Juliana ihn darüber informiert hatte, daß Prinzessin Bea­
trix eine Romanze mit einem Deutschen hatte.35 Name und Hin­
tergrund des Geliebten kannte Cals in diesem Moment noch nicht, 
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aber allein die Nationalität ließ ihn das Schlimmste befürchten. Zu 
dem Gespräch war es gekommen, nachdem eine kurz bevorstehen­
de Enthüllung das Königshaus, den ,Rijksvoorlichtingsdienst' 
(Reichspresseamt, RVD) und den Ministerpräsidenten selbst in 
Unruhe versetzt hatte. Einige Tage zuvor war der Sensationsjour­
nalist John de Rooy für sein ausdauerndes Spähen durch die Gar­
tenhecken von Schloß Drakensteyn, dem Wohnsitz von Prinzessin 
Beatrix, belohnt worden: Er hatte eine Fotoserie der Prinzessin 
Arm in Arm mit einem unbekannten Mann geschossen. Seine 
Versuche, dieses »Kapital* in den Niederlanden zu Geld zu ma­
chen, hatten zwar durch das erfolgreiche Eingreifen des RVD und 
die Zurückhaltung der niederländischen Presse zu nichts geführt, 
aber die Veröffentlichung in ausländischen Medien stand bevor. 
Man konnte erwarten, daß die niederländischen Medien dann 
rasch folgen würden. Am 6. Mai veröffentlichte der britische Daily 
Express tatsächlich de Rooys Enthüllung, und einen Tag später 
folgte De Telegraaf mit einem zweiten Foto aus seiner Serie. Nach 
der ersten Enthüllung blieb der Bevölkerung auch das zweite Ge­
heimnis nicht mehr lange verborgen: Der Geliebte der Kronprin­
zessin hieß Claus von Amsberg und war ein deutscher Diplomat. 

Die ungute Vorahnung von Ministerpräsident Cals sollte sich 
bewahrheiten. Die linke Wochenzeitung De Groene Amsterdammer 
reagierte sofort und fand den Gedanken „unerträglich", daß ein 
Deutscher Prinz der Niederlande werden sollte. Die kulturelle 
Monatschrift De Gids stellte Beatrix Prinzessin Irene als Vorbild 
hin und meinte, daß die Kronprinzessin ebenso wie ihre jüngere 
Schwester auf ihre Rechte an der Thronfolge verzichten müsse.36 

Soweit wollte Het Vrije Volk nicht gehen, aber der Kommentator 
machte seinem Unbehagen Luft, „das zwar überdeckt, aber nicht 
besiegt werden kann. Höchstens im Laufe der Zeit."37 Bei Het 
Parool war man der Ansicht, von Amsberg sei „gerade zu alt", um 
der Nachkriegsgeneration „ohne Schuld" zugerechnet werden zu 
können, und dies disqualifiziere ihn als Ehemann der zukünftigen 
Königin. Aus Kreisen des ehemaligen Widerstands kamen unter­
schiedliche Äußerungen. Der Vorstand des ,Nationale Federatieve 
Raad van het voormalig verzet in Nederland' (Nationaler föderati­
ver Rat des ehemaligen Widerstands in den Niederlanden) gab nach 
einer außerordentlichen Sitzung eine Erklärung ab, in der er sich 
von der Kritik aus Widerstandskreisen an einer eventuellen Verlo­
bung distanzierte. Eine Diskriminierung aufgrund der Nationalität 
passe nicht zum Geist des früheren Widerstands. Hierüber wurde 
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offensichtlich unterschiedlich gedacht, denn diese Erklärung führ­
te in kurzer Zeit zur Gründung von Komitees ehemaliger Wider­
standsmitglieder, die sich mit emotionalen Worten gegen eine 
Hochzeit aussprachen. „Für uns ist es ein unerträglicher Gedanke, 
daß Prinzessin Beatrix einen Schritt zu tun beabsichtigt, der sie 
bald gemeinsam mit einem Deutschen, der in der Zeit unserer 
größten nationalen Not mit erhobenem Arm dastand und ,Heil 
Hitler* rief, zu den Gedenkversammlungen für unsere Toten füh­
ren wird", hieß es in einer Erklärung, die u.a. von Professor Duyff 
unterzeichnet war, dem obersten Sabotagekommandanten der 
Besatzungszeit.38 Nicht anders klang es bei dem ebenfalls aus die­
sem Anlaß gebildeten »Landelijk Comite van oud-verzetsstrijders 
1940-1945* (Landeskomitee ehemaliger Widerstandskämpfer 1940-
1945), das eine Krise der Monarchie befürchtete und Prinzessin 
Beatrix vorwarf, „die Grenzen des Zulässigen" wissentlich zu 
überschreiten.39 Viele Zeitungsredaktionen wurden im Mai und 
Juni 1965 mit Leserbriefen überschwemmt, deren Tenor mehr­
heitlich ablehnend war.40 Die Jugendprotestbewegung ,Provo* 
verbreitete im Juli ein Flugblatt mit Abbildungen von Claus von 
Arnsberg, Prinz Bernhard sowie Prinzessin Irenes Ehemann Hugo 
Carlos und der Frage: „Wer von den dreien ist der größte Demo­
krat?" Der Einfachheit halber war das Flugblatt mit einer kurzen 
Übersicht über die „faschistische Vergangenheit" der drei verse­
hen. 

Auch auf der politischen Ebene gerieten manche auf Abwege. 
Im Sommer 1965 diskutierte das Kabinett ausführlich über die 
Notwendigkeit, den Vornamen von Claus-Georg Wilhelm Otto 
Friedrich Gerd von Arnsberg ins Niederländische zu übersetzen. 
Minister Luns trat energisch für eine Änderung des Rufnamens 
ein, weil der Name Claus so „typisch deutsch" sei, und er schlug 
vor: „Man könnte statt dessen z.B. den Namen George wählen." 
Obwohl Ministerpräsident Cals die Namensfrage als eine persönli­
che Angelegenheit von Arnsbergs und der königlichen Familie 
ansah, erhielt Luns genug Unterstützung für seinen Standpunkt. 
Man teilte Königin Juliana mit, daß das Kabinett einen niederlän­
dischen Namen bevorzuge. Soweit sollte es nach Beratungen mit 
Schloß Soestdijk dann doch nicht kommen: Claus blieb Claus, 
aber seine übrigen Vornamen sollten anläßlich der Einbürgerung 
ins Niederländische übersetzt werden.41 

Die wichtigste Frage, die im Mai und Juni 1965 die Gemüter 
beherrschte, war die nach der Rolle Claus von Arnsbergs im Drit-
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ten Reich. Im Auftrag des Kabinetts untersuchte der Direktor des 
RIOD, Lou de Jong, sein Vorleben. Die Ergebnisse wurden Ende 
Juni 1965 bekanntgegeben. De Jong, durch die Moderation der 
Fernsehserie ,De Bezetting' eine nationale Autorität in Fragen des 
Zweiten Weltkriegs, bestätigte die beruhigenden Berichte, die 
bereits zuvor aus deutschen Quellen verbreitet worden waren. Wie 
viele Jugendliche war auch Claus von Amsberg am Ende des Krie­
ges noch in der deutschen Kriegsmaschinerie eingesetzt worden. 
Im Alter von achtzehn Jahren hatte man ihn im März 1945 noch 
zu einer Panzerdivision der Wehrmacht nach Italien geschickt, 
aber von einer Kampffront konnte inzwischen keine Rede mehr 
sein. Von Amsberg hatte die Verwirrung unter den im Rückzug 
begriffenen deutschen Truppen genutzt und sich, ohne einen 
Schuß abgegeben zu haben, zusammen mit anderen Jugendlichen 
einige Wochen später bei den Amerikanern gemeldet. Nach einer 
kurzen Zeit der Kriegsgefangenschaft wurde er im August 1945 
nach München gebracht, mit einem positiven Ergebnis politisch 
überprüft und anschließend von den Alliierten als Dolmetscher 
eingesetzt. Das war eine harmlose Kriegsbiographie, um so mehr, 
als de Jong die Gerüchte über eine SS-Mitgliedschaft von Arnsbergs 
entkräftete.42 

Obwohl das Ergebnis der Untersuchung de Jongs deutlich 
machte, daß von Amsberg persönlich keinerlei Vorwürfe zu ma­
chen waren, beruhigte dies die Gemüter nur teilweise. Für manche 
ergab sich die Ablehnung des zukünftigen niederländischen Prin­
zen bereits aus der Tatsache, daß er während des Krieges zum 
feindlichen Lager gehört hatte. Andere demonstrierten ihre »vater­
ländische Wachsamkeit', indem sie von Amsberg in politisch-mo­
ralischer Hinsicht unter die Lupe nahmen. Das geschah z.B. am 
Tag der offiziellen Bekanntmachung der Verlobung (28. Juni 
1965), als Journalisten die Gelegenheit zu einem Interview mit 
dem zukünftigen Ehepaar erhielten. Betrachtete von Amsberg sich 
als ehemaliges Mitglied der Hitler-Jugend als antisemitisch beein­
flußt? Wie stand er zu der Verurteilung von NS-Verbrechern? 
Hatte er damals über Recht und Unrecht nachgedacht oder gespro­
chen? Hatte er schon einmal an einer Gedenkveranstaltung für NS-
Opfer teilgenommen? Ähnliche Fragen wurden gestellt, als das 
Paar am selben Tag gemeinsam mit Königin Juliana und Prinz 
Bernhard im Fernsehen auftrat. Moderator Herman Felderhof 
schreckte nicht davor zurück, von Amsberg bei der Begrüßung 
wissen zu lassen: „Sie können ruhig in Ihrer Muttersprache ant-
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worten. Die verstehen wir schon noch." Auch erklärte er ihm die 
Bedeutung des 4. und 5. Mai (Gedenk- und Feiertag anläßlich der 
Befreiung 1945) und fragte anschließend, ob er diese Tage mitfei­
ern könne mit „denselben Gefühlen ... wie das gute niederlän­
dische Volk an sich?"43 

Die Presse reagierte im allgemeinen positiv. Für die meisten 
Kommentatoren hatten Prinzessin Beatrix und von Arnsberg das 
Kräftemessen mit Würde durchgestanden, und der zukünftige 
Ehegatte hatte sogar einen sympathischen Eindruck gemacht. Der 
liberale NRC charakterisierte das Fernsehinterview als ein „offenes 
und mutiges Gespräch". Bei der ehemaligen Widerstandszeitung 
Het Parool dagegen war man kritischer und meinte, daß die Ant­
worten von Arnsbergs „etwas überzeugender" hätten sein können. 
So sei es nicht sehr ermutigend gewesen, daß der zukünftige Prinz­
gemahl das Dritte Reich als eine „unglückliche" und nicht eine 
verbrecherische Phase in der deutschen Geschichte bezeichnet 
hatte. Nichtsdestotrotz entschied man im Zweifel für den Ange­
klagten, weil die Zeitung bei von Arnsberg doch „allen guten 
Willen" für einen echten Kontakt zum niederländischen Volk 
erkannte. Treffender als diese niederländischen Kommentare war 
eine Betrachtung aus Flandern, wo ein Redakteur der Gazet van 
Antwerpen mit stellvertretender journalistischer Scham das nieder­
ländische Fernsehen verfolgt hatte. Für ihn war die Sendung 
„nicht weniger ... als ein moralischer Striptease des hochgepriese­
nen niederländischen Anstands".44 

Nachdem nun geklärt war, daß von Arnsberg ,keine Kriegsver­
gangenheit* hatte, verschob sich die Aufmerksamkeit zu der Frage, 
ob er sich nach 1945 in Wort und Tat ausreichend vom National­
sozialismus distanziert hatte. Das im September 1965 gegründete 
,Comite Verzoekschrift Staten-Generaal* (Komitee Bittschrift 
Parlament) war der Ansicht, daß dies nicht der Fall sei und begann 
auch aus diesem Grund eine Unterschriftensammlung gegen die 
parlamentarische Zustimmung zu der Heirat. Auch sei von Arns­
berg mit seinen 38 Jahren inzwischen zu alt, um sich in den Nie­
derlanden einzuleben. Das Komitee sammelte ca. 60.000 Unter­
schriften, darunter relativ viele aus meinungsbildenden Kreisen. 
Zufrieden ließ der Vorsitzende des Komitees, der Kriminologe 
Prof. Dr. D. Wiersma, verlauten, daß ein „qualitativ" nicht un­
erheblicher Teil der niederländischen Bevölkerung sein Unbeha­
gen zum Ausdruck gebracht habe.45 
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Es fiel auf, daß sich diese qualitativ wichtigen* Niederländer 
nicht die Mühe gemacht hatten, nach den Tatsachen zu fragen, 
bevor sie in den Listen unterschrieben - im Unterschied zu dem 
ehemaligen deutschen Emigranten Alfred Mozer, in den fünfziger 
Jahren internationaler Sekretär der PvdA und seit 1958 Kabinetts­
chef des europäischen Agrarkommissars Sicco Mansholt in Brüssel. 
Er nahm im Oktober 1965 Kontakt zu Personen auf, die von 
Arnsberg nach 1945 aus der Nähe erlebt hatten, und das Ergebnis 
der Suche Mozers ließ an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. 
Nach seinem Jurastudium hatte von Arnsberg 1957 einige Monate 
in Hamburg bei dem jüdischen Rechtsanwalt Walter Lippmann 
gearbeitet und sich dort für die Wiedergutmachung zugunsten 
jüdischer NS-Opfer eingesetzt. Nicht weniger positiv berichtete 
von Arnsbergs früherer Chef im Auswärtigen Amt, Rolf Pauls, der 
1965 zum ersten deutschen Botschafter in Israel ernannt worden 
war. Von Arnsberg habe ihn wissen lassen, daß er gerne mit nach 
Tel Aviv gehen würde, um zur Verbesserung der deutsch-israe­
lischen Beziehungen beizutragen. Es tat Pauls sehr leid, daß sein 
früherer Mitarbeiter durch die Wendung in seinem Privatleben 
nicht länger zur Verfügung stand. So gab es noch mehr und aus­
schließlich positive Berichte über die »Nachkriegsvergangenheit' 
des künftigen Prinzgemahls.46 

Mit den Ergebnissen seiner Nachforschungen verwies Mozer 
alle Gerüchte und Verdächtigungen, die durch das ,Comite Ver-
zoekschrift Staten-Generaal* verbreitet worden waren, ins Reich 
der Fabel. Ministerpräsident Cals sowie Partei- und Fraktions­
vorsitzende erhielten eine Abschrift seiner Befunde, und verschie­
denen Zeitungen sandte Mozer eine Kurzfassung zur Veröffentli­
chung. Die Reaktionen fielen unterschiedlich aus. Manche, nicht 
zuletzt in seiner eigenen Partei, der PvdA, kamen nicht weiter als 
in Mozer „den Deutschen, der einem Deutschen hilft", zu sehen. 
Andere reagierten positiver. Nachdem das Parlament Ende 1965 
das Zustimmungsgesetz zur Hochzeit angenommen hatte (Zweite 
Kammer: 132 dafür, 9 dagegen; Erste Kammer: 65 dafür, 5 da­
gegen), dankte Ministerpräsident Cals Mozer für den wichtigen 
Beitrag, den er mit seinem Material zu dem erfolgreichen Verlauf 
der Debatten geliefert habe.47 Wenn Cals damit die große parla­
mentarische Mehrheit für das Zustimmungsgesetz meinte, dann 
war dies übertrieben, denn es stand bereits länger fest, daß es nur 
wenige Gegenstimmen geben würde. Allerdings konnte nach den 
Ergebnissen Mozers niemand mehr ernsthaft behaupten, daß mit 
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der »Nachkriegsvergangenheit' Claus von Arnsbergs etwas nicht 
stimmte, und dies zwang zweifellos zu mehr Sachlichkeit in einem 
emotionalisierten Klima. Obwohl diese Emotionen allmählich 
abnahmen, blieben sie Teil der weiteren Vorgeschichte der Hoch­
zeit, die am 10. März 1966 in einem unruhigen Amsterdam statt­
fand. 

Tabelle 13: Verlobung von Beatrix und Claus /Einstellung zum 
deutschen Volk (1965) in % 

Ziemlich Ziemlich Sehr 
freundlich unfreundlich unfreundlich 

(61) (16) (4) 

91 74 30 

6 23 65 

3 3 5 

Quelle: NIPO-Bericht Nr. 1063, 22.7.1965. 

Wie repräsentativ waren nun diese antideutschen Gefühle, die 
die Niederlande seit Mai 1965 überspült hatten? Trotz der weit 
verbreiteten Aufregung über die Nationalität von Arnsbergs muß 
man einmal mehr vor Verallgemeinerungen über ,die* niederlän­
dische Reaktion warnen. Meinungsumfragen, die nach dem positiv 
bewerteten Fernsehinterview durchgeführt wurden, belegen, daß 
nur eine Minderheit der niederländischen Bevölkerung sich gegen 
die beabsichtigte Heirat wandte. Anfang Juli 1965 beurteilten 81% 
der niederländischen Bevölkerung die Verlobung positiv und nur 
11% negativ (8% hatten keine Meinung).48 Die Gegner fanden sich 
vor allem unter denjenigen, die als antideutsch gelten können. 

Je unfreundlicher man den Deutschen gegenüberstand, desto 
negativer fiel das Urteil über die Verlobung aus. Dennoch fällt auf, 
daß selbst unter denjenigen, die sich als »ziemlich unfreundlich* 

Sehr 
freundlich 

gegenüber 
den (7) 
Deutschen 

Die Verlobung 

Positives q. 
Urteil *4 

Negatives , 
Urteil 6 

Keine 
Meinung 
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gegenüber dem deutschen Volk betrachteten, noch eine große 
Mehrheit von 74% die Verlobung positiv bewertete. Damit drängt 
sich die Schlußfolgerung auf, daß es vor allem eine kleine aktive 
Minderheit war, die mit Blick auf die Hochzeit von sich reden 
machte. Genau wie hinsichtlich des allgemeinen Deutschlandbildes 
war es eine kleine lautstarke kritische Minderheit, die den Ton 
angab und viel mehr Aufmerksamkeit auf sich zog als die positiver 
gestimmte Mehrheit. 

Neben der Frage nach der Repräsentativität der antideutschen 
Emotionen um die Verlobung erhebt sich die Frage, ob diese Emo­
tionen in dem Protest tatsächlich die zentrale Rolle spielten. Für 
viele Kritiker stellte die Nationalität von Arnsbergs nicht mehr als 
ein zusätzliches Motiv für ihren Widerstand gegen die Hochzeit 
dar. Sie kritisierten vor allem die Art und Weise, in der das Kabi­
nett und das Königshaus die Angelegenheit behandelten: unzurei­
chende Informationen zu Beginn, gefolgt von der ,Uberrumpe-
lungstaktik' einer schnellen Verlobungsanzeige. In dieser Kritik 
kam ein viel allgemeineres Unbehagen zum Ausdruck, das für die 
Zeit um die Mitte der sechziger Jahre so kennzeichnend war: Un­
willen über selbstzufriedene Regierende, die kein Verständnis für 
die kulturellen und gesellschaftlichen Veränderungen und das 
damit einhergehende Verlangen nach demokratischer Erneuerung 
und Offenheit hatten. War das Verhalten der Regierung in der 
Verlobungs- und Hochzeitsfrage nicht ein typisches Beispiel für 
das ,regentenhafte' Klima, das sich ändern mußte? Auch die Mo­
narchie selbst geriet ins Schußfeld der Kritik. G.M. Nederhorst, 
der Fraktionsvorsitzende der PvdA in der Zweiten Kammer, zwei­
felte daran, ob Prinzessin Beatrix für den Thron geeignet sei.49 Sein 
Parteigenosse Lammers ging noch einen Schritt weiter und meinte, 
daß Juliana die letzte niederländische Königin sein müsse. Re­
publikanische Ideen fanden in der Bevölkerung sicher keinen 
großen Anhang - höchstens 10% -, aber auch solche Gedanken 
mischten sich in die Diskussion über die Hochzeit.50 So gab es im 
Juli 1965 unter den Anhängern einer Republik eine Mehrheit von 
54%, die negativ über die Verlobung urteilte (41% positiv).51 

Für diejenigen, die 1965/66 am meisten von sich reden mach­
ten, die Provos, bot die Hochzeit zahllose Anknüpfungspunkte 
für ihre Aktionen gegen Obrigkeit, ,Establishment* und bürgerli­
chen Anstand. Provo, gegründet im Mai 1965, war keine politische 
Protestbewegung mit einem richtigen Programm und wollte dies 
auch nicht sein. Die Provos hegten nicht die Illusion, daß ihre 
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Unzufriedenheit mit dem Wohlfahrtsstaat, dem Konformismus 
und den verlorenen Idealen von dem stumpfsinnigen niederlän­
dischen „Lumpenvolk abhängiger Konsumenten" übernommen 
werden würde. „Wir können die Masse nicht überzeugen, wir 
wollen es auch kaum", hieß es in einem ihrer zahllosen Sprüche.52 

Ihr Ziel war es, zu provozieren, Verwirrung zu stiften und die 
Behörden mit anarchistischen Losungen und Plänen nervös zu 
machen. Nicht zuletzt ging es auch um clownesken Spaß. Für alles 
das war die Ankündigung der Hochzeit in »ihrer* Stadt Amsterdam 
ein „Gottesgeschenk", wie Provo Duco van Weerlee es selbst 1966 
nannte. Was hätte ihnen mehr Publizität einbringen können als 
die Drohungen, die Hochzeit mit subversiven Aktionen zu stören? 
Was befriedigte mehr als das Bewußtsein, daß die »Regenten* äu­
ßerst nervös wurden? Bekam man nicht ein authentisch anarchi­
stisches Gefühl, wenn der Sicherheitsdienst sich für ihre Pläne 
interessierte, die Pferde des königlichen Gefolges mit LSD zu 
betäuben oder mit Horden weißer Mäuse verrückt zu machen?53 

Dankbar machten die Provos von der Nationalität von Arns­
bergs Gebrauch und gaben ihren Provokationen eine Widerstands­
symbolik, die sich an der Besatzungszeit orientierte. „Schlagt dem 
Deutschen aufs Haupt!" hatte Königin Wilhelmina während des 
Krieges gesagt, und genau dieses Zitat zierte die Hochzeitssonder­
nummer der Studentenzeitung Proprio, Cures, in der die Provos 
viele abwechslungsreiche Aktionen gegen die Hochzeit ankündig­
ten.54 Auch in ihren eigenen Flugschriften, den Provokationen, 
gliederten sich die Provos in die Tradition von Widerstand, Anti­
faschismus und Illegalität ein. Ihr Auftritt am Tag der Hochzeit 
stand unter einem vergleichbaren Stern: Sie versammelten sich bei 
dem wichtigsten Amsterdamer Widerstandsmonument, dem ,Dok-
werker' (Hafenarbeiter), und zogen von dort demonstrierend 
durch die Stadt - übrigens in einem Zug von höchstens tausend 
Teilnehmern. Manche ihrer Losungen wie z.B. „Claus raus" und 
„Tod dem Faschismus" mochten einen antideutschen Unterton 
haben, aber von Arnsberg und seine Herkunft standen im Grunde 
mit den Zielen der Provos in keinem Zusammenhang. Sie instru­
mentalisierten und radikalisierten den Widerstandsheroismus und 
die antideutschen Motive, die die ältere Generation seit 1945 tra­
diert hatte. Ihre eigenen Beweggründe hatten allerdings wenig mit 
tiefverwurzelten antideutschen Gefühlen zu tun. Die Nationalität 
von Arnsbergs war nicht mehr als ein Anknüpfungspunkt für ihre 
Provokationen. 
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Das seit den frühen sechziger Jahren wiederauflebende Interesse 
an der Besatzungszeit, die Pflege des ,Klein-aber-tapfer'-Selbst-
bildes, Unzufriedenheit mit dem politischen System und seinen 
Vertretern, eine wachsende gesellschaftliche Protestbewegung, die 
sich die Widerstandssymbolik der Besatzungszeit aneignete - im 
Protest gegen die Hochzeit kamen verschiedene Entwicklungen 
und Motive zusammen. Als die Romanze von Prinzessin Beatrix 
und Claus von Arnsberg bekannt wurde, mobilisierte dies sicher 
auf breiter Front antideutsche Gefühle und verdeutlichte, wie 
dicht solche Gefühle zwanzig Jahre später unter der Oberfläche 
ruhten. Zweifellos reagierten viele Niederländer zunächst gefühls­
mäßig negativ, aber nachdem die Fakten über die Vergangenheit 
von Arnsbergs bekannt geworden waren, blieb nur eine kleine 
Gruppe übrig, die sich weiterhin in erster Linie wegen seiner 
Nationalität gegen die Ehe wandte. Ein Teil des früheren Wider­
stands blieb bei seiner Ablehnung, und auch aus der jüdischen 
Gemeinschaft verstummte aus diesem Grund die Kritik nicht. An 
dem instinktiven Reflex der Anfangsphase zeigte sich, wie sehr die 
Besatzungszeit und der Widerstand in diesen Jahren inzwischen zu 
einem Eckpfeiler der niederländischen Identität geworden waren. 
Und zu dieser Identität paßte keine künftige Königin mit einem 
Mann an ihrer Seite, der zum Feind gehört hatte. Es war kenn­
zeichnend für diesen Reflex, wie von Arnsberg in der Presse und 
im Fernsehen in politischer-moralischer Hinsicht auf den Prüf­
stand gestellt wurde. Ein Teil der Kritiker entpuppte sich als wach­
samer und selbstzufriedener Hüter des nationalen Gedächtnisses, 
bei dem jeder frühere Wehrmachtssoldat ohne Ansehen der Person 
oder des Alters ein Feindbild wachrief. Nachdem von Arnsberg 
unter diesem Joch der »kleinen, aber tapferen* Niederlande hin­
durchgegangen war und das nationale Verhör gut überstanden 
hatte, wuchs zwar die Bereitschaft, ihn zu akzeptieren, aber für 
viele war dies nicht mehr als ein mühsamer Sieg des Verstandes 
über das Gefühl. So lebte bei vielen Niederländern ein Unbehagen 
fort, ohne daß sich dies als tatsächlicher Widerstand gegen Verlo­
bung und Hochzeit manifestierte. Während manche gerade darum 
kritisch waren, weil es um die zukünftige Königin und ihren Ehe­
gatten ging, schreckten Monarchisten gerade deswegen vor öffent­
licher Kritik zurück: Kritik an der Wahl der Kronprinzessin konn­
te als Distanz zum Königshaus, ja sogar als Ausdruck republika­
nischer Neigungen ausgelegt werden. Dementsprechend kann es 
nicht überraschen, daß die kleine Minderheit, die sich weiterhin 
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öffentlich gegen die Ehe wandte, vor allem in linksintellektuellen 
Kreisen zu finden war, wo die Loyalität zum Königshaus ohnehin 
weniger ausgeprägt war und manch einer republikanische Sym­
pathien hegte. 

Obwohl Kriegserinnerungen und antideutsche Gefühle nur in 
der Anfangsphase tatsächlich für Tumult sorgten, ging es bei die­
sem instinktiven Reflex um mehr als nur um ein emotionales 
Hochkochen. Dies zeigte sich, als im Sommer 1966 eine Debatte 
losbrach, die sich um das mögliche Kommen eines anderen Deut­
schen in die Niederlande drehte. Der Hintergrund und die Funk­
tion dieses Deutschen unterschieden sich grundsätzlich von von 
Arnsbergs Biographie, aber das Reaktionsmuster war in hohem 
Maße vergleichbar. Im Mittelpunkt dieser Affäre stand General 
Johann Adolf Graf von Kielmansegg, der im Juli 1966 zum Ober­
befehlshaber der Allied Forces Central Europe (AFCENT) ernannt 
worden war. 

Die Affäre von Kielmansegg 

Den Hintergrund dieser Affäre bildete die Krise innerhalb der 
NATO, die Anfang 1966 durch den Rückzug Frankreichs aus der 
integrierten militärischen Struktur des Bündnisses entstanden war. 
Im niederländischen Kabinett führte dies nicht nur zu besorgten 
Diskussionen über die Zukunft des Bündnisses und die Stellung 
der Bundesrepublik darin55, sondern es ging auch um die Lösung 
konkreter Probleme wie den Umzug von NATO-Dienststellen aus 
Frankreich, darunter des Hauptquartiers von AFCENT. Weiter­
hin stellte sich die Frage, welche Verpflichtungen auf die Nieder­
lande zukommen könnten. Da mit einer eventuellen Unterbrin­
gung des Hauptquartiers in den Niederlanden hohe Kosten ver­
bunden gewesen wären (Infrastrukturmaßnahmen, Hausbau usw.), 
wollte das Kabinett der NATO nur im äußersten Notfall ein sol­
ches Angebot machen. Allerdings wollte die Regierung auch nicht, 
daß AFCENT nach Deutschland ging, während gleichzeitig - und 
diese Berufung lag seit dem Frühjahr 1966 in der Luft - ein deut­
scher General als Nachfolger des zurückgetretenen Franzosen zum 
Befehlshaber ernannt wurde. Dies hätte eine unerwünschte Kon­
zentration von NATO-Aufgaben in deutscher Hand bedeutet. 
Verteidigungsminister de Jong warnte sogar energisch davor und 
sprach von „beträchtlichen Konsequenzen", die „auf lange Sicht 
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große Gefahr" bedeuteten.56 Die Ernennung des Deutschen von 
Kielmansegg zum AFCENT-Kommandanten zum 1. Juli 1966 
machte die Entscheidung nicht einfacher. Zwar gelangte das Kabi­
nett in einem langwierigen und mühsamen Prozeß der Entschei­
dungsfindung dazu, der Einrichtung von AFCENT in Brunssum 
(Limburg) zuzustimmen, aber über die Person von Kielmanseggs 
entbrannte eine emotionale Diskussion, die sogar in eine Regie­
rungskrise zu münden drohte. 

Einige Tage nach der Ernennung von Kielsmanseggs berichtete 
die linke Wochenzeitung Vrij Nederland auf der Titelseite, daß der 
General als Wehrmachtsoffizier 1941 ein Buch veröffentlicht habe 
(„Panzer zwischen Warschau und Atlantik"), das in reinem Nazi-
Jargon verfaßt und kriegsverherrlichend sei. Kritisch merkte Vrij 
Nederland an, daß weder die Niederlande noch irgendein anderes 
NATO-Land gegen seine Ernennung protestiert hatten.57 Sensatio­
nell war der Bericht über das Buch des Generals übrigens nicht: Es 
war seit Jahren bekannt und hatte 1963 bei seiner Ernennung zum 
NATO-Kommandant der Landstreitkräfte in Mitteleuropa keine 
Rolle gespielt. Bekannt war er in der Bundesrepublik und in 
NATO-Kreisen eher aufgrund seiner Mitwirkung an dem miß­
glückten Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 und wegen seines 
Beitrags zum Aufbau einer modernen Bundeswehr nach dem Kon­
zept des Staatsbürgers in Uniform. 

Wie in Kapitel 3 dargelegt wurde, hatte man in der zweiten 
Hälfte der fünfziger Jahre von niederländischer Seite die Über­
prüfung der zukünftigen Bundeswehroffiziere auf eine eventuelle 
NS-Vergangenheit kritisiert. Die Auswahlkriterien seien zu streng, 
was den Aufbau der deutschen Armee erschwere und nicht im 
westlichen Sicherheitsinteresse liege. Nun, zehn Jahre später, hatte 
sich das Klima drastisch verändert. Der kurze Artikel in Vrij Ne­
derland mit dem polemischen Schlußsatz „Wann machen wir Har-
ster zum Ehrenbürger von Den Haag?"58 hatte eine elektrisierende 
Wirkung auf die Medien, die öffentliche Meinung und die Politik. 
Beinahe einstimmig wandte die Presse sich gegen die Ernennung 
von von Kielmansegg und den möglichen Gang des deutschen 
Generals nach Brunssum. „Unserer Meinung nach", kommentierte 
Het Parool, „darf ein Mann, der, und sei es 1941, aber doch als 
erwachsener Mensch (34 Jahre alt), widerwärtige Ansichten zu 
erkennen gegeben hat, keine Aufgabe als Oberbefehlshaber in der 
N A T O wahrnehmen."59 De Volkskrant bezeichnete es als „ein 
Rätsel, warum man gerade diesen Mann auf einen so hohen verant-
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wortlichen Militärposten berufen hat". Het Vrije Volk sprach von 
dem „Drecksbuch" von Kielmanseggs und stellte sich ebenso wie 
De Tijd und das Algemeen Handelsblad gegen den General.60 Die 
sachliche Zurückhaltung, mit der bis in die Mitte der sechziger 
Jahre die Bundeswehr und deutsche Militärs beurteilt worden 
waren, war verschwunden.61 Anstelle rationaler Bündnisüberlegun­
gen gaben nun die Emotionen den Ton an. Nur wenige hielten an 
der früheren Sichtweise fest, z.B. die Tageszeitung Trouw: „Wenn 
der General vor drei Jahren Oberbefehlshaber mit Standort Frank­
reich werden konnte, kann er das nun auch mit dem Standort 
Niederlande. Dies zu akzeptieren ist eine der normalen Konse­
quenzen der Tatsache, daß die Bundesrepublik zur NATO gehört 
und man nun einmal nicht ohne deutsche Generäle auskommt, die 
ihr Fach unter Hitler gelernt haben."62 

Angesichts der wachsenden öffentlichen Aufregung spitzte sich 
die Frage im August und September 1966 auch auf der politischen 
Ebene zu. Die Führung der PvdA sprach sich gegen von Kielmans-
egg aus, und das Kabinett (KVP, PvdA, ARP) widmete sich beina­
he wöchentlich in dieser Phase ausführlich der Angelegenheit.63 Da 
die Niederlande das einzige NATO-Land waren, in dem Schwierig­
keiten entstanden waren und zusätzlich eine Verschlechterung der 
Beziehung zur Bundesrepublik drohte, wollte Ministerpräsident 
Cals die Angelegenheit nicht auf die Spitze treiben. Zwar müsse 
man die Bundesregierung darauf hinweisen, daß der neue Ober­
befehlshaber für die Niederlande „schwierig" sei, aber dabei müsse 
es bleiben. Gestützt durch die Minister der konfessionellen Partei­
en war Cals der Meinung, daß die Anwesenheit von AFCENT und 
von Kielmansegg in Brunssum in jedem Fall besser sei als die Sta­
tionierung von AFCENT unter dem Kommando von Kielmansegg 
in Deutschland. Die Minister der PvdA zielten dagegen unter dem 
Druck der eigenen Parteiführung auf eine kompromißlose nieder­
ländische Haltung: AFCENT dürfe nur dann in den Niederlanden 
eingerichtet werden, wenn von Kielmansegg als Oberbefehlshaber 
zurücktrete. Daß die Sozialdemokraten bereit waren, hart zu 
bleiben, machte Justizminister Ivo Samkalden deutlich, als er Ende 
August 1966 im Kabinett von „einer höchst ernsthaften Angele­
genheit" sprach, durch die „die Position des Kabinetts aufs Spiel 
gesetzt werden könnte".64 Gut eine Woche später verschärfte sein 
Parteigenosse Anne Vondeling (Finanzminister) die Krisendro­
hung mit der Bemerkung, daß „es für die PvdA außerordentlich 
schwer sein wird, weiterhin im Kabinett zu verbleiben, wenn von 
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Kielmansegg noch im Amt ist, wenn AFCENT nach Brunssum 
kommt".65 Nicht zuletzt unter diesem Druck unternahm Minister 
Luns bei seinem deutschen Kollegen Schröder einen Versuch, auf 
elegante Weise von Kielmansegg los zu kommen (z.B. durch eine 
verkürzte Amtszeit oder einen Ämtertausch innerhalb der NATO). 
Für Bonn gab es aber keinerlei Grund, den General fallenzulas­
sen.66 

Die Bundesregierung reagierte im Gegenteil mit großem Unver­
ständnis auf die niederländische Aufregung und die Demarchen. 
Auch die SPD trat durch Herbert Wehner und Helmut Schmidt 
für von Kielmansegg ein. Die Sozialdemokraten schickten sogar -
vergeblich - einen Abgesandten nach Amsterdam, um die PvdA-
Führung umzustimmen.67 Aus westdeutscher Sicht war die An­
gelegenheit vor allem eine Folge der inzwischen bewährten DDR-
Kampagnen gegen die Bundesrepublik. „Für uns ist es unverständ­
lich", ließ der deutsche Botschafter Knoke im Außenministerium 
in Den Haag wissen, „daß die von Pankow (gemeint ist das DDR-
Regime, FW) zur Entfachung von Zwietracht in der Allianz ausge­
streuten Beschuldigungen gegen Graf Kielmansegg nicht nur in 
kommunistischen und linkssozialistisch-pazifistischen Kreisen, 
sondern auch in Presseorganen der Regierungsparteien in den 
Niederlanden ihren Niederschlag gefunden haben."68 Tatsächlich 
hatte die DDR im Fall von Kielmanseggs einen Erfolg verbuchen 
können. „Nazi-General Kielmansegg - NATO-General" lautete 
der Titel einer von der Pazifistisch-Sozialistischen Partei (PSP) 
herausgegebenen Broschüre, deren Inhalt ungeprüft aus ostdeut­
schem Material übernommen worden war. Dabei fiel noch auf, 
daß der PSP offenbar bewußt war, daß Informationen aus der 
DDR in den Niederlanden als unglaubwürdig gelten könnten, 
denn in der auf Niederländisch verfaßten Broschüre fehlte jeder 
Hinweis auf die DDR-Herkunft.69 

Es war der Journalist Dick Verkijk, der die PvdA Anfang Ok­
tober 1966 zu mehr Nüchternheit zwang. Anfänglich hatte Ver­
kijk beabsichtigt, in einer Fernsehdokumentation zu bekräftigen, 
daß die Gegner von Kielmanseggs recht hatten. Während der Vor­
bereitung der Sendung war allerdings ein ganz anderes Bild des 
Generals entstanden, und so ging die Sendung „Der wahre von 
Kielmansegg" in die entgegengesetzte Richtung. Die Informatio­
nen, die Verkijk präsentierte (Kontakte zum Widerstand und seine 
Beteiligung am Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944), waren zwar 
nicht neu, wohl aber die Entlastungszeugen, die er zugunsten des 
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Generals anführte. Eugen Kogon, auch in den Niederlanden durch 
sein Buch „Der SS-Staat" bekannt und selbst jahrelang Gefangener 
in einem Konzentrationslager, sprach lobend über von Kielmans-
egg, mit dem er „gerne, mehr als gerne" zusammenarbeiten wolle. 
Ein anderer deutscher NS-Gegner, Fabian von Schlabrendorff, der 
u.a. an einem fehlgeschlagenen Attentat auf Hitler im März 1943 
mitgewirkt hatte, hatte während des Dritten Reichs mit dem um­
strittenen General zusammengearbeitet und damals „sehr gute 
Erfahrungen" mit ihm gemacht. 

Während diese beiden »guten Deutschen* mit ihrer makellosen 
Vergangenheit einen überzeugenden Eindruck in der Dokumenta­
tion Verkijks hinterließen, galt dies nicht für den Fraktionsvorsit­
zenden der PvdA in der Zweiten Kammer Nederhorst und den 
PSP-Abgeordneten Bruggeman. Konfrontiert mit den Aussagen 
Kogons und von Schlabrendorffs und von Verkijk kritisch befragt, 
blieben sie in Verkijks Fernsehsendung bei einer halbherzigen 
Verteidigung ihrer ablehnenden Haltung stecken.70 Zwar ver­
schwand die Kritik an von Kielmansegg auch nach der Sendung 
nicht, aber sie mußte doch relativiert werden, und für die PvdA 
war es nicht mehr möglich, an ihrem alten Standpunkt festzuhal­
ten.71 Eine Woche nach der Ausstrahlung, am 11. Oktober 1966, 
verkündete Nederhorst im Namen der PvdA-Fraktion im Parla­
ment den Rückzug. Während der Haushaltsdebatte verkündete er, 
daß durch die Sendung Verkijks die Einwände der PvdA „deutlich 
vermindert", wenn auch noch „nicht völlig" gewichen seien.72 Eine 
mögliche Regierungskrise wegen von Kielmansegg hatte sich damit 
erledigt. Für das Fortbestehen der Regierung Cals war dies übri­
gens ohne große Bedeutung: Zwei Tage nach der Erklärung Ne-
derhorsts stürzte sie in der ,Nacht von Schmelzer* über den bereits 
länger schwelenden Gegensatz zwischen PvdA und KVP in der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik.73 

So kamen AFCENT und von Kielmansegg am Ende doch beide 
nach Brunssum in Limburg, aber von einer Beruhigung der Gemü­
ter konnte keine Rede sein. Nicht nur, daß die PSP und Vrij Ne-
derland ihre Agitation gegen von Kielmansegg fortsetzten74, son­
dern im Laufe dieses Jahres drohte wegen der Nachfolge des Ober­
befehlshabers sogar eine Wiederholung der Affäre von 1966. Im 
Juni 1967 warnte Verteidigungsminister W. den Toom im Kabi­
nett, daß die Ernennung des ins Auge gefaßten Nachfolgers, Ge­
neral A. Schnez, das Kabinett „in ernste Schwierigkeiten" bringen 
könne, da dieser Deutsche eine belastete Kriegsvergangenheit 
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habe.75 Offensichtlich durch die Diskussion über von Kielmansegg 
klug geworden, beauftragte das Kabinett diesmal das RIOD, die 
Vergangenheit von Schnez zu untersuchen. Der deutsche Außen­
minister Willy Brandt mochte noch so sehr versichern, daß kein 
belastendes Material existiere und in Den Haag darauf dringen, 
nicht erneut gegen eine Ernennung Einwände zu erheben - dem 
Kabinett genügte dies nicht. Erst nach Abschluß der eigenen 
RIOD-Untersuchung könne man einen Beschluß fassen.76 So gab 
es erneut deutsch-niederländische Irritationen, die noch dadurch 
verstärkt wurden, daß es zu Meinungsverschiedenheiten darüber 
kam, wieviel Forschungsfreiheit den zwei RIOD-Mitarbeitern bei 
einem Aufenthalt in Deutschland gewährt werden sollte.77 Außer­
dem kam es zu Spannungen in den Niederlanden selbst, und zwar 
zwischen dem RIOD auf der einen und der niederländischen Bot­
schaft in Bonn, dem Außenministerium und dem Kabinett auf der 
anderen Seite. Anfang Oktober 1967 reagierte Botschaftsrat Jalink 
in Bonn äußerst kritisch auf den inzwischen abgeschlossenen Un­
tersuchungsbericht, der für Schnez ungünstig ausgefallen war: 
„Was mir bereits während der ersten Woche des Auftretens der 
RIOD-Forscher auffiel, hat sich bestätigt ... Sie haben von Anfang 
an danach gestrebt, für Schnez belastendes Material zusammen­
zutragen und alle Zweifelsfälle zum Nachteil von Schnez zu inter­
pretieren." Seiner Meinung nach sei der Bericht wenig überzeu­
gend, unvollständig und teilweise sogar irreführend.78 Auch das 
Kabinett distanzierte sich von dem Bericht, und Ministerpräsident 
de Jong war der Meinung, daß er nicht genug Anlaß bot, die Er­
nennung Schnez* abzulehnen. Außerdem war man irritiert, daß 
das RIOD sich nicht auf eine Untersuchung der Fakten be­
schränkt, sondern selbst die politische Schlußfolgerung gezogen 
hatte, Schnez sei nicht akzeptabel.79 Dennoch war das Kabinett im 
Zweifel und verschob im September und Oktober 1967 wiederholt 
eine Entscheidung. Am Ende blieb Den Haag eine schwierige 
Wahl erspart, denn Schnez verzichtete von sich aus und bat mit 
Blick auf die niederländische Haltung die Bundesregierung, ihren 
Vorschlag zurückzuziehen. Als Nachfolger von Kielmanseggs 
präsentierte Bonn daraufhin General Bennecke; dessen Ernennung 
sollte problemlos vonstatten gehen. 

So unterschiedlich der Hintergrund von Kielmanseggs und 
Schnez* Verbindung zu den Niederlanden im Vergleich zu Claus 
von Arnsberg auch war und so sehr sich ihre Biographien unter­
schieden, so sehr zeigten die Reaktionen doch ein vergleichbares 
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Muster. Nie zuvor hatten Kriegserinnerungen das öffentliche und 
politische Leben so in Aufruhr versetzt wie in den Jahren 1965-
1967. Ohne im einzelnen nach dem Lebenslauf der Betroffenen zu 
fragen, reagierte ein gewichtiger Teil der öffentlichen Meinung in­
stinktiv negativ: Es waren Deutsche, die - und sei es auch in ganz 
anderen Funktionen - zum Feind gehört hatten, und das war 
ausreichend, um ihre Anwesenheit in den Niederlanden abzuleh­
nen. Hier reagierten die »wachsamen* Niederlande, die im Gegen­
satz zu den fünfziger Jahren ihre antideutschen Gefühle nicht 
länger auf der Verstandsebene rationalisierten und statt dessen ihre 
Identität als Widerstandsnation pflegten. Zu einem solchen Klima 
paßte es auch, daß entlastende und positive Fakten über die betrof­
fenen Personen zwar eine dämpfende Wirkung hatten, aber die 
Aufregung nicht aufhalten konnten. Vor allem die linke Seite des 
politischen Spektrums reagierte bemerkenswert voreingenommen 
und ließ sich mehr von Gefühlen als von Fakten leiten. Damit 
wurde Mitte der sechziger Jahre eine Entwicklung sichtbar, die in 
den siebziger Jahren einen Höhepunkt erreichen sollte: Mehr als 
für die politische Mitte oder die Rechte waren Westdeutschland 
und die Westdeutschen für die Linke zum Problem geworden. Für 
kleine linke Gruppierungen wie die CPN und die PSP hatte dies 
zwar schon länger gegolten, aber hinzu kam nun ein Teil der PvdA 
und sensibler reagierende Medien. 

Das Verhalten der PvdA in der Affäre von Kielmansegg ist 
kennzeichnend für diese Entwicklung. In den fünfziger Jahren 
hatte die Partei unter Berufung auf das niederländische Sicherheits­
interesse zu den energischsten Befürwortern der deutschen Wie­
derbewaffnung gehört, und noch in den frühen sechziger Jahren 
war sie, ähnlich argumentierend, für die Stationierung einer Aus­
bildungseinheit der Bundeswehr in den Niederlanden eingetreten 
(vgl. Kapitel 3). 1966, in einer Zeit, in der die NATO die größte 
Krise ihres Bestehens durchmachte, war diese rationale Leitlinie 
verschwunden. Zwar behaupteten die PvdA und die mit ihr sym­
pathisierenden Medien, daß die niederländische Sicherheit gerade 
dann Schaden nähme, wenn von Kielmansegg komme, weil dies 
die Akzeptanz der NATO in den Niederlanden gefährde. Aber, 
damit verloren sie aus den Augen, daß ihr Standpunkt die vorhan­
dene NATO-Krise nur noch zu verschärfen drohte und die Nie­
derlande innerhalb des Bündnisses isolierte. Bis zu diesem Zeit­
punkt hatten die Sozialdemokraten stets versucht, Kriegserinne­
rungen und antideutsche Gefühle im Zusammenhang mit der 
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militärischen Zusammenarbeit mit Deutschland abzuschwächen -
doch in der Affäre von Kielmansegg entdeckten auch sie wieder 
den ehemaligen Feind. Erstmals mobilisierte die PvdA selbst anti­
deutsche Gefühle, und die Partei verbiß sich sogar derart darin, 
daß sie eine Regierungskrise nicht ausschloß. 

Die Aufregung um von Kielmansegg war ein Produkt der 
politisch-gesellschaftlichen Entwicklungen in den sechziger Jahren. 
Die aufkommende Ost-West-Entspannung, die »Entsäulung* der 
niederländischen Politik und Gesellschaft sowie der inzwischen 
erreichte Wohlstand durchbrachen den disziplinierenden Charak­
ter der Jahre des Kalten Krieges und des Wiederaufbaus. Neue 
politische Gruppierungen wie D66, die Neue Linke innerhalb der 
PvdA und die radikalen Christen, die sich in der ARP und der 
KVP bemerkbar machten, deuteten auf ein Verlangen nach Be­
sinnung und einer neuen politischen Moral. Provo und die Studen­
tenbewegung machten sich zum Sprachrohr einer kritischen Nach­
kriegsgeneration, für die das alte politische System und seine Ver­
treter keinerlei Anziehungskraft mehr besaßen. In der Außen­
politik gerieten die NATO und die Vereinigten Staaten ins Schuß­
feld der Kritik: Sie hielten nicht nur rechte und faschistische Dik­
taturen im Sattel, sondern negierten auch bewußt die friedlichen 
Absichten des Sozialismus und seien ungenügend zur Entspannung 
bereit. Durch derlei Kritik entstanden zugleich Risse in dem bis 
dahin vorhandenen Konsens über die NATO als Basis der nieder­
ländischen Sicherheit. Im linken politischen Spektrum trat das alte 
Ideal der Niederlande als »Gidsland*, als internationaler Vorreiter 
einer moralisch legitimierten Politik, wieder in den Vordergrund: 
Anstatt weiter wie seit 1949 der treue Bündnispartner zu sein, 
müßten die Niederlande bei der Verbreitung einer politisch saube­
ren Moral die Führung übernehmen.80 Die wachsende Kritik an 
faschistischen Diktaturen und am »imperialistischen* Westen ge­
hörte für viele ebenso selbstverständlich zu dieser Moral wie die 
Sympathie für den internationalen Sozialismus. In der Haltung 
gegenüber Deutschland kam diese Moral in zweifacher Hinsicht 
zum Ausdruck, denn die bereits beschriebene Entdeckung der 
DDR als der »antifaschistische* und »bessere* deutsche Staat paßte 
hier ebenso hinein wie die zunehmende Empfindlichkeit gegen­
über der Bundesrepublik. Hatte der »kapitalistische* und außerdem 
zunehmend selbstbewußter agierende westdeutsche Staat nicht 
unzureichend mit der NS-Vergangenheit abgerechnet? Bekleideten 
frühere Nationalsozialisten nicht noch immer hohe Ämter, und 
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war von Kielmansegg nicht ein typisches Beispiel dafür? War es 
dann nicht die Aufgabe der Niederlande, wachsam zu sein? Wach­
samkeit stellte zwar kein neues Element in der niederländischen 
Haltung gegenüber Deutschland und den Deutschen dar, aber nie 
zuvor war sie so energisch und mit einem derart erhobenen Zeige­
finger zum Ausdruck gebracht worden. 

Wachsendes Vertrauen in die Demokratie 

„Es werden viele Jahrzehnte ins Land gehen müssen, bevor die 
Demokratie hier wirklich Wurzeln geschlagen hat", schrieb Bot­
schafter van Vredenburch im September 1962 in seinem Ab­
schiedsbericht aus Bonn.81 Ebenso wie in den fünfziger Jahren 
herrschte bei niederländischen Beobachtern in den frühen sechzi­
ger Jahren Skepsis über die Lebensfähigkeit der westdeutschen 
Demokratie vor. Der deutsche , Volkscharakter' neige noch immer 
latent zum Extremismus, und Wendungen wie „die demokratische 
Unreife des deutschen Volkes" finden sich noch wiederholt in den 
diplomatischen Berichten.82 Diese Kontinuität eines stereotypen 
Bildes ,der* Deutschen in ihrem Verhältnis zur Demokratie bedeu­
tete allerdings nicht, daß man das politische System tatsächlich 
bedroht sah. Man machte sich mehr Sorgen über die Frage, ob die 
Fundamente der Bundesrepublik Erschütterungen durch politische 
und wirtschaftliche Krisen widerstehen könnten. Würde die Ent­
täuschung über die deutsche Teilung dann ein Ventil suchen und 
der Nationalismus erneut aufleben? Was war von der jungen Gene­
ration zu erwarten? Sie hatte keine bewußten Erinnerungen an das 
Dritte Reich und war in politischer Hinsicht noch ein unbeschrie­
benes Blatt. Würden die Jüngeren sich gegen falsche Propheten zur 
Wehr setzen, wenn diese sich erhöben? Solche Fragen wurden in 
der ersten Hälfte der sechziger Jahre noch häufig gestellt und 
verdeutlichten, „wie zart das Pflänzchen der Demokratie" in 
Deutschland aus niederländischer Perspektive noch war.83 

Diese Sorgen wurden genährt durch das politische Bild, das die 
Bundesrepublik in den frühen sechziger Jahren bot. Das Ende der 
Adenauer-Zeit kündigte sich an, und im Außenministerium wie 
auch in den niederländischen Medien erhob sich die Frage, in 
welcher Verfassung die Bundesrepublik aus der schleppenden 
Nachfolgedebatte hervorgehen werde. Dies galt nicht nur für die 
Außenpolitik (vgl. Kapitel 4), sondern man machte sich auch 
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Sorgen über die politische Kultur in der Bundesrepublik. Der 
Umgang Adenauers mit der Demokratie hatte schon in den fünfzi­
ger Jahren wiederholt Kritik hervorgerufen, aber um 1960 wuchs 
dieses Unbehagen noch an. Dabei ging es nicht nur um sein bereits 
erwähntes Verhalten bei der Kandidatur für das Amt des Bundes­
präsidenten 1959 oder um die Ausfälle gegenüber seinem potentiel­
len Nachfolger Ludwig Erhard in diesen Jahren.84 Auch die Art 
und Weise, in der Adenauer und seine Partei im Wahlkampf 1961 
gegen den SPD-Kanzlerkandidaten Willy Brandt polemisierten, 
wurde in den Niederlanden scharf kritisiert. Die CDU veröffent­
lichte eine Broschüre, in der Brandt wegen seiner Vergangenheit 
als Emigrant in die Nähe von Landesverrätern gerückt wurde, und 
auch Adenauer selbst spekulierte öffentlich in diese Richtung.85 

Diese Kampagne gegen Brandt weckte in der Bonner Botschaft und 
in Den Haag Zweifel an der „wahren Mentalität dieses Volkes" 
und an „der politischen Moral in der Bundesrepublik 16 Jahre 
nach der deutschen Kapitulation".86 Der NRC bezeichnete das 
Verhalten Adenauers als „minderwertig" und „zum Himmel 
schreiend".87 Nicht weniger negativ urteilten andere Zeitungen, die 
wiederholt auf diese Angelegenheit eingingen. Erschrocken be­
richtete der deutsche Botschafter Löns nach Bonn, daß der NRC 
noch nie so ablehnend über den Bundeskanzler geschrieben habe, 
und, daß sich das Bild der CDU in den Niederlanden dramatisch 
verschlechtere.88 

Es kann nicht überraschen, daß die Niederlande äußerst kri­
tisch auf die Verleumdungskampagne gegen Brandt reagierten. 
Aufgrund seiner Vergangenheit war er aus niederländischer Sicht 
ein Repräsentant des »guten* Deutschlands, und ein Eintreten für 
Brandt und gegen Adenauer war in dieser Angelegenheit dann 
eigentlich auch selbstverständlich. Außerdem fanden die Angriffe 
auf Brandt in einer Zeit statt, in der die antisemitischen Vorfälle 
von 1959/60 noch frisch im Gedächtnis waren, Eichmann vor 
Gericht stand und das gewachsene Interesse an der Vergangenheit 
für ein sensibleres Wahrnehmungsmuster gesorgt hatte. Ausge­
rechnet in dieser Phase entschieden die deutschen Christdemokra­
ten sich für eine Wahlkampfstrategie, die von einem zweifelhaften 
Umgang mit der Vergangenheit zeugte. Kritik am deutschen Um­
gang mit dem Dritten Reich war in den frühen sechziger Jahren 
gewiß kein neues Phänomen, aber daß Adenauer nun sogar ver­
suchte, mit einem dubiosen Geschichtsbild, das Emigranten der 
dreißiger Jahre als Landesverräter abtat, auf Stimmenfang zu ge-
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hen, rief schockierte Reaktionen hervor.89 Aus niederländischem 
Blickwinkel konnte dies nur das vorhandene Bild bestätigen, daß 
demokratisches Gedankengut in der Bundesrepublik noch eine 
äußerst schmale Grundlage hatte. 

Rund ein Jahr nach den Bundestagswahlen von 1961 bot die 
Spiegel-Affäre erneut Anlaß für eine Welle niederländischer Be­
sorgnis. Im Oktober 1962 veröffentlichte Der Spiegel unter der 
Überschrift „Bedingt abwehrbereit" einen kritischen Artikel über 
die unzureichende Verteidigung der Bundesrepublik im Falle eines 
sowjetischen Angriffs. Der Artikel paßte in eine lange Reihe harter 
Attacken auf Verteidigungsminister Strauß, die in dem regierungs­
kritischen Magazin erschienen waren. Obwohl dieser neue Artikel 
auf Material beruhte, das jedem Bürger frei zugänglich war, spra­
chen Bundesregierung und Justiz von Landesverrat und der Preis­
gabe von Staatsgeheimnissen. Die Polizei schloß die Redaktions­
büros, führte Hausdurchsuchungen durch und verhaftete Redak­
teure, darunter sogar in Spanien den stellvertretenden Chefredak­
teur Ahlers. Eine Welle des Protests ging durch die Bundesrepu­
blik: Versuchte hier die Bundesregierung nicht, ein kritisches 
Nachrichtenmagazin mundtot zu machen?90 Het Vrije Volk kam zu 
dem Schluß, die Bundesrepublik habe noch nicht gelernt, Grund­
rechte zu respektieren, der Haagse Courant sprach von „alten 
Methoden", und dem Algemeen Handelsblad lief es angesichts der 
Art und Weise, wie die CDU/CSU diesen Eingriff in die Presse­
freiheit verteidigte, „kalt den Rücken herunter".91 Die Kritik wäre 
zweifellos noch schärfer ausgefallen, wenn man gewußt hätte, daß 
Adenauer selbst eine treibende Kraft hinter dem Auftreten gegen 
die Hamburger Wochenzeitschrift gewesen war.92 Aber auch ohne 
dieses Wissen waren Algemeen Dagblad, Het Vrije Volk und der 
Haagsche Courant im November 1962 übereinstimmend der Mei­
nung, daß der deutschen Demokratie mit Adenauers Rücktritt 
gedient wäre. Ein neuer Anfang sei nötig, schrieb auch Het Parool, 
wo man den Versuch Adenauers, die politischen Scherben zu 
kitten, als nutzlos ansah. Unter dem Druck der FDP, die die Re­
gierung verlassen hatte und den Rücktritt von Verteidigungsmini­
ster Strauß forderte, war die Affäre inzwischen in .eine Regierungs­
krise gemündet. Bei deren Lösung zog Adenauer noch einmal die 
politische Regie an sich. Er spielte kurze Zeit mit dem Gedanken 
einer Großen Koalition mit der SPD, präsentierte aber im Dezem­
ber 1962 ein erneuertes CDU/CSU-FDP-Kabinett. Es sollte sein 
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letztes Kabinett sein, denn gleichzeitig hatte er bekanntgegeben, 
im Laufe des Jahres 1963 zurückzutreten. 

Auch im niederländischen Außenministerium und in der Bon­
ner Botschaft wuchs im November 1962 die Besorgtheit. Botschaf­
ter van Ittersum überkam eine „gewisse Mutlosigkeit" angesichts 
der Feststellung, daß die Bundesregierung sowohl mit den Tatsa­
chen als auch mit demokratischen Prinzipien „leichtfertig und 
autoritär" umsprang. Die Affäre habe ihm sogar verdeutlicht, „wie 
gründlich das verantwortungsbewußte Staatsgefühl unter dem 
Hitler-Regime vernichtet worden ist".93 Obwohl Außenminister 
Luns und die Spitzenbeamten des Ministeriums anfänglich Ver­
ständnis für die Aktion gegen den Spiegel zeigten94, kritisierte man 
auf den unteren Ebenen scharf das „unfähige und unaufrichtige" 
Verhalten der Bundesregierung, das durch die nächtlichen Haus­
durchsuchungen und Verhaftungen „natürlich Erinnerungen an 
die Hitler-Zeit wachgerufen" habe. Schwerwiegend sei vor allem, 
so die Mitteleuropa-Abteilung in einer ausführlichen Stellung­
nahme, daß die Bundesregierung die politische Moral in der Bun­
desrepublik untergraben habe, indem sie soviel Unruhe und Arg­
wohn verbreitet habe.95 Auch nachdem sich im Dezember 1962 der 
politische Pulverdampf verzogen und Adenauer seine Regierung 
wieder in Ordnung gebracht hatte, blieb das Unbehagen. „So trifft 
man am Ende dieses Jahres Deutschland in einem Schwebezustand 
an", berichtete van Ittersum aus Bonn: „Eine Übergangsregierung, 
von der man nicht weiß, in was sie übergehen wird. Ein Land 
ohne klare Grenzen und ohne deutliche Zukunft, regiert von 
einem alten Mann, von dem man sagt, daß ihm die Zügel entglei­
ten, der aber nichtsdestoweniger noch stets die zentrale Figur in 
jeder Krise ist. Für Katerstimmung gibt es wahrlich genug An­
laß."96 Und gerade vor einem solchen Schwebezustand hatte man 
in den Niederlanden immer Angst gehabt: Politische Unsicherheit 
könnte vor allem in Deutschland rasch in politische Instabilität 
münden und die Bundesrepublik in der Innen- und Außenpolitik 
vom westlichen Kurs abbringen, so die vorherrschende Meinung. 

Trotz dieses düsteren politischen Bildes boten die frühen sech­
ziger Jahre auch Lichtblicke. Die oppositionelle SPD mit ihrem 
Kanzlerkandidaten Brandt war durch programmatische Erneue­
rung auf dem Weg zu einer ernsthaften Regierungsalternative, und 
darin sah man in Den Haag eine heilsame Entwicklung für die 
deutsche Demokratie.97 Mit dem Godesberger Programm von 1959 
und der berühmten Bundestagsrede Herbert Wehners vom Juni 
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1960 hatte sich die Partei mit der sozialen Marktwirtschaft und der 
Westintegration der Bundesrepublik ausgesöhnt. Dadurch verlor 
Den Haag die Angst vor einer SPD-Regierung (vgl. Kapitel 4), und 
die SPD konnte an Vertrauenswürdigkeit gewinnen. Dieser Prozeß 
wurde günstig beeinflußt durch das persönliche Ansehen Brandts, 
das er in den Niederlanden aufgrund seiner Vergangenheit automa­
tisch genoß und das ihm auch später als Bundeskanzler viel Sym­
pathie einbringen sollte.98 So gesehen brachte das Wahljahr 1961 
nicht nur die Bestätigung eines negativen Deutschlandbildes, son­
dern auch eine positive Perspektive. Die Reaktionen auf den Wahl­
ausgang wiesen ebenfalls in diese Richtung. Die Verluste der 
CDU/CSU, die von 50,2% 1957 auf 45,3% fiel, und die Gewinne 
der SPD, die von 31,8% auf 36,2% stieg, interpretierte die nieder­
ländische Presse als das Ende der Ära Adenauer. De Volkskrant trat 
für eine Regierungsbeteiligung der SPD ein, und Het Vrije Volk 
prophezeite mehr Bewegung in der deutschen Politik, was „für das 
demokratische Bewußtsein nach so vielen Jahren des Patronats 
Adenauers kein überflüssiger Luxus" sei. Ebenso wie das Algemeen 
Handelsblad reagierten diese Zeitungen dann auch enttäuscht, als 
mit der neuen Adenauer-Regierung vieles beim alten blieb. Den­
noch war man sich bewußt, daß die deutsche Demokratie gestärkt 
aus den Wahlen hervorgegangen war." Auch Botschafter van Vre-
denburch äußerte zufrieden - und offensichtlich überrascht -, der 
Wahlausgang habe gezeigt, daß „im deutschen Volk ... doch eine 
Gegenbewegung gegen die Anbetung von Macht spürbar ist".100 

Die Spiegel-Affäre hatte ebenfalls einen positiven Nebeneffekt. 
Beinahe alle deutschen Medien stellten sich auf die Seite des Spie­
gel, Gewerkschaften und Kirchen protestierten, und viele Bürger, 
die sich bis dahin politisch nicht engagiert hatten, unterzeichneten 
Protesterklärungen. Dies alles zeigte, daß die Ära Adenauer auch 
hinsichtlich des politischen Klimas zu Ende ging und daß sich im 
Verhältnis von Staat und Gesellschaft ein fundamentaler Wandel 
vollzog. „Der Staat entdeckte überrascht, daß seine Bürger mündig 
geworden waren", schrieb Die Zeit zwanzig Jahre später in einem 
Rückblick.101 Für die Zeitgenossen symbolisierte die Spiegel-Affäre 
selbstverständlich noch nicht die Veränderung der politischen 
Kultur, von der viele Historiker später sprechen sollten102, aber 
auch Ende 1962 erkannte man schon, daß die Krise das demokrati­
sche Bewußtsein gestärkt hatte. Obwohl in den niederländischen 
Bewertungen der Affäre die negativen Aspekte dominierten, fehlte 
dieses positive Element nicht, und die Medien wiesen wiederholt 
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auf die „demokratische Wachsamkeit" der deutschen öffentlichen 
Meinung hin.103 Im Gegensatz zu vielen früheren Betrachtungen 
richtete sich die Kritik nun nicht gegen ,das* deutsche Volk, son­
dern hauptsächlich gegen die CDU/CSU-Regierungselite. Dies 
klang auch bei Botschafter van Ittersum an,'der nach dem Ende der 
Affäre schrieb, daß „ein zweiter Adenauer, ebenso autoritär wie 
der erste und ebenso erfüllt von hochmütiger Verachtung des 
Parlaments", nicht mehr in das veränderte politische Klima 
passe.104 

Die SPD als politische Alternative und eine kritische öffentli­
che Meinung während der Spiegel-Affäre - dies waren zweifellos 
hoffnungsvolle Anzeichen. Das unbehagliche Gefühl, daß die 
Bundesrepublik sich in einem »Schwebezustand* befinde, blieb 
aber auch nach dem Abgang von Bundeskanzler Adenauer im 
Oktober 1963. Sein Nachfolger Erhard schien entsprechend der 
allgemeinen Erwartung „guten, aber nicht festen Willens" zu sein, 
wie man Ende 1964 im Außenministerium feststellte.105 Zu Beginn 
schätzte man zwar seinen demokratischen Regierungsstil, aber dies 
war ein Ausdruck von Sympathie für einen unsicher operierenden 
Bundeskanzler, der, wie de Volkskrant es formulierte, „fair bis an 
die Grenze der Naivität" war.106 Richtungsstreit und politische 
Verwirrung innerhalb der CDU/CSU, Zweifel an der Befähigung 
Erhards zum Kanzler und der Eindruck einer politischen Flaute 
trübten nicht zu Unrecht das niederländische Bild über seine 
Amtszeit (1963-1966).107 Bezeichnenderweise erinnerte die Trouw 
im Februar 1966 daran, daß in Deutschland bereits früher „ein 
Experiment mit der Demokratie" fehlgeschlagen sei und brachte 
damit die dauerhafte Skepsis hinsichtlich der deutschen Demokra­
tie in jenen Jahren zum Ausdruck.108 So liegt es auf der Hand, daß 
Erhards Scheitern bei der Lösung der konjunkturell-ökonomi­
schen Probleme 1966 und der Sturz seines zweiten Kabinetts im 
Herbst dieses Jahres die niederländische Unsicherheit über die 
politische Stabilität der Bundesrepublik nur noch verstärkten. 
Auch die Bildung der Großen Koalition machte dem kein Ende. 
Botschafter van Ittersum bezeichnete es einerseits als einen Licht­
blick, daß der Regierungswechsel nach demokratischen Spielregeln 
verlaufen war, hielt es aber andererseits für bedenklich, daß mit 
der kleinen FDP als einziger Oppositionspartei die Kontrollfunk­
tion des Bundestags praktisch ausgeschaltet war.109 Noch negativer 
urteilte die Trouw, die von einem Eingriff in die demokratischen 
Grundlagen sprach, was gerade „in einem labilen Staat wie der 
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Bundesrepublik" gefährliche Konsequenzen haben könne.110 Die 
Volkskrant, der NRC und Het Vrije Volk wollten der Großen 
Koalition zwar sozusagen Kredit gewähren, weil sie die Wirtschaft 
wieder auf Touren bringen und dem „Stillstand" in der deutschen 
Politik ein Ende machen könne, aber auch diese Zeitungen brach­
ten ihre Besorgnis über die Zukunft der parlamentarischen Demo­
kratie in der Bundesrepublik zum Ausdruck.111 

So bildete auch in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre Skep­
sis den Ausgangspunkt für die niederländische Einschätzung der 
deutschen Demokratie. Dennoch begann der Tenor sich allmäh­
lich zu verändern. Ein Memorandum für das Kabinett bezeichnete 
Anfang 1966 die allgemeine politische Entwicklung seit 1949 als 
„nicht entmutigend". Die Bundesrepublik könne inzwischen zu 
den „modernen demokratischen Staaten" gerechnet werden, und 
das politische System habe in der Bevölkerung breite Zustimmung 
gefunden. Mitläufer aus der NS-Zeit bekleideten zwar noch zahllo­
se öffentliche Ämter und es gebe gute Gründe, noch immer an 
ihrer demokratischen Einstellung zu zweifeln, aber dabei gehe es 
um ein „Restphänomen", das von selbst verschwinden werde. 
Allerdings sei es notwendig, auch weiterhin die politischen Ent­
wicklungen in der Bundesrepublik genau zu verfolgen, denn für 
die „unwiderrufliche Verankerung" der Demokratie sei „eine viel 
längere Zeit" nötig als die Jahre, die seit 1949 vergangen waren.112 

Nie zuvor hatte man in Den Haag mit soviel Vertrauen über 
die Zukunft der deutschen Demokratie geschrieben. Kennzeich­
nend für dieses Vertrauen war auch die Stellungnahme zum Auf­
stieg der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) ab 
Mitte der sechziger Jahre. Diese rechtsextreme Protestpartei erziel­
te zwischen 1966 und 1968 in beinahe allen Bundesländern Wahl­
erfolge mit Stimmenanteilen von 5-10%. Gewiß wurde der Erfolg 
der NPD sorgfältig beobachtet, aber „trotz der bösen Erinnerung", 
die diese Partei wachrief, sah man in ihr weder im Außenministeri­
um noch in der Botschaft in Bonn eine wesentliche Bedrohung der 
Demokratie. Der übergroßen Mehrheit in der Bundesrepublik, so 
der regelmäßig wiederkehrende Tenor, gehe es wirtschaftlich 
hervorragend, sie bleibe den demokratischen Parteien treu und 
habe für politische Abenteuer nichts übrig. Außerdem erkannte 
man zu recht, daß die NPD keine echte neue NS-Partei war und 
daß auch darum jeder Vergleich mit dem Aufstieg der NSDAP in 
den letzten Jahren der Weimarer Republik hinkte. Anstatt ,Bonn' 
mit »Weimar* zu vergleichen, lautete die immer wieder anklingen-
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de Botschaft, sei es sinnvoller, die NPD mit der Niederländischen 
Bauernpartei zu vergleichen und als ein Sammelbecken unzufriede­
ner Protestwähler im deutschen Kontext anzusehen: gegen die 
Große Koalition, die die politischen Parteien als Jacke wie Hose* 
erscheinen ließ, gegen den aufkommenden, teilweise gewalttätigen 
Studentenprotest und gespeist durch die soziale Unsicherheit bei 
Mittelständlern und Bauern.113 Trotz dieser Nuancierungen - und 
hier endete der Vergleich mit den Niederlanden - schloß man 
nicht völlig aus, daß sich die NPD zu einem Risikofaktor entwik-
keln könnte. Die Wachsamkeit, mit der man die Erfolge dieser 
Partei verfolgte, und die immer wiederholte Feststellung, daß die 
NPD noch keine akute Bedrohung darstellte, verwiesen bei allen 
beruhigenden Bewertungen auch auf die weiterhin vorhandenen 
Unsicherheiten und Zweifel. 

Die Nüchternheit der diplomatischen Kreise war in den Nie­
derlanden allerdings kein Gemeingut. „Soll sich die Geschichte 
wiederholen?" fragte besorgt die Trouw, und nicht nur diese Zei­
tung zweifelte, ob die deutsche Demokratie inzwischen stark 
genug sei, um die Gefahr abzuwenden.114 „Es bleibt ein Volk von 
Offizieren und Soldaten", meinte De Groene Amsterdammer an­
gesichts der Erfolge der NPD bei den Landtagswahlen 1966, und 
solche Äußerungen bekam man in der zweiten Hälfte der sechziger 
Jahre im linken Spektrum häufiger zu hören. Sie waren ein Teil 
jener Stimmung, die sich in der Affäre von Kielmansegg gezeigt 
hatte und die auch scharfe Kritik an der Tatsache einschloß, daß 
Kurt Georg Kiesinger trotz seiner früheren NSDAP-Mitgliedschaft 
Bundeskanzler der Großen Koalition hatte werden können. An­
dere Zeitungen wie z.B. der NRC reagierten gemäßigter und glaub­
ten, daß die westdeutsche Demokratie inzwischen ausreichend 
Widerstandskräfte entwickelt hatte, um der potentiellen Gefahr 
von Seiten der NPD begegnen zu können.115 Dennoch blieb auch 
für differenzierende Beobachter die NPD in der zweiten Hälfte der 
sechziger Jahre eine Quelle der Sorge. 

Dies hing auch mit den ambivalenten Reaktionen auf die Au­
ßerparlamentarische Opposition (APO) zusammen, die in diesen 
Jahren auf die Barrikaden ging. Einerseits hatte man für die Forde­
rungen der Protestbewegung nach mehr demokratischer Offenheit 
und Universitätsreformen Verständnis, aber andererseits sah man 
in Den Haag und in der Bonner Botschaft in den gewalttätigen 
Auswüchsen des APO-Protestes 1967/68 eine ernste Gefahr. Nicht 
nur die APO-Gewalt selbst stelle die Demokratie auf eine „schwe-
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re Probe", berichtete im April 1968 der neue Botschafter J.G. de 
Beus, vor allem die drohende Wechselwirkung zwischen Links­
und Rechtsextremismus bereite Sorgen. Die Unterschiede zwi­
schen der Spätphase der Weimarer Republik und der Bundesre­
publik in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre seien zwar zwei­
fellos größer als die Übereinstimmungen, aber de Beus verwies 
doch auf „eine beunruhigende Analogie" der zunehmenden Gewalt 
und des politischen Radikalismus.116 Er war nicht der einzige, der 
dies so sah, denn auch in den Medien tauchte der Geist von Wei­
mar regelmäßig auf, wenn besorgt festgestellt wurde, daß sich 
APO und NPD gegenseitig verstärkten. 

Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund sah man in den Nieder­
landen den Bundestagswahlen von 1969 mit großer Spannung 
entgegen. „Schafft die NPD es nicht, folgt ein Seufzer der Erleich­
terung, schafft sie es, dann tritt das nazistische Gespenst in den 
Vordergrund und damit die Schlußfolgerung, daß Linksextremis­
mus Rechtsextremismus hervorruft", hatte das Algemeen Handels-
blad in einem für die Spannung charakteristischen Vorbericht 
geschrieben.117 Nach den Wahlen konnte man erleichtert aufat­
men. Nicht nur war die NPD unter der 5%-Hürde geblieben 
(4,3%), sondern die parteipolitische Konstellation insgesamt zeigte 
ein ausgeglichenes parlamentarisches Gefüge. Durch die Gewinne 
der SPD (42,7% gegenüber 39,3% 1965) und leichte Verluste der 
CDU/CSU (46,1% statt 47,6%) waren nun zwei beinahe gleich 
starke demokratische Blöcke vorhanden, die sowohl die Regierung 
als auch die Opposition bilden konnten. Staatssekretär de Koster 
(WD) vom Außenministerium nannte das Wahlergebnis im Kabi­
nett einen Beweis für „eine lebendige Demokratie" in der Bundes­
republik.118 Vergleichbare Wendungen zierten auch andere Kom­
mentare. Botschafter de Beus rühmte „die gesunde Lebenskraft" 
der deutschen Demokratie und sprach von einem deutlichen Be­
weis dafür, daß diese viel stärker verwurzelt sei als viele bis vor 
kurzem annehmen wollten.119 Auch in den Medien wurde das 
Ergebnis bejubelt, weil es demonstrierte, daß die demokratische 
Idee in Deutschland „wirklich stärker" geworden war.120 

Faßt man die niederländischen Reaktionen auf den Wahlaus­
gang zusammen, kann kein Zweifel daran bestehen, daß im Herbst 
1969 erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik insgesamt 
positiv über die deutsche Demokratie geschrieben wurde. Bis zur 
Mitte der sechziger Jahre hatte noch ein Vokabular dominiert, das 
sie als ,zartes Pflänzchen* beschrieb. In derselben Zeit hatte man 
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außerdem noch häufig von einem deutschen Volkscharakter ge­
sprochen, der sich für ein demokratisches System nicht eigne und 
zum Extremismus neige. In der zweiten Hälfte der sechziger Jahre 
war dieses Bild teilweise gekippt. Obwohl beim Antritt der Gro­
ßen Koalition 1966 noch ein deutlich skeptischer Grundton vor­
herrschte, zeigte das Wahrnehmungsmuster seitdem mehr Varia­
tionen. Damit folgte die Perzeption zweifellos in erster Linie der 
tatsächlichen politisch-kulturellen Entwicklung, die die Bundesre­
publik in den sechziger Jahren durchmachte. Seit der Spiegel-Affä­
re hatte das demokratische Bewußtsein an Kraft gewonnen, und in 
der zweiten Hälfte der sechziger Jahre kam die westdeutsche De­
mokratie in Bewegung. Insofern kann die skizzierte Entwicklung 
der niederländischen Perzeption auch nicht überraschen. Es ist 
aber bemerkenswert, daß die Bereitschaft zu mehr Differenzierung 
gerade in einer Phase wuchs, in der die Bestätigung vorhandener 
Klischees über ,die* deutsche Neigung zum Extremismus so ein­
fach gewesen wäre. Gewiß wurde der Aufstieg der NPD von man­
chen so interpretiert, und vor allem linke Beobachter sahen ihr 
undifferenziertes Bild einer von altem und neuem Nazismus infi­
zierten Bundesrepublik in diesen Jahren bestätigt. Aber im Außen­
ministerium, in der Botschaft in Bonn und in Tageszeitungen wie 
de Volkskranty Het Vrije Volk und vor allem im NRC wandte man 
sich in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre gerade gegen solche 
Vereinfachungen. Dies schloß Besorgnis im Vorfeld der Wahlen 
von 1969 nicht aus, aber die alte Neigung, als gefährlich einge­
schätzte Tendenzen überzubewerten, hatte sich unverkennbar 
verringert. Damit hatte für einen großen Teil der niederländischen 
Beobachter das Deutschlandbild an Präzision und Nüchternheit 
gewonnen. 

Nach den Bundestagswahlen von 1969 beherrschten erstmals 
seit 1949 nicht Wachsamkeit, Skepsis oder Ambivalenz die nieder­
ländische Wahrnehmung, sondern das Bewußtsein, daß die Bun­
desrepublik dabei war, eine »normale* Demokratie zu werden. 
Dieses Vertrauen gründete sich nicht nur auf den Wahlausgang, 
sondern auch auf die Person des neuen Bundeskanzlers. „Wir 
wollen mehr Demokratie wagen", verkündete Willy Brandt im 
Herbst 1969 in seiner ersten Regierungserklärung. Mit der Bildung 
der SPD/FDP-Regierung begann nicht nur für die Bundesrepublik 
eine neue Ära. Auch für das niederländische Bild von der deut­
schen Demokratie stellt 1969 eine Zäsur dar, und Willy Brandt 
sollte dies in den kommenden Jahren verkörpern. So wie der neue 
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Bundeskanzler in der Bundesrepublik selbst eine Brücke zwischen 
vielen kritischen Westdeutschen und ihrem Staat schlug, so er­
leichterte er es den Niederländern, sich weiter von den alten Kli­
schees zu lösen. 

Schlußfolgerung 

Die politisch-psychologische Beziehung zu Deutschland in den 
fünfziger Jahren wurde im vorhergehenden Kapitel als instinktiv 
distanziert charakterisiert. Ebenso selbstverständlich wie man auf 
der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Ebene eine Annä­
herung suchte, hatte die Mehrheit in politisch-psychologischer 
Hinsicht Deutschland den Rücken zugekehrt. In der Gesellschaft 
hatte das Bedürfnis vorgeherrscht, die Besatzungszeit hinter sich 
zu lassen und nach vorne zu schauen. Die politisch-psychologische 
Beziehung war angespannt gewesen, aber kollektive antideutsche 
Gefühle waren selten zum Ausdruck gekommen und man hatte die 
Bundesrepublik als einen notwendigen Partner akzeptiert. In den 
sechziger Jahren änderte sich dies. Um 1960 verschlechterte sich 
die Stimmung gegenüber der Bundesrepublik, und 1965/66 entlu­
den sich Kriegserinnerungen und antideutsche Emotionen in der 
Aufregung über die Hochzeit von Beatrix und Claus und über die 
Versetzung General von Kielmanseggs in die Niederlande. Die 
Wiederentdeckung des früheren Feindes und heftige Reaktionen 
auf Personen und Ereignisse, die sich mit der NS-Vergangenheit in 
Zusammenhang bringen ließen: Das ist die eine Seite der politisch­
psychologischen Beziehung in den sechziger Jahren. Demgegen­
über steht eine fortschreitende Normalisierung, eine inzwischen 
große Bevölkerungsmehrheit, die den Deutschen freundlich ge­
sinnt war, und die allmählich zunehmende Bereitschaft zu einer 
differenzierten Bildformung, die den tatsächlichen Entwicklungen 
in der Bundesrepublik gerecht wurde. Fügt man beide Tendenzen 
zusammen, dann entsteht ein ambivalentes Bild der politisch-psy­
chologischen Beziehung von einerseits heftigen Emotionen und 
andererseits wachsender Nüchternheit. Beide Tendenzen lassen 
sich nicht völlig trennen. So schloß die instinktive Ablehnung der 
Hochzeit von Prinzessin Beatrix mit einem Deutschen oder der 
Protest gegen von Kielmansegg nicht unbedingt aus, daß man 
gleichzeitig ein Auge für die positiven Entwicklungen z.B. der 
Demokratie in der Bundesrepublik hatte. 
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Die politisch-psychologische Beziehung zwischen Deutschland 
und den Niederlanden in den sechziger Jahren kann dennoch im 
allgemeinen als mühsam charakterisiert werden. Auf die Distanz 
der fünfziger Jahre folgte eine Phase, die im Zeichen wiederaufle­
bender Kriegserinnerungen und eines steigenden Interesses an der 
Auseinandersetzung mit NS-Verbrechen stand. So gesehen war es 
auch nicht verwunderlich, daß verdrängte Gefühle wieder hochka­
men und die Heftigkeit der antideutschen Empfindungen manch­
mal den Eindruck eines emotionalen Überholmanövers machte. 
Dabei stellte das gewachsene Interesse für die Besatzungszeit nur 
einen Teil einer viel umfassenderen Entwicklung dar, die sich in 
den sechziger Jahren vollzog. Die ,Entsäulung* und das Verlangen 
nach politischer Erneuerung gingen Hand in Hand mit der Suche 
nach neuen politisch-moralischen Maßstäben, wobei die Besat­
zungszeit mit ihrem scheinbar eindeutigen Gegensatz zwischen 
,Gut* und ,Böse* Orientierung bot. Mit wachsender Rigorosität 
entlehnte man der Zeit zwischen 1940 und 1945 die Eckpunkte für 
moralische Sauberkeit, die nahtlos an das Selbstbild des ,Klein-
aber-tapfer* anschlössen, das die Fernsehserie ,De Bezetting* noch 
einmal gefestigt hatte. Dabei boten gerade deutsche »Eindringlinge* 
wie von Arnsberg und von Kielmansegg die Möglichkeit, dieses 
Verlangen nach politischer Sauberkeit zum Ausdruck zu bringen. 
So unterschiedlich ihre Biographien und ihre Positionen in den 
Niederlanden auch waren, so konnte man doch in beiden den 
Feind von früher entdecken. Selbstverständlich berührte von 
Arnsberg eine empfindlichere Saite als von Kielmansegg, weil das 
Symbol der Nation - das Königshaus - durch den Feind von ge­
stern »befleckt* zu werden drohte. Kennzeichnend für diese Emp­
findlichkeit war die Art und Weise, in der die niederländischen 
Medien von Arnsberg über seine Einstellung zum Dritten Reich 
befragten. Dabei ging es nicht nur um seine eigene Rolle in jenen 
Jahren, sondern auch um die Frage, ob er aus niederländischer 
Sicht fähig und bereit war, sich die Lebenswelt der »guten* Nieder­
lande anzueignen. Bejahte man dies - und nachdem von Arnsberg 
unter dem Joch des niederländischen Kreuzverhörs hindurchgegan­
gen war, neigten viele dazu -, dann konnte sein deutscher Hinter­
grund allmählich verblassen, und dann war Akzeptanz möglich. 
Charakteristisch in diesem Zusammenhang war auch die Diskus­
sion im Kabinett über die Änderung seines ersten Vornamens von 
Claus in George. Daß George ebensowenig ein niederländischer 
Name war, spielte keine Rolle; worauf es ankam, war wohl eher, 
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daß von Arnsberg offensichtlich akzeptabler wurde, je mehr er 
,entdeutscht* wurde. 

Die Aufregung über von Arnsberg erinnert an eine Gemein­
schaft, die ihre nationale »Reinheit* durch einen feindlichen Ein­
dringling bedroht sieht. Obwohl es nur in der ersten Phase zu 
großer Unruhe kam, bestand danach noch weiterhin bei vielen ein 
instinktives Unbehagen. In der Affäre von Kielmansegg lagen die 
Dinge teilweise anders: Einerseits spielte der instinktive Wider­
stand gegen einen Feind von außen eine geringere Rolle, weil der 
General die niederländische Identität weniger berührte, anderer­
seits konnte man seine Ablehnung hier freier äußern, weil das 
Tabu der Kritik am Königshaus hier keine Rolle spielte. Außer­
dem hatte man gegen von Kielmansegg schwarz auf weiß etwas in 
der Hand, nämlich sein Buch, während gegen den Lebenslauf von 
Arnsbergs nichts einzuwenden war. Auch die Konsequenzen des 
Widerstands waren in beiden Fällen unterschiedlich: Die Affäre 
von Kielmansegg hätte die Beziehung zur Bundesrepublik weiter 
belasten und zu einer Regierungskrise führen können, aber sie 
betraf nicht Fragen von Verfassungsrang wie im Fall der Hochzeit. 
Trotz dieser Unterschiede war das niederländische Reaktions­
muster vergleichbar. In beiden Fällen ging es um »eindringende* 
Deutsche, die die niederländische »Reinheit* auf die Probe stellten: 
Bei von Arnsberg ging es in erster Linie um die ,reine* nationale 
Identität, bei von Kielmansegg vor allem um die ,reine* politische 
Moral. In beiden Fällen konnte man sich als »guter* Niederländer 
erweisen, indem man sich ihrem Kommen widersetzte. Den »gu­
ten* Niederländer in Abgrenzung zu Deutschen zu definieren war 
seit der Besatzungszeit sicher keine neue Erscheinung und spielt 
bis heute eine Rolle, aber selten wurde dies so deutlich sichtbar 
wie 1965/66. 

Trotz der verschlechterten Stimmung gegenüber der Bundesre­
publik um 1960 und der großen Aufregung 1965/66 ist der Begriff 
»antideutsch* erneut zu ungenau für eine Charakterisierung der 
politisch-psychologischen Beziehung in den sechziger Jahren. 
Dafür kann man vier Argumente anführen. Erstens zeigen die 
Meinungsumfragen zum niederländischen Deutschlandbild aus der 
ersten Hälfte der sechziger Jahre, daß nur eine Minderheit der 
niederländischen Bevölkerung sich selbst als unfreundlich gegen­
über Deutschen betrachtete. Zwar betraf dies eine umfangreiche 
Minderheit von 20-30%, und es handelte sich dabei vor allem um 
die meinungsbildende Elite. Im Vergleich zu den fünfziger Jahren 
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war der Anteil »Deutschfreundlicher* aber deutlich gestiegen 
(1965: knapp 70%). Zweitens muß man feststellen, daß seit Mitte 
der sechziger Jahre Westdeutschland und die Westdeutschen vor 
allem für die Linke zu einem Problem geworden waren. Mehr als 
für die politische Mitte oder die Rechte fungierte für die linken 
Erneuerungsbewegungen die Grenze zwischen den Niederlanden 
und der Bundesrepublik als eine Trennlinie zwischen »Gut* und 
»Böse*. Die Neue Linke, radikale Christen, Provos, die Studenten­
bewegung - so unterschiedlich diese Gruppen auch waren, sie 
zeigten alle eine große Sensibilität gegenüber Westdeutschland 
oder instrumentalisierten antideutsche Gefühle. Vor allem sie 
waren es auch, die sich auf der Suche nach neuen politischen Wer­
ten am Widerstand der Besatzungsjahre orientierten und im Anti­
faschismus einen selbstverständlichen Leitfaden fanden. Daß dieser 
Antifaschismus nur noch wenig mit seinem ursprünglichen Inhalt 
zu tun hatte und mehr zu einem Zauberwort für die »richtige* 
politische Moral wurde, spielt hier keine große Rolle. Es geht 
darum, daß diese »antifaschistische* Wachsamkeit mit dazu führte, 
daß die Bundesrepublik mit ihrer »unvollendeten* Vergangenheit 
einen prominenten Platz auf der Anklagebank erhielt. Gleichzeitig 
stieg bei der Linken der Stern der DDR, die im Unterschied zur 
Bundesrepublik konsequent mit dem Faschismus abgerechnet 
habe. Erleichtert wurde diese Kritik an der Bundesrepublik, weil 
mit dem Abebben des Kalten Krieges auch die Neigung abnahm, 
antideutsche Gefühle verstandesmäßig zu verdrängen. Statt dessen 
hoffte man auf der linken Seite auf internationale Entspannung 
und kritisierte die Bundesrepublik nun gerade dafür, daß sie die 
Annäherung zwischen Ost und West bremste. 

Drittens ist das Etikett »antideutsch* zu ungenau, weil im Laufe 
der sechziger Jahre positiver und differenzierter über die deutsche 
Demokratie berichtet wurde. Herrschten anfangs noch düstere 
Betrachtungen über »den* deutschen Volkscharakter und über die 
Gefahren des »Schwebezustands* der Bundesrepublik vor, bekam 
man in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre sowohl in der diplo­
matischen Berichterstattung als auch in den Medien einen Blick für 
die fortschreitende Verankerung der westdeutschen Demokratie. 
Das bedeutete nicht, daß die Skepsis verschwand - manche sahen 
im Aufstieg der NPD auch die alten Gespenster der NS-Zeit zu­
rückkehren -, aber die Bildformung wurde differenzierter und 
verlor den permanent mißtrauischen Unterton der Zeit davor. Im 
Anschluß daran muß man viertens darauf hinweisen, daß sich die 
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politisch-psychologische Beziehung Ende 1969 in hohem Maße 
von derjenigen am Beginn des Jahrzehnts unterschied. In der er­
sten Hälfte der sechziger Jahre hatte noch die niederländische Kri­
tik an dem als zu gering empfundenen deutschen Schuldbewußt­
sein die bilaterale Beziehung überschattet. Auch hatte Ungewiß­
heit über den zukünftigen innen- und außenpolitischen Kurs der 
Bundesrepublik geherrscht, und die deutsche Frage war noch eine 
Quelle der Sorge gewesen. Zehn Jahre später hatte die Bundes­
republik Konturen angenommen, die es vielen Niederländern 
erleichterten, »Frieden* mit Deutschland zu schließen: Bundesprä­
sident Heinemann hatte bei seinem Staatsbesuch genau die schuld­
bewußte Haltung eingenommen und die moralischen Gesten ge­
macht, auf die man in den Niederlanden so lange gewartet hatte 
(vgl. Kapitel 7). Willy Brandt, ebenso wie Heinemann ein Ver­
treter des »anderen* Deutschlands, war Bundeskanzler geworden. 
Er versprach ,mehr Demokratie*, strebte nach einer Versöhnung 
mit Osteuropa, durchbrach Tabus in der deutschen Frage und 
stand zugleich mit beiden Beinen fest auf dem Boden des westli­
chen Bündnisses. Westdeutschland begann so auszusehen, wie sehr 
viele in den Niederlanden es gerne sahen. Während einer Reihe 
von Jahren sollte die politisch-psychologische Beziehung ein ruhi­
ges Bild abgeben. Verschwunden war die niederländische Sensibili­
tät allerdings nicht, wie sich in den siebziger Jahren zeigen sollte. 
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Politisch-psychologische Formalität* seit 1969? 

Meinungsumfragen über Deutschland und die Deutschen 

Im vorherigen Kapitel wurde deutlich, daß 1969 eine neue Phase in 
den politisch-psychologischen Beziehungen zwischen den Nieder­
landen und der Bundesrepublik begann. Die Ergebnisse der Mei­
nungsumfragen bestätigen dies. In diesem Kapitel wird sich zeigen, 
daß sich das Vertrauen in Deutschland und die Deutschen ab den 
siebziger Jahren auf einem relativ hohen Niveau befand und daß 
auch die niederländische »Freundlichkeit* gegenüber den Deut­
schen hohe Werte erreichte. Diese positive Entwicklung bedeutete 
aber nicht, daß es keine Spannungen oder ambivalenten Gefühls­
äußerungen mehr gab. Vor allem auf der linken Seite blieb man 
der Bundesrepublik gegenüber sensibel, und Mitte der siebziger 
Jahre führten die sogenannten »Berufsverbote* und die Maßnah­
men gegen die Terroristen der ,Rote Armee Fraktion* (RAF) zu 
großer Aufregung. Die psychologische Beziehung der achtziger 
Jahre war dagegen ziemlich problemlos, und auch auf die deutsche 
Einheit von 1989/90 reagierten die Niederlande - wie bereits be­
schrieben - durchweg nüchtern und differenziert. Allerdings wir­
belte 1993 die Veröffentlichung der sogenannten ,Clingendael-
Untersuchung*, die antideutsche Gefühle unter niederländischen 
Jugendlichen aufzeigte, viel Staub auf.1 Von einer normalen Bezie­
hung schien man kaum sprechen zu können, und in der anschlie­
ßenden Debatte herrschte der Tenor eines problematischen 
deutsch-niederländischen Verhältnisses vor. Dies sahen auch in 
Deutschland viele so. Deutsche Zeitungen schrieben sprichwört­
lich vom „holländischen Niveau", wenn in anderen Ländern ex­
trem negative Gefühle gegenüber Deutschland beobachtet wur­
den.2 Dieses Kapitel wird dagegen zu einem anderen Ergebnis 
führen. Überblickt man die Entwicklung der niederländischen 
Deutschlandbilder seit den frühen siebziger Jahren, dann war 
dieses »holländische Niveau* keineswegs so besorgniserregend, wie 
viele behaupteten.3 
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Einen ersten Eindruck von der politisch-psychologischen Bezie­
hung seit 1969 bieten die Antworten auf die »Freundlichkeitsfra­
ge*, die das NIPO 1971, 1986 und 1993 erneut in eine Umfrage 
aufnahm. 

Tabelle 14: Niederländische Einstellung zu Deutschen, Engländern, 
Amerikanern und Franzosen (1971, 1986, 1993) in % 

rikaner Franzosen 

'86 '93 '71 '86 '93 

15 18 19 18 17 

67 49 66 62 49 

9 9 8 7 16 

2 2 1 2 3 

7 22 6 11 15 

itNr. 1407,26.2.1971, 
und 1993 (Woche 17). 

Betrachtet man zunächst die Ergebnisse von 1971, dann fällt 
auf, daß mehr Niederländer über Engländer, Amerikaner und 
Franzosen ,sehr freundlich* dachten als über Deutsche. Dieser 
Unterschied fällt aber weg, wenn man die ,sehr freundlichen* und 
die »ziemlich freundlichen* Anteile zusammenzählt. Dann haben 
86% eine freundliche Einstellung zu den Deutschen (zu den Eng­
ländern 89%, Amerikanern 83% und Franzosen 85%). Die Ergeb­
nisse von 1971 deuten außerdem auf eine erhebliche Zunahme der 
»Freundlichkeit* gegenüber Deutschen seit 1965 hin (18% höher, 
Rückgang der »Unfreundlichen* von 20 auf 12% und derjenigen 
ohne Meinung von 12 auf 2%: vgl. Tabelle 12). Trotz kleiner Ab­
weichungen - die Engländer schnitten am besten ab - muß die 
Schlußfolgerung lauten, daß man für das Jahr 1971 nicht von einer 
grundlegend unterschiedlichen Beurteilung der vier genannten 
Völker sprechen kann. 

Deutsche Engländer Arne: 

'71 '86 '93 '71 '86 '93 '71 

fh r ... , 12 14 14 19 23 23 17 
freundlich 

freundlich 74 68 49 70 67 52 66 

ziemlich 9 n 23 6 3 8 10 
unfreundlich 

S C h / , , . , 3 3 6 1 1 1 2 unfreundlich 

^ e i n e 2 4 8 4 6 16 5 
Meinung 

Quellen: NIPO-Bericl 
NIPO, 1986 (Woche 25) 
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1986 war die »Freundlichkeit* gegenüber Deutschen im Ver­
gleich zu 1971 leicht zurückgegangen (82%), aber erneut lag der 
Wert der Deutschen gleichauf mit dem der Amerikaner (82%) und 
der Franzosen (80%). Die Engländer konnten dagegen ihren Vor­
sprung noch etwas vergrößern (90%). 1993 galt für alle vier Völ­
ker, daß ihnen weniger freundlich begegnet wurde als 1986, aber 
diese Entwicklung traf die Deutschen stärker als andere. Die Ge­
samtzahl der »Freundlichen* sank bei ihnen auf 63% (für die Eng­
länder, Amerikaner und Franzosen betrugen die Werte 75%> 67% 
und 66%). Besonders auffällig war die Verdoppelung der Anzahl 
,Unfreundlicher* gegenüber Deutschen auf 29%, die damit bedeu­
tend schlechter abschnitten als die Franzosen (19%), die Amerika­
ner (11%) und die Engländer (9%). Auf die Hintergründe des Er­
gebnisses von 1993 wird am Schluß dieses Kapitels näher eingegan­
gen. Hier muß der Hinweis genügen, daß nur in diesem Jahr eine 
deutlich negativere Einstellung gegenüber Deutschen zu beobach­
ten war. 

Tabelle 15: Niederländische Einstellung zu Deutschen, Engländern, 
Amerikanern und Franzosen nach Lebensalter (1971) in % 

Deutsche Engländer Amerikaner Franzosen 
18-24Jahre 

freundlich 

unfreundlich 

25-44Jahre 

freundlich 

unfreundlich 

45-64Jahre 

freundlich 

unfreundlich 

65 Jahre und älter 

freundlich 

unfreundlich 

96 

2 

90 

9 

83 

15 

75 

21 

Quelle 

92 

5 

91 

6 

87 

9 

82 

11 

82 

16 

85 

11 

81 

12 

83 

11 

: NIPO-Bericht Nr. 

88 

8 

87 

8 

84 

9 

79 

11 

1407,26.2.1971. 
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1971 unterschied man bei der ,Freundlichkeitsfrage' auch nach 
dem Alter der Befragten. Dabei fiel auf, daß die Befragten weniger 
freundlich über die Deutschen dachten, je älter sie waren. Tabelle 
15 (S. 375) belegt, daß man 1971 für die Befragten unter 45 Jahren 
von einer unproblematischen Haltung gegenüber den Deutschen 
sprechen kann. Jugendliche zwischen 18 und 24 Jahren standen 
ihnen sogar positiver als anderen Völkern gegenüber. Für die 25-
44jährigen galt, daß ihre Einstellung zu Deutschen sich kaum von 
der zu Engländern, Amerikanern und Franzosen unterschied. Bei 
den Befragten, die älter als 45 Jahre waren, zeigen sich dagegen 
Unterschiede: Die Anzahl der »Freundlichen* nahm stärker ab, 
und vor allem bei denjenigen über 65 war eine relativ große Min­
derheit den Deutschen unfreundlich gesinnt. Unübersehbar spielte 
dabei eine Rolle, daß diese Befragten mehr eigene Erinnerungen an 
die Besatzungszeit hatten. 

Seit 1970 wird in der Europäischen Gemeinschaft bzw. Union 
untersucht, inwiefern die verschiedenen Völker einander vertrau­
en. In Tabelle 16 (S. 377) geht es um den Grad des Vertrauens der 
Niederländer zu den Völkern anderer Mitgliedsstaaten der EG/EU 
zwischen 1970 und 1993. 

Die Ergebnisse belegen in erster Linie, daß die Niederländer 
beinahe stets das größte Vertrauen zu sich selbst hatten, was übri­
gens bei anderen befragten Völkern nicht anders war. Weiterhin 
zeigt sich, daß vor allem die Völker der kleinen nordwesteuropäi­
schen Staaten das Vertrauen der Niederländer genossen. Auch dies 
schließt an das allgemeine europäische Bild an.4 Was die Deutschen 
betrifft: Ihr Platz auf der niederländischen , Vertrauensliste' blieb 
ziemlich konstant. Läßt man das Vertrauen der Niederländer zu 
sich selbst aus der Betrachtung heraus, dann standen die Deutschen 
beinahe immer auf dem fünften Platz, und auch dieses Ergebnis 
entspricht dem europäischen Mittelwert. Weiterhin fällt auf, daß 
der allmähliche Zuwachs an Vertrauen zu den Deutschen in den 
allgemeinen Trend eines zunehmenden Vertrauens in die meisten 
europäischen Völker paßt. Allerdings wuchs das Vertrauen zu den 
anderen Völkern oft schneller. Bemerkenswert ist der große , Ver­
trauensverlust' von 1992. Zu seiner Relativierung sei aber darauf 
hingewiesen, daß es zu einer solchen Verschlechterung des 
Deutschlandbildes auch in anderen Ländern kam und daß 1992 
auch das niederländische Vertrauen zu einer Reihe anderer Völker 
plötzlich sank. Außerdem kam es 1993 zu einer leichten Erholung. 
Insgesamt verweisen diese Ergebnisse keineswegs auf ein problema-
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Tabelle 16: Vertrauen der Niederländer zu europäischen 
Völkern (1970-1993) 

1970 1976 1980 1986 1990 1992 1993 

Vertrauen zu: 

1) Niederländern 

2) Luxemburgern 

3) Belgiern 

4) Dänen 

5) Briten 

6) Deutschen 

7) Iren 

8) Franzosen 

9) Spaniern 

10) Griechen 

11) Portugiesen 

12) Italienern 

-

-

-

-

2,04 

1,62 

-

1,53 

-

-

-

1,22 

2,17 

2,12 

2,00 

2,16 

1,81 

1,78 

1,32 

1,64 

-

-

-

1,16 

2,23 

2,26 

2,20 

2,29 

2,01 

1,82 

1,77 

1,68 

1,34 

1,52 

1,43 

1,19 

2,08 

2,27 

2,18 

2,28 

2,02 

1,86 

1,84 

1,79 

1,57 

1,75 

1,76 

1,44 

2,47 

2,39 

2,36 

2,35 

2,07 

1,95 

1,93 

1,96 

1,69 

1,62 

1,76 

1,69 

2,45 

2,13 

1,97 

2,17 

2,08 

1,81 

2,07 

1,96 

2,02 

1,55 

1,80 

1,75 

2,36 

2,37 

2,30 

2,30 

1,99 

1,86 

1,81 

1,85 

1,69 

1,57 

1,77 

1,41 

0 = überhaupt kein Vertrauen; 1 = kein großes Vertrauen; 2 = ziemlich 
viel Vertrauen; 3 = viel Vertrauen (bei einem Wert über 1,5 überwiegt 
Vertrauen). 

Quelle: Eurobarometer, 
zit. nach: Hofrichter, Mutual Trust, Appendix, S. 8. 

tisches politisch-psychologisches Verhältnis zu Deutschland seit 
1970. 

Vergleicht man das Vertrauen der Niederländer zu Deutschen 
mit dem einer Reihe anderer europäischer Völker, dann kann man 
sogar von einem relativ großen niederländischen Vertrauen spre­
chen. So ist aus Tabelle 17 (S. 378) abzulesen, daß der Wert für das 
Vertrauen der Niederländer zu Deutschen stets weit über dem 
Durchschnitt der gesamten EG/EU-Bevölkerung lag. Außer 1976 
und 1992 gehörten die Niederlande sogar jedes Jahr zu den ,Top 3* 
der Länder mit dem meisten Vertrauen zu Deutschen (1976 4. 
Platz, 1992 5. Platz). Auch fällt auf, daß der Vertrauensrückgang 
zwischen 1990 und 1993 vor allem in Irland, Großbritannien und 
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einigen südeuropäischen Staaten dramatisch war, während sich das 
niederländische Vertrauen trotz eines Rückgangs 1992 auf einem 
relativ hohen Niveau hielt. 

Tabelle 17: Vertrauen der Bevölkerung der EG/EU-Mitgliedsländer 
zu Deutschen (1970-1993) 

Dänen 

Niederländer 

Belgier 

Luxemburger 

Franzosen 

Iren 

Spanier 

Briten 

Italiener 

Portugiesen 

Griechen 

EG-Durchschnitt 

1970 

-

1,62 

1,47 

-

1,44 

-

-

-

1,26 

-

-

1,39 

1976 

2,10 

1,78 

1,73 

1,82 

1,66 

1,98 

-

1,73 

1,59 

-

-

1,68 

1980 

2,17 

1,82 

1,72 

1,76 

1,69 

1,87 

-

1,78 

1,78 

-

1,32 

1,74 

1986 

2,15 

1,86 

1,81 

1,70 

1,83 

1,68 

1,77 

1,79 

1,55 

1,65 

1,55 

1,74 

1990 

2,15 

1,95 

2,03 

1,77 

1,86 

1,91 

1,50 

1,81 

1,75 

1,86 

1,82 

1,79 

1992 

2,05 

1,81 

1,90 

2,03 

1,95 

1,55 

1,71 

1,65 

1,62 

1,55 

1,59 

1,71 

1993 

2,09 

1,86 

1,89 

1,70 

1,80 

1,58 

1,71 

1,43 

1,65 

1,56 

1,13 

1,65 

0 = überhaupt kein Vertrauen; 1 = kein großes Vertrauen; 2 = ziemlich 
viel Vertrauen; 3 = viel Vertrauen (bei einem Wert über 1,5 überwiegt 
Vertrauen). 

Quelle: Hofrichter, Mutual Trust, Appendix, S.8. 

Auch die Ergebnisse anderer Meinungsumfragen seit den siebzi­
ger Jahren verweisen auf ein relativ unproblematisches politisch­
psychologisches Verhältnis. 1983 konnten Befragte auf einer Liste 
von Ländern ankreuzen, welche sie bewunderten und welche Ge­
fühle der Ablehnung hervorriefen. Die Ergebnisse sind in Tabelle 
18 zusammengestellt. Hervorzuheben ist nicht nur, daß auf der 
,Bewunderungsrangliste* die drei neutralen Staaten (Schweiz, 
Schweden, Österreich) obenan stehen, sondern auch, daß Deutsch­
land das ,Mittelfeld* anführt. 
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Tabelle 18: Ausmaß der Bewunderung bzw. Ablehnung 
eines Landes durch Niederländer (1983) in % 

Bewunderung Ablehnung 

Schweiz 

Schweden 

Osterreich 

Bundesrepublik Deutschland 

Belgien 

Frankreich 

Dänemark 

USA 

England 

Spanien 

Italien 

35 

28 

28 

23 

21 

21 

21 

19 

18 

11 

10 

1 

1 

1 

4 

1 

2 

-

15 

4 

6 

9 

Quelle: Vaneker/Everts, Politiek, S. 158. 

In demselben Jahr hieß es in einer Umfrage: „Welchem dieser 
Länder stehen Sie im allgemeinen positiv gegenüber?" Hier erzielte 
Deutschland zwar kein sehr hohes Ergebnis, aber die Unterschiede 
zu anderen Ländern aus dem »Mittelfeld* waren äußerst gering. 

Tabelle 19: Positive Einstellung zu verschiedenen Ländern (1983) in % 

Belgien 

Schweden 

Schweiz 

Amerika 

Österreich 

51 

48 

46 

45 

43 

England 

Dänemark 

Frankreich 

West-Deutschland 

Italien 

43 

42 

41 

40 

23 

Quelle: Vaneker/Everts, Politiek, S. 165. 
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Die Antworten auf die Frage, ob man sich selbst als pro- oder 
antideutsch, -amerikanisch, -französisch oder -britisch betrachtete, 
fielen 1983 folgendermaßen aus: 

Tabelle 20: Einstellung gegenüber anderen Völkern - pro und anti 
(1983) in % 

1 

pro-

anti-

neutral 

weiß n icht / 
keine Antwor t 

Deutsche 

23 

10 

64 

3 

Ameriki 

28 

10 

58 

3 

Quelle: 

%ner Franzosen 

25,3 

5,9 

64,1 

4,7 

Vaneker/Everts, 

Briten 

37 

5 

55 

3 

Politiek, S. 166. 

Die Ergebnisse für Deutschland sind zwar negativer als bei 
anderen Ländern, aber abgesehen von dem hohen probritischen 
Wert sind die Unterschiede auch hier nicht sehr groß. Außerdem 
muß man bedenken, daß trotz der fortgeschrittenen deutsch-nie­
derländischen Normalisierung der Begriff ,prodeutsch* bei man­
chen Niederländern zweifellos unglückliche historische Assozia­
tionen hervorrief. Dennoch blieb eine nicht zu vernachlässigende 
Minderheit übrig, die sich als antideutsch offenbarte. 

1989 untersuchte das »Aliensbacher Institut für Demoskopie1 

die Deutschlandbilder in sechs europäischen Ländern. Dabei fragte 
man zuerst, wie die allgemeine Stimmung im eigenen Land gegen­
über den Deutschen bewertet wurde: „Glauben Sie - unabhängig 
von Ihrer eigenen Meinung über Deutsche -, daß die meisten 
Menschen Ihres Landes die Deutschen mögen oder gerade nicht 
besonders mögen?" (Siehe Tabelle 21, S. 381) 

Nur in Spanien war eine deutliche relative Mehrheit der Mei­
nung, daß im eigenen Land eine gute allgemeine Stimmung gegen­
über den Deutschen herrschte. In den Niederlanden dagegen hat­
ten 54% den Eindruck, daß die eigene Bevölkerung die Deutschen 
nicht mochte. Die Tabelle zeigt weiter, daß vor allem die Befrag­
ten in den Niederlanden und in Italien annahmen, daß in ihrem 
Land eine negative Einstellung gegenüber den Deutschen vor-
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Tabelle 21: Einschätzung der allgemeinen Stimmung im eigenen Land 
gegenüber den Deutschen (1989) in % 

Die meisten 

Menschen in ... mögen die Deutschen mögen sie nicht besonders 

Spanien 43 24 

Frankreich 38 37 

Schweden 36 44 

Niederlande 30 54 

Italien 26 53 

Großbritannien 23 44 

Quelle: Allensbacher Archiv, Internationale Umfrage (1989). 

herrschte. Bemerkenswerterweise bot die Antwor t auf die Frage 
nach der eigenen Meinung über Deutsche ein ganz anderes Bild. 

Tabelle 22: Persönliche Einstellung zu Deutschen (1989) in % 

mag die Deutschen mag sie nicht besonders 

Schweden 

Niederlande 

Frankreich 

Spanien 

Großbritannien 

Italien 

56 

56 

52 

47 

39 

34 

24 

27 

26 

20 

25 

35 

Quelle: Allensbacher Archiv, Internationale Umfrage (1989). 

Vergleicht man beide Tabellen, fällt auf, daß in den Nieder­
landen zwar die überwiegende Mehrheit der Meinung war, die 
eigene Bevölkerung möge die Deutschen nicht besonders, daß aber 
diese Antipathie offenbar viel weniger für die Befragten selbst galt. 
Nach der eigenen Hal tung befragt, bekundeten nämlich 56%, die 
Deutschen zu mögen, und das war - gleichauf mit den Schweden -
der höchste Wert . Zwar hegte rund ein Viertel Gefühle der Anti-
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pathie, aber dieser Prozentsatz lag im Vergleich zu dem Ergebnis 
in den anderen Ländern nicht besonders hoch. 

In derselben international vergleichenden Untersuchung wurde 
auch nach der gefühlsmäßigen Nähe bzw. Distanz zur Bundesre­
publik gefragt: „Von Menschen kann man sagen, daß sie einander 
nahestehen oder nicht. So kann man auch das Verhältnis zwischen 
Ländern beschreiben. Können Sie mir sagen, wie nah bzw. fern 
sich ... (Name des eigenen Landes) und die Bundesrepublik ste­
hen?" 

Tabelle 23: Nähe und Distanz zu Deutschland (1989) 

Niederlande 

Frankreich 

Schweden 

Großbritannien 

Spanien 

Italien 

Nähe (1-4 auf einer 
Skala von 10) 

44 

39 

36 

26 

25 

15 

Distanz 

in% 

(7-10 auf einer 
Skala von 10)* 

15 

18 

15 

22 

23 

51 

* Antworten auf einer Skala von 1 bis 10: 1 = sehr große Nähe; 10 = sehr 
große Distanz. 

Quelle: Allensbacher Archiv, Internationale Umfrage (1989). 

Im Vergleich zu den anderen befragten Völkern fühlten die 
Niederländer die größte Nähe und die geringste Distanz zur Bun­
desrepublik. Angesichts dieses für sich genommen günstigen Er­
gebnisses muß man allerdings berücksichtigen, daß sich daraus 
nicht automatisch positive Deutschlandbilder ergeben. Im Gegen­
teil, ein Teil der niederländischen Sensibilität gegenüber Deutsch­
land und den Deutschen leitet sich wahrscheinlich gerade aus 
diesem Bewußtsein der Nähe ab. Gerade die Nähe weckt das Be­
dürfnis, die Unterschiede zwischen Niederländern und Deutschen 
zu akzentuieren, um so die eigene Selbständigkeit und Identität zu 
betonen. 
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Eine wichtige Rolle bei der Formung des Deutschlandbildes 
spielt die NS-Vergangenheit. Auch dazu wurden die genannten 
Völker befragt. 

Tabelle 24: Schatten der Vergangenheit im Deutschlandbild 
(1989) in % 

„Die NS-Vergangenheit bestimmt 
das Bild Deutschlands und der Deutschen" 

Frankreich 

Spanien 

Schweden 

Großbritannien 

Niederlande 

Italien 

Ja 
20 

24 

29 

35 

35 

43 

Nein 

68 

56 

58 

50 

48 

41 

Quelle: Allensbacher Archiv, Internationale Umfrage (1989). 

Beinahe die Hälfte der niederländischen Befragten meinte, daß 
die NS-Vergangenheit das Bild Deutschlands und der Deutschen 
nicht mehr bestimme, aber rund ein Drittel nahm an, dies sei sehr 
wohl der Fall. Mit diesem Ergebnis waren die Niederlande mit 
Ausnahme Italiens das Land, in dem das Dritte Reich die Bildfor­
mung noch am stärksten beeinflußte.5 

Faßt man die Ergebnisse der oben genannten Umfragen zu­
sammen, kann man für die siebziger und achtziger Jahre feststellen, 
daß die Niederländer den Deutschen bestimmt nicht unfreundlich 
gegenüberstanden und ihnen im Vergleich zu anderen Völkern 
relativ stark vertrauten. Auch bewunderten sie Deutschland. Als 
prodeutsch wollten sich zwar weniger Niederländer bezeichnen 
denn als probritisch, -französisch oder -amerikanisch, aber anson­
sten deuten die meisten Umfrageergebnisse auf einen wenig auffäl­
ligen Platz Deutschlands und der Deutschen auf der Sympathie­
rangliste. Allerdings fällt auf, daß es stets eine zahlenmäßig nicht 
zu vernachlässigende Minderheit gibt, die den Deutschen un­
freundlich gesinnt war, und daß in den Niederlanden mehr als in 
anderen Ländern die NS-Vergangenheit das Bild immer noch mit-
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bestimmte. Dennoch kann man insgesamt von einer Serie von 
Ergebnissen sprechen, die - auch im internationalen Vergleich -
auf eine politisch-psychologische Beziehung verweisen, die für die 
siebziger und achtziger Jahre keineswegs als problematisch zu 
bezeichnen ist.6 

Tabelle 25: 

harte 
Arbeiter 

Genuß­
menschen 

zuverlässig 

kamerad­
schaftlich 

humorlos 

Eigenschaften von Deutschen, Engländern, Ameri­
kanern, Franzosen und Niederländern (1993) in % 

Deutsche Engländer Amerikaner Franzosen Nieder­
länder 

ja nein ja nein ja nein ja nein ja nein 

54 46 19 81 34 66 10 90 51 49 

17 83 9 91 17 83 50 50 28 72 

30 70 29 71 17 83 7 93 40 60 

92 22 78 13 87 12 30 70 

20 80 12 9 91 12 88 7 93 

höflich 23 77 53 47 19 81 27 73 26 74 

herrsch- 5 2 4 g fi ^ ^ ?<) u g 6 ^ g g 

suchtig 

eingebildet 19 81 15 85 23 77 29 71 16 84 

demokratisch 11 89 18 82 21 79 10 90 45 55 

angenehm 
im Umgang 15 85 33 67 24 76 21 79 46 54 

Quelle: NIPO, 1993 (Woche 17). 

Die bis jetzt vorgestellten Ergebnisse zeigten allerdings eine 
Verschlechterung der Stimmung gegenüber den Deutschen in den 
frühen neunziger Jahren. Zu dieser Zeit fand man Deutsche nicht 
nur weniger »freundlich* als Briten, Amerikaner und Franzosen, 
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sondern auch im Vergleich »nationaler* Eigenschaften schnitten die 
Deutschen 1993 schlechter ab (Tabelle 25, S. 384). 

Die Befragten waren der Meinung, mit Deutschen könne man 
weniger Spaß haben, und die östlichen Nachbarn seien im Umgang 
weniger angenehm als andere Völker. Auch hielt man die Deut­
schen für relativ herrschsüchtig und wenig demokratisch. Letzteres 
galt übrigens auch für die Franzosen, die außerdem als das einge­
bildetste und am wenigsten zuverlässige Volk betrachtet wurden. 
Ein vergleichbares Bild bot eine Umfrage von de Volkskrant und 
NIPO von 1995 über die niederländische Einstellung zu Deutsch­
land, Belgien, Großbritannien und Frankreich. 

Tabelle 26: Niederländer über benachbarte Völker (1995) 
(Werte auf einer Skala von 1 bis 10) 

Harte Arbeiter 

Obrigkeitstreu 

Demokratisch 

Arrogant 

Tolerant 

Freundlich 

Korrupt 

Stolz auf ihr Land 

Intelligent 

Gastfreundlich 

Zuverlässig 

Deutsche 

7,6 

7,4 

6,6 

6,9 

5,8 

6,3 

5,1 

8,0 

7,1 

6,8 

6,5 

Belgier 

6,6 

6,5 

6,6 

4,6 

6,9 

7,5 

5,1 

6,9 

6,7 

7,4 

6,8 

Briten 

6,7 

7,1 

6,4 

5,8 

6,3 

7,0 

4,8 

7,8 

6,8 

7,0 

6,9 

Franzosen 

6,2 

6,3 

5,8 

6,6 

5,7 

6,1 

5,7 

7,9 

6,6 

6,4 

5,8 

Quelle: de Volkskrant, 23.12.1995. 

Bei positiven Eigenschaften wie tolerant, freundlich, gast­
freundlich und zuverlässig schnitten die Deutschen stets schlechter 
ab als die Belgier und Briten, aber besser als die Franzosen. Weiter­
hin fällt auf, daß die Eigenschaft der Arroganz vor allem der Be­
völkerung der drei großen Länder zugeschrieben wurde. Auch die 
Briten entgingen dem nicht, wenn auch Deutsche und Franzosen 
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öfter als arrogant betrachtet wurden. Die Forscher schlössen dar­
aus, daß dieses Ergebnis wahrscheinlich vor allem mit dem 
Größen- und Gewichtsunterschied zwischen diesen drei Ländern 
einerseits und den Niederlanden andererseits zusammenhing und 
der deutsche Wert nicht mit der historisch belasteten Beziehung in 
Zusammenhang stehen mußte. In der Rangfolge der Sympathie für 
die vier Völker gab es allerdings schon einen großen Abstand 
zwischen Belgiern und Briten einerseits und Deutschen und Fran­
zosen andererseits. Rund die Hälfte der Niederländer fand die 
Belgier am sympathischsten, ein Viertel sympathisierte vor allem 
mit den Briten, während Deutsche und Franzosen über 11% bzw. 
10% nicht hinauskamen. Bei der Frage nach dem Respekt für die 
Regierungschefs der betreffenden Länder erreichte Helmut Kohl 
mit 38% dagegen klar den höchsten Wert, gefolgt von Major 
(18%), Dehaene (5%) und Chirac (2%). Bemerkenswerterweise 
nahm der Respekt für Kohl ab, je älter die Befragten waren (von 
45% bei Jüngeren bis 25 Jahre auf 29% bei den Alteren über 65 
Jahre). Schließlich waren 76% der Meinung, daß die Beziehungen 
zur Bundesrepublik für die Niederlande am wichtigsten seien 
(Frankreich: 3%, Belgien: 5%), und 48% meinten, die Niederlande 
hätten die besten Beziehungen zu Deutschland (Belgien: 18%, 
England: 7%, Frankreich: 2%). Zusammenfassend kann man also 
sagen, daß sich aus diesen Daten eine wirklich problematische 
Beziehung nicht ableiten läßt - obwohl die Werte für die Deut­
schen weniger günstig ausfielen als für die Belgier und Engländer 
und die östlichen Nachbarn im Sympathiewert hinter ihnen weit 
zurückblieben. Außerdem kamen die Franzosen durchgängig 
schlechter weg als die Deutschen.7 

Ein Problem stellte allerdings das Deutschlandbild niederlän­
discher Jugendlicher zwischen 15 und 19 Jahren dar, wie es sich 
aus der bereits erwähnten ,Clingendael-Untersuchung* von 1992/ 
93 ergab. Es ist hier nicht erforderlich, deren Ergebnisse noch 
einmal ausführlich vorzustellen. Im Kern lief es darauf hinaus, daß 
Deutschland und die Deutschen im Vergleich zu anderen europäi­
schen Ländern und Völkern als die unsympathischsten erschienen. 
1995 und 1997 wurde die Untersuchung wiederholt, und erneut 
erreichte Deutschland besonders niedrige Werte auf der Sympa­
thieskala. Dennoch zeigen die Ergebnisse der drei Untersuchungen 
bemerkenswerte Unterschiede. Hatten 1993 51% der befragten 
Schüler eine negative Haltung zu Deutschland, waren es 1995 nur 
noch 39% (1997: 38%). Der Prozentsatz der Antworten mit über-
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wiegend negativen Deutschland-Klischees hatte von 35% auf 12% 
abgenommen (1997: 11%). Auch die Zahl der Befragten mit negati­
ven stereotypen Vorstellungen vom deutschen Volk war gesunken 
(von 47% auf 33% und 1997 weiter gefallen auf 11%).8 Zweifellos 
ist die Schlußfolgerung richtig, daß niederländische Jugendliche 
ein relativ schlechtes Bild von Deutschland und den Deutschen 
haben.9 Allerdings stellt sich die Frage, wie ernst man die Ergeb­
nisse dieser drei Untersuchungen im einzelnen nehmen muß. 
Wenn 1993 39% der befragten Schüler Deutschland als „kriege­
risch" bezeichnen und sich dieser Prozentsatz zwei Jahre später 
mehr als halbiert hat (16%), muß man zunächst festhalten, daß es 
hier offenbar um ein wenig »festes* Deutschlandbild geht. Außer­
dem stellt sich die Frage, wie angemessen Fragen nach dem kriege­
rischen Charakter und dem Verlangen nach „Weltbeherrschung" 
in solchen Umfragen sind. Rufen sie nicht automatisch Bilder der 
Vergangenheit wach, die auch für Jugendliche wenig über die 
gegenwärtigen Verhältnisse aussagen? So kann man sich dem Ein­
druck nicht entziehen, daß die Fragestellung dieser Umfragen das 
Ergebnis mitbestimmt hat. Hinzu kommt, daß es den Meinungs­
forschern an Kontrollmöglichkeiten hinsichtlich der Umstände 
beim Ausfüllen der Fragebögen fehlte (z.B. im Hinblick auf die 
Stimmung unter den Schülern in der Klasse). Auch deswegen darf 
man die Ergebnisse nicht als das ,letzte Wort4 zum Deutschland­
bild niederländischer Jugendlicher betrachten. 

Anlaß zu einer gewissen Relativierung bieten auch zwei andere 
Meinungsumfragen aus demselben Zeitraum. So belegt eine Unter­
suchung der Reichsuniversität Groningen (RÜG) und der ,Stich-
ting Telepanel* von 1996, daß niederländische Jugendliche im 
Alter von 16 bis 20 Jahren Deutsche mehr oder weniger genauso 
sympathisch fanden wie der durchschnittliche Niederländer.10 

Auch das ,Bureau Inter/View* legte günstige Ergebnisse vor. Wäh­
rend in den sogenannten ,Clingendael-Untersuchungen' eine große 
Diskrepanz zwischen einem positiven niederländischen Selbstbild 
der Jugendlichen und einem ausgesprochen negativen Deutschland­
bild festgestellt worden war, konnte bei der ,Inter/View'-Untersu-
chung von einem solchen Abstand keine Rede mehr sein. Außer­
dem dachte man positiver über die Deutschen. So fanden 74,2% 
der Jugendlichen die Deutschen freundlich und beinahe 54,5% 
tolerant (Prozentsatz für Niederländer 79,6% bzw. 65,6%). Zwar 
hielten 54,7% die Deutschen für arrogant, aber bemerkenswerter­
weise schrieben 52,2% diese Eigenschaft auch den Niederländern 
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zu. Die Umfrage enthielt auch eine Frage über Bundeskanzler 
Kohl, der kurz zuvor den Niederlanden einen offiziellen Besuch 
abgestattet hatte. Gut 55% hatten über die Medien von diesem 
Besuch gehört, und 71% urteilten positiv bis sehr positiv über das 
Auftreten des Bundeskanzlers (nur 1% negativ, 19% ohne Mei­
nung). Beinahe 17% dachten nun sogar positiver über Deutschland 
insgesamt.11 Dieses Ergebnis verdeutlicht noch einmal, daß man 
bei den Jugendlichen nicht von einem sehr gefestigten Deutsch­
landbild sprechen kann. Vergleicht man die Ergebnisse der 
,Clingendael-Untersuchungen' mit denen von ,RUG/Telepanel* 
und ,Inter/View', bestätigt sich noch einmal, wie sehr Fragestel­
lung und Methode bei Meinungsumfragen das Resultat mitbestim­
men. Dementsprechend muß man mit allzu düsteren Schlußfolge­
rungen über die antideutsche Haltung der niederländischen Jugend 
vorsichtig sein. 

Zusammenfassend kann man feststellen, daß in den neunziger 
Jahren die politisch-psychologische Beziehung zwischen den Nie­
derlanden und Deutschland gewiß schwieriger als in den achtziger 
Jahren war. Die Ergebnisse der Meinungsumfragen bieten aber 
keinen Anlaß zur Dramatisierung. Im Vergleich zu anderen Völ­
kern rangierten die Deutschen auf der Sympathieskala nicht sehr 
hoch, aber von überwiegend negativen Gefühlen konnte nun auch 
wieder keine Rede sein, und die Franzosen kamen regelmäßig 
schlechter dabei weg. Vergleicht man außerdem die niederlän­
dische Bildformung über Deutschland mit der in anderen EU-
Ländern, zeigt sich, daß die Niederländer oft positiver urteilten 
und das oben erwähnte »holländische Niveau* nicht niedrig, son­
dern gerade relativ hoch lag. 

Mit dieser Schlußfolgerung sind allerdings nicht alle Sorgen 
hinsichtlich der politisch-psychologischen Beziehung ausgeräumt: 
Obwohl es gute Gründe gibt, die ,Clingendael-Untersuchungen* 
zu relativieren, und obwohl die Aufregung darüber übertrieben 
war, kann man doch nicht bestreiten, daß das Deutschlandbild bei 
Jugendlichen problematisch war. Der steile Anstieg der Zahl der 
»Unfreundlichen* unter der gesamten niederländischen Bevölke­
rung gegenüber Deutschland in den frühen neunziger Jahren 
macht außerdem deutlich, daß in diesem Zeitraum in breiteren 
Kreisen Gefühle des Unbehagens in den Vordergrund traten. Wa­
rum dies so war, soll später in diesem Kapitel erläutert werden. 
Bevor darauf eingegangen werden kann, ist zunächst die niederlän-
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dische Wahrnehmung der Demokratie und politischen Kultur in 
Deutschland seit 1969 zu beleuchten. 

Demokratie und politische Kultur 

Auch in der niederländischen Meinungsbildung über die deutsche 
Demokratie markiert das Jahr 1969 den Beginn einer neuen Phase. 
Wie bereits beschrieben wurde, sahen viele Niederländer in dem 
Wahlergebnis dieses Jahres allgemein einen Beweis für die Ver­
ankerung des demokratischen Systems in der Bundesrepublik. Bei 
der positiven Bewertung einer Demokratie geht es aber nicht nur 
um Vertrauen in die institutionelle Funktionstüchtigkeit des Sy­
stems oder um das Bewußtsein dafür, daß antidemokratische 
Gruppen bei den Wählern keinen Anklang finden. Wichtig ist 
auch die Frage nach dem liberalen Gehalt des politisch-gesellschaft­
lichen Klimas und des Rechtsstaates. Gerade in dieser Hinsicht 
kamen in den Niederlanden in der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre Zweifel auf, wie sich im folgenden zeigen wird. 

Aus der diplomatischen Berichterstattung der siebziger Jahre 
sprach ein großes Vertrauen in das demokratische politische Sy­
stem, das man offenbar inzwischen für so fest verankert hielt, daß 
es kaum noch thematisiert wurde. Wenn man überhaupt darüber 
berichtete, dann mit positiven Formulierungen. So hieß es in einer 
politisch-historischen Übersicht über die Bundesrepublik, die im 
Sommer 1975 in der Bonner Botschaft verfaßt wurde, daß „sich das 
anfänglich noch zarte Pflänzchen der deutschen Demokratie zu 
einem robusten Strauch" entwickelt habe: Extremistische Parteien 
seien beinahe ganz verschwunden, und das demokratische System 
habe bewiesen, daß es - auch in Krisensituationen - ordentlich 
funktioniere.12 In den frühen siebziger Jahren hatten sich zwei 
solcher Krisen ergeben, über die auch ohne eine Spur der Unsi­
cherheit berichtet worden war. Im Frühjahr 1972 war deutlich 
geworden, daß die Regierung Brandt nicht länger über eine Mehr­
heit im Bundestag verfügte. Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik versuchte die Opposition, mit Hilfe eines kon­
struktiven Mißtrauensvotums die Regierung zu stürzen und selbst 
an die Macht zu gelangen. Obwohl Oppositionsführer Rainer 
Barzel (CDU) sein Ziel knapp verfehlte, zeigte sich am nächsten 
Tag, daß die Regierung Brandt nicht mehr über die Mehrheit im 
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Bundestag verfügte. Es war ein parlamentarisches Patt mit all der 
politischen Unsicherheit entstanden, die eine solche Lage mit sich 
bringt. Wenn man in Den Haag diese Situation mit Sorge beobach­
tete, dann nur mit Blick auf die Zukunft der Osteuropa- und 
Deutschland-Politik, die in diesem Jahr in eine entscheidende 
Phase eingetreten war und die man bei der CDU/CSU in weniger 
guten Händen glaubte.13 Über die Funktionsfähigkeit des demo­
kratischen Systems in der Bundesrepublik gab es in der Haager 
Meinungsbildung aber keinerlei Zweifel.14 Nicht anders verhielt es 
sich Anfang Mai 1974, als in der unmittelbaren Umgebung von 
Willy Brandt der DDR-Spion Guillaume enttarnt wurde und der 
politisch ohnehin bereits angeschlagene Bundeskanzler für Helmut 
Schmidt Platz machte. Ohne der Dramatik dieser Situation viel 
Aufmerksamkeit zu widmen, konstatierte Botschafter de Beus 
sachlich, daß Brandts Rücktrittsbeschluß der richtige Schritt sei, 
der zu den Regeln eines demokratischen parlamentarischen Sy­
stems passe.15 

Diese Beispiele zeigen, daß die Bundesrepublik institutionell 
inzwischen als eine normal funktionierende Demokratie betrach­
tet wurde, die keiner besonderen Aufmerksamkeit mehr bedurfte. 
Auch in anderer Hinsicht zeigte sich, daß die Bundesrepublik aus 
der Perspektive Den Haags an »Normalität* gewonnen hatte. So 
sah Botschafter de Beus in dem Kanzlerwechsel von Brandt zu 
Schmidt den Beginn einer dritten Phase in der deutschen Politik. 
Auf die Adenauer-Jahre der Versöhnung und Allianz mit dem 
Westen sei die Phase Brandts mit der Normalisierung der Bezie­
hungen zum Osten gefolgt. Beide Perioden, so de Beus, hätten auf 
jeweils eigene Weise im Zeichen der Wiedergutmachung für die 
Taten des NS-Regimes gestanden. Nun sei ein neues Zeitalter 
angebrochen, in dem das Gefühl vorherrschen werde, die Schuld 
der Kriegsgeneration beglichen zu haben, und in Schmidt sah er 
einen energischen Protagonisten dieser Mentalität.16 Obwohl de 
Beus damit die Geschwindigkeit überschätzte, mit der die Bundes­
republik die Schatten der Vergangenheit abstreifen konnte, behielt 
er mit seiner Prognose recht, daß sich das Ansehen Westdeutsch­
lands unter Schmidt verändern werde. Daß dies seiner Einschät­
zung nach eine Veränderung zum Guten sein würde, belegt sein 
ausgesprochen positives Porträt des neuen Bundeskanzlers als 
ideenreicher, pragmatischer und kraftvoller Politiker. Positiv sei 
außerdem die zu erwartende größere politische Schlagkraft und 
härtere Haltung gegenüber dem radikalen linken Flügel der SPD.17 
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Dasselbe Muster prägte auch in den folgenden Jahren die diploma­
tische Berichterstattung: deutliche Sympathie für die Regierungen 
Schmidt-Genscher (1974-1982), in denen man eine Garantie für 
Stabilität und Kontinuität sah. Dem stand ein durchgängig kriti­
sches Urteil über die CDU/CSU-Opposition gegenüber, die als 
gespalten und ohne klares eigenes Profil galt.18 

Ebenso wie in diplomatischen Kreisen wurde in den Medien 
seit 1969 die Verankerung des demokratischen politischen Systems 
in der Bundesrepublik als so selbstverständlich angesehen, daß es 
kaum noch interessant schien, darüber zu schreiben. In Wahl­
kampfzeiten berichtete man zwar kritisch über die oft scharfe 
Polarisierung zwischen SPD und CDU/CSU, aber im Grunde - so 
NRC Handelsblady de Volkskrant und De Telegraaf - sei dies ein 
ziemlich harmloses Phänomen, und Zurückhaltung gehöre nun 
einmal nicht zum Stil westdeutscher Politiker. Außerdem stellte 
man wiederholt - und zu Recht - fest, daß die politischen Gegen­
sätze zwischen den beiden Blöcken nicht so groß waren und die 
Gegensätze im Wahlkampf künstlich aufgeblasen wurden.19 So 
kann man folgern, daß in den siebziger Jahren auch in den Medien 
unterschiedlicher politischer Prägung breite Übereinstimmung 
dahingehend bestand, daß in der Bundesrepublik ein normales 
demokratisches System herangewachsen war, das sich nicht mehr 
wesentlich von anderen westlichen Demokratien unterschied. 

Diese breite Übereinstimmung fand allerdings ein abruptes 
Ende, wenn es um die Bewertung des politisch-gesellschaftlichen 
Klimas und den liberalen Rechtsstaat ging. Konkret stand dabei die 
Frage im Mittelpunkt, ob der deutsche Staat mit dem sogenannten 
Radikalenerlaß* vom Januar 1972 und dem Kampf gegen linke 
Terroristen (RAF) ein geistiges Klima schuf, in dem Toleranz, 
liberale Freiheiten und politischer Pluralismus unter Druck gerie­
ten. In dem »Radikalenerlaß* hatten Bundeskanzler Brandt und die 
Ministerpräsidenten der Länder bekräftigt, daß nur derjenige Be­
amter werden konnte, von dem anzunehmen sei, daß er „jederzeit 
für die freiheitlich-demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes eintritt". Dabei handelte es sich nicht um eine neue 
Politik, sondern man versuchte lediglich, die Ausführung beste­
hender Regeln und Gesetze auf Bundes- und Landesebene besser 
aufeinander abzustimmen. Theoretisch richtete sich der »Radikalen­
erlaß* sowohl gegen Links- als auch gegen Rechtsextreme im 
Staatsdienst, aber in der Praxis sollten vor allem (vermeintliche) 
Linksradikale von den - polemisch so bezeichneten - »Berufsverbo-
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ten* betroffen sein. Im selben Zeitraum diskutierte man heftig 
über den Kampf gegen die RAF und andere linke Terrororganisa­
tionen, die mit Mordanschlägen und Entführungen die innere 
Sicherheit bedrohten. Dabei ging es in erster Linie um die Frage, 
ob die getroffenen Antiterrormaßnahmen im Widerspruch zum 
liberalen Rechtsstaat standen, und in zweiter Linie um die so­
genannte Sympathisantenfrage. Konservative deutsche Politiker 
konstruierten eine Phalanx linker ,Verfassungsfeinde*, die von 
Terroristen über linke Studenten und Intellektuelle bis in die SPD 
und FDP hineinreichte. Mit unerfreulichen Verdächtigungen wur­
den Schriftsteller wie Günter Grass und Heinrich Böll als Sym­
pathisanten und gesellschaftskritische Philosophen wie Herbert 
Marcuse und Jürgen Habermas zu Wegbereitern des linken Terrors 
abgestempelt. Kritiker innerhalb und außerhalb der Bundesre­
publik sprachen von einer liberalen Demokratie unter Druck. 
Andere gingen weiter und meinten sogar, daß man nicht mehr von 
einer demokratischen politischen Kultur sprechen könne.20 

Die Reaktionen in den Niederlanden fielen unterschiedlich aus. 
In diplomatischen Kreisen hatte diese Entwicklung keinen Einfluß 
auf das beruhigende und positive Bild der deutschen Demokratie, 
das bereits erwähnt wurde. Sofern man in der Berichterstattung 
über die innere Sicherheit überhaupt auf Bewertungen stößt, wur­
de eher die Notwendigkeit anerkannt, daß eine Demokratie sich 
gegen innere Feinde schützte. Hinzu kam die Überlegung, daß eine 
solche Notwendigkeit in der Bundesrepublik verständlicherweise 
besonders stark empfunden wurde: Das Trauma des Untergangs 
der Weimarer Republik, das historisch zu erklärende Verlangen 
nach Stabilität und die Infiltration aus der DDR rechtfertigten die 
deutsche Wachsamkeit, so der Tenor in der Botschaft in Bonn und 
im Außenministerium in Den Haag. Gelegentlich erklang aller­
dings auch Kritik, und man wies darauf hin, daß in der Bundesre­
publik die Neigung bestehe, die Bedrohung der inneren Sicherheit 
zu überschätzen, und man war der Meinung, daß etwas mehr 
Zurückhaltung dem deutschen Staat gut anstünde. Auch erkannte 
man, daß der »Radikalenerlaß* „manchmal zu absurden Ergeb­
nissen" führte, wie man z.B. anläßlich der Entlassung eines kom­
munistischen Lokführers anmerkte. Daraus allerdings zu schlie­
ßen, daß die Bundesrepublik „autoritäre Neigungen" zeige, gehe an 
der Realität vorbei, so Botschafter van Lynden 1976.21 

Wenn man diese diplomatischen Betrachtungen in den breite­
ren Kontext der niederländischen Reaktionen einordnet, dann 
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entsprechen sie Äußerungen aus der rechtsliberalen W D und der 
CDA. Beide Parteien mieden öffentliche Kritik an der Bundesre­
publik und betonten ihr Vertrauen in die deutsche Demokratie 
und den Rechtsstaat. In vorsichtigen Formulierungen gingen sie 
aber auch auf Distanz. Im Namen der Parlamentsfraktion der 
W D ließ Ed Nijpels 1978 wissen, angesichts der Entwicklungen 
in Westdeutschland „nicht ganz ohne Sorge" zu sein. Vergleichbare 
Reaktionen in den Niederlanden könne er sich schwer vorstellen. 
Der spätere Außenminister Hans van den Broek (CDA) erklärte, 
daß in Gesprächen mit deutschen Kollegen „im Geist von Bünd­
nispartnern" untereinander auch über „überzogene Reaktionen" in 
Deutschland gesprochen wurde.22 Einen ganz anderen Ton hatten 
dagegen die Reaktionen der PvdA, die u.a. in Gestalt ihres Vorsit­
zenden Ien van den Heuvel in den Jahren zwischen 1974 und 1978 
die Entwicklungen in der Bundesrepublik scharf kritisierte. Damit 
erreichte auch das Verhältnis zur SPD einen neuen Tiefpunkt, 
nachdem es in den frühen fünfziger Jahren über den außenpoliti­
schen Kurs und in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre über die 
Anerkennung der DDR bereits zu großen Spannungen zwischen 
beiden Parteien gekommen war. Wiederholt richtete die PvdA-
Führung beunruhigte Briefe an die Schwesterpartei, und auch in 
Gesprächen mit der SPD brachte man große Sorge zum Ausdruck. 
Im Oktober 1976 richtete die PvdA ein eigenes »Komitee Berufs­
verbote* ein, um die Situation in Deutschland dauerhaft zu be­
obachten, in den Niederlanden Informationen zu beschaffen und 
die Opfer zu unterstützen. Kurz zuvor hatten einige hundert 
Parteimitglieder eine Anzeige in der linksliberalen deutschen Ta­
geszeitung Frankfurter Rundschau geschaltet, die mit dem Satz 
begann: „Hallo Nachbarn! Schüttelt euren Maulkorb ab! Wenn ihr 
bereit seid, euch persönlich einzusetzen, ist es noch nicht zu 
spät!"23 1977 empfing die PvdA-Jugend demonstrativ Klaus-Uwe 
Benneter, der als Vorsitzender der Jungsozialisten eine Zusammen­
arbeit mit Kommunisten nicht ausgeschlossen hatte und deswegen 
aus der SPD hinausgeworfen worden war. Im selben Jahr sprach 
Ien van den Heuvel auf einer Konferenz in Oldenburg gegen Be­
rufsverbote, und 1978 beschloß die Parteileitung, einen Vertreter 
zum Internationalen Russell-Tribunal zur Untersuchung der Men­
schenrechte in der Bundesrepublik zu entsenden. Der Groninger 
Professor Lolle Nauta, Mitglied der Programmkommission der 
PvdA, saß in der Jury des Tribunals. So verwundert es nicht, daß 
der Europaabgeordnete und spätere Parlamentarische Staatssekre-
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tär im Auswärtigen Amt (1981-1982), Piet Danken, Ende 1977 
stöhnte, die Beziehungen zwischen beiden Parteien könnten kaum 
schlechter sein.24 

Dies ist nur eine kleine Auswahl der vielen Aktivitäten, die von 
Seiten der PvdA unternommen wurden. Mit Unterstützung von 
Parteirat, Parteikongreß, Parteiabteilungen und von Zeitungen wie 
de Volkskranty Vrij Nederland und De Groene, die der PvdA fort­
während vorwarfen, der SPD nicht deutlich genug die Wahrheit zu 
sagen, bestimmten die radikalen Vorstandsmitglieder den Kurs. 
„Deutschland muß eine hohe Priorität haben", meinte Willem van 
de Zandschulp im September 1976 im Parteivorstand: „Es gesche­
hen dort allerlei abscheuliche Dinge. Wir sind wirtschaftlich ab­
hängig von Deutschland, und sie verkörpern die amerikanischen 
Interessen." Wie groß die Sorge war, machte auch Vorstandsmit­
glied Sonja van der Gaast deutlich: „Wenn wir jetzt nichts tun, 
wäre dies eine Art München (1938, FW)."25 Diese wenigen Sätze 
sagen viel aus, und zwar nicht nur über das Niveau der Diskus­
sion, sondern auch über die Motive, die dem Aktionismus der 
PvdA zugrunde lagen. Ohne daß man sich wirklich in die Materie 
vertieft hatte, identifizierte man sich mit den Opfern der »Repres­
sion* in Deutschland; somit erschien die Bundesrepublik als ein 
Gegenmodell zu den Niederlanden. Für die moralische Ausstrah­
lung des visionären Willy Brandt hatte der linke Flügel der PvdA 
viel Sympathie gehabt, aber dem ,Macher* Helmut Schmidt fühlte 
man sich in keiner Weise verwandt. Mehr noch: Aus einem Gefühl 
der moralischen Überlegenheit in Fragen der Demokratie und der 
Lösung gesellschaftlicher Probleme heraus bestand ein geradezu 
selbstverständliches Mißtrauen gegenüber seinem pragmatischen 
»Modell Deutschland*, das so weit entfernt von dem Gedankengut 
war, das in diesen Jahren die PvdA beherrschte. Während in der 
Bundesrepublik mit dem Wechsel von Brandt zu Schmidt die Zeit 
politischer und gesellschaftlicher Reformen zu Ende gegangen war, 
hatte in den Niederlanden mit der Regierung den Uyl (1973-1977) 
eine solche Phase gerade begonnen. Während das Gesicht der SPD 
in hohem Maße von dem Krisenmanager Helmut Schmidt be­
stimmt wurde, der für ideologisch gefärbte Reformdebatten keinen 
Sinn hatte, gab bei der PvdA vor allem der linke Flügel den Ton 
an. Auch dieser Unterschied erklärt die beinahe permanente Kom­
munikationsstörung zwischen beiden Parteien in diesen Jahren, 
die durch eine stark voneinander abweichende Parteiorganisation 
und Parteikultur noch verstärkt wurde.26 Nicht ohne Verwun-
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derung stellte eine interne Aufzeichnung für die SPD-Führung 
fest, daß der PvdA-Kongreß vom Februar 1978 mehr einem „Uni­
versitätsseminar" als einem Parteitag geähnelt habe. Wiederholt 
war man bei der SPD über die fehlende Professionalität der Füh­
rung der niederländischen Schwesterpartei erstaunt.27 Ganz un­
recht hatte die SPD damit nicht. Emotionen, Wissenslücken, un­
klare Übergänge zwischen Privatmeinungen und Parteistandpunk­
ten sowie der belehrende Ton der Kritik führten zu einer wenig 
überzeugenden Haltung, die auf deutscher Seite Irritationen her­
vorrufen mußte. Außerdem war der SPD nicht entgangen, daß die 
PvdA-Führung in dieser Zeit eine selektive Entrüstung an den Tag 
legte, bei der das Gespür für Proportionen verloren ging. Im Sep­
tember 1975 besuchte eine Vorstandsdelegation unter Führung des 
Vorsitzenden van den Heuvel die DDR, und bei der Rückkehr 
erklärte das Delegationsmitglied Jan Nagel, der Bau der Berliner 
Mauer sei „historisch richtig" gewesen. Zwar bestritt er nicht, daß 
mit diesem Bauwerk auch „nachteilige Effekte" verbunden waren, 
aber der ostdeutsche Staat wurde doch auffällig milde behandelt.28 

Dagegen erweckte stets den Eindruck, daß in der Bundesrepublik 
die Menschenrechte stark in Bedrängnis geraten waren und hier 
eine Aufgabe für die PvdA lag. Die Allergie gegenüber der Bundes­
republik, die der linke Flügel in der zweiten Hälfte der sechziger 
Jahre entwickelt hatte und die zu Zeiten von Bundeskanzler 
Brandt verschwunden war, machte sich nun wieder mit allem 
Nachdruck bemerkbar. 

Diese kritische Haltung gründete sich in erster Linie auf die 
aufrichtige Sorge über die Entwicklung der liberalen Demokratie 
in der Bundesrepublik. Aber diese Sorge wurde so übertrieben und 
baute so sehr auf Klischees über eine deutsche ,Law and Order-
Mentalität* auf, daß sie an der politischen Wirklichkeit der Bun­
desrepublik vorbeiging.29 Dabei trat ein unbehagliches Gefühl der 
niederländischen Abhängigkeit von der Bundesrepublik in den 
Vordergrund, die die ökonomischen Probleme der siebziger Jahre 
so erfolgreich bekämpfte und unter der Führung Helmut Schmidts 
ein starkes politisches Selbstbewußtsein ausstrahlte. Bestand nicht 
die Gefahr, daß sein ,Modell Deutschland* die niederländische 
Politik und Wirtschaft durchdringen würde? Würde ein solcher 
deutscher Export nicht fatal für den ohnehin geringen Spielraum 
der Niederlande sein? Dieses Reaktionsmuster verriet außer einer 
Abneigung gegenüber Deutschland auch eine selbstgenügsame 
Pflege der niederländischen politischen Kultur, die Deutschland als 
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Vorbild hingestellt wurde. So kam in dem belehrend erhobenen 
Zeigefinger der PvdA gegenüber der Bundesrepublik nicht nur die 
Angst vor einer schleichenden Expansion deutscher politischer 
Modelle zum Ausdruck, sondern auch die ältere niederländische 
Neigung, das Ausland von vermeintlichen Irrwegen abzubringen. 
Es war dieser Drang, Zeugnis abzulegen und die niederländische 
Unabhängigkeit und Identität zu schützen, der die Haltung der 
PvdA bestimmte. 

Vom linken Flügel der PvdA war es ein fließender Übergang zu 
denjenigen, die hinter der Fassade des westdeutschen demokrati­
schen Systems nur noch einen Polizeistaat oder faschistische Ten­
denzen wahrnahmen. Dabei handelte es sich um keine große 
Gruppe, aber ihre Ansichten fanden über die Medien weite Ver­
breitung. Die Berichterstattung von Nico Haasbroek, dem Korres­
pondenten der Haagse Post und der linken Rundfunkanstalt VPRO 
(Vrijzinnig Protestantse Radio Omroep) in Bonn, bildet dafür ein 
gutes Beispiel.30 Vergleichbare Ansichten vertrat der Amsterdamer 
Jurist Pieter Bakker Schut, der als Anwalt von RAF-Terroristen 
bekannt war und seine politischen Weisheiten sogar in dem re­
nommierten Nederlandse Juristenblad äußern konnte.31 Bakker 
Schut gehörte auch zum ,Medisch-Juridisch Komitee Politieke 
Gevangenen* (Medizinisch-Juristisches Komitee Politische Ge­
fangene), das ebensowenig wie die Zeitschrift Onze Buren Rechts in 
Deutschland noch einen demokratischen Rechtsstaat sah. Auch 
innerhalb der Universitäten griff man zu den Waffen gegen „die 
schleichende Faschisierung bei unseren östlichen Nachbarn", wie 
die politische Entwicklung in der Bundesrepublik in einer Am­
sterdamer Universitätsdokumentation charakterisiert wurde.32 

Zahllose Komitees gegen »Berufsverbote* wurden gegründet und 
Demonstrationen organisiert. Für die Linke in den Niederlanden 
verkörperte die Bundesrepublik in den Jahren 1975-1978 das 
„Anti-Land" schlechthin, von dem man sich abgrenzte.33 In den 
Jahren zuvor hatte noch Amerika diese Funktion des „Anti-Lan­
des" erfüllt (Vietnam, Chile 1973 usw.), und nach 1980 sollten es 
erneut die USA sein (Nachrüstung, Nicaragua usw.). In der Zwi­
schenzeit war es .der amerikanische »Statthalter* in Europa, der 
kapitalistische westdeutsche Staat, der auch außerhalb der eigenen 
Grenzen progressive politische Entwicklungen behindern wollte.34 

In dieser Wahrnehmung der Bundesrepublik vermischten sich 
allgemeine Kapitalismus- und Imperialismus-Kritik mit Erinnerun­
gen an die deutsche Vergangenheit, wodurch auch alte Emotionen 
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und Klischees über die Deutschen und ihre politische Kultur wie­
der in den Vordergrund traten. 

Der Umfang der Gruppe von Niederländern, die in der Bundes­
republik nicht mehr oder kaum noch einen liberalen Rechtsstaat 
sahen, ist schwer festzustellen. Einen Anhaltspunkt bietet eine 
Umfrage von 1979, die ergab, daß knapp 20% der Befragten der 
Meinung waren, in der Bundesrepublik gebe es politische Gefange­
ne.35 Es war auch dieses Segment der niederländischen Gesellschaft, 
das im Februar 1979 Oppositionsführer Helmut Kohl in einer 
aufsehenerregenden deutschen Fernsehsendung einheizte. Im Vor­
feld der ersten Direktwahl zum Europäischen Parlament veranstal­
tete das ZDF eine Reihe von Sendungen, in denen europäische 
Politiker von einem Publikum aus anderen Ländern befragt wur­
den. In diesem Rahmen war Helmut Kohl nach Den Haag gekom­
men, wo er einem niederländischen Kreuzverhör über die »Berufs­
verbote* und anderes deutsches Unheil unterworfen wurde. Dabei 
las man ihm die Leviten, als ob er einen Polizeistaat vertreten 
würde. So wenig repräsentativ die Fragesteller für die niederlän­
dische Bevölkerung auch waren, so groß war doch der Skandal. 
Volkskrant-Korrespondent Jan Luyten berichtete einige Wochen 
nach der Sendung, daß es in dieser Zeit kein uneingeschränktes 
Vergnügen sei, als Niederländer in Deutschland zu wohnen.36 Die 
niederländische Botschaft und die Konsulate wurden tagelang mit 
meist wütenden Telefonaten bestürmt, und Botschafter van Lyn-
den berichtete besorgt nach Den Haag, daß der deutsch-niederlän­
dischen Beziehung „ein schwerer Schlag" zugefügt worden sei.37 

Dies hielt sich in Grenzen, denn der Sturm ging rasch vorüber, 
und deutsche Aufrufe zum Boykott der Niederlande als Urlaubs­
ziel oder zum Verzicht auf niederländische Agrarprodukte fanden 
wenig Widerhall. Und was Helmut Kohl betraf: So unangenehm 
das niederländische Publikum für ihn auch gewesen war, so sah 
Kohl auch die positiven Aspekte des Vorfalls. Ministerpräsident 
van Agt (CDA) ließ er wissen, daß sich die Sendung mit Blick auf 
die Europawahl für ihn und die CDU/CSU nicht ungünstig aus­
wirken würde.38 

In dem Vorfall mit Helmut Kohl kam auf extreme Weise zum 
Ausdruck, was breitere Schichten in den Niederlanden fühlten. Es 
wurde bereits darauf hingewiesen, daß auch bei der CDA und der 
W D Sorge angesichts der innenpolitischen Entwicklungen in der 
Bundesrepublik herrschte. Auch in den Medien beschränkte sich 
die Kritik nicht auf linksgerichtete Zeitungen wie de Volkskrant, 
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Vrij Nederland und de Groene. Das NRC Handelsblad schrieb in 
diesen Jahren ebenfalls durchgängig kritisch über das „unglück­
liche Radikalendekret", „die schleichende Versteinerung" des 
politisch-gesellschaftlichen Klimas in Westdeutschland und die 
„schiefe Bahn" des Rechtsstaates.39 Allerdings grenzte man sich 
beim NRC Handelsblad nachdrücklich ab von den undifferenzier­
ten Bildern des „häßlichen Deutschen" und dem „Anti-Deutsch­
sein, womit man vor allem in den Niederlanden scheinbar noch 
hier und da Karriere machen kann". Dies wurde vor allem im 
sogenannten »deutschen Herbst* von 1977 deutlich, als mit der 
Entführung und Ermordung des Arbeitgeberpräsidenten Hanns 
Martin Schleyer, der Entführung einer Lufthansamaschine und 
dem Selbstmord dreier Topterroristen im Gefängnis von Stamm­
heim die Polemik über Deutschland als Rechtsstaat ihren Höhe­
punkt erreichte: „Es wird Zeit, daß auch in den Niederlanden 
einige Köpfe unter kaltes Wasser gehalten werden ... Westdeutsch­
land ist kein Alptraum, der Faschismus wird dort nicht eingeführt, 
wer einen Polizeistaat sucht, schaue woanders nach (weit braucht 
man dann nicht über die westdeutschen Grenzen hinauszuschau­
en). Seit dem Zweiten Weltkrieg ist dort eine ordentliche Demo­
kratie entstanden, mit der die Niederlande zu Recht enge Bezie­
hungen auf allen Gebieten unterhalten."40 Mit solchen Kommenta­
ren zog das NRC Handelsblad eine Grenze zwischen verständlicher 
Sorge und hitzköpfiger Übertreibung. Zugleich illustriert die 
Meinungsbildung in den Spalten dieser Zeitung, daß das Unbeha­
gen über die Entwicklungen in der Bundesrepublik auch in der 
politischen Mitte der Niederlande in vielfältiger Form zu finden 
war. Für die konservative Seite galt dies dagegen nicht. Wenn De 
Telegraaf und die Wochenzeitung Elsevier sich überhaupt der Frage 
nach innerer Sicherheit und Liberalität widmeten, identifizierten 
sie sich vollständig mit dem Verhalten der deutschen Obrigkeit 
ohne eine Spur der Besorgtheit über den liberalen Charakter der 
Bundesrepublik.41 

Die berüchtigte Fernsehsendung mit Helmut Kohl vom Febru­
ar 1979 stellte eine der letzten Äußerungen niederländischer Kritik 
an den internen westdeutschen Entwicklungen dar. Dies lag in 
erster Linie an der Entspannung des innenpolitischen Klimas in 
der Bundesrepublik selbst. Nach dem »deutschen Herbst* von 1977 
kam es nur noch sporadisch zu spektakulären Terroranschlägen, 
und die Debatte über die innere Sicherheit beruhigte sich allmäh­
lich wieder. 1979 beschlossen außerdem die Bundesregierung und 
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die sozialdemokratischen Länderregierungen, den auch in Deutsch­
land umstrittenen »Radikalenerlaß* abzuschaffen.42 Um 1980 wan­
delte sich das Bild der deutschen Politik sogar in auffallender Wei­
se zum Guten: Von Kritik an Helmut „Schmidt-Schnauze", von 
Angst vor einem Europa „nach deutschem Modell unter deutscher 
Führung und mit deutschen Zielsetzungen", die man in den vor­
angegangenen Jahren im linken Spektrum häufig hatte hören kön­
nen, war keine Rede mehr. Bis in die linken Kreise hinein wuchsen 
sogar Bewunderung und Sympathie für den selbstbewußten Bun­
deskanzler. Er galt nicht länger als Vertreter eines „Herrenvolkes 
in Zivil", wie der Publizist W.L. Brugsma 1975 polemisch formu­
liert hatte, sondern als ein Staatsmann, der alles versuchte, um den 
Schaden für die sich in dieser Zeit verschlechternden Ost-West-
Beziehungen begrenzt zu halten.43 Von Bedeutung war außerdem, 
daß die 1982 angetretene konservativ-liberale Bundesregierung 
unter Helmut Kohl auf dem Feld der inneren Sicherheit eine we­
sentlich zurückhaltendere Politik betrieb, als eine große Zahl von 
CDU/CSU-Anhängern in den Jahren zuvor gefordert hatte. Der 
Aufstieg der Grünen, die 1983 erstmals in den Bundestag einzogen, 
belegte, daß die deutsche Politik viel weniger »versteinert* war, als 
viele niederländische Kritiker in der Zeit davor gedacht hatten. 
Die Erklärung für die abnehmende Sensibilität gegenüber der 
Bundesrepublik hängt aber auch mit den Niederlanden selbst 
zusammen, wo linkes Gedankengut dem nüchternen Pragmatismus 
der Regierungszeit von Ruud Lubbers (1982-1994) Platz gemacht 
hatte. Im Gegensatz zu der Zeit des »deutschen Herbstes* kon­
vergierte nun die politische Lage in den Niederlanden und der 
Bundesrepublik: In beiden Ländern regierten christdemokratisch-
liberale Kabinette, und in beiden Ländern waren die oppositionel­
len Sozialdemokraten auf der Suche nach einem neuen Profil, 
wobei sie vergleichbare Wege einschlugen. Nach 1982 trafen sie 
sich u.a. im gemeinsamen Widerstand gegen die Stationierung 
neuer amerikanischer Atomwaffen in Europa. Viele Niederländer, 
die in den siebziger Jahren ihre kritischen Pfeile gegen die Bundes­
republik gerichtet hatten, gingen nun gegen den NATO-Doppel-
beschluß von 1979 und die offensichtliche amerikanische Gering­
schätzung von Rüstungskontrollmaßnahmen auf die Straße. 

So nahm ab 1979 die niederländische Kritik an den innenpoliti­
schen Entwicklungen in der Bundesrepublik ab, und in den acht­
ziger Jahren spielte die Sorge über Liberalität und Rechtsstaat 
keine wesentliche Rolle mehr in der niederländischen Meinungs-
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bildung über Deutschland. Damit schwand auch die Aufmerksam­
keit für die westdeutsche Demokratie, die in dieser Zeit sowohl 
institutionell als auch politisch-gesellschaftlich als eine normale 
westliche Demokratie porträtiert wurde. Im Oktober 1989 be­
zeichnete der Soziologe und NRC Handelsblad-Kolummst J.A.A. 
van Doorn Westdeutschland sogar als „die stabilste parlamentari­
sche Demokratie, die Europa in diesem Jahrhundert gekannt 
hat."44 Auch die Wahlerfolge von rechtsextremistischen Gruppie­
rungen wie den Republikanern und der Deutschen Volksunion seit 
1989 taten dem Vertrauen in die Stärke und Verankerung der 
deutschen Demokratie keinen Abbruch. Der Tenor in den Medien 
und der diplomatischen Berichterstattung, daß solche Erscheinun­
gen leider in allen westlichen Demokratien vorkämen, verweist 
eher auf die »Normalität1, die man inzwischen der westdeutschen 
Demokratie zuschrieb. 

Selbst die dramatischen Anschläge auf Ausländer, die zwischen 
1991 und 1993 innerhalb und außerhalb Deutschlands für viel 
Aufregung sorgten, veränderten dieses Bild nicht wesentlich. 
„Schlechte Nachrichten, aber kein Beweis für auflodernden Ex­
tremismus", lautete das Urteil der Bonner Botschaft im August 
1992 nach der Erstürmung eines Asylantenheims in Rostock.45 

„Die deutsche Demokratie kann viel vertragen", hieß es einige 
Wochen später in einem Bericht an das Außenministerium, in dem 
zugleich auf die Notwendigkeit der Solidarität der europäischen 
Partner mit der Bundesrepublik hingewiesen wurde.46 Indem man 
der westdeutschen Demokratie das Vertrauen aussprach und sich 
öffentlich von antideutschen Reflexen distanzierte, sollten die 
Bündnispartner den Deutschen verdeutlichen, daß sie „echte 
Freunde im Westen" hätten, so der Tenor der Berichte aus Bonn.47 

Auf den ersten Blick fügte sich das Bild in Tageszeitungen wie de 
Volkskrant, Trouw, Het Parool und NRC Handelsblad in dieses 
nüchterne Wahrnehmungsmuster ein. Ebenso wie in diplomati­
schen Kreisen nahm man in der Presse Abstand von historischen 
Gespenstern, die sich durch das Vokabular der gewalttätigen Ju­
gendlichen aufdrängten. Nicht zur Bestätigung historischer Asso­
ziationen, sondern gerade um die Dämonen der Vergangenheit zu 
verjagen, wie de Volkskrant im September 1992 schrieb, müsse der 
historische Vergleich gezogen werden: „Dann zeigt sich auch der 
wesentliche Unterschied zwischen den jetzigen Krawallen und der 
Kristallnacht von damals, nämlich daß seinerzeit die deutsche 
Staatsmacht den Rassenhaß und die Gewalt entfesselte, während 
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die deutsche Obrigkeit nun, allen Unzulänglichkeiten zum Trotz, 
versucht, die Gewalt zu unterdrücken."48 Damit wurde der Ernst 
der Situation nicht relativiert, sondern einer nüchternen Urteils­
bildung Ausdruck gegeben und simplifizierten, emotionalen 
Deutschlandbildern entgegengetreten. Ein solches Streben war 
charakteristisch für die meisten Reaktionen in den niederländi­
schen Medien. Durchgehend bot die Berichterstattung ein differen­
ziertes Bild von den tatsächlichen Ereignissen. Selbstverständlich 
schloß dies Kritik und Besorgnis nicht aus, wobei den Leitfaden 
der Vorwurf bildete, daß Behörden und Bevölkerung anfänglich zu 
wenig Tatkraft bei der Eindämmung der Gewalt gezeigt hätten. 
„Die Politik hat lange gezögert, um aktiv zu werden", kritisierte 
das NRCHandelsblad im Dezember 1992. Zur selben Zeit schrieb 
de Volkskrant anläßlich einer großen Demonstration in Berlin 
gegen Fremdenhaß, daß es „auch höchste Zeit (war), daß das an­
ständige Deutschland demonstrierte".49 Nachdem seit Ende 1992 in 
vielen deutschen Städten die Bevölkerung massenhaft auf die Stra­
ße gegangen war, um gegen die Gewalt zu protestieren, stellte man 
anschließend erleichtert fest, daß die übergroße Mehrheit der 
Deutschen endlich Front gegen die kleine Gruppe der Brandstifter 
machte. 

Damit ist aber noch nicht alles über die niederländischen Re­
aktionen auf die deutsche rechtsextremistische Gewalt der frühen 
neunziger Jahre gesagt. Hinter der generell nuancierten Meinungs­
bildung in der Presse verbargen sich manchmal auch andere Töne. 
Liest man zwischen den Zeilen, bezieht man Karikaturen ein oder 
achtet man auf die Verwendung historisch beladener deutscher 
Ausdrücke (z.B. ,Bei Nacht und Nebel4), kommt man zu dem 
Ergebnis, daß doch gelegentlich mit Nachdruck Gebrauch von der 
Geschichte gemacht wurde, um die Dramatik und die Bedrohung 
in den Vordergrund zu stellen. Manchmal wurde der Ton auch 
durch suggestive Schlagzeilen wie „Die Geschichte wiederholt 
sich" (Parool), „Nationalsozialismus gewinnt an Boden" (Trouw) 
oder „Ein Land, in dem Menschen lebendig verbrannt werden" 
(Volkskrant) bestimmt.50 Obwohl es dabei um Ausnahmen ging, 
schob sich die Vergangenheit wiederholt über die Gegenwart, und 
trotz der oben genannten Bemühung um Nuancierung war ein 
spezifisches Bewußtsein deutschen Unheils spürbar. Genau auf 
dieser Linie lag die aufsehenerregende ,1k ben woedend* (Ich bin 
wütend)-Postkartenaktion von 1993. Den Anlaß dazu bildete die 
Brandstiftung in einem von Türken bewohnten Haus in Solingen, 
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wobei Ende Mai 1993 fünf Personen umkamen. Auf Initiative 
einiger Moderatoren von Jugendsendungen wurden Protestpost­
karten gedruckt, die massenhaft verbreitet und nicht weniger 
massenhaft zurückgesandt wurden (1,2 Millionen). Postsäcke 
voller niederländischer Empörung wurden im Sommer unter gro­
ßem Medieninteresse an Minister Friedrich Bohl im Kanzleramt in 
Bonn übergeben. Diese Aktion weckte in Deutschland nicht nur 
Irritationen, sondern bestätigte auf beiden Seiten der Grenze auch 
das Bild von den antideutschen Niederlanden. Paßte diese Aktion 
nicht zu den Ergebnissen der kurz vorher präsentierten »Clin-
gendael-Untersuchung*? Wären die Niederländer auch in so großer 
Zahl »wütend* geworden, wenn es um ein anderes Land als 
Deutschland gegangen wäre? Gab es irgendein anderes europäi­
sches Land, wo die öffentliche Meinung in einem solchen Ausmaß 
gegen Deutschland mobilisiert werden könnte? Die Antwort auf 
diese Fragen weist offensichtlich in die Richtung antideutscher 
Motive, aber auch nun ist der Begriff ,anti-deutsch* - ebenso wie 
bei früheren Fällen kollektiver niederländischer Aufregung über 
Deutschland - zu unscharf. Sicherlich gibt es in den Niederlanden 
eine latente Sensibilität gegenüber Deutschland, die unter dem 
Einfluß bestimmter Entwicklungen an die Oberfläche kommt. 
Dies können Erinnerungen an die Vergangenheit sein, aber auch 
ein sich plötzlich aufdrängendes Bewußtsein der Abhängigkeit 
oder der deutschen Dominanz in Europa. In dem vorliegenden 
Fall ging es um eine kollektive Abscheu gegen Ereignisse, die 
außerdem - auch wenn man sich dem rational widersetzte - un­
heimliche historische Assoziationen hervorriefen. Die Aufregung 
verstärkte sich noch, weil die Anschläge in einer Phase stattfanden, 
in der man ohnehin bereits mit einiger Sorge und Unsicherheit das 
vereinigte Deutschland betrachtete. Hinzu kam die gut geölte 
Organisation der Postkartenaktion selbst und die bestehende nie­
derländische Neigung, sich dem Ausland gegenüber im allgemei­
nen - also nicht nur gegenüber Deutschland - schulmeisterlich zu 
verhalten. Durch die massenhafte Verbreitung der Karten in Schu­
len und an den Kassen vieler Geschäfte kostete es nicht mehr als 
eine Briefmarke, um sich für die gute »antifaschistische* Sache 
einzusetzen. So legte man Zeugnis nach innen (,bei uns wird dies 
nicht geschehen!*) und recht gern auch nach außen ab (»Deutsche, 
seid endlich genauso wachsam wie wir!*). Nicht zuletzt in diesem 
konstruierten Kontrast zu den östlichen Nachbarn lag die Anzie­
hungskraft dieses doppelten Zeugnisses: 1,2 Millionen Niederlän-
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der zeigten in ihrer »Wut* nicht nur, daß sie »gut* waren, sondern 
auch ,besser* als die Deutschen. Wie schon öfter im politisch-psy­
chologischen Verhältnis zwischen beiden Ländern wurde Deutsch­
land und den Deutschen eine Lektion erteilt, um gleichzeitig den 
Unterschied zwischen »uns* und »ihnen* zu akzentuieren. Dies ist 
nicht dasselbe wie eine antideutsche Haltung, sondern es ent­
spricht einer Kombination von Sendungsdrang und dem Bedürfnis, 
die eigene Identität gerade auch in der Abgrenzung von dem gro­
ßen deutschen Nachbarn sichtbar zu machen. Nicht unerwähnt 
darf übrigens bleiben, daß viele Niederländer von der moralischen 
Arroganz der ,1k ben woedend*-Aktion peinlich berührt waren. 

Die niederländischen Reaktionen auf die rechtsextremistische 
Gewalt der frühen neunziger Jahre zeigten alles in allem ein ambi­
valentes Bild: Einerseits war in diplomatischen Kreisen und in den 
Medien ein Wahrnehmungsmuster zu beobachten, bei dem die 
Ereignisse in den nuancierten Kontext eines allgemeinen westli­
chen Problems eingeordnet wurden, das lediglich in Deutschland 
durch die Vereinigungsproblematik „größer, dringender, heftiger 
und emotionaler" sei.51 Damit wurde das Problem nicht bagatelli­
siert, sondern rationalisiert, und außerdem zeigte sich daran, daß 
die Bundesrepublik nicht als ein Sonderfall, sondern als normale 
westliche Demokratie angesehen wurde. Natürlich drängte sich die 
Vergangenheit automatisch auf, aber wiederholt warnte man vor 
simplen Parallelen zwischen ,damals* und »heute*. Als der Protest 
der deutschen Bevölkerung gegen die rechtsextremistische Gewalt 
in Gang kam, beobachteten die niederländischen Medien dies 
außerdem sehr aufmerksam. Auch dies weist darauf hin, daß man 
in der Berichterstattung die richtigen Proportionen nicht aus den 
Augen verlor. Andererseits wurde diese rationale und differenzier­
te Bewertung nicht konsequent durchgehalten und historischen 
Assoziationen mit dem Dritten Reich manchmal freier Lauf gelas­
sen. Die »Ik ben woedend*-Postkartenaktion bestätigte darüber 
hinaus, daß der niederländische Seismograph empfindlich reagiert, 
wenn sich in Deutschland bedenkliche Entwicklungen vollziehen. 
Dabei ging es nicht um ernsthafte Zweifel an der Verankerung der 
Demokratie in der Bundesrepublik, sondern im Vordergrund 
stand die Neigung, eine Trennlinie zwischen »uns* und »den Deut­
schen* zu ziehen und so die eigene Identität zu betonen. 
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Empfindlichkeiten und Ambivalenz 

Die relative Ruhe auf dem Gebiet der politisch-psychologischen 
Beziehung in den achtziger Jahren bedeutete nicht, daß keine 
Empfindlichkeiten und Spannungen vorhanden waren. Auch für 
diesen Zeitraum lassen sich verschiedene Momente anführen, die 
die Ambivalenz des Verhältnisses erkennen lassen. Dies gilt u.a. 
für das Jahr 1985, als des vierzigjährigen Endes des Zweiten Welt­
kriegs gedacht wurde. Die innerdeutschen Diskussionen über die 
Feier dieses ,runden* Gedächtnisses wurden in den Niederlanden 
intensiv verfolgt, wobei die sogenannte ,Brtburg-Affäre* ein negati­
ves Licht auf den deutschen Umgang mit der Vergangenheit warf. 
In dem gemeinsamen Besuch von Bundeskanzler Kohl und US-
Präsident Reagan auf dem Soldatenfriedhof in Bitburg, auf dem 
auch Mitglieder der Waffen-SS begraben liegen, sahen die nieder­
ländischen Medien einen unpassenden Versuch, die deutsch-alliier­
te Versöhnung zu forcieren. Er bestätigte ein negatives Bild der 
Bundesrepublik, in der konservative Strömungen angeblich die 
Vergangenheit ruhen lassen wollten. „In Bonn fehlt historisches 
Bewußtsein", schrieb Volkskrant-Korrespondent Henk Strabbing 
angesichts dieses „unseligen Plans", und auch NRC Handelsblad-
Kolumnist Heldring äußerte seine Kritik unter der Schlagzeile 
„Bitburg ist nicht Verdun".52 Damit verwies Heldring auf einen 
früheren Besuch von Kohl und dem französischen Staatspräsiden­
ten Mitterrand auf diesem Schlachtfeld des Ersten Weltkriegs, bei 
dem sie Hand in Hand der Toten dieses Krieges gedacht hatten. 
Bezeichnenderweise schlössen sich aber Empörung über ,Bitburg* 
und ein differenziertes Bild von den östlichen Nachbarn nicht aus. 
„Alles was nach Stigmatisierung der Deutschen aussieht, muß ver­
mieden werden", so Volkskrant-Redzkteur Paul Brill: „Wenn wir 
überhaupt je die Neigung hatten, den Begriff der Kollektivschuld 
zu verwenden, dann jetzt sicher nicht mehr. In Deutschland leben 
heutzutage Menschen, die mehrheitlich den Krieg nicht oder nicht 
bewußt mitgemacht haben. Unsere Deutschen, die in der Bundes­
republik leben, sind anständige Demokraten, geschätzte Bünd­
nispartner und die besten Handelspartner."53 

In derselben Gedenkperiode fand auch der erste Staatsbesuch 
eines deutschen Bundespräsidenten seit der so wichtigen Reise 
Heinemanns im Jahre 1969 statt. Daß Richard von Weizsäcker 
gerade kurz nach den vielen Gedenkveranstaltungen vom Mai 1985 
die Niederlande besuchte, zeigt, daß sich seit 1969 viel zum Guten 
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verändert hatte. Während die niederländische Regierung damals 
einen offiziellen deutschen Besuch 1970 noch als nicht erwünscht 
betrachtet hatte, weil man in diesem Jahr der fünfundzwanzigjäh­
rigen Wiederkehr des Kriegsendes gedachte, stand nun sogar einem 
deutschen Staatsbesuch im Gedenkmonat nichts mehr im Wege. 
Dennoch hatte die Bildformung im Zusammenhang mit von Weiz­
säckers Besuch ambivalente Züge. Einerseits waren die niederlän­
dischen Medien voller Lob für den Bundespräsidenten, der kurz 
zuvor am 8. Mai mit einer eindrucksvollen Gedenkrede im Deut­
schen Bundestag eine Reihe von Tabus gebrochen hatte, die in 
deutschen konservativen Kreisen über die Jahre 1933-1945 bestan­
den.54 Niederländische Kommentatoren hoben die historische 
Feinfühligkeit von Weizsäckers hervor, die etwas von dem Scha­
den wiedergutmache, den Kohl mit Bitburg angerichtet habe.55 

Andererseits wurde der Bundespräsident so sehr gepriesen, daß 
beinahe unvermeidlich der Eindruck einer einzigartigen Persön­
lichkeit entstand, die mit ihren historischen und moralischen 
Erkenntnissen weit über dem Niveau des Volkes stand, das sie 
repräsentierte. Wie sehr dies der Fall war, zeigte sich, als der Bun­
despräsident während seines Besuchs in einem Gespräch mit Schü­
lerinnen und Schülern hauptsächlich mit Fragen über das Dritte 
Reich, Treffen ehemaliger SS-Angehöriger, Rassismus und Antise­
mitismus in der Bundesrepublik usw. konfrontiert wurde. Er­
schrocken über solche Deutschlandbilder trat von Weizsäcker für 
mehr deutsch-niederländischen Jugendaustausch ein, aber dieses 
Plädoyer wurde erst acht Jahre später nach der ,Clingendael-Um-
frage* Gemeingut. 

Hinzu kam, daß die Medien den Besuch von Weizsäckers in 
hohem Maße in den Kontext der Versöhnung einordneten. Daß 
Kriegserinnerungen in diesem Gedenkmonat und angesichts der 
Rede von Weizsäckers am 8. Mai einen wichtigen Platz einnah­
men, lag auf der Hand, aber die Betonung der Versöhnung ver­
deutlichte zugleich, wie stark die niederländische Seite immer 
noch nach deutschen Schuldbekenntnissen verlangte. Vierzig Jahre 
später stand die Besatzungszeit sicher nicht mehr im Mittelpunkt 
der bilateralen Beziehung, aber die niederländische Sympathie für 
,gute* Deutsche und das Bedürfnis nach deutschen Versöhnungsge­
sten zeigten, daß der Schatten der Vergangenheit noch nicht weg­
zudenken war. 

1988, drei Jahre nach den Gedenkveranstaltungen und dem 
Besuch von Weizsäckers, erwies sich auf einer ganz anderen Ebene, 
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daß Deutschland und die Deutschen im niederländischen Bewußt­
sein eine empfindliche Stelle besetzten. Bei der Fußballeuropa­
meisterschaft, die in Deutschland ausgetragen wurde, besiegte die 
niederländische Mannschaft im Halbfinale das deutsche Team. Daß 
sie anschließend auch das Finale gegen die Sowjetunion gewann, 
war selbstverständlich nicht unwichtig, aber der Sieg über 
Deutschland stellte den eigentlichen Triumph des Turniers dar. 
Ein Ausbruch von Chauvinismus ging durch das Land, und man­
che Beobachter sahen in den Straßenfesten nach Spielende sogar 
die größte nationale Euphorie seit der Befreiung von 1945.56 „Fuß­
ball ist Krieg", lautet ein vielzitierter Ausspruch des damaligen 
Nationaltrainers, »General* Rinus Michels. Tatsächlich nahm der 
Wettstreit den Charakter einer für die Niederlande beinahe exi­
stentiellen Frage an: So wie in einem echten Krieg der Fortbestand 
der Nation auf dem Spiel steht, so schien es in diesem Länderspiel 
um den nationalen Selbstwert zu gehen. Die anschließende Ausge­
lassenheit war denn auch viel mehr als nur Freude über die »ver­
diente* Revanche nach der »Erniedrigung* von 1974, als die Nieder­
lande im Finale der Weltmeisterschaft der Bundesrepublik unterle­
gen waren. Die Niederlande waren - für kurze Zeit - von einem 
grundlegenden Problem in der bilateralen Beziehung befreit: von 
dem stets vorhandenen Gefühl, von Deutschland überflügelt zu 
werden. In der Euphorie kam das seltene Glücksgefühl eines klei­
nen Landes zum Ausdruck, das seinem großen und mächtigen 
Nachbarn auch einmal seine Überlegenheit demonstriert hatte. 
Verschwunden waren die Gefühle der Abhängigkeit und das Be­
wußtsein, auf vielen Feldern der Schwächere zu sein: David hatte 
Goliath übertrumpft. Das war die Ursache für die tiefe Befriedi­
gung, die dieser Sieg nicht nur den fußballbegeisterten Niederlän­
dern gegeben hatte.57 Die Niederlande hatten ihre Eigenständigkeit 
und Stärke demonstriert, und zwar gerade gegenüber dem Land, 
das durch Nähe, Größe und Gewicht oft als eine Bedrohung der 
nationalen Selbständigkeit und Identität wahrgenommen wurde. 
Vor den Augen der Deutschen und der übrigen Welt hatte man 
noch einmal gezeigt: ,Dutch* war nicht »deutsch*, und die Nieder­
lande waren kein zwölftes Bundesland der Bundesrepublik oder 
ein abgefallener Sproß vom deutschen Stamm, sondern eine stolze 
selbständige Nation. 

Kriegserinnerungen spielten bei diesem Ausbruch von Chauvi­
nismus eine untergeordnete Rolle. Variierend von einem Spruch­
band mit dem leise ironischen Text „Oma, ich habe dein Fahrrad 
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gefunden" über massenhaft skandierte Slogans wie „Oh, was sind 
die Moffen still!" bis hin zu wirklich feindseligen Äußerungen 
waren Bezüge zur Besatzungszeit zwar aus dem nationalen Spekta­
kel vom Juni 1988 nicht wegzudenken, aber für die feiernden Nie­
derlande stellten sie nicht mehr als ein willkommenes Instrument 
dar. Sie wurden aufgegriffen, um den deutsch-niederländischen 
Gegensatz herauszustreichen und so die niederländische Eigenheit 
zu bekräftigen. 

Das überraschend starke Oranje-Gefühl mit antideutschem 
Unterton vom Sommer 1988 macht deutlich, wie schnell in einer 
relativ ruhigen Phase die politisch-psychologische Beziehung aus 
dem Gleichgewicht geraten kann. Auch in den darauffolgenden 
Jahren sollte rund um deutsch-niederländische Fußballänderspiele 
stets eine Spannung herrschen, die sich übrigens teilweise durch 
die Pflege der Erinnerung an 1988 wiederholte. Es würde aber zu 
weit führen, darin einen Beweis für fundamental gestörte psy­
chologische Beziehungen zu sehen. Abgesehen von gelegentlichen 
Zwischenfällen zeugt die regelmäßig wiederkehrende Aufregung 
bei diesen Länderspielen eher von der normalen Neigung der Be­
völkerung eines kleinen Landes, sich gegen den großen Nachbarn 
abzugrenzen. Es ist bereits wiederholt angemerkt worden: Die 
Niederlande brauchen den Kontrast zu Deutschland, um ihre 
eigene Identität sichtbar zu machen, und Länderspiele bieten dazu 
die optimalen Zutaten. Die Identifizierung mit der eigenen Natio­
nalmannschaft ist leicht, und die »Ehre* und »Stärke* der Nation 
stehen auf dem Spiel. Für 90 Minuten ist der Kampf zwischen 
,Klein* und ,Groß* auf 11 gegen 11 zurückgeführt, wobei ein Sieg 
für kurze Zeit das Gefühl vermittelt, daß man der - tatsächlichen 
oder eingebildeten - Bedrohung der eigenen Selbständigkeit und 
Identität widerstehen kann. Dabei geht es nicht um tiefsitzende 
antideutsche Gefühle, sondern um die vergnügliche Bestätigung 
des niederländischen ,Wir*-Gefühls, wenn ,sie* mit hängenden 
Köpfen das Spielfeld verlassen müssen. So gesehen gehört die auf­
geputschte Stimmung in den Niederlanden bei Fußballwettkämp­
fen gegen Deutschland zum normalen bilateralen Spannungsfeld. 
Solange sich bei der »Entladung* dieser Spannung die Anzahl der 
Vorfälle in Grenzen hält, gibt es keinen Anlaß zur Sorge über die 
deutsch-niederländischen Beziehungen. 

Dies ist nur dann der Fall, wenn sich über einen längeren Zeit­
raum hinweg Spannungen aufbauen und die psychologische Bezie­
hung keine Gelegenheit zur Beruhigung erhält. Zu einer solchen 
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Situation kam es in den frühen neunziger Jahren. Obwohl das 
niederländische Vertrauen zu Deutschland und den Deutschen im 
internationalen Vergleich relativ groß blieb (vgl. die Tabellen 17 
und 18) und vor diesem Hintergrund die Verschlechterung der 
politisch-psychologischen Beziehung nicht zu hoch eingestuft 
werden darf, häuften sich in diesen Jahren doch die Zwischenfälle 
und Reibungen. Dem lag ein allgemeines Gefühl der Unsicherheit 
und des Unbehagens über die Zukunft Deutschlands zugrunde. 
Dort bereitete die Einheit größere Probleme, als viele erwartet 
hatten: Die ökonomische Sanierung der ehemaligen DDR, die 
politisch-kulturelle Integration von Ost- und Westdeutschen, die 
Gewalt gegen Ausländer, die Neuorientierung in der Außenpolitik 
und die neuerlichen Diskussionen über die deutsche Identität 
zeigten, daß der Einigungsprozeß auf vielen Ebenen nicht ge­
räuschlos verlief. Außerdem mußten sich auch die Niederlande auf 
die veränderten internationalen Verhältnisse einstellen und ihre 
Position gegenüber dem vereinigten Deutschland bestimmen. 

Es ist hier nicht der Ort für Betrachtungen über Veränderun­
gen in der niederländischen Außenpolitik in der Zeit nach dem 
Kalten Krieg.58 Hier soll die Feststellung genügen, daß mit Blick 
auf Deutschland häufig für eine Intensivierung der Beziehungen 
plädiert wurde, während man gleichzeitig vor einer einseitigen 
Orientierung auf den Nachbarn im Osten warnte, weil dies den 
niederländischen Spielraum vermindert hätte. So trat der regie­
rungsnahe ,Adviesraad voor Vrede en Veiligheid' (Beirat für Frie­
den und Sicherheit) in seinem 1994 erschienen Bericht „Duitsland 
als partner" für verstärkte Bindungen zur Bundesrepublik ein. 
Auch Außenminister P.H. Kooijmans und sein Kollege vom Ver­
teidigungsressort, A.L. ter Beek, vertraten diesen Standpunkt, 
wiesen in ihrer Antwort aber darauf hin, daß dies nicht zu einer 
Schwächung der Beziehungen zu Partnern wie den USA, Groß­
britannien, Frankreich und Belgien führen dürfe.59 „Wenn man 
sich allzu sehr an Deutschland anschließt, werden wir ein Bundes­
land jenseits der Grenzen", behauptete Kooijmans in einem Inter­
view in de Volkskrant im Juni 1994.60 Welche Position man in 
dieser Diskussion im einzelnen auch einnahm, für jeden lautete die 
Frage: Mit welchem Deutschland haben es die Niederlande zu­
künftig zu tun? Würde Deutschland durch die innere Einheit so 
sehr in Beschlag genommen sein, daß es auf der internationalen 
Bühne größtenteils abwesend wäre? Mußte man im Fernbleiben 
der Bundesrepublik von dem bewaffneten Konflikt mit dem Irak 
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(1991) das Vorzeichen eines in sich gekehrten Deutschlands sehen, 
das sich von seiner internationalen Verantwortung mit einer 
,Scheckbuch-Diplomatie* freikaufte? Oder würden es die Nieder­
lande (und Europa) gerade mit einer neuen deutschen Aggressivität 
und Dominanz zu tun bekommen? Waren die deutsche Haltung 
im Jugoslawien-Konflikt und das energische Zusteuern auf die 
diplomatische Anerkennung von Kroatien und Slowenien 1991 
nicht Anzeichen dafür, daß die Bundesrepublik auf Alleingänge 
zum Wohle deutscher Machtinteressen aus war? Weder das eine 
noch das andere traf zu, aber in den Niederlanden (und bei den 
anderen Bündnispartnern) erhob sich die Frage nach dem Gewicht 
und der Zielrichtung der zukünftigen deutschen Außenpolitik.61 

In Den Haag erreichten diese Ungewißheiten und Irritationen im 
zweiten Halbjahr 1991 einen Höhepunkt, als die Niederlande den 
Vorsitz der Europäischen Gemeinschaft innehatten und Außen­
minister van den Broek wiederholt mit seinem deutschen Kollegen 
Genscher aneinandergeriet. 

In einem solchen Klima brauchte auf der bilateralen Ebene 
nicht viel zu geschehen, um niederländische Empfindlichkeiten zu 
mobilisieren. So boten die langwierigen und mühsamen Verhand­
lungen über die Übernahme der niederländischen Flugzeugfabrik 
Fokker durch die deutsche DASA wiederholt Stoff für sensible 
niederländische Reaktionen. Der Korrespondent der Süddeutschen 
Zeitung in den Niederlanden, Siggi Weidemann, übertrieb maßlos, 
als er 1992 schrieb, es sei für Niederländer „zweifellos schauder­
haft", ihre Industrie „an den Feind zu verkaufen".62 Aber dennoch 
rief der Verkauf dieses Symbols nationalen industriellen Erfinder­
geistes Abhängigkeitsgefühle gegenüber Deutschland wach. Daß 
kurz nach der deutschen Vereinigung gerade ein Tochterunterneh­
men eines deutschen Mammutkonzerns den Niederlanden dieses 
nationale Symbol ,raubte*, sahen manche als ein beängstigendes 
Vorzeichen für das Ausmaß der ökonomischen Macht des ver­
einigten Deutschlands. 

1994 folgte das Scheitern der Kandidatur von Ruud Lubbers für 
den Vorsitz der Europäischen Kommission. Was die Reaktionen 
auf die Fokker-Übernahme auf ökonomischem Gebiet hatten 
erkennen lassen, zeigte sich nach Kohls (und Mitterrands) Blocka­
de der Wahl Lubbers' auch in der Politik: die Angst vor deutscher 
Vorherrschaft und einem weiteren Rückgang des niederländischen 
Status und Einflusses. Kündigte die Tatsache, daß Lubbers „ein 
Beinchen gestellt" worden war, wie de Volkskrant Kohls Verhalten 
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umschrieb, deutsche (und deutsch-französische) Diktate in der 
Europäischen Union an?63 Welcher Spielraum würde da für die 
kleinen Mitgliedsländer übrigbleiben? Dies waren Empfindlich­
keiten, die in den Nachkriegsjahrzehnten wiederholt zum Vor­
schein gekommen waren, aber seit den Zusammenstößen zwischen 
Adenauer und Luns in den frühen sechziger Jahren die Gemüter 
bis auf die Regierungsebene nicht mehr so sehr erhitzt hatten. 
Vizepremier Kok meinte im Sommer 1994, daß die bilaterale Be­
ziehung sich „verschärft" habe und sprach von einem „alten Übel", 
das aufgebrochen sei. Außenminister Kooijmans hielt „Reparatu­
ren" für nötig, um die Beziehung zwischen Den Haag und Bonn 
wieder hinzubiegen.64 Obwohl auch in den niederländischen Kom­
mentaren die Kampagne Lubbers' für den höchsten europäischen 
Posten kritisiert worden war, dominierten die entrüsteten Re­
aktionen, nach denen der deutsche Bundeskanzler den Nieder­
landen ihr »Recht* auf den Vorsitz genommen hatte. Daß auch der 
französische Präsident Mitterrand für Lubbers' Kandidatur wenig 
übrig gehabt hatte, blieb bemerkenswert unterbelichtet. Der nie­
derländische Ärger richtete sich hauptsächlich gegen Helmut Kohl 
und die Bundesrepublik: Die deutsche Nähe und die niederlän­
dischen Gefühle der Ohnmacht und Abhängigkeit von dem gro­
ßen Nachbarn stellten die Achillesferse der bilateralen Beziehung 
dar. 

Die politisch-psychologische Beziehung zwischen Deutschland 
und den Niederlanden geriet in den frühen neunziger Jahren nicht 
nur durch die Übernahme von Fokker und die Affäre Lubbers aus 
dem Gleichgewicht. Die Annahme, in eine bilaterale Krise hin­
eingeraten zu sein, verstärkte sich durch die bereits besprochene 
»Clingendael-Umfrage*, die ,1k ben woedend'-Postkartenaktion 
von 1993 und die jeweils irritierten deutschen Reaktionen darauf. 
Stärker als bei früheren Spannungen kam in der Bundesrepublik 
Ärger auf, der sich nicht auf die deutsche Presse beschränkte65, 
sondern auf das erweiterte Feld der deutsch-niederländischen Kon­
takte ausgriff. Im November 1994 berichtete die niederländische 
Botschaft in Bonn dem Außenministerium besorgt über die Wende 
in der Haltung der Deutschen gegenüber den Niederlanden: Die 
frühere Sympathie sei Verärgerung gewichen.66 

1994 hatte außerdem eine Diskussion darüber begonnen, wie 
1995 das fünfzigjährige Jubiläum der Befreiung von der NS-Herr-
schaft begangen werden sollte. Mußte man ein halbes Jahrhundert 
später nicht nach neuen Formen des Gedenkens suchen, die auch 
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Deutsche einbezogen? Sollte man nicht eine Verschiebung des 
Schwerpunktes anstreben und anstelle der Niederlage Deutsch­
lands den inzwischen gemeinsamen demokratischen Normen- und 
Wertekanon in den Mittelpunkt stellen? Solche Fragen wurden 
1994 häufig gestellt, und obwohl auf lokaler Ebene verschiedene 
deutsch-niederländische Initiativen entfaltet wurden, ging der 
allgemeine Tenor dahin, daß der 4. und 5. Mai nationale Gedenk-
und Feiertage bleiben müßten. Die niederländische Regierung, die 

• zur Einbeziehung von Deutschen bereit war, verhielt sich vorsich­
tig und akzeptierte den ablehnenden Standpunkt des »Nationaal 
Comite 4 en 5 mei', das für die Gestaltung der nationalen Gedenk­
feier zuständig war. Anstatt den deutsch-niederländischen Bezie­
hungen einen positiven Impuls zu geben, schien das Gegenteil der 
Fall zu sein: Der Ausgang der Gedenkdiskussion von 1994 bekräf­
tigte schließlich den Schatten der Besatzungszeit über der bilatera­
len Beziehung, und auch in der Bundesrepublik hatte man regi­
striert, daß die Niederländer lieber unter sich blieben. 

Dennoch hatte die Diskussion über das Gedenken einen positi­
veren Effekt als es anfänglich 1994 schien. Zum ersten Mal hatte 
man so offen über ein gemeinsames deutsch-niederländisches Ge­
denken gesprochen, und verschiedene unter den Widersachern 
hatten zu erkennen gegeben, daß sie nach 1995 solche Initiativen 
unterstützen würden. Von großer Bedeutung war, daß Königin 
Beatrix seit Ende 1994 die Diskussion in Richtung auf eine 
deutsch-niederländische Annäherung lenkte. In ihrer Weihnachts­
ansprache von 1994 erinnerte sie an den deutschen Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus und trat für einen ehrlichen Rück­
blick in den Niederlanden selbst ein: „Der Widerstand war nicht 
allgemein; ja, die meisten entschieden sich dafür, so normal wie 
möglich weiterzuleben, in der Hoffnung selbst zu überleben. Sie 
schauten darum manchmal in eine andere Richtung, wenn am 
hellichten Tag düstere Dinge geschahen. Später trugen sie die 
verborgene Scham mit sich herum."67 Am 5. Mai 1995 hielt sie auf 
der Gedenkversammlung im ,Ridderzaal* in Den Haag den Nieder­
ländern vor, daß in Deutschland seit 1945 viele der eigenen Ge­
schichte „ohne mildernde Worte" ins Auge hätten blicken wol­
len.68 So versuchte die Königin, das zugespitzte Bild von ,Gut* und 
,Böse* über die Jahre 1940-1945 auf zweifache Weise zu durch­
brechen: sowohl hinsichtlich der nationalen Erinnerung an die 
Besatzungszeit als auch bezogen auf den Kontrast zwischen den 
,guten' Niederlanden und dem ,bösen* Deutschland. Abschließend 
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muß in diesem Zusammenhang das Symposium ,Vijftig jaar 
vrijheid, ideaal en identiteit* (Fünfzig Jahre Freiheit, Ideal und 
Identität) genannt werden, das am 8. Mai 1995 in Anwesenheit von 
Königin Beatrix und Prinz Claus, Ministerpräsident Kok und 
anderer Kabinettsmitglieder stattfand. Ein deutsch-niederländi­
sches Treffen war es nicht geworden, aber unter den internationa­
len Rednern waren auch Deutsche, das Fernsehen übertrug live, 
und die Reaktionen waren überwiegend positiv.69 

Inzwischen hatte man 1994 auf hoher politischer Ebene ver­
schiedene Initiativen zur Verbesserung der politisch-psycholo­
gischen Beziehung ergriffen. Im Sommer dieses Jahres hatten die 
Außenminister Kooijmans und Kinkel den Plan vorgestellt, jähr­
liche deutsch-niederländische Konferenzen abzuhalten, die durch 
ihre publizistische Wirkung zu mehr gegenseitigem Verständnis 
führen sollten. Am 3. Oktober 1994 besuchte Kinkel die Nieder­
lande, und er kam nicht nur zu politischen Besprechungen, son­
dern hielt auch eine öffentliche Rede im Kurhaus zu Scheveningen. 
Das Datum seines Besuchs - der Tag der deutschen Einheit - war 
von deutscher Seite nachdrücklich als Signal für die Bedeutung der 
bilateralen Beziehungen gemeint. Kurz darauf reiste Ministerprä­
sident Kok nach Bonn und bereinigte dort endgültig die Affäre 
Lubbers - „das Buch ist ausgelesen und zugeklappt", so Kok hin­
terher.70 Auch schuf er gemeinsam mit Bundeskanzler Kohl die 
Grundlage für eine erhebliche Verbesserung der Beziehungen im 
Jahre 1995. Im Januar dieses Jahres machte der Bundeskanzler 
einen Blitzbesuch in den Niederlanden und sprach in Anwesenheit 
der Presse mit rund 30 Vertretern aus Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft. Der Besuch wurde als ein Ausdruck des ernsthaften 
Interesses Kohls an den deutsch-niederländischen Beziehungen 
dargestellt und erreichte auch genau das gewünschte Ziel einer 
Streicheleinheit für die niederländische Seele.71 Damit war der Weg 
geebnet für den ausgesprochen erfolgreichen Besuch des Bundes­
kanzlers in den Niederlanden kurze Zeit später, im Gedenkmonat 
Mai. Kohl, noch kein Jahr zuvor in der Angelegenheit Lubbers so 
sehr geschmäht, wurde nun überall gepriesen. Es entstand sogar 
der Eindruck, daß seine Kranzniederlegung am Denkmal ,Die 
verwüstete Stadt* in Rotterdam und seine klaren Worte über das 
deutsche Bombardement im Mai 1940 wichtige Schritte in der 
deutsch-niederländischen Normalisierung der Nachkriegszeit 
seien. Vielen war nicht bewußt, daß es solche deutschen Gesten 
und Aussagen auch in der Vergangenheit gegeben hatte - nach 
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Heinemann (1969) und von Weizsäcker (1985) war es für die Nie­
derlande inzwischen die dritte öffentliche Geste der Anerkennung 
historischer Schuld. Kohls Besuch stellte damit keine späte Krö­
nung der inzwischen weit zurückliegenden Generalbereinigung 
dar. Seine Bedeutung lag darin, daß er den Spannungen, die die 
bilateralen Beziehungen seit den frühen neunziger Jahren belastet 
hatten, ein Ende machte. Andererseits war es bezeichnend für die 
politisch-psychologische Beziehung zwischen den beiden Ländern, 
daß Kohl dies vor allem über den Weg der Vergangenheit gelang. 
Seine moralische Geste in Rotterdam war zwar nicht das einzige 
Eindrucksvolle, bildete aber doch die Voraussetzung für einen 
erfolgreichen Verlauf des Besuchs. Ebenso wie beim Besuch von 
Weizsäckers im Mai 1985 lag es auch nun - in dem Monat, in dem 
man des fünfzigjährigen Endes des Krieges gedachte - auf der 
Hand, daß die Besatzungszeit eine zentrale Rolle spielte. Aber die 
große Bedeutung, die man in den Niederlanden dem »richtigen 
Ton* beimaß, den Kohl zu treffen gewußt hatte, deutet zugleich 
darauf hin, daß auch 50 Jahre später die (überlieferte) Erinnerung 
an die Besatzungsjahre noch eine empfindliche Stelle in der bilate­
ralen Beziehung darstellte. Seit 1945 hatte das Verlangen nach 
einem deutschen Schuldbewußtsein lange Zeit im Mittelpunkt der 
niederländischen Erwartungen gestanden. 1995 war diese Erwar­
tung selbstverständlich weniger stark als in den ersten Nachkriegs­
jahrzehnten, aber das alte Grundmuster bestand immer noch. 
Zugespitzt formuliert: Diese Erwartung war Teil eines rituellen 
Musters in der politisch-psychologischen Beziehung geworden, das 
die Befürworter gemeinsamer deutsch-niederländischer Gedenkver­
anstaltungen 1994/95 gerade hatten durchbrechen wollen. 

Nach dem erfolgreichen Beitrag Kohls zur Verbesserung der 
Beziehungen stand der offizielle Besuch von Bundespräsident 
Roman Herzog im Oktober 1995 nicht mehr im Zeichen bilatera­
len Einvernehmens. Einen Moment lang schien eine neue Umfrage 
über das Deutschlandbild niederländischer Jugendlicher - ver­
öffentlicht am Vorabend seiner Ankunft - allerdings doch darauf 
hinzuweisen.72 Herzogs relativierende Bemerkung, er habe in 
seinem Leben drei Dinge nie besonders geschätzt - „Vitamine, 
Kalorien und Demoskopien" - betrachteten manche in den Nie­
derlanden und in Deutschland als etwas zu sorglos, aber anderer­
seits wurde sie auch als erfrischend erfahren, nachdem das Wort 
,Clingendael-Umfrage' so lange eine überschätzte Bedeutung in 
den bilateralen Beziehungen gehabt hatte. 
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So brachte das Jahr 1995 eine Wende im politisch-psycholo­
gischen Verhältnis, das in den vorangegangenen Jahren getrübt 
worden war. Es ist eine gewisse historische Ironie, daß gerade 
Helmut Kohl dabei so eine zentrale Rolle spielte. 1979 hatte ihn 
ein linkes niederländisches Publikum als »typischen* Deutschen 
unsanft über deutsches Unheil in Gegenwart und Vergangenheit 
befragt, in den achtziger Jahren konnte er ebensowenig auf viel 
niederländische Sympathie rechnen, und 1994 hatte er in der Affä­
re Lubbers noch viel Wut verursacht. Daß er und nicht ein »guter* 
Deutscher a la Brandt, Heinemann oder von Weizsäcker zur Sym­
bolfigur dieser deutsch-niederländischen Wende wurde, wies auf 
eine wichtige Veränderung in den politisch-psychologischen Bezie­
hungen hin. 

So wichtig der Beitrag Kohls dazu auch war, so war von noch 
größerer Bedeutung, daß man inzwischen in den Niederlanden 
erkannt hatte, daß zur Verbesserung des psychologischen Einver­
nehmens vor allem von niederländischer Seite Initiativen entfaltet 
werden müßten. Hatte die »Clingendael-Umfrage* nicht gezeigt, 
daß es bei niederländischen Jugendlichen erschreckende Wissens­
lücken über das heutige Deutschland gab? Hatten die antideut­
schen Gefühle mit der deutschen Wirklichkeit zu tun, oder mußte 
man die Erklärung auf der niederländischen Seite suchen? Bestand 
nicht die Gefahr, daß das mühsame psychologische Verhältnis 
auch die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen belastete? 
„Die Niederlande können nicht ohne Deutschland, aber Deutsch­
land kann ohne die Niederlande", hatte Minister Kooijmans 1994 
nicht ohne Übertreibung festgestellt. Aber die Botschaft des Mini­
sters traf zweifellos zu: Ein gestörtes Verhältnis würde vor allem 
zum Nachteil der Niederlande sein. Außerdem steuerte Den Haag 
gerade auf eine Intensivierung der Beziehung zu, und dazu paßte 
selbstverständlich nicht das Fortbestehen von Deutschlandbildern, 
die mehr auf die Vergangenheit als auf die Gegenwart bezogen 
waren. 

Bereits in den siebziger Jahren hatte der Kolumnist des NRC 
Handelsblad, J.L. Heldring, auf das mangelhafte niederländische 
Interesse an und Wissen über Deutschland hingewiesen. Mit eini­
gen anderen (Ben Knapen, Professor Dr. Jürgen C. Hess) hatte er 
1986 die »Stichting ter bevordering van Duitslandstudien in Ne-
derland* (Stiftung zur Förderung von Deutschlandstudien in den 
Niederlanden) aus der Taufe gehoben, die mit begrenzten finan­
ziellen Mitteln nützliche Arbeit verrichtete, aber nur eine ein-
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geschränkte Reichweite hatte. In den frühen neunziger Jahren war 
man sich bewußt, daß sich die bilaterale politisch-psychologische 
Beziehung an einem Tiefpunkt befand und eine Verbesserung im 
niederländischen Interesse lag. Dies machte das Thema zu einem 
Sorgenkind der Diplomatie und Politik. Infolgedessen begannen 
ab 1994/95 zahlreiche Aktivitäten, z.T. mit erheblicher finanziel­
ler Unterstützung aus Den Haag: Intensivierung der amtlichen 
und diplomatischen Zusammenarbeit, Anregung des Jugendaustau­
sches, jährliche deutsch-niederländische Konferenzen73, verstärkte 
Forschung über Deutschland und die deutsch-niederländischen 
Beziehungen, Verbreitung von Wissen über das Deutschland der 
Nachkriegszeit, mehr Aufmerksamkeit für Deutschunterricht, 
Journalistenaustausch usw.74 Die Wirkung dieser Maßnahmen läßt 
sich natürlich nicht genau feststellen, um so mehr, als sie jüngeren 
Datums sind. Es kann aber festgehalten werden, daß dieser 
,Deutschlandboom' zur Rückkehr zu einer entspannteren poli­
tisch-psychologischen Beziehung seit 1995 beigetragen hat. 

Schlußfolgerung 

In der Entwicklung der politisch-psychologischen Beziehung zwi­
schen Deutschland und den Niederlanden seit 1969 können ver­
schiedene Muster unterschieden werden. Zunächst muß man noch 
einmal auf die Bedeutung des Jahres 1969 verweisen, als sich eine 
neue Phase in der Beziehung ankündigte: Der ,Machtwechsel' 
dieses Jahres mit der Wahl von Heinemann und Brandt zum Bun­
despräsidenten bzw. Bundeskanzler und der Elan der soziallibera­
len Koalition in der Innen- und Außenpolitik ließen die Bundesre­
publik in weiten Kreisen in einem positiven Licht erscheinen. Der 
Staatsbesuch Heinemanns im November dieses Jahres krönte 
außerdem die bilaterale politische Normalisierung, die 1963 formal 
vollzogen worden war. In Meinungsumfragen aus den frühen 
siebziger Jahren erzielten Deutschland und die Deutschen hohe 
Werte auf der ,Freundlichkeitsskala\ Auch die niederländische 
Linke, die sich in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre äußerst 
sensibel gegenüber der Bundesrepublik gezeigt und teilweise Sym­
pathien für die DDR gehegt hatte, versöhnte sich nun mit West­
deutschland. Die deutsche Demokratie schien nach zwanzig Jahren 
keine Quelle der Sorge mehr zu sein. Mit Blick auf die zuvor auf­
geworfene Frage, in welchem Ausmaß die deutsch-niederländische 
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Grenze auch als eine politisch-kulturelle Trennlinie zwischen 
West- und Mitteleuropa (Huizinga) wahrgenommen wurde, läßt 
sich feststellen, daß für viele Niederländer die deutsche Demokra­
tie einen normalen westlichen Charakter zu bekommen schien, die 
keiner besonderen Aufmerksamkeit mehr bedurfte. Insgesamt 
zeigte die politisch-psychologische Beziehung um 1970 auf vielen 
Feldern ein günstiges Bild. Bezieht man die Ergebnisse von Mei­
nungsumfragen aus den siebziger und achtziger Jahren ein, scheint 
sogar der Schluß gerechtfertigt, daß das politisch-psychologische 
Verhältnis zwischen beiden Ländern bis in die frühen neunziger 
Jahre ein ziemlich ruhiges und unproblematisches Bild bot. 

Die niederländische Wahrnehmung in den siebziger und acht­
ziger Jahren war allerdings empfindlicher und launischer, als die 
Umfrageergebnisse suggerieren. Auf die deutliche Verbesserung 
der Deutschlandbilder seit dem Herbst 1969 folgte in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre bei der niederländischen Linken eine 
kräftige Wiederbelebung der Allergie gegen Deutschland. Nach 
dem Intermezzo der Regierung Brandt (1969-1974), die das ,gute* 
Deutschland verkörpert hatte, rief das politische Bild der Bundes­
republik nun wieder Unbehagen hervor. Völlig unverständlich 
war dies nicht, denn das westdeutsche gesellschaftliche Klima wies 
in diesen Jahren tatsächlich einige illiberale Züge auf. Natürlich 
muß sich jeder demokratische Staat gegen politischen Radikalis­
mus schützen, aber der Versuch, dies mit Hilfe des »Radikalen­
erlasses* von 1972 zu erreichen, drohte ins Gegenteil zu entarten 
und förderte Überreaktionen. Manche deutschen Politiker sahen 
dies bereits in einem frühen Stadium vorher. Helmut Schmidt, 
Anfang 1972 noch Verteidigungsminister, hatte es militärisch 
formuliert: „Der Staat darf nicht mit Kanonen auf Spatzen schie­
ßen."75 In derselben Zeit hatte der SPD-Fraktionsvorsitzende Weh­
ner ebenfalls den Finger auf die Wunde gelegt: „Ich sehe keinen 
Sinn darin, die freiheitliche Grundordnung durch den ersten 
Schritt zu ihrer Beseitigung schützen zu wollen ... Wer nur noch 
die Alternative zwischen Unfreiheit und kontingentierter 
Halbfreiheit oder Dreiviertelfreiheit hat, der hat in Wahrheit 
schon verloren."76 Auch in den folgenden Jahren riefen Politiker 
aller deutschen Parteien, Journalisten, Wissenschaftler und Schrift­
steller zu Besonnenheit, Toleranz und dem Schutz der Liberalität 
und des Rechtsstaats auf.77 Sie waren diejenigen, die dafür sorgten, 
daß der demokratische Staat letztlich gestärkt aus seiner „ersten 
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großen Bewährungsprobe" hervorging, wie Die Zeit die siebziger 
Jahre 1980 im Rückblick charakterisierte.78 

Ausländische Kritik an der Entwicklung des politisch-gesell­
schaftlichen Klimas in der Bundesrepublik stellte dementsprechend 
an sich kein Zeichen antideutscher Gefühle oder Überempfindlich-
keit gegenüber der Bundesrepublik dar. Viele niederländische und 
andere ausländische Stellungnahmen, die Besorgtheit ausdrückten, 
waren davon völlig frei und sind als Äußerungen »kritischer Soli­
darität* mit der demokratischen Bundesrepublik zu betrachten. 
Dies galt z.B. für die Haltung des bekannten französischen 
Deutschlandexperten Alfred Grosser. In seinen zahlreichen Kom­
mentaren, Lesungen und Schriften rief er die Bundesrepublik stets 
wieder dazu auf, mehr demokratisches Selbstvertrauen zu entwik-
keln und weniger an administrative, polizeiliche und strafrecht­
liche Maßnahmen gegen Radikalismus und Terrorismus zu glau­
ben.79 Grosser, der 1975 den Friedenspreis des Deutschen Buch­
handels erhielt, fand in Deutschland Gehör. Das galt aber nicht für 
diejenigen ausländischen Kritiker, die nur ihrer Empörung Luft 
machten und ohne Verständnis für die historischen Empfindlich­
keiten in Deutschland selbst und mit einem höchstens oberflächli­
chen Wissen über die aktuellen Verhältnisse die deutsche Politik 
und Gesellschaft zur Karikatur verzerrten. Solche Töne kamen 
nicht nur aus den Niederlanden - auch in Frankreich schlugen die 
Wellen der Empörung hoch80 - , aber die niederländischen Re­
aktionen wurden in Bonn zu den schärfsten gerechnet.81 Sie griffen 
Klischees und Vorurteile über Deutsche und ihre politische Kultur 
auf, die um 1970 in den Hintergrund getreten waren, sich bei 
einem Teil der öffentlichen Meinung aber offensichtlich noch 
leicht mobilisieren ließen. Obwohl die Sorge über die Entwick­
lungen in der Bundesrepublik bis in die politische Mitte der Nie­
derlande reichte, war es ebenso wie in den sechziger Jahren erneut 
eine linke Minderheit, die so nachdrücklich von sich reden mach­
te, daß es schien, als ob eine große antideutsche Welle das Land 
überspülte. So dramatisch war es nicht, aber die Aufregung zeigte 
doch, wie schnell Empfindlichkeiten bei einem Teil der öffentli­
chen Meinung die Überhand gewinnen konnten. In diesen Re­
aktionen wurde ein Mechanismus sichtbar, der für die politisch­
psychologische Beziehung zwischen Deutschland und den Nieder­
lande im allgemeinen kennzeichnend ist: Die Niederlande haben 
eine »niedrige Schmerzgrenze' in bezug auf Deutschland, und 
infolgedessen kommen unter bestimmten Umständen latent vor-

417 



Teil 3 Bildformung und Politische Kultur 1945-1995 

handene Gefühle des Mißtrauens in handfesten Emotionen zum 
Ausbruch. Das Reaktionsmuster der siebziger Jahre zeigt, daß 
Kriegserinnerungen dabei nicht an erster Stelle stehen müssen. 
Viel wichtiger waren die Gefühle der Abhängigkeit von der star­
ken und selbstbewußten Bundesrepublik, die mit ihrem ,Modell 
Deutschland* und ihrem zunehmenden politisch-ökonomischen 
Gewicht die niederländische Selbständigkeit und Identität zu be­
drohen schien. In den Nachkriegsjahrzehnten hatte man wieder­
holt empfindlich reagiert, wenn der Unterschied in Größe und 
Gewicht zwischen beiden Ländern ein Thema gewesen war. In den 
fünfziger Jahren ging es hauptsächlich noch um die Angst vor 
einer zukünftigen Verstärkung der deutschen Position. In den sech­
ziger Jahren verfolgte man dann das wachsende deutsche Selbst­
bewußtsein mit Argusaugen. Die Bundesrepublik Willy Brandts 
hatte dagegen nicht Macht, sondern Moral ausgestrahlt und auch 
deswegen in den Niederlanden soviel Sympathie geerntet. Unter 
Helmut Schmidt emanzipierte und »normalisierte* sich die Bundes­
republik, und Deutschland profilierte sich sehr in der interna­
tionalen Politik. Bereits dies lieferte für manche ausreichend An­
laß für eine größere Distanz gegenüber Deutschland. In Verbin­
dung mit den politisch-kulturellen Entwicklungen in der Bundes­
republik und dem belehrenden Sendungsdrang der niederländi­
schen Linken konnten die Emotionen in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre derartig hochkochen. Für die Wahrnehmung der 
deutschen Demokratie bedeutete dies, daß die deutsch-niederlän­
dische Grenze erneut die Konturen einer politisch-kulturellen 
Trennlinie annahm. Je weiter links der Betrachter stand, desto 
schärfer wurden diese Konturen. In der politischen Mitte machte 
man sich zwar Sorgen über die Zukunft einer liberalen politischen 
Kultur in der Bundesrepublik, aber es gab keinen Zweifel an der 
Verankerung der deutschen Demokratie als institutionell funk­
tionsfähigem System. Die Palette der Wahrnehmungen endete bei 
einer kleinen linksextremistischen Gruppe, die von einem ,Polizei-
staat* und »faschistischen Tendenzen* in Deutschland sprach. 

Mit dem Abebben der Turbulenzen in der westdeutschen In­
nenpolitik am Ende der siebziger Jahre verschwanden solche Be­
wertungen, und die Bildformung über die deutsche Demokratie 
geriet in ruhigeres Fahrwasser. In der Wahrnehmung verschwamm 
erneut die deutsch-niederländische Grenze als politisch-kulturelle 
Trennlinie, und diese Entwicklung hat sich seither fortgesetzt. Wie 
sehr die Bundesrepublik seit den achtziger Jahren als eine normale 
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westliche Demokratie perzipiert wurde, erwies sich nicht nur 
während der deutschen Wiedervereinigung, als das Vertrauen in 
die deutsche Demokratie die Zustimmung zur Einheit erleichterte. 
Es zeigte sich auch in den frühen neunziger Jahren, als das ver­
einigte Deutschland durch eine Welle rechtsextremistischer Gewalt 
aufgeschreckt wurde. Zweifellos erhielt der deutsche demokrati­
sche Schild in dieser Zeit einige Beulen, aber die niederländische 
Meinungsbildung verlief durchgehend nuanciert und differenziert. 
Anstelle von Vorurteilen oder historisch negativen Deutschland­
bildern stand das Bewußtsein im Vordergrund, daß Deutschland 
mit einem allgemeinen westlichen Problem kämpfte. Daß ein 
solches Bewußtsein in einer Phase dominieren konnte, in der das 
vereinigte Deutschland seine erste große innere Feuerprobe zu 
bestehen hatte, darf man als einen Beweis dafür ansehen, daß die 
niederländische Meinungsbildung über Deutschland nüchterner 
und rationaler verlief, als in diesen Jahren oft behauptet wurde. 

Dennoch gab es in dieser Zeit erstmals seit Mitte der siebziger 
Jahre wieder eine Phase mühsamer politisch-psychologischer Be­
ziehungen. Im Gegensatz zu den siebziger Jahren ging es nun aber 
nicht um eine politisch klar umrissene Gruppe von Niederländern, 
die sich von Deutschland abgrenzte. Das Unbehagen äußerte sich 
auch auf mehreren Ebenen: Irritationen über die deutsche 
Jugoslawien-Politik, die Übernahme von Fokker durch die DASA, 
die jClingendael-Umfrage', die ,1k ben woedend'-Aktion, die Affä­
re Lubbers, die teilweise mißglückte Diskussion von 1994 über 
gemeinsame Gedenkveranstaltungen - Spannungen unterschiedli­
cher Art türmten sich auf. Oberflächlich gesehen lag die Schlußfol­
gerung auf der Hand, daß ,die Niederlande ihren antideutschen 
Gefühlen wieder einmal freien Lauf ließen'.82 In Wirklichkeit ging 
es um einen Anpassungsprozeß der Niederlande an die veränderten 
internationalen Verhältnisse, bei dem Unsicherheit über die Zu­
kunft Europas, die Stellung Deutschlands und nicht zuletzt dieje­
nige der Niederlande selbst im Mittelpunkt stand. Daß dabei die 
deutsch-niederländische Beziehung so stark in den Vordergrund 
trat, konnte nicht überraschen: Das Ergebnis der deutschen An­
passung an die neue internationale Lage war noch unklar, hatte 
aber in jedem Fall direkte Folgen für die Niederlande. In Verbin­
dung mit den vorhandenen Abhängigkeitsgefühlen gerade gegen­
über Deutschland und angesichts der offenen Frage nach der nie­
derländischen Identität in einem veränderten Europa führte diese 
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Unsicherheit zu einer erhöhten Sensibilität und Ambivalenz im 
bilateralen Verhältnis. 

Damit wird nicht bestritten, daß in jenen Jahren auch schrille 
und überempfindliche Töne zu hören waren und daß Maßnahmen 
zur Verbesserung der Beziehungen notwendig waren. In diesem 
Zusammenhang wirkte die ,Clingendael-Umfrage* als heilsamer 
Schock: Wenn bei Jugendlichen derartig negative Deutschland­
bilder bestanden, so die Reaktion bei vielen, dann mußten Journa­
listen, Lehrer und Eltern sich fragen, inwiefern sie eine solche 
Bildformung förderten. Diese Frage mahnte zur Besinnung, und 
mit Hilfe des Bewußtseins, daß niederländische Interessen auf dem 
Spiel standen, und durch die überreichliche Aufmerksamkeit, die 
die Deutschen den Niederlanden 1995 widmeten, wurde die Wen­
de eingeleitet. Bedeutet dies, daß das Jahr 1995 eine Zäsur in der 
politisch-psychologischen Beziehung zwischen Deutschland und 
den Niederlanden darstellte? Ja, wenn man in diesem Jahr das 
Ende der mühsamen Beziehung der frühen neunziger Jahre sieht. 
Ja, wenn man sich das Ergebnis der selbstkritischen internen 
niederländischen Diskussion jener Jahre ansieht. Nein, wenn man 
der Meinung ist, daß seitdem das bilaterale Verhältnis seine inne­
ren Spannungen verloren hat. Sie werden weiter bestehen, weil die 
Asymmetrie in der Beziehung auch in der Zukunft auf der nieder­
ländischen Seite Spannungen erzeugen wird. Die deutsch-nieder­
ländische Beziehung - dies wurde im vorhergehenden wiederholt 
dargelegt - weist ein strukturelles Spannungsfeld auf, das durch 
verstandesmäßige Plädoyers für eine nuancierte Bildformung und 
durch mehr Wissen über Deutschland nicht aufgehoben werden 
kann. Damit soll nicht einem Defätismus das Wort geredet wer­
den, sondern zur Einsicht in den vorprogrammierten Charakter 
von Spannungen auf niederländischer Seite aufgerufen werden. 
Hat man das eine Klischee über Deutschland und ,die* Deutschen 
entkräftet, wird sich bald das nächste ankündigen, weil seine 
Funktion in dem Bedürfnis nach nationaler Abgrenzung liegt. 
Solange die Spannungen sich nicht aufstauen und gegenseitig hoch­
schaukeln, gehört dies zur normalen Form von Bilateralität zwi­
schen den Niederlanden und Deutschland. 
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Schlußbetrachtung 

In den ersten Jahren nach 1945 strebte die niederländische Regie­
rung nach der Wiederherstellung der Wirtschaftsbeziehungen zu 
Deutschland. Vor allem aufgrund der Politik der vier Besatzungs­
mächte gelang dies anfänglich nur schlecht, aber 1949 wurden 
zahlreiche Handelshemmnisse beseitigt, und die Bundesrepublik 
entwickelte sich rasch zum wichtigsten Wirtschaftspartner der 
Niederlande. Ab 1950 gehörten die Niederlande gemeinsam mit 
den Vereinigten Staaten zu denjenigen, die sich früh für die deut­
sche Wiederbewaffnung einsetzten. Den Haag strebte eine in ho­
hem Maße gleichberechtigte Stellung der Bundesrepublik in der 
westlichen Gemeinschaft an. Dieses Ziel wurde mit niederländi­
scher Unterstützung 1955 erreicht: Mit dem Inkrafttreten der 
Pariser Verträge im Mai dieses Jahres wurde die Bundesrepublik 
ein beinahe völlig souveränes Mitglied der NATO. Damit war, 
zehn Jahre nach der deutschen Kapitulation vom Mai 1945, ein 
großer Fortschritt auf dem Weg vom Feind zum Partner zu ver­
zeichnen. 

Diese Politik gründete sich auf eine realistische Beurteilung der 
ökonomischen und sicherheitspolitischen Verhältnisse der Nieder­
lande und Westeuropas. Diesem „vorwärtsdrängenden Verstand" 
stand aber lange Zeit ein „zögerndes Gemüt" gegenüber, wie der 
deutsche Botschafter Mühlenfeld 1954 formulierte.1 Antideutsche 
Gefühle waren anfänglich weit verbreitet, man forderte energisch 
Schadenersatz, und Mißtrauen und Wachsamkeit bildeten die 
selbstverständlichen Ausgangspunkte der Vorstellung von 
Deutschland und den Deutschen. Damit war die niederländische 
Haltung gegenüber Deutschland nicht frei von inneren Wider­
sprüchen. In den ersten Nachkriegsjahren stand der Wunsch nach 
ökonomischer Annäherung in einem Spannungsverhältnis zu den 
umfangreichen Annektionsforderungen sowie Plänen zur Aus­
weisung aller in den Niederlanden wohnenden Deutschen. Ob­
wohl ökonomische und sicherheitspolitische Motive zunehmend 
in Richtung einer Annäherung wiesen und nach der Gründung der 
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Bundesrepublik 1949 im Mittelpunkt standen, verschwand dieser 
Widerspruch nicht. Dies fiel auch den Betroffenen in den fünfziger 
Jahren auf. Zutreffend bemerkte dazu 1951 Han Helb, niederlän­
discher Botschaftsrat in Bonn: „Im einen Augenblick plädieren wir 
für Realismus gegenüber den Deutschen, nämlich dort, wo wir 
von ihnen Vorteile erwarten, z.B. durch die Aufstellung deutscher 
Soldaten ..., doch auf anderen Gebieten, besonders auf der bilatera­
len Ebene, ist von unserem Realismus angesichts der veränderten 
Situation in Europa keine Rede, und wir versuchen, zu kriegen, 
was wir kriegen können."2 Daran sollte sich in den fünfziger Jah­
ren nichts ändern. Auch auf deutscher Seite stellte man diese Dis­
krepanz wiederholt fest. So berichtete der deutsche Botschafter in 
Den Haag, Joseph Löns, im Oktober 1958 dem Auswärtigen Amt, 
daß seine niederländischen Gesprächspartner in bilateralen Fragen 
„kühl, abweisend und verschlossen" seien, auf der multilateralen 
Ebene dagegen „mitteilsam und herzlich".3 Vergleicht man diese 
niederländische Haltung mit der anderer westlicher Länder, 
kommt der Gegensatz noch schärfer zum Ausdruck: In der Nor­
malisierung auf der Ebene von Wirtschaft und internationaler 
Politik marschierten die Niederlande in vorderster Front, während 
sie bei der bilateralen politischen Normalisierung das Schlußlicht 
bildeten. 

Diese niederländische Schroffheit auf bilateraler Ebene ver­
schwand nur teilweise, nachdem 1963 die Generalbereinigung in 
Kraft getreten war und Den Haag und Bonn in politischer Hin­
sicht den sprichwörtlichen Strich unter die Vergangenheit gezogen 
hatten. Mit Ausnahme der noch in Breda inhaftierten deutschen 
NS-Verbrecher gehörten seither alle aus dem Krieg herrührenden 
Fragen der Vergangenheit an. Aber in psychologischer Hinsicht 
war der Abstand noch keineswegs überbrückt, und es sollte noch 
bis 1969 dauern, bevor mit dem Staatsbesuch von Bundespräsident 
Gustav Heinemann eine neue Phase eingeleitet wurde. 

Welche Ursachen liegen dieser ,schichtweisen* Normalisierung 
der deutsch-niederländischen Beziehungen mit ihren verschiedenen 
Ebenen und Geschwindigkeiten zugrunde? Um diese Frage beant­
worten zu können, muß man zunächst auf die Ausgangspunkte 
und Zielsetzungen der niederländischen Deutschlandpolitik im 
ersten Nachkriegsjahrzehnt verweisen. Vor dem Hintergrund des 
seit 1947/48 aufkommenden Kalten Krieges wurde unter Führung 
der USA und Großbritanniens eine Entwicklung in Gang gesetzt, 
die aus dem ehemaligen Feind einen politischen und militärischen 
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Verbündeten machen sollte. Auch die Niederlande zweifelten 
nicht an der Notwendigkeit dieses Schritts, aber die Zukunftsper­
spektive zwang zugleich zur Beantwortung der Frage, wie der 
Schutz vor der Sowjetunion mit Deutschland mit der Sicherung 
gegen Deutschland kombiniert werden konnte, die man für ebenso 
notwendig hielt. Diese Frage wurde akut, als 1948/49 die Grün­
dung der Bundesrepublik und der DDR bevorstand. Eindeutig war 
der Aufbau eines starken Westens nur vorstellbar, wenn auch die 
Bundesrepublik dazugehörte und die Möglichkeit zum Wieder­
aufbau erhielt. Aber bestand nicht die Gefahr, daß man mit einem 
dadurch an Kraft gewinnenden Westdeutschland ein trojanisches 
Pferd in das westliche Bündnis holte? Und davon abgesehen, wür­
de Westdeutschland sich an den Westen binden wollen, wenn es 
die Chance bekäme, mit Moskau ein neutralisiertes wiederver­
einigtes Deutschland zu vereinbaren? Mit dem Schlüsselbegriff 
»Integration* wies die niederländische Antwort in dieselbe Rich­
tung wie die der anderen Länder: Die Integration der Bundesre­
publik würde den Westen stärken und einen kontrollierten Wie­
deraufbau ermöglichen. Der neue Staat könnte dadurch so einge­
bunden werden, daß er keine Bedrohung für den Westen darstellen 
und hoffentlich gegenüber sowjetrussischen Wiedervereinigungs­
vorschlägen, die den Westen geschwächt hätten, unempfindlich 
sein würde. 

Die Niederlande konnten als kleine Macht bei diesen Fragen 
nur eine Nebenrolle spielen. Den Haag hatte explizite Ansichten 
über die Milderung des Besatzungsstatuts, über die Frage, ob die 
deutsche Wiederbewaffnung im europäischen oder atlantischen 
Rahmen stattfinden sollte, und über die westliche Politik hinsicht­
lich der deutschen Einheit, aber die Niederländer hatten kaum 
eine Möglichkeit, an der Entscheidungsfindung mitzuwirken, die 
hauptsächlich zwischen den Großen Drei und der Bundesrepublik 
stattfand. Trotz der Enttäuschungen darüber konnten die Nieder­
lande in den fünfziger Jahren mit dem Verlauf der Integration der 
Bundesrepublik zufrieden sein. Die Haager Politik entsprach 
schließlich der Hauptlinie der Deutschlandpolitik der USA und 
Großbritanniens und deckte sich ebenfalls eng mit den Vorstellun­
gen von Bundeskanzler Adenauer. 

So hatten auf der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen 
Ebene vitale niederländische Interessen in Richtung einer Norma­
lisierung der Beziehungen gewiesen, und Den Haag hatte diese 
Interessen im ersten Nachkriegsjahrzehnt nüchtern wahrgenom-
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men. Grundsätzlich war man sich in Den Haag darüber einig, daß 
die Normalisierung der bilateralen politischen Beziehung mit der 
funktionalen Annäherung im ökonomischen und multilateralen 
Bereich Schritt halten müßte. Außerdem wußte man auch in Den 
Haag, daß die Chance auf Genugtuung für erlittene Kriegsschäden 
sank, je mehr Zeit verging. Dies bedeutete aber nicht, daß die 
Niederländer zu großen Konzessionen bei der Lösung der aus dem 
Krieg stammenden Fragen bereit gewesen wären. ,Nur eines erwar­
tet der Holländer*, schrieb ivlZ-Korrespondent Hermann Opitz 
1952: „Daß der Deutsche das dem Holländer während der Besat­
zung zugefügte Leid anerkennt, und daß er die kämpferische Hal­
tung des Holländers gegenüber einem blutigen Tyrannen achtet."4 

Gegen die Behauptung, es habe in den Niederlanden während der 
Besatzung eine kämpferische Haltung gegeben, läßt sich vieles 
einwenden, aber Opitz charakterisierte zutreffend die niederlän­
dische Erwartungshaltung: Deutschland mußte einsehen, daß es 
materiell und immateriell viel gutzumachen und eine schuldbe­
wußte und entgegenkommende Haltung einzunehmen hatte. An­
statt sich aber als bußfertiger Schuldner zu präsentieren, der bereit 
war, die stark moralisch motivierten niederländischen Forderun­
gen zu erfüllen, legte Westdeutschland in den bilateralen Verhand­
lungen selbstbewußt seine eigenen Forderungen auf den Tisch. 
Infolgedessen gerieten die Verhandlungen in einen Teufelskreis: 
Die Bundesregierung entsprach nicht den hohen niederländischen 
Erwartungen und erklärte den mühsamen Verlauf der bilateralen 
Normalisierung mit niederländischer Halsstarrigkeit. Daraufhin 
hielt Den Haag aus Enttäuschung über den geringen Umfang, in 
dem die Bundesrepublik die deutsche Schuld tilgen wollte, um so 
entschlossener an seinen Forderungen fest, was wiederum auf 
deutscher Seite das Unverständnis für die niederländische Haltung 
weiter steigerte. 

Dieses Muster gegenseitigen Unverständnisses verstärkte sich 
noch einmal durch die Geschwindigkeit, mit der die Bundesre­
publik seit 1949 in die westliche Gemeinschaft einzog. Auf deut­
scher Seite stellte man sich auf den Standpunkt, daß die nieder­
ländische Schroffheit im Licht der internationalen Verhältnisse 
anachronistisch sei und Den Haag einlenken müsse. In den Nieder­
landen erkannten manche diese Notwendigkeit auch, aber die 
ausschlaggebende psychologische Reaktion wies in die entgegen­
gesetzte Richtung. Solange die Bundesrepublik den niederländi­
schen Forderungen unzureichend entgegenkam, stand dem Nach-
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teil bilateraler Spannungen in jedem Fall noch das Gefühl gegen­
über, daß die Niederlande ihr moralisches Recht auf Genugtuung 
nicht preisgaben. In diesem Sinne erklärte Justizminister L.A. 
Donker im April 1955, im Vergleich zu anderen Ländern seien die 
Niederlande während des Krieges von den Deutschen „bei weitem 
am schändlichsten" behandelt worden, und Den Haag müsse Bonn 
deutlich machen, daß diese Vergangenheit nicht vergessen sei.5 

Dies geschah denn auch in den Verhandlungen über die aus der 
Besatzungszeit stammenden Fragen. In der Einleitung wurde in 
diesem Zusammenhang der Begriff der Normalisierung-/?/*^ einge­
führt. Damit wurde zum Ausdruck gebracht, daß es bei der Nor­
malisierung der Beziehungen nicht nur um die Lösung von Kriegs­
fragen und den Abbau von Spannungen ging, die aus diesen Jahren 
stammten, sondern daß die Bundesrepublik auch als Bündnispart­
ner akzeptiert werden mußte. Gerade diese Tatsache und die Ge­
schwindigkeit, mit der die Bundesrepublik ein Partner des Westens 
wurde, riefen Spannungen hervor, die die bilaterale Normalisie­
rung verzögerten. Ein vergleichbarer Mechanismus sorgte dafür, 
daß es nach der Ratifizierung des Vertrags über die Generalbereini­
gung 1963 weiterhin zu Spannungen kam. Die bilateralen Bezie­
hungen waren seitdem formal normalisiert, aber die niederlän­
dische Enttäuschung über den Inhalt des Vertrags ließ das Bedürf­
nis fortdauern, Deutschland zu zeigen, daß die Kriegsjahre für die 
Niederlande noch keine Vergangenheit waren. 

Die Erfahrungen aus dem Zweiten Weltkrieg belasteten auch 
die Perzeption der Bundesrepublik als Partner des Westens. So 
schnell sich die formale Normalisierung auf der Ebene europä­
ischer und atlantischer Zusammenarbeit auch vollzog, so bestand 
doch in den fünfziger Jahren große Unsicherheit in der Frage, ob 
sich die Bundesrepublik zu einem zuverlässigen Bündnispartner 
entwickeln werde. Angesichts der Einbindung der Bundesrepublik 
in die NATO, den amerikanischen Sicherheitsgarantien für Euro­
pa und der bipolaren Struktur der internationalen Beziehungen 
wurde die Gefahr selbständiger deutscher Machtentfaltung auf ab­
sehbare Zeit als gering eingeschätzt, aber hinsichtlich der Loyalität 
und der demokratischen Qualität des neuen Verbündeten blieben 
Zweifel. Diese niederländische Sorge läßt sich in zwei Begriffen 
zusammenfassen. Der erste Begriff, jRapallo*, stand für die Angst 
vor einer deutsch-russischen Annäherung in der Wiedervereini­
gungsfrage auf Kosten des Westens. Bemerkenswert hieran ist, daß 
die Gefahr eines deutschen Alleingangs überschätzt wurde. Die 
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stark antikommunistische Bevölkerung in Westdeutschland, die 
Sicherheit, Ruhe und Wohlstand wünschte, hatte für solche Expe­
rimente nichts übrig. Nicht weniger wichtig war, daß der politi­
sche Spielraum der Bundesrepublik dafür viel zu klein war. Einen 
der wenigen Lichtblicke in diesem düsteren niederländischen Bild 
stellte Bundeskanzler Adenauer dar, dessen zentrales Ziel schließ­
lich die dauerhafte Verankerung Deutschlands im Westen war. 
Aber stets erhob sich die Unsicherheit, ob seine Nachfolger den­
selben Kurs verfolgen würden und ob ,der Alte* lange genug leben 
würde, um seine Integrationspolitik abzuschließen. Am Ende der 
fünfziger Jahre wurde die Bündnistreue der Bundesrepublik zwar 
weniger an die Person des Bundeskanzlers gebunden, und die 
Angst vor einem deutschen Alleingang nahm ab, aber bis in die 
Mitte der sechziger Jahre betrachtete man die Bundesrepublik 
aufgrund der ungelösten Wiedervereinigungsfrage als eine poten­
tielle Quelle der Unruhe und europäischer Instabilität. Nachdem 
sich die Bundesrepublik unter der Großen Koalition (1966-1969) 
zunehmend bereit gezeigt hatte, die Nachkriegsrealität anzuerken­
nen und dies seit 1969 mit der neuen Ostpolitik auch vertraglich 
festgelegt hatte, trat diese Furcht in den Hintergrund. In den Nie­
derlanden interessierten sich seither nur noch wenige für die deut­
sche nationale Frage, und von ernsthaften Zweifeln an der Bünd­
nistreue war nun keine Rede mehr. 

Der zweite Begriff, unter dem sich die niederländische Sorge 
fassen läßt, lautet ,Weimar*. Er stand für die Ungewißheit über die 
Zukunft der deutschen Demokratie. Ebenso wie bei der Wahr­
nehmung der nationalen Frage gilt auch hier, daß die Besorgtheit 
erst in den sechziger Jahren allmählich abnahm und das Jahr 1969 
einen Wendepunkt darstellte. Die Bundestagswahlen und der 
Regierungswechsel dieses Jahres führten zu den ersten wirklich 
positiven Kommentaren über die deutsche Demokratie und durch­
brachen die bis dahin vorhandene Skepsis. Allerdings zeigte sich 
einige Jahre später in der Aufregung linker Niederländer über den 
Radikalenerlaß und die deutsche Antiterrorpolitik, daß dieses 
Vertrauen bei einem Teil der niederländischen Bevölkerung noch 
leicht zu untergraben war. Nachdem der RAF-Terror zurückge­
gangen war und die Deutschen bei den sogenannten ,Berufsverbo­
ten* Korrekturen vorgenommen hatten, rief die Zukunft der deut­
schen Demokratie in den achtziger Jahren keine grundlegenden 
Sorgen mehr hervor. Dies galt auch, als das wiedervereinigte 
Deutschland in den frühen neunziger Jahren mit Anschlägen auf 
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Ausländer konfrontiert wurde. Selbstverständlich machte man sich 
in dieser Phase Sorgen über die rechtsextremistische Gewalt, aber 
diese Sorgen implizierten keinen Zweifel an der soliden Veranke­
rung der deutschen Demokratie. Anstelle von Vorurteilen oder 
historisch negativen Deutschlandbildern herrschte das Bewußtsein 
vor, daß Deutschland mit einem allgemeinen westlichen Problem 
kämpfte. 

Bis in die sechziger Jahre wurde das niederländische Wahrneh­
mungsmuster des Mißtrauens und der Wachsamkeit von einem 
weit verbreiteten, sehr generalisierenden Bild ,der* Deutschen als 
politisch »unreif* und ,unausgeglichen* komplettiert. Aus deut­
scher Perspektive lag es dementsprechend nahe, die Niederlande 
als »Problemgebiet* zu betrachten. Die deutsche Hoffnung, mit der 
fortschreitenden Integration der Bundesrepublik und dem wach­
senden zeitlichen Abstand werde sich auch die politisch-psycholo­
gische Beziehung verbessern, wurde enttäuscht. Es stellte sich 
heraus, daß die Normalisierung auf dieser Ebene kein allmählicher 
Prozeß war, sondern daß sie eine launische Entwicklung mit Fort­
schritten und Rückschlägen zeigte. In den fünfziger Jahren hatten 
die funktionale Annäherungspolitik Den Haags und das Bedürfnis 
vieler Niederländer, den Blick nach vorn zu richten, zu einem 
Klima geführt, in dem man Deutschland in politisch-psychologi­
scher Hinsicht den Rücken zukehrte. In dieser Atmosphäre waren 
antideutsche Gefühle für viele selbstverständlich, aber kollektive 
Emotionen waren kaum zum Ausdruck gekommen. Dies änderte 
sich in den sechziger Jahren unter dem Einfluß unterschiedlicher 
Faktoren: Wiederauflebende Erinnerungen an die Kriegsjahre und 
die Suche nach neuen politisch-moralischen Maßstäben, die sich an 
dem scheinbar eindeutigen Gegensatz von Gut und Böse aus der 
Besatzungszeit orientierte, steigerten die Sensibilität gegenüber 
dem ehemaligen Feind. Die disziplinierende Wirkung des Kalten 
Kriegs und des Antikommunismus ging zurück, und auch dies trug 
dazu bei, daß antideutsche Gefühle leichter als in den fünfziger 
Jahren geäußert wurden. Außerdem begann der Nachkriegskon­
sens über die Außenpolitik Risse zu zeigen. Manche entdeckten in 
der DDR das »bessere* Deutschland, während in der Bundesre­
publik angeblich »revanchistische Kräfte* und personelle Kontinui­
tät zum Dritten Reich das Bild beherrschten. Andere machten sich 
große Sorgen über die deutsch-französische Umarmung unter 
Führung Adenauers und de Gaulles, waren angesichts des wachsen­
den westdeutschen Selbstbewußtseins beunruhigt und blickten 
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skeptisch auf die sich anbahnende Entspannung. Was würde unter 
diesen Umständen von dem euro-atlantischen Bauwerk der fünfzi­
ger Jahre übrigbleiben? Was bedeutete dies für die Berechenbarkeit 
der Bundesrepublik, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der west­
deutschen Enttäuschung über die ungelöste nationale Frage? Kurz 
gesagt, auf vielen Ebenen und bei unterschiedlichen Gruppen 
wuchs in den sechziger Jahren die Sensibilität gegenüber Deutsch­
land und den Deutschen. Die Heftigkeit der antideutschen Gefühle 
in der Mitte der sechziger Jahre (königliche Hochzeit, Affäre von 
Kielmansegg) riefen sogar den Eindruck eines emotionalen Nach­
holbedarfs hervor, an der auch jüngere Generationen nachdrück­
lich teilnahmen. Ende der sechziger Jahre ebbte diese Welle ab. 
Mit der Wahl der »guten* Deutschen Heinemann zum Bundesprä­
sidenten und Brandt zum Bundeskanzler im Jahre 1969 begann 
Westdeutschland so auszusehen, wie viele Niederländer es sich 
wünschten: Ihr schuldbewußter Umgang mit der deutschen NS-
Vergangenheit, die zugehörigen moralischen Gesten in den Aus­
landsbeziehungen, die Annäherung an Mittel- und Osteuropa 
sowie die innere Reformpolitik ermöglichten vielen Niederlän­
dern, beinahe ein Vierteljahrhundert nach dem Ende des Krieges 
auch psychologisch mit Deutschland Frieden zu schließen. Der 
Staatsbesuch Heinemanns in den Niederlanden stellte eine etwas 
späte Krönung der Generalbereinigung dar, aber für den Durch­
bruch in der politisch-psychologischen Beziehung kam er im rich­
tigen Moment. 

So wichtig das Jahr 1969 für die Verbesserung der politisch­
psychologischen Beziehung auch war, so hatte die Normalisierung 
auf dieser Ebene selbstverständlich viel früher begonnen. Bereits 
1945 hatten kleine Gruppen aus kirchlichen und politischen Krei­
sen dafür plädiert und den Kontakt zu Gleichgesinnten in 
Deutschland gesucht. Diese Initiativen waren sogar so zahlreich, 
daß 1947/48 die ,Coördinatie Commissie voor Culturele Betrek-
kingen met Duitsland* (CCCD) gegründet wurde, die sehr aktiv 
war und - wenn auch nicht ohne einen moralisierenden niederlän­
dischen Zeigefinger (Umerziehung) - nützliche Arbeit leistete. 
Umfrageergebnisse aus den ersten beiden Nachkriegsjahrzehnten 
belegen außerdem, daß die Zahl der Niederländer, die dem deut­
schen Volk »freundlich* gesinnt waren, rasch zunahm. Obwohl 
man daraus keine weitreichenden Schlüsse über eine Verbesserung 
des politisch-psychologischen Verhältnisses ziehen kann, ist doch 
festzuhalten, daß der Begriff »antideutsch* zu undifferenziert ist, 
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um die vielen verschiedenen niederländischen Deutschlandbilder 
bis zum Ende der sechziger Jahre zu charakterisieren. Es gab eine 
Skala der Wahrnehmungsmuster, innerhalb der die Bereitschaft 
zur Nuancierung - abhängig von dem biographischen, sozialen, 
politischen und geographischen Hintergrund des Betrachters -
mehr oder weniger zunahm. Ergebnisse von Meinungsumfragen 
aus den frühen sechziger Jahren belegen die Notwendigkeit einer 
solchen Differenzierung. Sie führten zu dem Schluß, daß Deutsch­
land und die Deutschen nicht zu wenig Freunde in den Nieder­
landen hatten, sondern daß diese nur nicht zu den meinungsma-
chenden Gruppen gehörten. Diese Feststellung bestätigte sich 
während der emotionalen Ausbrüche Mitte der sechziger Jahre. 
Obwohl die Emotionen wegen der Hochzeit der Thronfolgerin 
anfänglich weite Kreise erfaßten, schränkte sich der Protest im 
Laufe der Jahre 1965/66 vor allem auf den linken Flügel der mei­
nungsbildenden Elite ein. Auch den Widerstand gegen den deut­
schen NATO-General von Kielmansegg trugen vor allem die linke 
Seite des politischen Spektrums sowie wichtige Tages- und 
Wochenzeitungen wie Het Vrije Volk, Het Parool, Vrij Nederland 
und De Groene Amsterdammer. 

Die Differenzierung im Deutschlandbild bedeutete aber auch, 
daß in den sechziger Jahren der Freiraum für positivere Deutsch­
landbilder wuchs. Die mit den Begriffen »Weimar* und ,Rapallo* 
verbundene Furcht verlor an Bedeutung, und auch die Neigung, 
generalisierend von ,den' Deutschen zu sprechen, nahm ab. Daß 
eine solche Nuancierung möglich wurde, war nicht nur eine Folge 
der erwiesenen innen- und außenpolitischen Stabilität der Bundes­
republik. Eine Rolle spielte auch, daß sich die SPD unter Führung 
von Willy Brandt seit 1959/60 zu einer echten attraktiven politi­
schen Alternative entwickelte. Unabhängig von parteipolitischen 
Sympathien sahen viele Niederländer in der Person Brandts, in der 
Haltung der SPD in der Spiegel-Affäre und in den SPD-Forderun­
gen nach mehr Realismus in der deutschen Frage Lichtblicke für 
die Entwicklung der Bundesrepublik. 

Damit bestanden auf der politisch-psychologischen Ebene in 
den sechziger Jahren zwei entgegengesetzte Tendenzen. Einerseits 
war man zunehmend bereit, die aus dem Krieg stammenden 
Deutschlandbilder zu nuancieren. Andererseits wurden antideut­
sche Gefühle stärker als in den fünfziger Jahren zum Ausdruck 
gebracht. Es überrascht nicht, daß letztere mehr Aufmerksamkeit 
erregten als der unspektakuläre Prozeß der ebenfalls stattfindenden 

431 



Teil 4 Die Niederlande und Deutschland 1945-1995 

allmählichen politisch-psychologischen Normalisierung. Deshalb 
besteht die Gefahr, den antideutschen Gefühlen der sechziger 
Jahre mehr Gewicht zuzuerkennen, als sie tatsächlich verdienen. 
Zweifellos waren die sechziger Jahre ein schwieriges Jahrzehnt in 
der politisch-psychologischen Beziehung, und der niederländische 
Seismograph reagierte verschiedene Male äußerst sensibel, aber der 
Durchbruch von 1969 war im politisch-psychologischen Verhält­
nis nur möglich, weil das Vertrauen in den deutschen Bündnispart­
ner in den Jahren zuvor bereits gewachsen war. 

Es kennzeichnet die ,schichtweise* Normalisierung, daß die 
Bildformung über Deutschland und die Deutschen mit der An­
näherungspolitik auf der ökonomischen, euro-atlantischen und 
später auch bilateral-politischen Ebene nicht Schritt hielt. Dies 
führt zu der Frage nach der Beziehung zwischen Bildformung und 
Politik. Außerdem ist von Bedeutung, ob sich die Bildformung auf 
der Ebene der Politik von der öffentlichen Meinung unterschied, 
und ob die öffentliche Meinung eine Rolle in der niederländischen 
Deutschlandpolitik spielte. Blickt man zuerst auf die Normalisie­
rung der Wirtschaftsbeziehungen in den ersten Nachkriegsjahren, 
fallen die erheblichen Unterschiede zwischen Bildformung und 
Politik auf. Dies galt nicht nur für die Regierung, das Parlament 
und die Beamtenschaft, sondern auch für die große Mehrheit der 
Bevölkerung. Man war sich darin einig, daß der Handel und die 
Wiederaufnahme der Wirtschaftsbeziehungen von vitaler Bedeu­
tung für den eigenen Wiederaufbau waren, und antideutsche Ge­
fühle stellten keinerlei Hindernis für die Normalisierung auf dieser 
Ebene dar. Allerdings stellte sich die Frage, ob von einem Wieder­
aufbau Deutschlands - der schließlich für die Wiederherstellung 
der Wirtschaftsbeziehungen notwendig war - nicht erneut eine 
deutsche Bedrohung ausgehen könnte, aber dieses Dilemma wurde 
gelöst, indem man die Integration der Bundesrepublik in den 
Westen anstrebte. Dieselbe Argumentation bestimmte die Diskus­
sion über die deutsche Wiederbewaffnung. Verständlicherweise 
spielte hier das Mißtrauen gegenüber Deutschland und den Deut­
schen eine wichtige Rolle, und die Abneigung gegen eine Wie­
derbewaffnung war erheblich. Aber mit dem vernünftigen Be­
wußtsein, Deutschland im Kalten Krieg zu brauchen, wurden diese 
gefühlsmäßigen Widerstände überwunden, wobei die Meinungs­
bildung auf der politischen Ebene und in der Öffentlichkeit wieder 
weitgehend übereinstimmten. Ohne Vorbehalte war diese Zu­
stimmung zur deutschen Wiederbewaffnung jedoch nicht, und 
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negative Deutschlandbilder prägten die niederländische Haltung 
mit: Die Bestrebung, Amerikaner und Briten in die europäische 
Sicherheit einzubeziehen, und die spätere resolute Ablehnung der 
deutschen Atombewaffnung verdeutlichen, daß das Mißtrauen 
nicht verschwand und stets nach Sicherheitsmechanismen gesucht 
wurde, um eine neue deutsche Gefahr zu verhindern. 

Ein eindeutiger Zusammenhang zwischen Bildformung und 
Politik läßt sich bei dem niederländischen Plädoyer für die positive 
Integration der Bundesrepublik in die europäisch-atlantische Zu­
sammenarbeit und bei der Unterstützung für die deutsche Einheit 
feststellen. Die Bundesrepublik sollte nicht nur an den Westen 
gebunden, sondern auch für den Westen gewonnen werden. Ge­
schähe dies nicht und bekämen die »labilen* und »politisch unrei­
fen' Deutschen den Eindruck, nur Partner zweiter Klasse zu sein, 
hätten antiwestliche Gefühle angefacht werden können, wodurch 
die Integration in Gefahr geraten konnte. Deswegen traten die 
Niederlande in den frühen fünfziger Jahren wiederholt für eine 
großzügige Behandlung des westdeutschen Staates auf dem Weg zu 
einer gleichberechtigten Stellung im Bündnis ein. Auch die nieder­
ländische Haltung in der Wiedervereinigungsfrage paßte zu dieser 
Massage der ,labilen* deutschen Seele. Bis in die sechziger Jahre 
stand Den Haag auf dem Standpunkt, daß sich der Westen nicht 
nur verbal zum Ziel der deutschen Vereinigung bekennen durfte, 
sondern auch in der Praxis danach streben mußte. Die Bundesre­
publik werde nur dann ein zuverlässiger Partner, wenn die Deut­
schen überzeugt seien, daß Moskau und nicht der Westen eine 
Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit blockierte. Mit ande­
ren Worten: Um der unterstellten deutschen Neigung zur Unbere­
chenbarkeit im Ost-West-Verhältnis gegenzusteuern, mußte man 
immer betonen, daß deutsche nationale Interessen im Westen in 
guten Händen waren. Auch die Medien vertraten diesen Stand­
punkt. Die breitere Öffentlichkeit interessierte sich allerdings 
wenig für die psychologischen Feinheiten der niederländischen 
Deutschlandpolitik, unterstützte aber bis in die Mitte der sechzi­
ger Jahre mit großer Mehrheit das deutsche Wiedervereinigungs­
streben. 

Auch in der bilateralen politischen Normalisierung gab es 
einen deutlichen Zusammenhang zwischen Bildformung und Poli­
tik. Schließlich wurde die niederländische Schroffheit in den Ver­
handlungen durch die negative Beurteilung der deutschen Haltung 
erheblich gesteigert. Gelegentlich kritisierte jemand auf Ministeri-
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alebene die mangelnde Haager Geschmeidigkeit, aber Außenmini­
ster Luns und seine Kollegen im Kabinett hielten an dem einge­
schlagenen Kurs lange fest, und darüber bestand in den Nieder­
landen ein breiter Konsens. Zwar ließ Luns in den Verhandlungen 
über die Generalbereinigung seine deutschen Gesprächspartner 
wiederholt wissen, sie müßten mehr Entgegenkommen zeigen, 
weil er sonst das Ergebnis nicht durch das Parlament bringen und 
ein Sturm der Entrüstung in der Öffentlichkeit losbrechen werde, 
aber das bedeutete keineswegs, daß sich Luns unter innenpoliti­
schen Druck gesetzt fühlte. Solche Argumente gehörten zu seiner 
Verhandlungstaktik, und nichts weist darauf hin, daß Luns selbst 
und das Kabinett zu einer entgegenkommenderen Haltung bereit 
gewesen wären. 

Das oben Gesagte macht deutlich, daß es in der Bildformung 
über Deutschland und die Deutschen bis in die frühen sechziger 
Jahre keine großen Unterschiede zwischen der politischen und 
ministeriellen Ebene einerseits und der Öffentlichkeit andererseits 
gab. Über die Politik gegenüber der Bundesrepublik hatte ein 
allgemeiner Konsens bestanden, der nur durch Kritik der Kommu­
nisten und kleiner linksorientierter Gruppen durchbrochen wur­
de. Zwar hatte man im Außenministerium wiederholt die Sorge 
geäußert, daß diese Politik bei einem größeren Teil der Öffentlich­
keit unter Beschuß geraten könnte, aber dazu war es nie gekom­
men. Erst Mitte der sechziger Jahre veränderte sich dies, und nun 
wurde die Öffentlichkeit zu einem Faktor in der Haager Deutsch­
landpolitik. Als Beispiel sei die abwehrende niederländische Re­
aktion auf die deutschen Anfragen wegen eines Staatsbesuchs von 
Bundespräsident Lübke genannt. Obwohl auch die Führung des 
Außenministeriums und das Kabinett selbst wenig Lust auf einen 
solchen Besuch verspürten, führte vor allem die Furcht vor Protest 
in der Bevölkerung zu den niederländischen Ablehnungen. Als 
Den Haag 1969 nach der Wahl Heinemanns zum Bundespräsiden­
ten einem deutschen Staatsbesuch doch zustimmte, ging man bei 
dessen Vorbereitung äußerst vorsichtig vor und unternahm alles, 
um die öffentlichen Reaktionen in die richtigen Bahnen zu lenken: 
kein Besuch im Gedenkjahr 1970, intensive Einbeziehung von 
Kriegsopfern in die Programmplanung und offizielle Betonung der 
Versöhnung. 

Außerdem kam es seit den sechziger Jahren wiederholt zu 
Zusammenstößen zwischen der politischen Ebene und einem Teil 
der öffentlichen Meinung sowie zu Spannungen auf der partei-
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politischen Ebene, die sich auch auf die bilaterale Beziehung aus­
wirkten. Die Plädoyers für eine Anerkennung der DDR, die aus 
der PvdA, D66 und der PSP erklangen, beeinflußten zwar nicht 
die Regierungspolitik, zeigten aber, daß die Zeit des Konsenses 
über die Haltung gegenüber Deutschland vorbei war. Dies wurde 
1966 anläßlich der Aufregung über die Berufung von General von 
Kielmansegg als Oberbefehlshaber von AFCENT nach Brunssum 
und der Drohung der PvdA mit einer Regierungskrise wegen die­
ser Angelegenheit noch deutlicher. In der zweiten Hälfte der sieb­
ziger Jahre lebte im linken Spektrum der Niederlande die Allergie 
gegen die Bundesrepublik wieder auf, als sie wegen der ,Berufs­
verbote* und der Antiterrorpolitik in die Kritik geriet. Auch ein 
großer Teil der PvdA-Anhängerschaft sowie Teile der Parteifüh­
rung gehörten zu diesen Kritikern. Dies forderte von der sozialde­
mokratisch geführten Regierung den Uyl (1973-1977) einen Ba­
lanceakt. Allerdings gelang es dem Ministerpräsidenten und seinem 
Außenminister van der Stoel nicht, die eigene Partei im Zaum zu 
halten und eine Verschlechterung der Beziehung zur deutschen 
Schwesterpartei und der Regierung Schmidt zu verhindern. Auch 
nachdem die PvdA 1977 auf die Oppositionsbänke wechseln muß­
te, blieb sie innerhalb und außerhalb des Parlaments ein Sprach­
rohr der kritischen öffentlichen Meinung. Die Teilnahme von 
Mitgliedern der Parteileitung am Dritten Internationalen Russell-
Tribunal zur Situation der Menschenrechte in der Bundesrepublik 
1979 und parlamentarische Anfragen aus derselben Zeit zur deut­
schen Innenpolitik lassen dies gut erkennen. Die oben genannten 
Beispiele verdeutlichen, daß seit den sechziger Jahren in der Bezie­
hung zwischen Bildformung und Politik nicht so sehr von einem 
Graben zwischen der politischen Ebene einerseits und der Öffent­
lichkeit andererseits die Rede sein konnte, sondern daß man eher 
von einer großen Sensibilität hinsichtlich Deutschlands auf der 
Linken und einer viel entspannteren Wahrnehmung in der politi­
schen Mitte und auf der Rechten sprechen muß. 

So dauerte auch nach 1969 bei vielen Niederländern eine Unter­
strömung ambivalenter und kritischer Gefühle gegenüber Deutsch­
land fort, die je nach der politischen Entwicklung in der Bundesre­
publik selbst zum Ausdruck kamen. Es stellt sich allerdings die 
Frage, ob die Erinnerungen an die Besatzungszeit dabei noch im­
mer eine so zentrale Rolle wie in den fünfziger und sechziger 
Jahren spielten. Umfrageergebnisse aus den siebziger und achtziger 
Jahren weisen zweifellos in Richtung auf eine weitgehende Norma-
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lisierung auf der politisch-psychologischen Ebene. Gewiß zog die 
NS-Vergangenheit in den achtziger Jahren mit den vielen ,runden* 
Gedenktagen wieder mehr Aufmerksamkeit auf sich. Vor allem 
1984 (vierzigster Jahrestag der alliierten Landung in der Norman-
die), 1985 (vierzigster Jahrestag der Befreiung) und 1988 (fünfzig­
ster Jahrestag der sogenannten ,Reichskristallnacht*) wurde in der 
Bundesrepublik und im Ausland der deutsche Umgang mit der NS-
Vergangenheit kontrovers diskutiert. Über dieses Thema brach 
1986 der ,Historikerstreit* aus, der auch Befürchtungen weckte, in 
Deutschland könnte sich ein historisches und politisches Bewußt­
sein entwickeln, in dem die Vergangenheit des Nationalsozialismus 
keine große Rolle mehr spielte. Die polarisierte Zweiteilung, die in 
diesen Jahren in Deutschland zwischen den konservativen »Revisio­
nisten* und den eher links orientierten ,wahren Hütern* des bela­
stenden historischen Erbes zu entstehen schien, färbte auch auf die 
niederländische Bildformung ab und spiegelte das alte Wahrneh­
mungsmuster der ,guten* und ,bösen* Deutschen wider. So beein­
flußte die Besatzungszeit weiterhin das niederländische Bild 
Deutschlands und der Deutschen, aber die These ist gerechtfertigt, 
daß zur Erklärung der niederländischen Ambivalenz und Empfind­
lichkeit inzwischen andere Faktoren wichtiger geworden waren. 
Dies zeigte sich z.B. in den frühen neunziger Jahren, als nach der 
deutschen Vereinigung die politisch-psychologische Beziehung 
unter Druck geriet. Erinnerungen an die Besatzungszeit spielten 
im Hintergrund sicher mit, aber die niederländische Sensibilität 
hatte einen anderen Grund: Unsicherheit über die Stellung und die 
Selbständigkeit der Niederlande neben einem potentiell stärker 
werdenden Deutschland, das mühsam auf der Suche nach einer 
neuen Rolle in einem sich verändernden Europa war. Es war diese 
Unsicherheit - noch verstärkt durch die inneren Probleme 
Deutschlands (u.a. Gewalt gegen Ausländer) -, die auf der nieder­
ländischen Seite zu erhöhter Sensibilität führte. 

Mit der Sorge um die Erhaltung der nationalen Selbständigkeit 
und Identität rückt eine strukturelle Quelle für Spannungen im 
deutsch-niederländischen Verhältnis ins Blickfeld, die viel weiter 
zurückreicht als das halbe Jahrhundert, das seit 1945 verstrichen 
ist. Sie wurzelt in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und ist 
seit der Gründung des Deutschen Kaiserreichs 1871 aus den 
deutsch-niederländischen Beziehungen nicht mehr wegzudenken. 
Mit der Vollendung der deutschen Einheit in diesem Jahr grenzten 
die Niederlande an eine Großmacht, zu der sich schon bald enge 
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wirtschaftliche Bindungen entwickelten, die für die niederlän­
dische ökonomische Modernisierung große Bedeutung hatten.6 

Infolgedessen kam es zu einer starken wirtschaftlichen Orientie­
rung auf Deutschland, die auch in Kultur und Wissenschaft deutli­
che Spuren hinterließ. Es konnte nicht überraschen, daß diese zu­
nehmende Verwobenheit zu ambivalenten Gefühlen auf niederlän­
discher Seite führte: Einerseits erkannte man, daß man Deutsch­
land für die eigene Modernisierung nötig hatte, andererseits gab es 
angesichts der wachsenden Abhängigkeit und aus Angst vor dem 
Verlust nationaler Selbständigkeit das Bedürfnis, Deutschland auf 
Abstand zu halten.7 Zweifellos erreichte dieses Bewußtsein nieder­
ländischer Verwundbarkeit in den Jahren zwischen 1940 und 1945 
einen dramatischen Höhepunkt, und es ist naheliegend, daß sich 
die Erinnerungen daran in den Nachkriegsjahrzehnten mit dieser 
viel älteren Ambivalenz vermischten. Aber auch ohne die Erfah­
rungen des Zweiten Weltkriegs wäre das deutsch-niederländische 
Verhältnis durch eine besondere Empfindlichkeit gekennzeichnet: 
Die strukturelle Quelle für Spannungen liegt in dem Gegensatz 
zwischen einem großen und einem kleinen Land, die als Nachbarn 
vielfältig eng miteinander verbunden sind. Bei dem kleineren Land 
ruft diese Verwobenheit Abhängigkeitsgefühle hervor, die immer 
wieder zu dem Bedürfnis führen, sich von dem großen und mächti­
gen Nachbarn zu distanzieren und die nationale Eigenart zu be­
tonen. 

Diese Quelle der Spannungen wird auch durch die verschie­
denen historischen Wurzeln der niederländischen und der deut­
schen politischen Kultur gespeist. Zweifellos hat sich in West­
europa seit 1945 im Bereich der politischen Kultur ein Prozeß der 
wechselseitigen Annäherung vollzogen, aber die Niederlande und 
die Bundesrepublik haben wie alle europäischen Demokratien 
einen eigenen Charakter und unterscheiden sich in politisch-kultu­
reller Hinsicht. Um diese Unterschiede zu verstehen, ist es eben­
falls notwendig, in der Geschichte weiter als bis zu den Jahren 
1940-45 zurückzugehen: Der völlig andere Verlauf der Staats- und 
Nationsbildung begünstigte in den Niederlanden bürgerlichen 
Republikanismus, religiösen Pluralismus, pragmatische Toleranz 
und Egalitarismus und führte in Deutschland zu fürstlich-abso­
lutistischen und etatistischen Traditionen.8 Während die Nieder­
lande früh eine Nation wurden, in der sich die Modernisierung seit 
dem 19. Jahrhundert allmählich und ohne große politische Er­
schütterungen vollzog, hat sich in Deutschland die Nationsbildung 
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seit 1871 innerhalb eines relativ kurzen Zeitraums mit großen 
politischen Erdbeben vollzogen. Es geht über den Rahmen der 
vorliegenden Studie hinaus, auf diese historischen Unterschiede 
zwischen den Niederlanden und Deutschland einzugehen, aber 
ihre Kenntnis ist wichtig, um heutige Gegensätze und gegenseitiges 
Unverständnis im deutsch-niederländischen Verhältnis zu erklä­
ren. Dies gilt um so mehr, da in den Niederlanden die Neigung 
besteht, die eigene Identität auch in Kontrast zu Deutschland zu 
suchen. Dadurch erfüllen die Betonung und Kultivierung von 
Unterschieden in der politischen Kultur eine wichtige Funktion 
bei der Demonstration nationaler Eigenart. Zu Recht hat der 
Groninger Historiker Frits Boterman kürzlich dazu aufgerufen, 
die deutsch-niederländischen Beziehungen von 1800 bis 1940 stär­
ker zu untersuchen - nicht, um die Bedeutung des Zweiten Welt­
kriegs für die Beziehungen der Nachkriegszeit zu verdrängen, 
sondern um die älteren bilateralen Linien und Muster sichtbar zu 
machen.9 Folgt man diesem Plädoyer, könnte sich deutlicher zei­
gen, daß die niederländische Sensibilität gegenüber Deutschland 
und den Deutschen über die Jahre 1940-45 hinaus viel älter ist und 
es in den bilateralen Beziehungen ein strukturelles Spannungsfeld 
gibt, das auch in Zukunft berücksichtigt werden muß. Diese Fest­
stellung ist keine fatalistische Äußerung oder ein Freibrief für die 
Kultivierung psychologischer Distanz gegenüber Deutschland, im 
Gegenteil: Es geht darum, daß auf beiden Seiten der Grenze die 
Einsicht wächst, daß niederländische Ambivalenz und Sensibilität 
zu dem normalen Muster dieser Beziehung gehören, auch wenn 
Erinnerungen an die Besatzungszeit hin und wieder darin durch­
scheinen. 
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Beim Zustandekommen dieses Buches habe ich von verschiedenen 
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möchte. An erster Stelle gilt mein Dank Ton van Zeeland, Peter 
van Velzen und Hans den Hollander vom Außenministerium in 
Den Haag, die mir beim Zugang zu umfangreichen Archivbestän­
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9. Vgl. auch RENCKSTORF, Nederlanders over Duitsers, S. 1 lff.; P. DEK-
KER, Duitsers en Nederlanders vergeleken: nationale identiteit en interna-
tionaal vertrouwen in breder verband, Paper voor het Politicologenet-
maal 1997, S. 19. 

10. Der Mittelwert betrug 4,91 auf einer Skala von 1 bis 8 (1 = am sym­
pathischsten von acht Völkern; 8 = am unsympathischsten). Für Ju­
gendliche zwischen 16 und 20 Jahren lag der Mittelwert mit 4,93 
kaum höher; vgl. J.P. VAN OUDENHOVEN, Nederlanders over Duit­
sers: Enkele empirische gegevens, Rijksuniversiteit Groningen, Februar 
1997, S. 26-27. 

11. Bureau Inter/View, Projekt Nr. 04234, Mai 1995. 
12. BuZa, Code 9, Blök IV, Inv.nr. 0197, 911.31, Dld. W.y Politieke ver-
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Blök 4, 911.31, W.Dld, Politieke verhoudingen en partijen, Dl. XI, 
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29. Vgl. den Vortrag des PvdA-Vorsitzenden van den Heuvel auf der 

Konferenz Duitsland weer een probleemf, organisiert von der »Wiardi 
Beckman Stichting' (WBS) der PvdA, 11. November 1978, Bericht S. 
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40. Duitse democratie, in: NRC Handelsblad, 7.9.1977. 

487 



Anbang 

41. Vgl. HESS/WIELENGA, Pers, S. 38ff. 
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68. RIJKSVOORLICHTINGSDIENST, Ansprache von Königin Beatrix wäh­
rend der Gedenkversammlung im Ridderzaal, 5. Mai 1995. 

69. Vgl. die Ergebnisse dieses Symposiums: NATIONAAL COMITE 4 EN 5 
MEI, INSTITUUT CLINGENDAEL (Hrsg.), Ideaal en identiteit. Een 
nieuwe zoektocht na 50jaar vrijheid, Den Haag 1995. 

70. Kok maakt het weer goed met Duitsland, in: Trouw, 27.10.1994; vgl. S. 
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